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„„WWeeggzzeeiicchheenn""
Die Lehm-Beton-Stele steht in Steinförde, Landkreis Oberhavel. Sie gehört zu dem Pro-
jekt "Wegzeichen". Der Berliner Künstler Wolf Leo erarbeitete 1997 gemeinsam mit
Jugendlichen aus der Region entlang der Strecke des Todesmarsches aus dem Konzen-
trationslager Ravensbrück solche fragilen künstlerischen Gedenkzeichen, die - der Witte-
rung ausgesetzt - sich mit der Zeit verändern wie die Erinnerung selbst. Foto: Wolf Leo



EEiinnlleeiittuunngg

„Wer sich der eigenen verschütteten Vergangenheit zu nähern trachtet, muss sich
verhalten wie ein Mann, der gräbt. Das bestimmt den Ton, die Haltung echter Er-
innerung. Sie dürfen sich nicht scheuen, immer wieder auf einen und denselben
Sachverhalt zurückzukommen; ihn auszustreuen wie man Erde ausstreut, ihn umzu-
wühlen wie man Erdreich umwühlt.“

Walter Benjamin

Politische Denkmäler sind Ausdruck einer kollektiven Erinnerung. Sowohl die For-
mensprache als auch die Sicht auf den Gegenstand des Erinnerns unterliegen dem
historischen Wandel. Besonders nach politischen Umbrüchen zeigt sich das deutlich
in der Beseitigung von Gedenkzeichen, in zahlreichen Neusetzungen und Umwid-
mungen, begleitet von mehr oder weniger öffentlichen Auseinandersetzungen.
Erinnerung, die einmal da war, kann unter bestimmten gesellschaftlichen Bedingun-
gen erlöschen, Gedenkzeichen können dann unverständlich werden. 

Politische Gedenkzeichen - das können klassische Denkmäler sein, Figuren
oder Figurengruppen, künstlerisch gestaltete Skulpturen oder mit Inschriften verse-
hene Gedenksteine oder Gedenkmauern. Politische Gedenkzeichen können Mahn-
male sein oder Inschriftentafeln, die an Personen, historische Ereignisse oder be-
stimmte Themen erinnern und sie gleichzeitig immer interpretieren. Auch bauliche
Denkmale können politische Gedenkzeichen sein, auch Grabsteine, gerade diese. In
Brandenburgs Erde liegen ungezählte Opfer der Kriege, liegen KZ-Häftlinge und
Zwangsarbeiter aus allen Ländern Europas. Die wenigsten haben einen eigenen
Grabstein, aber jeder dieser Grabsteine ist ein politisches Gedenkzeichen, weil der
Zusammenhang, der das Grab nötig machte, ein politischer ist.

Aber ein Denkmal kann nur die Erinnerung ausdrücken, die da ist. Traumatisch
betäubte oder selektive, ungenaue Erinnerung führt zu ungenauen, unverbindlich-
en Denkmälern. Es gibt Denkmäler, die eher Verdrängung und Vergessen bezeugen
als Erinnerung. Denkmäler können auch Zeichen einer ideologisierten Erinnerung
sein, sie können authentische Erinnerung sogar auslöschen oder überdecken, an-
statt sie festzuhalten. Aber sie können umgekehrt auch dazu beitragen, verlorene
Erinnerung zurückzuholen.
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Das Land Brandenburg mit seiner wechselvollen Geschichte ist voller Gedenkzeic-
hen aus unterschiedlichen Zeiten. Sie stehen manchmal, im wörtlichen Sinne, auf
den Fundamenten eines früheren Gedenkens. Die verschiedenen Schichten der
Erinnerung überlagern, durchdringen einander. Neben der Botschaft, die von den
Denkmalsetzern beabsichtigt wurde, trägt ein politisches Gedenkzeichen noch an-
dere Botschaften, die nur lesbar sind, wenn man die Geschichte des Denkmals
selbst, den Ort und die Beziehung zu anderen, auch verschwundenen oder unver-
ständlich gewordenen, Denkmälern kennt.

Ich habe, vor allem im Jahre 2000, in Brandenburg recherchiert, habe auf
Dorffriedhöfen und Stadtplätzen, in abgelegenen Waldstücken, in repräsentativen
Gedenkanlagen, vor Rathäusern und an versteckten Plätzen politische Denkmäler
aufgesucht und versucht, ihre Botschaft zu entschlüsseln. In Stadtarchiven und im
Landesamt für Denkmalpflege, bei den Denkmalsbehörden und in Friedhofsver-
waltungen, in den Heimatmuseen, in Bürgermeisterämtern und manchmal auf der
Straße oder in einem Bushäuschen habe ich etwas über die Hintergründe der Denk-
mäler, auch über die verschwundenen, erfahren.

Darüber, über die kleinen, manchmal nur örtlich bedeutenden Zeichen der Er-
innerung, über die Auseinandersetzung mit der Geschichte hinter den Denkmälern,
möchte ich hier berichten. Die großen Brandenburgischen Gedenkstätten an den
Orten der ehemaligen Konzentrationslager Ravensbrück und Sachsenhausen und
des Zuchthauses Brandenburg sind hier nicht Gegenstand der Betrachtung, son-
dern eben die vielen kleinen „Denkmäler politischer Geschichte“, wie sie auf den
Denkmalslisten genannt werden. Manche allerdings stehen auf gar keiner Liste. Es
wird Wiederholungen geben, denn die einzelnen Denkmalsgruppen sind nicht so
scharf voneinander abzugrenzen.

Denkmäler für „Opfer des Faschismus“ sind oft auch Denkmäler für jüdische
Geschichte, Gedenkzeichen für Zwangsarbeiter sind manchmal beides. Aktuelle
Gedenkzeichen einer Bürgerinitiative, die einem gegenwärtigen Anliegen gelten
(wie die Mahnsäulen der FREIen HEIDe gegen das Bombodrom) können auf ge-
schichtliche  Zusammenhänge verweisen und eine Gedenkstätte für Tote des 2.
Weltkriegs sein.

Es wird also Wiederholungen geben – Benjamin sagte, man dürfe sich nicht
scheuen, immer wieder auf einen und denselben Sachverhalt zurückzukommen –
und es wird Leerstellen geben. Ich sage hier kaum etwas über die sowjetischen Sol-
datenfriedhöfe im Land Brandenburg, obwohl jeder einzelne ein Denkmal ist, des-
sen Geschichte es verdient, in ihren Zusammenhängen gesehen zu werden, ob-
wohl man gerade aus dem durchaus unterschiedlichen Umgang mit diesen Friedh-
öfen viel erfahren kann über deutsche Mentalität, über Einsichten und Verdrän-
gungsmechanismen, über Humanität und ihren Verlust. Ich sage im Folgenden
auch fast nichts über die deutschen Soldatenfriedhöfe, obwohl, wenn man nur die
zentrale Kriegsgräberstätte für die Toten der letzten Kriegstage betrachtet, den
Waldfriedhof in Halbe (Dahme-Spreewald), wenn man sich ansieht, wie die Toten
immer noch keine Ruhe finden, sondern von verschieden Gruppen benutzt wer-



den, um deren eigene ideologische Deutungsmacht zu stärken, wie der Friedhof,
statt ein Ort der Trauer und der Nachdenklichkeit zu sein, immer wieder als Ziel
jungvolkhafter Aufmärsche begehrt wird, dann scheint es, all die Fragen des Um-
gangs mit der Vergangenheit könnte man gerade hier, am Beispiel des Waldfried-
hofs Halbe, aufwerfen. Aber ich muss auf andere Veröffentlichungen verweisen, im
Falle von Halbe auf ein Buch der „Berlin-Brandenburgischen Geschichtswerkstatt“.

Auch den Kriegerdenkmälern, dem sich in seiner Form und Funktion wandeln-
den Totenkult, wird hier kaum Raum gegeben. Auch da muss ich auf bereits ver-
öffentlichte und auf im Entstehen begriffene wissenschaftliche Arbeiten verweisen. 
Wissenschaftler der Universität Potsdam sind dabei, alle Kriegerdenkmäler im Land
Brandenburg zu erfassen und zu kommentieren. 

Hier geht es um den mehr oder weniger reflektierten Umgang mit Denkmälern,
um das Spannungsfeld von Vergessen und Erinnern, um die Facetten einer sich
wandelnden Erinnerungskultur.
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GGeeddeennkkzzeeiicchheenn  ffüürr  PPrreeuußßiisscchh--BBrraannddeennbbuurrggiisscchhee  GGeesscchhiicchhttee  

Während, bis auf Ausnahmen, Gedenkzeichen für die Preußisch-Brandenburgische
Geschichte in der DDR vernachlässigt wurden, manchmal umgewidmet oder besei-
tigt oder durch Neusetzungen anderer Gedenkzeichen marginalisiert, erleben sie
seit der Wiedervereinigung neue gesellschaftliche Beachtung. Die verstärkte Hin-
wendung zur preußischen Geschichte in Brandenburg, bis 1945 eine der größten
preußischen Provinzen, ist eine Reflexion auf die jahrzehntelang unterdrückte und
einseitige Beschäftigung mit dieser Geschichte. Nachdem die DDR sich als historisch
kurzlebig erwies, wuchs auch das Bedürfnis, sich tiefer wurzelnder Traditionslinien
zu vergewissern. 

Dieses Bedürfnis drückt sich auch in der Wiederaneignung historischer Gedenk-
zeichen aus, wie sie in nahezu allen Orten Brandenburgs seit der deutschen Wieder-
vereinigung geschieht. Aus der Fülle von Beispielen sollen nur wenige genannt wer-
den: Am 20. Juni 1999 wurde durch den Oberbürgermeister der Stadt Brandenburg
der Hohenzollern-Gedenkstein wieder eingeweiht, der an die Belehnung des Hau-
ses Hohenzollern mit der Mark Brandenburg im Jahre 1412 erinnert und die Stelle
markieren soll, wo der Burggraf Friedrich von Nürnberg die Mark betrat. 

Der Historische Verein Brandenburg (Havel) hatte den 1945 zerstörten Hohen-
zollernstein nach der Wiedervereinigung gesucht, wieder aufgefunden und restau-
rieren lassen. 

In Hakenberg (Ostprignitz-Ruppin) wurde im Jahr 2000, anlässlich des 325.
Jahrestags der Schlacht bei Fehrbellin ein Monument für 500 000 Mark restauriert.
Es war von Wilhelm I. und dem Kronprinzen initiiert und 1879 fertiggestellt worden.
Das Denkmal war in Hakenberg und nicht in Fehrbellin aufgestellt worden, da sich
der Große Kurfürst während der Schlacht meistens im benachbarten Hakenberg
aufgehalten hatte. Bei Fehrbellin wurde das schwedische Heer durch überraschende
Angriffe Brandenburgischer Truppen zum Rückzug gezwungen. In anschließenden
Kämpfen wurden die Schweden aus Brandenburg, Pommern und den preußischen
Landesteilen gedrängt. Der Kampf kostete 4000 Schweden und 500 Brandenburger
das Leben. Wo dieToten beigesetzt wurden, ist unbekannt. Der „Tag von Fehrbel-
lin“ wurde Bestandteil einer Legendenbildung um die preußisch-deutsche Militär-
macht. Seit 1879 wurde er bevorzugt an diesem Denkmal für die Schlacht bei Fehr-
bellin begangen. Es handelt sich um einen 30 m hohen Turm  mit Aussichtsplatte
auf einem 4,5 m hohen Fundament. Das Denkmal wird gekrönt von einer 30 Zent-
ner schweren vergoldeten Victoria, einem Entwurf von Daniel Rauch, in der Lauch-
hammer-Hütte gegossen. Zu ihm gehört eine 60 Zentner schwere Büste des Kur-
fürsten aus Marmor, nach einem Entwurf von Prof. Wolff aus Berlin, hergestellt von
seinem Schüler Oreste Bigenot. Eine Zufahrtsstraße zu dem monumentalen Denk-
mal, die eigens errichtet wurde, war bereits 1878 mit 140 Ahorn- und Lindenbäu-
men bepflanzt worden, nach Entwürfen Lennés, unter Leitung des Obergärtners
von Sanssouci. In der Zeit des Nationalsozialismus, ab 1936, waren die Siegesfeiern
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an dem Monument untersagt. 1945 wollte der Hakenberger Bürgermeister das
Denkmal abreißen lassen, aber die Bürger verhinderten das, suchten und fanden
Unterstützung für den Erhalt des Denkmals beim  sowjetischen Kommandanten.
Jedoch wurden die Ahornbäume abgeholzt und zu Brennholz verarbeitet. Das Mo-
nument blieb zwar unangetastet, aber verfiel. 125 Jahre nach der Grundsteinlegung
wurde  dieses Zeugnis Brandenburgisch-preußischer Geschichte nun restauriert. Die
Bürger Hakenbergs sind stolz auf dieses Denkmal, das den heute eher unbedeu-
tenden Ort aus der Anonymität heraushebt und in den Zusammenhang mit großen
geschichtlichen Ereignissen bringt.

Im Juni 1999 wurde vor dem Schloss Oranienburg (Landkreis Oberhavel) in
einem feierlichen Akt, an dem der Brandenburgische Kulturminister teilnahm, das
Denkmal für die Kurfürstin Louise Henriette wieder eingeweiht. 1858 war der
Zinkguss von A. Wolff erstmals auf diesem Platz, jedoch nicht ganz an derselben
Stelle, aufgestellt worden. Er stellt die aus dem Hause Oranien stammende erste
Gemahlin des Großen Kurfürsten dar, der von 1648 bis 1688 regierte. Louise
Henriette erwarb sich Verdienste um die Entwicklung der Landwirtschaft nach
niederländischem Vorbild und die Ansiedlung niederländischer Siedler in Bötzow,
wie Oranienburg vor der Zeit ihres Wirkens hieß. Bei der Denkmaleinweihung
sprach der Minister von der Symbolhaftigkeit dieses Denkmals, das für die Phase
des Beginns einer blühenden Epoche steht, die gekoppelt war an die Zuwanderung
und Integration vieler Ausländer in Brandenburg. „Die Wiedereinweihung des
Denkmals ist demzufolge auch als eine Art Mahnung für Toleranz und Weltoffen-
heit in unserer heutigen Zeit zu verstehen.”

Vor allem aber ist es ein Identifikationszeichen der Bürger Oranienburgs, ein
Stück Wiederaneignung ihrer Stadtgeschichte.

Garnisonkirche Potsdam
Dass diese Wiederaneignung oft nicht so konfliktfrei wie bei den genannten Bei-
spielen verläuft, zeigt die Auseinandersetzung  um die berühmte Garnisonkirche
von Potsdam, die zweifelsohne als politisches Denkmal anzusehen ist, eines von de-
nen, deren Plural Denkmale heißt und nicht Denkmäler. Denkmale sind zumeist
Bauwerke, sie sind authentische Selbstzeugnisse, die ihre Botschaft durch sich selbst
und ihre Geschichte tragen, während Denkmälern die Interpretation von historisch-
en Ereignisse, Zusammenhängen oder Personen beigegeben wird.

Die Garnisonkirche hatte der „Soldatenkönig“ genannte Friedrich Wilhelm I.
von Preußen von Philipp Gerlach zwischen 1731 und 1735 für seine Truppen errich-
ten lassen, an der heutigen Breiten Straße. 1736 erhielt sie ein vierzigstimmiges
Glockenspiel. Seit 1796 erklangen dort auf Wunsch der späteren Königin Luise zur
vollen Stunde der Choral „Lobe den Herren, den mächtigen König“ und alle halbe
Stunde das Lied „Üb immer Treu und Redlichkeit“.

Das Potsdamer Glockenspiel wurde weltberühmt. „Üb immer Treu und Red-
lichkeit“ war nach preußischem Selbstverständnis eine bestimmende Grundhaltung
und preußische Tugend über Generationen hinweg. Die Potsdamer Garnisonkirche

11



wurde auch dafür bekannt, dass sie am 21. März 1933 eine  wichtige Rolle spielte
in einer nationalsozialistische Inszenierung, die dem Zweck diente, das Bündnis
zwischen Nationalsozialismus und Preußentum öffentlich zu demonstrieren und
damit deutschnationale und konservative Kreise zu gewinnen. In der Garnisonkirche
reichten der neu gewählte Reichskanzler Adolf Hitler und der Reichspräsident Paul
von Hindenburg einander die Hand. Der 21. März 1933 ging als „Tag von Pots-
dam“ in die Geschichte des Nationalsozialismus ein.

In der Nacht vom 14. zum 15. April 1945 trafen britische Bomben die Garni-
sonkirche. Zuvor hatte das Glockenspiel, so sagt die Legende, ohne menschliches
Zutun 15 Minuten lang „Üb immer Treu und Redlichkeit“ gespielt. Das Kirchen-
schiff war zerstört, seit 1950 dienten Nischen im Turmstumpf als Kapelle. 1968, in
der DDR, wurden die Reste der Garnisonkirche als „Wahrzeichen des preußischen
Militarismus“ gesprengt. Der Platz wurde mit einem Plattenbau überbaut. In der
Bundesrepublik dagegen sorgten militärische Traditionsgemeinschaften, so die Iser-
loher Fallschirmjäger, für die Erinnerung an die Garnisonkirche. Mit Hilfe von Spen-
den ließen sie das Glockenspiel nachbauen und nahmen es 1987 in ihre Obhut,
nicht zufällig am 17. Juni, dem 35. Jahrestag des Volksaufstandes in der DDR. Nach
der Wiedervereinigung, am 14. April 1991, installierte die „Traditionsgemeinschaft
Potsdamer Glockenspiel (TPG)“ das nachgebaute Glockenspiel auf dem Platz
zwischen Dortustraße und Yorckstraße. Für den Wiederaufbau der Garnisonkirche
bildete sich der „Traditionsverein Potsdamer Garnisonkirche“. Auf der von dem
„TPG“ gestifteten Inschriftentafel am Glockenspiel steht unter anderem:
„PREUSSEN DACHTEN PATRIOTISCH, ABER NICHT NATIONALISTISCH; SIE WA-
REN RELIGIÖS GEPRÄGT UND LEHNTEN DAHER JEDE VON MENSCHEN ER-
DACHTE IDEOLOGIE AB. SO ENTWICKELTE SICH PREUSSEN ZUM MODERNS-
TEN STAAT EUROPAS UND WURDE ZUR BRÜCKE ZWISCHEN OST UND WEST,
EINE BEVÖLKERUNG SETZTE SICH AUS VIELEN NATIONALITÄTEN ZUSAMMEN.
ES WAR EIN KLEINEUROPA AUF DEUTSCHEM BODEN“.

Mit großem Engagement sammelte der Traditionsverein, dem vor allem ehe-
malige Bundeswehroffiziere angehören, 5,7 Millionen Euro als Spenden. Die Stadt
Potsdam erklärte, den geplanten Wiederaufbau (zunächst des Turms) nicht finan-
ziell unterstützen zu können, würde aber städtischen Grund zur Verfügung stellen.
Die evangelische Kirche Brandenburgs entwickelte ein Konzept der Kirche als Ver-
söhnungszentrum. Mit der Kirche als Versöhnungszentrum ist der „TGP“ jedoch
nicht einverstanden. Er sehe keinen Platz für „Kriegsdienstverweigerer-Beratungen,
Kirchenasyle, Schwulensegnungen und feministische Theorie“ ließ der Geschäfts-
führer mehrmals erklären. Die Traditionsgemeinschaft weigert sich, das gesammelte
Geld zur Verfügung zu stellen, wenn in dem geplanten Kirchenneubau „gesell-
schaftspolitisches Engagement“ stattfinde. Der Geschäftsführer der „TPG“, der
Oberstleutnant a.D. Max Klaar, vertritt persönlich einen konservativen Standpunkt,
er hatte die Wehrmachtsausstellung verurteilt und sich vor 1989 für die Wiederver-
einigung Deutschlands in den Grenzen von 1937 ausgesprochen. In der anhalten-
den, in Arbeitsgruppen und teilweise in der Presse ausgetragenen Diskussion
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zwischen der Traditionsgemeinschaft- die teilweise unter dem Druck ihrer
Großspender steht-, der evangelischen Kirche, der Stadt Potsdam und einem
„Freundeskreis der Potsdamer Garnisonkirche“ traten auch Meinungsverschie-
denheiten zutage über den Umgang mit den Gebeinen Wilhelms I, den die Tra-
ditionsgemeinschaft in der wiederaufgebauten Kirche bestatten möchte. Auch
besteht die „TPG“ auf der alten preußischen Wetterfahne auf der zu schaffenden
Kirchturmspitze, während der Potsdamer Superintendent eine Kopie des
Nagelkreuzes von Coventry dort installieren möchte, als antimilitaristisches Symbol.
Die Diskussion hielt im Frühjahr 2003 noch an und verhinderte den Baubeginn, der
zum Ökumenischen Kirchentag im Mai 2003 verkündet werden sollte. Die
Meinungsverschiedenheiten scheinen derzeit unüberbrückbar. Es geht nicht nur um
eine unterschiedliche Bewertung Preußens und der Rolle des Militärs, um die
Aneignung des Erbes, es geht um ein grundverschiedenes Verständnis über die Rolle
der Kirche in einer modernen Gesellschaft, über den Umgang mit Konflikten, letztlich
über die Ausgestaltung von Demokratie. Die Auseinandersetzung darüber ist jedoch
kostbar und gehört unbedingt zum Prozess der Wiederaneignung verlorener und
verdrängter Geschichte. Die evangelische Kirche kündete jetzt eigene
Spendensammlungen an, um ihre Unabhängigkeit zu wahren. 

Bismarcktürme
Die Fragen, die sich in dem Streit um die Garnisonkirche zeigen, stellen sich auch,
wenn man dem Umgang mit den Bismarcktürmen betrachtet.

Nach dem Tode Otto von Bismarcks (1815-1898) setzte eine Verehrung und
Verklärung des Gründers des Deutschen Reichs ein, die von breiten Schichten des
deutschen Bürgertums getragen wurde und sich unter anderem in ihm gewidmeten
Denkmälern ausdrückte, in Gedenkanlagen, Gedenksteinen und den Bismarcktür-
men. Solche in ihrer trutzigen Architektur einander ähnelnden Türme und Säulen gab
es auf dem Gebiet des damaligen Deutschen Reiches mindestens 238. Sie waren
meist mit einer Feuerungsvorrichtung versehen, an bestimmten Tagen wurde zu Eh-
ren Bismarcks ein Feuer entzündet. Fast alle Bismarcktürme dienten auch als Aus-
sichtsplattform, aber dies war nicht ihr eigentlicher Zweck. Sie waren Identifi-
kationszeichen, Ausdruck der kultischen und nationalistischen Verehrung Bismarcks.
Von Wilhelm II, der Otto von Bismarck 1890 aus dem Staatsdienst entlassen hatte,
wurde die Popularität des ehemaligen preußischen Ministerpräsidenten, Bundeskanz-
lers im Norddeutschen Bund und (seit 1871) Reichskanzlers, mit Unbehagen
gesehen, er versuchte, einen eigenen monarchischen Kult zu inszenieren. Dem Kaiser
gelang es schließlich bis 1914, die nationale Begeisterung des deutschen Bürgertums
für seine eigenen Zwecke zu nutzen.

An der Errichtung der Bismarcktürme beteiligte sich der Staat nicht, sie wurden zu-
meist durch örtliche Spendensammlungen finanziert, die von eigens gegründeten Ver-
einen organisiert wurden. Vereinzelt sind Bismarcktürme auch in den ehemaligen deut-
schen Kolonien nachweisbar, auch in der chilenischen Hafenstadt Concepcion errich-
teten deutsche Auswanderer einen Bismarckturm, der bis heute zu besichtigen ist.
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Für Brandenburg, einschließlich den heute zu Polen gehörenden Gebieten, sind 16
Bismarcktürme bekannt. Acht von ihnen sind im heutigen Brandenburg noch immer
erhalten.

Wie auch bei anderen Denkmälern wandelte sich die den Bismarcktürmen zu-
geschriebene Bedeutung mehrmals, veränderte sich auch der Umgang mit ihnen.
Als Bismarcktürme wurden die Bauwerke in der DDR offiziell nicht wahrgenommen.
In einigen Fällen erfolgte eine bewusste Umbenennung und Umwertung.

In der Stadt Brandenburg gab es einen 15 Meter hohen Bismarckwarte ge-
nannten Turm auf dem Südhang des Marienberges. Ein Spielzeugfabrikant hatte
das Denkmal angeregt und aus Begeisterung für Otto von Bismarck das benötigte
Grundstück, damals noch ein kahler Hügel, gespendet. Wie bei allen Bismarcktür-
men verwandte man Baumaterial aus der Region, in diesem Falle Rathenower
Klinkersteine und Granitfindlinge, teilweise vom Marienberg selbst. Die Einweihung
geschah am 1. April 1908, dem Geburtstag Bismarcks. Die Bismarckwarte besaß
eine Feierhalle. Über dem rückwärtigen Eingang war die Inschrift zu lesen: „GE-
TREUE / BRANDENBURGER / IHREM BISMARCK“. Vier Granitsäulen auf der Platt-
form unterhalb der Feuerschale trugen die umlaufende Inschriftentafel: „BIS-
MARCK / HIE GUET / BRANDENBURG / ALLEWEGE“.

1958 wurde diese Bismarckwarte in Friedenswarte umbenannt, eine Por-
trätbüste Bismarcks des Berliner Bildhauers Hugo Lederer, die sich in einer Nische
auf der Vorderseite der Bismarckwarte befand, wurde durch eine Friedenstaube
ersetzt. Doch 1974 wurde der gesamte Turm gesprengt. Man wollte den Marien-
berg umgestalten, seine einzelnen Anlagen anlässlich des 30. Jahrestags der Befrei-
ung 1975 als Erholungsgebiet und Gedenkstätte, als Ort für Massenkundgebungen
zusammenführen. Schon 1947 war westlich vom benachbarten Krematorium ein
Mahnmal von Albert Threyne für die im Zuchthaus Brandenburg-Görden hingerich-
teten antifaschistischen Widerstandskämpfer errichtet worden. 

Das wurde nun in eine Mahnmalsanlage am Nordaufgang zum Marienberg, an
der Willy-Sänger-Straße, integriert. Ein 1907 auf dem Marienberg entstandenes
Kriegerdenkmal wurde kurzerhand abgerissen. An der Stelle der Friedenswarte wur-
de ein neuer Aussichtsturm aus Beton und Stahl errichtet, auch Friedenswarte ge-
nannt. Aber der Unterbau der Bismarckwarte blieb bis heute erhalten, er dient dem
neuen Aussichtsturm. Und im Jahre 2001 wurde bei Straßenbauarbeiten in der
Stadt Brandenburg ein Stein mit der Inschrift „BISMARCK“ gefunden, der mit hoher
Wahrscheinlichkeit aus der abgerissenen Bismarckwarte stammt.

Der Bismarckturm in Spremberg (Landkreis Spree-Neiße), wurde nicht abge-
rissen, aber Versuche einer Umwidmung gab es auch hier. Er befindet sich heute
ebenfalls in einem Umfeld von mehreren, mit deutscher Geschichte verbundenen
Gedenkstätten, deren unkommentiertes Nebeneinander selbst der Kommentar zur
Geschichte ist. Schon 1920 war unterhalb des Bismarckturms ein turmartiges Denk-
mal für die Gefallenen des Weltkrieges eingeweiht worden. 1946 wurde oberhalb
des Bismarckturms ein sowjetischer Soldatenfriedhof angelegt. Die 1. Ukrainische
Front hatte am 20. April 1945 Spremberg eingenommen, zusammen mit der 5.
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Gardearmee und Einheiten der polnischen Armee. Wahrscheinlich sind unter den
hier liegenden insgesamt 518 gefallenen Soldaten auch Polen. Die vor einer
Gedenkmauer stehenden kleinen Gedenksteine sind jedoch mit Sowjetsternen
gekrönt. 1977 wurde der durch Zubettungen inzwischen erweiterte Friedhof umge-
staltet, es kam die Skulptur einer trauernden Mutter des Künstlers Jürgen von
Woyski hinzu.

1961 wurde auf dem Georgenberg eine weitere Gedenkstätte angelegt: Für die
Opfer des Faschismus. Das ursprünglich den Gefallenen des 1. Weltkrieges gewid-
mete Denkmal wurde in die neue Gedenkstätte einbezogen und dafür seiner In-
schriften beraubt. Zur Anlage gehört eine Natursteinwand mit Bronzereliefs des
Künstlers Heinz Mamat, die den Kampf und das Leiden der Antifaschisten darstell-
en. Zu der Gedenkwand führen Treppenstufen, in der Mitte der Anlage steht die
Skulptur eines „Stürzenden“ auf einem Sockel und die Inschriftentafel:
„DEN OPFERN DES FASCHISMUS UND MILITARISMUS”:
ALBERT ZIMMERMANN, ERICH BLOCK, JOHANN PLOSS, REINHOLD GREINER,
PAUL THOMAS, EWALD BOROWITZKI, ALFRED BALO, GUSTAV SCHNEIDER,
RICHARD KÜHRIG, ALFRED SCHOLZ, FRANZ LINTNER, JOSEF SPERLICH, MAX
KELLER, MAGDALENA RICHTER, ALFRED KRÜGER, WALTER LEHMANN, MICHA-
EL WALTER, FRITZ SCHULZ, 28 ERMORDETE KZ-HÄFTLINGE IN GOSDA“
Die Gedenkstätte wurde nach 1990 mehrfach geschändet und beschädigt. Die
Skulptur von Heinz Mamat und die Inschriftentafeln mussten zeitweise entfernt und
restauriert werden.

Eine weitere Gedenkstätte auf dem Spremberger Georgenberg ist eine Kriegs-
gräberstätte für gefallene deutsche Soldaten, die in der DDR verwahrloste und erst
nach 1990 in einen würdigen Zustand gebracht wurde. Hier liegen Opfer der Kes-
selschlacht bei Kausche vom 21. April 1945, bei der 50 000 – 70 000 Menschen
starben. 2000 liegen auf dem Waldfriedhof in Halbe. 115 Deutsche wurden aus ei-
nem Massengrab des umgesiedelten Dorfes Kausche auf den Georgenberg umge-
setzt. Noch immer gibt es Umbettungen von Toten, die beim Tagebau gefunden
werden.

Der Bau des 20 Meter hohen Bismarckturms war 1901 vom Spremberger Ver-
schönerungsverein angeregt worden. Bürger Sprembergs besorgten märkische Find-
linge aus der Umgebung und Löbejüner Porphyr als Baumaterial. Der Bau verzöger-
te sich, weil der Spremberger Maurer und Zimmermann Gundermann, der mit der
Bauausführung beauftragt war, mit einem Streik seiner Arbeiter konfrontiert wurde
und den Auftrag an die Konkurrenz, den Handwerksbetrieb Wilhelm Handrick,
abgeben musste. Am 1. April 1904 konnte der Turm eingeweiht werden. Für seinen
Bau wurden auch 2100 Mark verwendet, die ursprünglich für eine Kaiser-Arnulf-
Gedenkstätte gesammelt worden waren. Über dem Eingang wurde ein 60 cm
breites Band aus farbigen Mosaiksteinen angebracht, die die Inschrift bilden: „WIR
DEUTSCHE FÜRCHTEN GOTT, SONST NICHTS AUF DER WELT“. Eine eiserne
Treppe führt zur Aussichtsplattform, vom Norden des Turmes kann man über eine
Eisenwendeltreppe zur Turmspitze gelangen. Am 14. Juli 1916, dem französischen
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Nationalfeiertag, wurde eine erbeutete französische Kanone zum Bismarckturm
transportiert, die erst 1945 wieder entfernt wurde.

Die Stadtverordneten von Spremberg beschlossen am 26. Juni 1950, dass ein
Bismarckturm nicht mehr zeitgemäß sei und widmeten ihn nunmehr Ernst Thäl-
mann. Ein Kult sollte durch einen anderen ersetzt werden. Es wurde auch das Feu-
er im Turm zu Ehren des von den Nationalsozialisten ermordeten „Führers der
deutschen Arbeiterklasse“ angezündet. Die Hinweise auf Bismarck wurden entfernt,
bzw. überputzt. Aber bereits im Mai 1951 wurde der Beschluss, dieses Bauwerk
Ernst-Thälmann-Turm zu nennen, vom Demokratischen Block und der Stadtverord-
netenversammlung rückgängig gemacht und der Turm wurde fortan einfach Geor-
genbergturm genannt.

1991, nach der deutschen Wiedervereinigung, beschlossen die Spremberger ei-
ne Rückbenennung des Bismarckturms. Die Hinweise auf Bismarck wurden wieder
freigelegt, die fehlenden Mosaikteilchen ergänzt. Das hundertjährige Jubiläum des
Bismarckturms am 1. April 2003 wurde mit einem Volksfest mit Festumzug, Anspra-
chen und einem Turmfeuerwerk begangen. Es gab Ausstellungen zur Geschichte
des Bauwerks. 

Der Bismarckturm in Burg, ebenfalls im Landkreis Spree-Neiße gelegen, war
1951, anlässlich der Weltfestspiele der Jugend und Studenten, in Turm der Jugend
umbenannt worden. Das 27 Meter hohe Bauwerk war 1917 auf dem Schlossberg
nordöstlich von Burg errichtet worden. Gutsbesitzer der Region und Burger Bürger
hatten ihn finanziert, der Architekt war, wie auch bei der Bismarckwarte in der Stadt
Brandenburg, Prof. Bruno Möhring. Der quadratische Turm mit Gedenkhalle und
Aussichtsplattformen wurde aus etwa 1,5 Millionen roten Calauer Klinkersteinen
gebaut. In einer Nische gegenüber dem Haupteingang stand eine Bismarckbüste
von Hermann Hosaeus mit der Widmung: „IHM / DER AUS VOLKES NACHT /
UND NOT / GEGRÜNDET / REICH UND KAISERMACHT / UND / IHNEN / DEREN
HELDENTOD / SEIN RIESENWERK / VOLLBRACHT“. 

Mit dieser Widmung war der Turm auch eine Gedenkstätte für die Gefallenen
des ersten Weltkrieges. Doch diente er während des Zweiten Weltkrieges als Funk-
leitstelle der deutschen Wehrmacht und war Beobachtungsturm der Luftwaffe.
Nach 1945 wurden die Büste und die Inschriften entfernt. Der Turm, inzwischen der
Öffentlichkeit nicht zugänglich, erhielt im Sommer 1951 den neuen, optimistischen
Namen, der besser in die Zeit zu passen schien. Das Andenken an Bismarck war ent-
sorgt. Aber nicht für immer. Zum Tag der deutschen Wiedervereinigung, am 3. Ok-
tober 1990, wurde das Bauwerk nach einer Sanierung wieder als Aussichtsturm in
Betrieb genommen und im Rahmen eines Volksfestes feierlich in Bismarckturm zu-
rückbenannt. 

In Senftenberg (Landkreis Oberspreewald-Lausitz) wurde auf dem Koschen-
berg bereits um 1885 der früheste Bismarckturm Brandenburgs eingeweiht. Er war
aus Holz und wurde 1915 abgerissen, wohl weil ein Jahr zuvor, am 1. April 1914,
in Senftenberg-West , Am Paradies, ein 42 Meter hoher Bismarckturm aus Eisenbe-
ton mit Ziegelmauerwerk errichtet wurde. Er hatte zwei Aussichtsplattformen, eine
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Feuerschale und über dem Eingang ein bronzenes Bismarck-Medaillon. Gleichzeitig
diente er als Wasserturm. Im Januar 1965 wurde er von den DDR-Behörden ge-
sprengt.

Der Bismarckturm in Frankfurt/Oder am Schäfereiberg, heute zur polnischen
Stadt Slubice gehörend, eingeweiht am 1. April 1901, wurde aus militärischen Grün-
den bereits im Februar 1945 gesprengt. Der aus Feldsteinen gebaute 10 Meter hohe
Bismarckturm in Booßen bei Frankfurt/Oder hingegen ist bis heute gut erhalten. Er
war um 1915 auf Anregung einer Rittergutsfamilie errichtet worden. Nur die bron-
zene Inschriftentafel an der Ostseite des Turms verschwand in der DDR und die
Feuerschale ging verloren, ebenso jedoch das Wissen um die Geschichte des Turms.
Erst im Jahr 2000 wurde das Bauwerk saniert und wird nun wieder als Bismarckturm
bezeichnet. 

Auch der 1905 auf dem Trappenberg in Pritzwalk (Landkreis Prignitz) errichtete
Bismarckturm wurde 1994 wieder als Aussichtsturm eröffnet, nachdem er saniert
wurde und auch die Tafeln mit der Inschrift „WIR DEUTSCHEN FÜRCHTEN GOTT
/ SONST NICHTS AUF DER WELT“ erneuert worden waren. Eine Bismarckbüste,
die nach 1945 noch vorhanden war, blieb jedoch unauffindbar.

In Bad Freienwalde (Landkreis Märkisch Oderland) war der Bismarckturm auf
dem Schlossberg 1895 als erster Bismarckturm Deutschlands auf den Grundmauern
einer mittelalterlichen Burganlage errichtet worden. Er zeigt unter den Zinnen das
Bismarcksche Familienwappen, das Freienwalder Stadtwappen, das Uchtenhagen-
sche Wappen und den Brandenburgischen (askanischen) Adler. Auch dieses Bau-
werk wurde in den fünfziger Jahren umbenannt in Turm der Jugend. Schon 1981
gründete sich ein Förderverein, um den Turm zu erhalten, nicht als Bismarckturm,
sondern als Aussichtsturm. Bis 1985 erhielt der Turm eine neue eiserne Treppe und
ein Notdach über der Aussichtsplattform. Wie unsensibel das Verhältnis zu vergan-
genen Kulturen und ihren Denkmalen war, zeigte sich jedoch daran, dass man zur
Instandsetzung des Aussichtsturms Steine aus der 800 Jahre alten Burgmauer brach.
Erst nach 1991 wurde das inzwischen wieder als Bismarckturm bezeichnete Bauwerk
fachgerecht gesichert und saniert. Die Metalltreppe wurde wieder durch eine Holz-
treppe ersetzt. Seit 1994 ist der Turm an bestimmten Tagen für Besichtigungen
geöffnet.

Timpenturm nannte man in der DDR den Bismarckturm in Kleinmutz bei Zeh-
denick (Landkreis Oberhavel), der im Jahr 1900 eingeweiht wurde. Sein Standort ist
der Hohe Timpberg, die höchste Erhebung der Gegend. Im Sockel des 14 Meter
hohen Turms befindet sich eine Bismarck-Gedenkhalle mit Kreuzgewölbe. Dieser
Turm aus Feld- und Ziegelsteinen wurde vom Zehdenicker „Verein Bismarckturm“
nach einem Standard-Entwurf des Architekten Wilhelm Kreis gebaut, der sich
„Götterdämmerung“ nannte und sehr oft verwendet wurde, in Brandenburg jedoch
nur einmal. Während der DDR-Zeit befand sich in der Nähe des Turms ein militä-
risch genutztes Gelände, deshalb war er gesperrt. Erst 1999 wurde er restauriert, er-
hielt die Bezeichnung Bismarckturm zurück und wurde unter Denkmalschutz ge-
stellt. Im Jahr 2001 gründete sich ein Förderverein „Bismarckturm Kleinmutz e.V.“,
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der Kontakt zu ähnlichen Vereinen hält, sich um die Pflege des Turms kümmert, ihn
als Aussichtsturm zugänglich macht und jeweils im Juni dort Sonnenwendfeiern or-
ganisiert. Eine Abordnung des Kleinmutzer Vereins war am 29. März 2003 in Ra-
thenow (Landkreis Havelland), als der dortige Bismarckturm nach einer aufwändi-
gen Sanierung mit einem Volksfest eingeweiht wurde.

Dreißig Kilometer von Rathenow entfernt, im Dorf Schönhausen, wurde Otto
von Bismarck geboren. Hier, in Rathenow, begann Bismarcks Karriere, deshalb sieht
sich die Stadt in einer besonderen Beziehung zu ihm. Der Bismarckturm auf dem
Weinberg wurde 1914 eingeweiht, er ist 32 Meter hohes Bauwerk über polygona-
lem Grundriss mit Tudorbogen, lag in einem Steingarten, besitzt zwei Chorflanken-
türme in neugotischer Form, die von zwei Bären mit Wappenschild flankiert waren.
Ein Bismarckstandbild, das sich unterhalb der Kuppelhalle befand, wurde 1942 für
die Rüstungsindustrie eingeschmolzen. Gegen Ende des Krieges wurde das Bauwerk
durch Artilleriebeschuss stark beschädigt. Man erwog in der DDR, es als Sternwarte
zu nutzen, aber die Sanierungskosten schienen zu hoch. Seit 1991 steht auch dieser
Bismarckturm unter Denkmalschutz. Im März 1997 hatte sich ein „Bismarckturm-
verein Rathenow“ gegründet. Schließlich erhielt der Architekt Wolfram Bleis den
Auftrag, den Bismarckturm zu restaurieren. Dafür standen eine Million Euro zur
Verfügung, von denen 100 000 Euro die Deutsche Stiftung Denkmalschutz tragen
wollte. Der Architekt interpretierte seine Aufgabe jedoch sehr frei, er veränderte das
Erscheinungsbild des historischen Bismarckturms. Die kegelförmigen Turmhelme (im
Volksmund Chinesenhüte genannt) baute er einen Meter höher und ließ das Dach
überstehen, so dass der Turm auch bei schlechtem Wetter als Aussichtsturm genutzt
werden kann. Die zuständige Denkmalschutzbehörde jedoch forderte, den Bau wie-
der in seinen historischen Zustand zu versetzen. Die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz drohte, ihren finanziellen Beitrag zurückzuziehen. Ein Rückbau würde die
Stadt Rathenow als Eigentümerin des Bismarckturms jedoch 128 000 Euro kosten,
die sie nicht aufbringen kann. Außerdem war die Stadt, ungeachtet der Vorgaben
der Denkmalpflege, mit dieser Sanierung einverstanden. Von diesen Konflikten war
die Wiedereinweihung des Bismarckturms am 29. März 2003 überschattet. Trotz
der ungelösten Fragen wurde eine Art Volksfest begangen, an dem mehrere tau-
send Besucher teilnahmen. Neben dem Bürgermeister und der Vorsitzenden des
„Bismarckturmvereins Rathenow“ hielt Ferdinand Fürst von Bismarck, ein Urenkel
Otto von Bismarcks, eine Ansprache. Ferdinand Fürst Otto von Bismarck ist Kura-
toriumsmitglied der Otto-von-Bismarck-Stiftung, die 1997 gegen alle Stimmen der
Opposition von der Koalitionsmehrheit in eine Stiftung des öffentlichen Rechts um-
gewandelt wurde. Außerdem ist er seit Jahren Schirmherr des nationalkonservativen
Bismarckbundes, der es seit 1981 als seine Aufgabe ansieht, das preußisch-deutsche
Erbe zu pflegen. Am Wiedereinweihungstag des Rathenower Bismarckturmes fand
in einer Ausflugsgaststätte ein Treffen mehrerer Bismarckvereine statt und ein
Fackelumzug vom spätbarocken Kurfürstendenkmal am Schleusenplatz zum Bis-
marckturm. Vier Tage nach dieser Einweihung jedoch wurde der Turm von den
zuständigen Baubehörden wieder geschlossen. Die Auseinandersetzungen halten
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an. Nach bisherigen Plänen soll im Jahr 2006 der Rathenower Weinberg Veranstal-
tungsort der Landesgartenschau sein, bei der dem Bismarckturm eine zentrale Be-
deutung zukommen soll.

Im Umgang mit den Bismarcktürmen, die, wie die Beispiele zeigen, in Branden-
burg inzwischen als bewahrenswerte Zeugnisse deutscher Geschichte angenommen
und gepflegt werden, drücken sich verschiedene Haltungen aus. Man kann restau-
rative, konservativ-nationalistische Bestrebungen antreffen, die einen Bismarckkult
wieder aufleben lassen und im Sinne eines neuen Nationalismus instrumentalisieren
wollen. Man findet in den Fördervereinen gelegentlich unkritische Deutschtümelei,
aber mir begegnete in den örtlichen Vereinen vor allem tätiger Bürgersinn, Heimat-
verbundenheit, Stolz auf die als originell empfundenen Bauwerke, Respekt vor der
Leistung einer bedeutenden Persönlichkeit der Vergangenheit. Der Versuch, Tradi-
tionen wiederzubeleben, ist nicht von vornherein restaurativ, sondern oft Ausdruck
einer Suche nach Wurzeln, die in die Gegenwart führen. Es geht letztlich um Maß-
stäbe für das eigene Leben, um Werte und Orientierungen.

Wie das Rathenower Beispiel zeigt, stehen mitunter durchaus pragmatische Vor-
stellungen über den wirtschaftlichen Nutzen eines solchen Denkmals im Vordergrund.

Eines zeigt das Schicksal der Bismarcktürme mit großer Deutlichkeit: Versuche,
Geschichtsbilder durch Verbote, Umwidmungen, Verschweigen zu entsorgen, sind
untauglich und befördern restaurative Bestrebungen. In der DDR erschien nach Jah-
ren vereinfachender Ablehnung alles Preußischen erst recht spät, in den achtziger
Jahren, eine differenzierte und wissenschaftlich akribisch recherchierte Bismarck-Bio-
graphie von Ernst Engelberg, die von gesamtdeutscher Bedeutung war. In ihr wurde
Bismarck nicht als Dämon und nicht als Mythos stilisiert. Sie zeigte den nüchternen
Empirismus Bismarcks auf, der für einen zeitlich und räumlich begrenzten Umkreis die
Kräfteverhältnisse und die handelnden Menschen realistisch einschätzte und jene
Strategie und Taktik entwickelte, die die Reichsgründung von 1871 möglich machte.

Natürlich erreichen solche wissenschaftlich fundierten Geschichtsdarstellungen
keine breite Popularität. Umso wichtiger ist es, die Auseinandersetzung mit einer
historischen Persönlichkeit wie Bismarck auch auf anderen Ebenen zu führen, weit
entfernt von kultischer Verehrung, aber auch ohne ideologische Verdammnis. Der
Umgang mit den verbliebenen Bismarcktürmen und ihrer Geschichte ist auch immer
ein Stück Aneignung dieser historisch bedeutenden, widersprüchlichen Persönlich-
keit. Engelberg schrieb zum 100. Todestag Bismarcks „Die gelegentlich zu beobach-
tende Abwertung der Nation erscheint bedenklich, weil sie Gegenteiliges, nämlich
Nationalismus, hervorrufen kann. Auch bei kritischer Sicht bleibt Bismarcks kraftvol-
les und einfallsreiches Wirken für einen Nationalstaat, den schließlich auch die be-
jahten, denen es um eine andere Ausgestaltung ging und heute noch geht.“

Nicht nur einige Bismarcktürme waren in der DDR umgewidmet worden, son-
dern auch Bismarcksteine und Bismarckdenkmäler, Bismarckhöhen und Bismarck-
straßen, Bismarckplätze und Bismarckeichen wurden nach 1945 umbenannt,
mitunter schon früher. Oft wurde zwischen 1933 und 1945 der Name Bismarck mit
denen Adolf Hitlers oder Horst Wessels ausgetauscht. 
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Das Bestreben, die Gedenkzeichen für Bismarck nach der Wiedervereinigung
zurückzuwidmen, hält sich in Brandenburg in Grenzen. Und wo es doch geschah, ist
zu fragen, ob es tatsächlich um Verehrung für Otto von Bismarck geht. In der DDR
wurden über Jahrzehnte Gedenkzeichen für Persönlichkeiten preußischer Geschich-
te ersetzt durch Gedenkzeichen für Persönlichkeiten der Arbeiterbewegung, kom-
munistische Widerstandskämpfer, Karl Marx, Ernst Thälmann und Lenin. Nach dem
Ende der DDR wurde die Wiederaneignung der alten Denkmäler und Inschriften
manchmal als Zeichen einer neugewonnen Freiheit angesehen, gleichsam als nach-
getragener Ausdruck der Opposition zum einseitigen Geschichtsbild in der DDR. 

Aber in den frühen neunziger Jahren setzte eine neue Einseitigkeit ein, die sich
in einer gewissen Bilderstürmerei ausdrückte, in der oft undifferenzierten Beseiti-
gung und Abwertung von Gedenkzeichen für kommunistische Persönlichkeiten.
Diese Entwicklung rief Verteidiger der DDR-typischen Gedenkzeichen hervor, mit-
unter kam es zu grundsätzlichen, nahezu landesweiten Diskussionen wie der um
den Erhalt oder Nichterhalt des Lenindenkmals am Berliner Leninplatz, der inzwisch-
en Platz der Vereinten Nationen heißt oder der Auseinandersetzung um Lew Kerbels
Thälmann-Denkmal im Berliner Thälmannpark im Prenzlauer Berg. Es bildeten sich
Bürgerinitiativen, die den Erhalt solcher Gedenkzeichen forderten, oft ungeachtet
ihres Sinngehalts oder ihres ästhetischen Werts. So wie es bei dem Erhalt der Bis-
marcktürme nicht immer vordergründig um die historische Bedeutung des Reichs-
gründers ging, sondern um Erinnerungen, Lokalgeschichte, das Gefühl der Identität
und Verwurzelung, das sich mit diesen Bauwerken verbindet, so geht es bei man-
chen umstrittenen Gedenkzeichen aus der DDR nicht nur um Ernst Thälmann, Marx
oder Lenin, sondern darum, nicht einfach erneut ein Geschichtsbild durch ein ande-
res zu ersetzen, sondern das eigene Leben, die eigene Geschichte anzuerkennen.
Ein veränderter Blick auf die Geschichte kann nicht „von oben“ angeordnet werden,
sondern entsteht nur aus einem Prozess heraus, der desillusionierend und schmerz-
haft verlaufen kann.

Bismarck gegen Thälmann oder Marx?
In Wittenberge (Landkreis Prignitz) gibt es eine städtische Grünanlage, die bis
1945 Bismarck-Höhe genannt wurde, dort stand ein Bismarck-Gedenkstein. Von
diesem wurde in den fünfziger Jahren die Inschrift entfernt. Die Anlage wurde
Ernst-Thälmann-Park genannt und diese Bezeichnung wurde auch in den Stein
gemeißelt. Bis heute ist sie so zu lesen. Obwohl es in der Stadt noch mehr
Thälmann-Gedenksteine gibt, findet sich bisher keine Mehrheit dafür, den Stein
im gar nicht mehr so genannten Thälmann-Park zu verändern. Bei der Recherche
in der Stadt, in Gesprächen mit Einwohnern traf ich auf die Meinung, es hätte sich
schon so viel verändert, da solle wenigstens ein Gedenkstein mit Thälmanns Na-
men unangetastet bleiben. Zumal statt Wissen um Ernst Thälmanns reale Rolle bei
der Stalinisierung der Kommunistischen Partei eine unklare romantische Vereh-
rung für den „wahren“ Kommunisten und antifaschistischen Helden nachzu-
schwingen schien.
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Auch anderswo wurden umgewidmete Bismarck-Gedenksteine nicht wieder in
ihren ursprünglichen Zustand gebracht. Nördlich der Marienkirche von Schlieben
(Landkreis Elbe-Elster) wurde 1902 ein Bismarckstein eingeweiht, ein großer Find-
ling auf einem Feldsteinsockel mit einem Bildnismedaillon. 1956 nahm man das Me-
daillon ab und widmete das Denkmal um. Es trägt bis heute eine gusseiserne Pla-
kette zur Erinnerung an die Opfer des 2. Weltkrieges. 

In Fürstenwalde (Landkreis Oder-Spree) stand seit 1904 in der Schützenstraße
am Stadtpark ein Findling, der eine Bronzeplakette mit dem Porträt Otto von Bis-
marcks trug und daher Bismarckstein genannt wurde. In der frühen DDR wurde die
Schützenstraße umbenannt in Karl-Marx-Straße und der Bismarckstein wurde um-
gewidmet zu einem Karl-Marx-Denkmal, indem die Bronzeplakette gegen eine
Kupfertafel mit dem Porträt des Begründers des wissenschaftlichen Sozialismus aus-
getauscht wurde. 1995 verschwand diese Tafel für Karl-Marx. Ob es sich um Bunt-
metalldiebstahl handelte oder um einen Ausdruck politischen Willens, blieb unklar.
Die Stadt erstattete Anzeige gegen den unbekannten Dieb. Der Findling blieb ohne
Widmung stehen. Immer wieder wurden Stimmen laut, ihn wieder zu einem Bis-
marckstein werden zu lassen. Schließlich diskutierten die Stadtverordneten mehr-
mals über diese Frage, ohne sich einig zu werden. Die PDS war gegen Bismarck, für
Karl Marx. Die CDU-Fraktion wünschte die Erneuerung des Bismarcksteines.
Anfang 2003 überraschte der PDS-Fraktionsvorsitzende das Stadtparlament mit
dem Angebot, die Karl-Marx-Tafel zu finanzieren. Die „AG Senioren“ der PDS hatte
3000 Euro gesammelt, damit der Stadt keine Kosten entstünden, sollte das Stadt-
parlament einer Wiederanbringung der Karl-Marx-Tafel zustimmen. Angesichts der
leeren Kassen gab es unter den 31 Abgeordneten nur sechs Gegenstimmen. Am 14.
März 2003, dem 120. Todestag von Karl Marx, wurde der Stein mit seinem Abbild
eingeweiht. Es war schwierig gewesen, eine Gussform zu finden, nur in der Kunst-
gießerei Lauchhammer hatte man noch zwei Formen mit Marxköpfen aufbewahrt.
War es wirklich Karl Marx, den Autor des „Kommunistischen Manifests“, den die
Fürstenwalder PDS-Senioren ehren wollten? Oder war es nicht vielmehr ihr eigenes
Leben, ihre eigene Biographie, die sie nicht entwertet wissen wollten? Das Karl-
Marx-Denkmal war ihnen einfach vertraut, es gehörte zum Stadtbild, während sich
an den Bismarckstein nur noch wenige Bürger Fürstenwaldes erinnern und Otto von
Bismarcks Verdienste um das deutsche Reich ihnen fern scheinen. Der Vorsitzende
der CDU-Fraktion blieb der Denkmaleinweihung zwar fern, der Presse gegenüber
sagte er jedoch pragmatisch: „Auch mit Marx wird die Welt in Fürstenwalde nicht
untergehen.“ Und: „Die Leute hier sind mit Marx groß geworden, ich auch. Bis-
marck ist für sie einfach zu Kapitalismus-behaftet.“

In Neuruppin (Landkreis Ostprignitz Ruppin)dagegen musste 1996 eine Karl-
Marx-Büste weichen, obwohl sie von dem bedeutenden Bildhauer Fritz Cremer ge-
schaffen wurde. Sie stand seit den siebziger Jahren vor dem alten Gymnasium, an
eben der Stelle, die von 1829 bis 1947 einem von Karl Friedrich Schinkel entworfe-
nen Denkmal für Friedrich Wilhelm II. gehörte. Auf Antrag der SED-Fraktion hatten
die Neuruppiner Stadtverordneten 1947 mehrheitlich beschlossen, das Standbild
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des nun als reaktionär geltenden Königs zu entfernen. So geschah es, der Platz für
Karl Marx war frei. 1996 wurde jedoch auch die Karl-Marx-Büste entfernt, sie wur-
de ordentlich eingelagert. Das Bronzestandbild des Königs war drei Jahrzehnte frü-
her offenbar nicht eingelagert worden, es blieb trotz intensiver Suche verschwun-
den. Womöglich wurde es trotz seines künstlerischen Werts damals eingeschmol-
zen. 1998 schließlich wurde eine kleinere Neufassung des Standbildes eingeweiht,
finanziert hatte die Rekonstruktion und den Nachguss die Sparkasse Ostprignitz-
Ruppin. Viele Bürger Neuruppins nahmen an der Einweihung mit Stolz teil, gewiss
waren kaum Anhänger der Monarchie unter ihnen. Aber das Denkmal, umgeben
von einem schmiedeeisernen Gitter, gehörte für sie zur Historie der Stadt. Mit ihm
nahmen sie ein Stück ihrer verdrängten Stadtgeschichte wieder in Besitz. An der
Vorderseite der Granitsäule, auf der die Skulptur des Königs steht, ist die Inschrift
der alten Tafel von 1829 zu lesen: „H / WILHELM II / WIEDERERBAUER / DER
STADT / NACH DEM BRANDE / IM JAHRE MDCCCXXXVII / DIE DANKBAREN /
BUERGER RUPPINS / IM JAHRE MDCCCXXVIII“.

Die schon erwähnte Wiedereinweihung des Denkmals für die Kurfürstin Louise
Henriette vor dem Schloss Oranienburg (Landkreis Oberhavel) war ja ausdrücklich
als eine Art „Mahnung für Toleranz und Weltoffenheit in unserer heutigen Zeit“
verstanden worden.

Dass dieser Ort nicht immer von Toleranz und Weltoffenheit geprägt war, da-
ran erinnert ein zweites Denkmal auf dem Platz vor dem Oranienburger Schloss.
Im April 1950 wurde dort auf der rechten Seite anlässlich einer großen internatio-
nalen Kundgebung zum 5. Jahrestag der Befreiung des nahegelegenen KZ Sachsen-
hausen, an der auch viele ehemalige Häftlinge teilnahmen, der Grundstein für ein
Denkmal an dieser Stelle gelegt, das jedoch nie errichtet wurde. Statt dessen wurde
1958 eine Steinplastik Fritz Cremers, eine Frauenfigur mit dem Titel „Die Anklagen-
de“ vor eine eigens gemauerte Gedenkwand gestellt, an der die Inschrift zu lesen
ist: „SCHMERZ – GEBÄRE TAT !“

Das Denkmal gehörte zu einem dreiteiligen Figurenensemble für den Wiener
Zentralfriedhof. Ein Abguss der Bronzefigur „Die Anklagende“ steht auch in der
Vorhalle des Alten Museums in Berlin. Das Denkmal in Oranienburg war nach der
Wiedervereinigung umstritten, es gab Bestrebungen, diese Plastik und die Gedenk-
mauer wenn nicht aufzuheben, so doch umzusetzen, aber sie blieben schließlich un-
angetastet.

Der Sinngehalt eines Denkmals erschöpft sich nicht nur in seiner äußeren Form,
seine eigene Geschichte fließt in die Aussage ein und auch der Standort und der Be-
zug zu anderen Denkmälern gehören zu dieser Aussage.

Heftige Diskussionen gab es um 1996 auch um ein anderes Denkmal in Ora-
nienburg, das von 1929 bis 1950 ebenfalls auf dem Schlossplatz stand. Es handelt
sich um ein Werk des Bildhauers Hermann Hosaeus (er schuf auch die schon
erwähnte Bismarckbüste im Bismarckturm von Burg), das der Oranienburger
Kriegerverein zu Ehren der Befreiungskriege und der Toten von 1914-1918 gestiftet
hatte. Der Künstler schuf vier Sandsteinstelen, die kreisförmig um eine Eiche herum
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angeordnet waren, die 1818 gepflanzt worden war. Die Stelen symbolisieren die
Kriegsjahre, sie zeigen mit Versen versehene Reliefs: einen Landsturmmann, einen
Kriegsfreiwilligen, eine Mutter mit Kind und eine Braut.

Im August 1950 begann der Abbau des damals als kriegsverherrlichend emp-
fundenen Denkmals. Die Eiche musste ohnehin gefällt werden. Die Denkmalteile
wurden auf dem städtischen Friedhof eingelagert und in den folgenden Jahrzehnten
teilweise beschädigt. Einige abgeschlagene Teile nahm das Kreismuseum an sich.
1987, die DDR hatte ihren frühen Pazifismus längst aufgegeben, erwog man die
Wiederaufstellung - auf dem Friedhof. Aber erst 1991, nach der Wiedervereini-
gung, gab es ernsthafte Pläne, die 1996 realisiert wurden. Als neuen Standort wähl-
te man die Grünanlage vor dem Louise-Henriette-Gymnasium, ehemals Rosengar-
ten. Aber nun protestierten die Gymnasiasten, die das Denkmal als kriegsverherr-
lichend und kitschig empfanden. Auch Bürger der Stadt Oranienburg schlossen sich
den Protesten an, die in der Lokalpresse ausgetragen wurden. Daraufhin beschlos-
sen die Lehrer des Gymnasiums, sich gemeinsam mit den Schülern mit der Ge-
schichte des Denkmals, mit traditionellen Formen der Totenehrung und der Ge-
schichte der Weltkriege auseinander zu setzen, um das Denkmal in seinen Zusam-
menhängen beurteilen zu können.

Die protestierenden Schüler gewannen ein anderes Verhältnis zu dem Denk-
mal, das heute von den meisten als künstlerisches Zeugnis einer vergangenen Ge-
schichtsepoche empfunden wird. Es steht als schmückendes Beiwerk vor der Schu-
le und stört niemanden. Eine neue Eiche wurde gepflanzt, die einmal das recht klei-
ne Denkmal dominieren wird.

An seinem ursprünglichem Standort übrigens, dem Schlossplatz von Oranien-
burg, stand einige Jahre in seiner Nachbarschaft ein anderes Denkmal, das seit 1945
nicht nur spurlos verschwunden, sondern auch aus dem Gedächtnis gefallen ist. Am
14. Oktober 1933, dem nationalsozialistischen „Tag der alten Kämpfer“, wurde es
auf Veranlassung der örtlichen NSDAP eingeweiht. Es handelte sich um eine Skulp-
tur aus Lindenholz des ortsansässigen Bildhauers Hans Preiss, „Der verwundete SA-
Mann“. Oranienburg war schon 1933 Ort eines berüchtigten Konzentrationslagers,
1936 wurde dann im Ortsteil Sachsenhausen ein, nach Himmlers Einschätzung,
„Muster-KZ“ errichtet, und 1938 nahm die Verwaltungszentrale aller Konzentra-
tionslager, die „Inspektion der Konzentrationslager“ ihren Sitz in Oranienburg, der
Stadt, die sich selbst als „Stadt der SS“ bezeichnete. „Der verwundete SA-Mann“
wird nicht das einzige Denkmal dieser Art in der Stadt gewesen sein. Auch in ande-
ren größeren Orten des Kreises Niederbarnim wurden solche Skulpturen aufgestellt,
die nach einer Spende genagelt werden konnten. Der Erlös sollte der Errichtung ei-
nes Ehrenmals für die Gefallenen der NSDAP in Oranienburg dienen.

Die Sowjetische Militäradministration erließ in den ersten Monaten nach der
Befreiung den Befehl, solche Denkmäler zu beseitigen, die das Naziregime und den
deutschen Militarismus verherrlichen. Da waren solche plumpen Werke wie „Der
verwundete SA-Mann“ und die vielen Horst-Wessel-Büsten bereits verschwunden,
so gründlich, dass es heute selbst unter Zuhilfenahme von Archivakten schwer fällt,
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ihre ehemaligen Standorte zu bestimmen. Sie wurden zumeist vergessen, als habe
es sie nie gegeben. Nur sehr alte Leute erzählten mir manchmal von solchen Denk-
mälern und zeigten mir die Orte, an denen heute oft andere stehen.

Ein ungewöhnliches Denkmal der Nationalsozialisten blieb jedoch naturgemäß
erhalten. 1938 hatten sie im Wald bei Zernikow (Oberhavel)in einem Kiefernbestand
Lärchen angepflanzt, die die Form eines riesigen Hakenkreuzes bilden. Die groß ge-
wordenen Lärchen zeigen aus der Luftperspektive deutlich das nationalsozialistische
Symbol. Im November 2000 entfernte die Bundesverwertungsgesellschaft (BVVG)
als Eigentümerin des Waldes dieses Gedenkzeichen, indem sie die Bäume fällte.

Friedrich II. hinter Gurkenfässern
Der „Alte Fritz“ war im Oderbruch nie vergessen, die Geschichte dieses Landstrichs
ist untrennbar mit seinem historischen Wirken verbunden. Seine Denkmäler besei-
tigen zu wollen, war hier ein besonders untauglicher Versuch, ein Geschichtsbild auf
administrativem Wege zu entsorgen.

Zwischen 1747 und 1753 erfolgte die Kultivierung des Oderbruchs mit den
weiten Feldern und verstreuten Siedlungen, die von unzähligen Oderarmen durch-
zogen waren, unter Friedrich II., genannt Friedrich der Große. Die Entwässerung
und Eindeichung geschah nach exakten, wissenschaftlich geprüften Plänen und war
die Arbeit von Generationen. 1753 wurde das neue, über 20 Kilometer lange
Kanalbett den Oderfluten übergeben. Damit verkürzte sich der Lauf der Oder um
25 Kilometer. Gleichzeitig entstand der 81 Kilometer lange Hauptdeich zwischen
Lebus und Hohensaaten und ermöglichte, auf 32 500 eingedeichten Hektar eine
fruchtbare Landwirtschaft zu betreiben. In diesem Jahr 1753 kamen auf Betreiben
Friedrich II. Einwanderer aus der Pfalz, aus Schwaben, Polen, Franken, Frankreich,
Westfalen, dem Vogtland, Mecklenburg, und Österreich in den Oderbruch,
gründeten neue Siedlungen. Sie bekamen vom König Häuser und Land, Vieh und
landwirtschaftliche Geräte umsonst übereignet.

Dieser Blütezeit ist es zu verdanken, dass Friedrich II. hier besonders geehrt
wurde und kaum ein Dorf ohne Denkmal blieb.

Nach 1945 wurden die meisten dieser Denkmäler beseitigt. Ein direkter Befehl
der sowjetischen Militäradministration hierzu ist nicht nachweisbar, vieles deutet da-
raufhin, dass es die deutschen Verwaltungen waren, die im vorauseilenden Gehor-
sam die Entfernung der Standbilder und Gedenksteine anordneten, da auch Fried-
rich II. als Kriegstreiber und Ausbeuter galt. Für einige wenige dieser Denkmäler ist
die Geschichte nach 1945 nachweisbar, unter ihnen ist wohl die der 1905 einge-
weihten überlebensgroßen Bronzeplastik Friedrich II. besonders aufschlussreich, die
seit Pfingsten 1990 wieder in der Dorfmitte von Letschin (Märkisch Oderland) steht.
Schöpfer dieser Skulptur war Hans Weddo von Glümer, ein Schüler von Reinhold
Begas. Es waren deutsche Dienststellen, auf deren Anweisung das Standbild 1945
entfernt werden sollte. Einige Einwohner Letschins sollten es nach Fürstenwalde
zum Schrotthändler bringen. Wolfgang Bartsch, heute Gastwirt in Letschin und Vor-
sitzender der Interessengemeinschaft „Alter Fritz“, erzählt die Geschichte so: Der
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Schrotthändler besah sich das 10,3 Zentner schwere Denkmal und meinte, die Let-
schiner sollten doch nicht so dumm sein, ein solch wertvolles Stück einfach aufzu-
geben. Er gab ihnen eine Wiegekarte und eine Quittung. Also luden die Letschiner
ihren „Alten Fritzen“ wieder auf und brachten ihn zurück. Der Bürgermeister jedoch
verlangte aus Angst vor seinen Vorgesetzten, sie sollten das Standbild zersägen, es
ihm auf jeden Fall aus den Augen schaffen. Das Denkmal wurde in eine nahe gele-
gene Gurkeneinlegerei geschleppt, dort lagerte es hinter den Gurkenfässern. Nur
wenige Letschiner wussten davon. 1953, als die Zeiten sich zu ändern schienen,
wurde er wieder hervorgeholt, aber es war noch zu früh und er wurde in einer
Scheune eingelagert, zwischen Holz und Stroh. Es war ein offenes Geheimnis, an
das niemand rührte. Aber 1986, zum 200. Todestag des „Alten Fritz“, als auch das
Standbild in Berlin Unter den Linden wieder eingeweiht worden war, dachten die
Letschiner, jetzt sei der richtige Zeitpunkt gekommen. Einige Dorfbewohner stellten
das Standbild nachts auf den Dorfplatz, allerdings nicht auf den originalen Sockel.
Der diente seit 1967 einem Obelisk aus schwarzem Kunststein mit Sowjetsternkrö-
nung, der zu einem sowjetischen Soldatenfriedhof für 448 Gefallene gehört. (Auf
der Granitplatte steht: 331 Sowjetsoldaten, es gab Zubettungen.) Der Soldaten-
friedhof wurde nach 1945 an der Dorfstraße angelegt, an eben der Stelle, wo das
Standbild Friedrichs II. gestanden hatte.

Der wieder auferstandene „Alte Fritz“ ohne Sockel erregte Aufsehen, einige
Jahre zuvor wäre der Vorgang wohl politisch gewertet und die Dorfbewohner wä-
ren hart bestraft worden. Auch 1986 wurden einige Dorfbewohner von der Polizei
vernommen, sie sollten wegen groben Unfugs zu je 250 Mark Geldstrafe verurteilt
worden. Aber der Fürstenwalder Polizeichef ließ die Strafe mit Verweis auf das Ber-
liner Denkmal ruhen. Das Letschiner Standbild jedoch wurde erst einmal zur Restau-
rierung geschafft.

Am 31. Mai 1990 sollte Friedrich II. wieder auf den Sockel gestellt werden, auf
einen neu angefertigten, denn der alte war ja in Benutzung. So geschah es auch, nur
bekam die Rückkehr Friedrich II. eine unvorhergesehene Symbolwirkung, denn die
Auflösung der DDR hatte begonnen und ein halbes Jahr später gab es sie nicht mehr.

In Letschin bildete sich eine Interessengemeinschaft für den Erhalt des Stand-
bildes, auf das die Letschiner Bürger stolz sind. 

Auch anderswo gibt es solche Interessengemeinschaften, sie stehen in Kontakt
miteinander, besuchen sich gegenseitig zu Volksfesten, bei denen auch die symbo-
lische Figur des „Alten Fritz“ als Schirmherr des Oderbruchs eine Rolle spielt.
Weniger Glück mit ihrem Gedenkstein für Friedrich II. hatte man in Neulewin
(ebenfalls Märkisch Oderland). Der Obelisk aus grauem Granit stammte auch von
1905. Als die Gemeinde ihr 150-jähriges Bestehen feierte, schuf der Bildhauer Karl
Eichner aus Wriezen in ihrem Auftrag den Stein, „Um der Pietät und dem Dank ge-
gen den großen Gründer Ausdruck zu geben“. Auf der polierten Vorderseite war ein
Porträtmedaillon des „Alten Fritz“ angebracht und die Inschrift „SEINEM GROSSEN
KOENIG / UND GRUENDER / ZUM / 150.JAEHR. JUBELFESTE / DAS DANKBARE
NEULEWIN / 1755–1905“.
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In den fünfziger Jahren wurde das Denkmal gegen den Willen der Einwohner
entfernt, da eine Ehrung des Königs nicht zu einem Arbeiter- und Bauernstaat pas-
sen würde.

Nicht überall wurden die Denkmäler und Gedenksteine Friedrichs II. geschleift.
In Neuhardenberg (dieser Ort im Märkischen Oderland wurde 1348 als Quilitz ge-
gründet, 1815 umbenannt in Neu-Hardenberg, hieß in der DDR Marxwalde und
seit 1991 Neuhardenberg) steht im Schlosspark eines der ersten Denkmäler für
Friedrich II. Es wurde 1792 nach Entwürfen von J. W. Meil aus Marmor errichtet,
den Sockel entwarf CH. D. Rauch um 1821. Der Auftraggeber war General Joachim
Bernhard von Prittwitz, der Friedrich II. auf dem Schlachtfeld in Kunersdorf 1759 vor
der Gefangenschaft rettete. Das Denkmal hat, wenngleich in schlechtem Zustand,
die DDR-Jahre unangetastet überstanden und wurde nach 1990 restauriert.
Im nur wenige Kilometer entfernten Neutrebbin hielt sich das Bronzestandbild
Friedrich II. bis Mitte der 50er Jahre, dann wurde es entfernt und eingeschmolzen.
Aber gleich hinter der Stelle, an der das Denkmal einmal stand, ließ die Bundeswehr
einen Gedenkstein setzen, der an den Hochwassereinsatz im August 1997 erinnert,
als Bundeswehreinheiten, in diesem Falle das Fernmelderegiment 320 Franken-
berg/Eder, den Ort vor Überschwemmung retteten.

(Es ist merkwürdigerweise oft zu beobachten, dass ganz unterschiedliche Ge-
denkzeichen zu verschiedenen Zeiten an dieselbe Stelle gesetzt werden. In den
Brandenburger Orten gibt es viele Denkmäler, die auf den Fundamenten oder Sock-
eln älterer errichtet wurden. In Prenzlau fand man 1938, als man das neugotische
Kriegerdenkmal von 1871 vom Marktplatz in die Wallgasse umsetzte, unter seinem
Fundament sogar Bruchstücke des mittelalterlichen Rolands.) 

In Neuranft steht ein bronzenes Flutzeichen, das Hauptdenkmal für den Kampf
gegen die Oderflut 1997. Dahinter befindet sich ein bearbeiteter Naturstein mit der
Inschrift: „MIT GOTTES HILFE / HABEN DIE BUNDESWEHR, / FREIWILLIGE HEL-
FER AUS GANZ DEUTSCHLAND / UND DIE EINWOHNER DER REGION / DEN
DEICH UND IHRE HEIMAT / GEGEN DAS JAHRHUNDERTHOCHWASSER / 1997
VERTEIDIGT. / IHNEN ALLEN GEHÖRT UNSER DANK / UND UNSERE
ERINNERUNG. / DIE GEMEINDEN DES AMTES / BARNIM-ODERBRUCH“.

In Sichtnähe zu diesen Gedenkzeichen wird unvermittelt an Friedrich II. erin-
nert. Auf einem von der Bundeswehr gesetzten Gedenkstein steht:„HIER HABE ICH
IM FRIEDEN EINE PROVINZ EROBERT,/ DIE MIR KEINEN SOLDATEN GEKOSTET
HAT./ FRIEDRICH DER GROSSE/ DEUTSCHE SOLDATEN HABEN DIESE PROVINZ/
BEIM JAHRHUNDERTHOCHWASSER 1997 GERETTET./ KAMERADSCHAFT DER
EISENBAHNPIONIERE“.

Der Friedrich II. zugeschriebene Ausspruch ist historisch nicht verbürgt. Aber
wie lebendig er ist, besonders im Oderbruch, zeigt die Gleichsetzung der Leistung
Friedrichs II. mit der der Bundeswehr im Jahre 1997. Dieser Ausspruch fand sich auf
sehr vielen Gedenksteinen und Tafeln an Standbildern für den „Alten Fritz“. Er
stand auch auf einer Bronzeplakette mit dem Porträt Friedrich II., die der Großbauer
August Erdmann aus Werbig (Märkisch Oderland) 1927 anfertigen ließ. Aus
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Verehrung für Friedrich II. ließ er als Privatmann am Mühlendamm auf seinem Acker
einen zwei Meter hohen gemauerten Feldsteinsockel errichten, der einen 50
Zentner schweren Findling trug. 

Bei der Recherche im Jahr 2000 lag der Findling am Feldrand in einem ehema-
ligen Schützengraben, der als Schützengraben nur erkennbar ist, wenn man es
weiß. Die Plakette war verschwunden, die Jahreszahlen 1746-1753, die auf die Kul-
tivierung des Oderbruchs hinweisen, waren kaum noch leserlich. Auch der Findling
ist als Gedenkstein nur noch für den zu erkennen, der seine Geschichte kennt.

Nach der deutschen Wiedervereinigung wurden in vielen Gemeinden Branden-
burgs Gedenkzeichen für den „Ortsgründer“ Friedrich II. wieder errichtet. Meist
handelt es sich um den Standardabguss einer Bronzebüste des Königs, behütet mit
seinem Dreispitz, die in einer kleinen Grünanlage, oft vor der Kirche, aufgestellt
wurde.

In den Vorgängen um das Denkmal für Friedrich II. spiegelt sich der wandelbare
Zeitgeist auf oft groteske Weise. Für Friedrich II. trifft zu, was auch für Bismarck gilt:
Das sich verändernde, von Brüchen gekennzeichnete Verhältnis zu einer solchen
historischen Figur, Verehrung, Kult, Ablehnung, Aneignung und Wiederaneignung,
zeigt sich auch darin, wie mit den ihm gewidmeten Denkmälern umgegangen wird.
Ein Beispiel aus dem Landkreis Teltow-Fläming soll hier erzählt werden.
Kloster Zinna bei Jüterbog wurde 1764 auf Grund eines Edikts Friedrich des Großen
gegründet. Weber aus der Lausitz waren die ersten Bewohner. Hundert Jahre später
errichtete die Stadt ihrem Gründer auf dem Markt ein Denkmal. Das Bronzestand-
bild stand auf einem hohen Sockel auf gestufter Plattform und war von einem
schmiedeeisernen Zaun umgeben.

So stand es bis 1947. Im Juni 1947 versuchten zwei Schüler der nahegelegenen
SED-Hochschule in Liebenwalde, dieses Denkmal zu demontieren. Indoktriniert
durch ihre stalinistischen Lehrer sahen sie den „Alten Fritz“ als einen direkten Vor-
läufer des Faschismus an. Einer der beiden, Eugen Herman-Friede, ein junger Jude,
der die Nazizeit illegal im Widerstand überlebt hatte, hat später durchaus ironisch
distanziert diesen Vorfall beschrieben. Von aufgebrachten Anwohnern Kloster Zin-
nas wurden die beiden für Buntmetalldiebe gehalten und der Volkspolizei überge-
ben. 

Nun war das Denkmal zum Objekt eines Streits geworden, den die Sowjetische
Militäradministration SMAD zunächst mit dem Befehl beendete, das Denkmal auf
dem Marktplatz zu belassen. Im Volksmund wird behauptet, der sowjetische Kom-
mandant habe gesagt: „Alter Mann mit Stock kann bleiben.“ Nachdem aber der
RIAS (Rundfunk im amerikanischen Sektor) über die Vorfälle berichtet hatte, wurde
das Streitobjekt Gegenstand einer Machtdemonstration des Staates. Im Jahre 1948,
Eugen Herman-Friede hatte inzwischen die SED-Hochschule verlassen und war Stu-
dent im Westen Berlins, wurde im benachbarten Forst Zinna die Verwaltungsakade-
mie eröffnet, deren Schüler und Lehrkräfte immer wieder gegen das Denkmal pole-
misierten. Ihnen gegenüber standen Bürger Kloster Zinnas, für die das Bronzestand-
bild inzwischen so etwas wie ein Symbol ihrer Freiheit war, an dem sie immer wieder



Blumen ablegten. Doch im Juni 1949 wurde das Denkmal von Schülern der Verwal-
tungsakademie heimlich abgebaut, diesmal stimmte die SMAD zu.

Nur die gemauerten Stufen blieben zurück und der Sockel, auf den später eine
Blumenschale gesetzt wurde, um die Leere zu kaschieren.

Sofort nach der Wiedervereinigung bildete sich in Kloster Zinna eine Bürgerini-
tiative, die für die Neuerrichtung des unauffindbaren Denkmals Geld sammelte. Am
8. April 1994 stellte die Stadt in einer feierlichen Zeremonie einen Neuguss des
Denkmals auf den Sockel, zurück auf die Stufen. Heute steht Friedrich II. in Kloster
Zinna an seinem alten Standort, gegenüber einem Kriegerdenkmal für die Toten des
1. Weltkrieges.
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Die frühen Mahnmale
Die Mehrzahl der politischen Denkmälern in Brandenburg sind den Opfern des Na-
tionalsozialismus gewidmet, den „Opfern des Faschismus“, wie man in der DDR
sagte. (In der DDR galt die Dimitroffsche Faschismustheorie, nach der der National-
sozialismus vor allem ökonomisch erklärt wurde, als kapitalistisch-imperialistisches
System begriffen wurde. Die Besonderheit des Nationalsozialismus, die Verfol-
gungs- und Vernichtungspolitik wurde so vernachlässigt) Der „Antifaschismus“ war
die Gründungsideologie der DDR, die Opfer wurden, in unreflektierter christlicher
Deutung, zum Unterpfand des Neubeginns, der Auferstehung. 

Am Anfang, gleich nach 1945, war es das Martyrium der Ermordeten, die noch
frische Erinnerung an die Toten und an das Leiden der Geretteten, die zu Gedenk-
zeichen führte. Viele dieser Gedenkzeichen standen an Massengräbern. 

Zu Brandenburg gehörten die beiden großen Konzentrationslager Ravensbrück
bei Fürstenberg/Havel und Sachsenhausen bei Oranienburg. In der Nähe von Ra-
vensbrück gab es das Jugendschutzlager Uckermark, in der Stadt Brandenburg das
größte und modernste Zuchthaus des nationalsozialistischen Deutschland mit seiner
Hinrichtungsstätte. Dazu kamen das Zuchthaus Luckau (Dahme-Spreewald), in
dem zwischen 1933 und 1945 ständig bis zu 1000 Regimegegner gefangen waren,
und sogenannte Arbeitserziehungslager wie in Fehrbellin (Ostprignitz-Ruppin) oder
Großbeeren (Teltow-Fläming). Es gab große Kriegsgefangenenlager in Luckenwalde
(Teltow Fläming), zwischen Mühlberg und Neuburxdorf (Elbe-Elster) und in Fürs-
tenberg (heute Eisenhüttenstadt, Oder-Spree), zu denen viele Außenkommandos
und Nebenlager gehörten. Nach 1942 war Brandenburg außerdem überzogen von
Außen- und Nebenlagern der großen Konzentrationslager, in denen Häftlinge für
die Rüstungsindustrie und in der Landwirtschaft arbeiten mussten. Es gab keinen
Ort, auch kaum ein abgelegenes Dorf, in dem nicht Menschen als Opfer des Natio-
nalsozialismus zu Tode kamen. Unzählige Häftlinge starben noch in den letzten
Kriegswochen auf den sogenannten Todesmärschen, als die Außen- und Nebenla-
ger aufgelöst wurden. Hunderte Tote liegen entlang der Bahngleise, über die 1945
die chaotischen Häftlingstransporte gingen, noch heute werden Gräber gefunden.

Die meist improvisierten Denkmäler und Gedenkzeichen, die diesen Opfern in
der ersten Nachkriegszeit gewidmet wurden, oft von ihren eigenen überlebenden Ka-
meraden, wichen bald offiziellen Gedenkzeichen. Sie waren in den vierziger und frü-
hen fünfziger Jahren noch nicht einseitig auf den kommunistischen Widerstand be-
zogen, sie galten zunächst allen Opfergruppen und zeugten in ihrer unterschiedlichen
Formensprache und ihren noch nicht standardisierten Inschriften von wahrhaftem
Gedenken. Auf wessen Anregung diese ersten Gedenkzeichen zurückgingen, ist nicht
in jedem Fall mehr nachzuweisen. In der Nachkriegszeit waren die deutschen Verwal-
tungsstellen sehr oft mit ehemaligen Häftlingen besetzt, mit Menschen, die selbst Geg-
ner des Nationalsozialismus waren und unter dem Regime gelitten hatten. Ihnen war
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es ein Bedürfnis, die Opfer des Faschismus zu ehren, ob dieses Bedürfnis von der
Mehrheit der Bevölkerung geteilt wurde, ist anzuzweifeln. Als „Opfer“ empfanden
die meisten Deutschen auch in Brandenburg wohl vor allem sich selbst, die gefallenen
Soldaten, die Bombenopfer, die Heimatvertriebenen, die Kriegswaisen. Viele Beispiele
zeigen, dass für die „fremden“ Opfer nicht allzu viel Empathie übrig war. Das
sogenannte Arbeitserziehungslager in Fehrbellin, weniger als einen Kilometer vom
Ortszentrum entfernt, war seit 1940 Ort des Leidens und schwerster Sklavenarbeit
für jeweils etwa 500 Frauen. Die meisten waren ausländische Zwangsarbeiterinnen,
die an ihren Einsatzorten gegen die für sie geltenden unmenschlichen Regeln versto-
ßen hatten, aber auch deutsche politische Häftlinge waren unter ihnen. Fehrbellin ist
eines von vielen vergessenen Lagern, das erst seit den neunziger Jahren durch die
Berliner Geschichtswerkstatt erforscht wird. In Fehrbellin selbst gibt es kein Gedenk-
zeichen für dieses KZ-ähnliche Lager. Oder entstand das frühe Denkmal an der Ge-
schwister-Scholl-Straße, am „Platz der O.d.F.“ unter dem damals noch nicht verblass-
ten Eindruck dieses Lagers? 1947 hatte der antifaschistisch-demokratische Block be-
schlossen, ein Kriegerdenkmal aus Sandstein umzuwidmen für die Opfer des Faschis-
mus. Die Adlerkrönung wurde durch einen roten Winkel ersetzt. Die Inschrift am
Sockel lautet nun: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN ZUR PFLICHT“. Mög-
licherweise war 1947 noch bekannt, welche Toten da geehrt wurden, im Laufe der
Jahrzehnte aber verlor dieses Denkmal seinen konkreten Bezug, wenn es ihn je gege-
ben hat. An das Lager erinnerten sich in Fehrbellin nur noch einige Frauen, die als
Aufseherin dort Arbeit gefunden hatten, und die sprachen nicht darüber. 

An mehreren Orten größerer Lager und Arbeitskommandos in Brandenburg, an
einigen Mordstellen und sogar an Massengräbern fehlte jahrzehntelang jedes Ge-
denkzeichen - weil es kein Gedenken gab. Dafür gibt es vereinzelt Gedenkzeichen,
denen ein örtlicher Bezug zu fehlen scheint. In Dallmin, einem kleinen Ort in der
Prignitz, steht seit 1946 direkt an der Hauptstraße ein gemauerter Gedenkstein mit der
Inschrift: „KZ / VERGESST ES NIE“. Bei der Recherche erfuhr ich, der erste Nachkriegs-
bürgermeister des Ortes war selbst ehemaliger KZ-Häftling. Er veranlasste die Setzung
des bis heute gewarteten Steins. In Kletzke, ebenfalls in der Prignitz, wurde das ehema-
lige Herrenhaus nach dem Krieg ein Kinderheim. Es bekam den Namen des Dresdener
jüdischen Kommunisten Hans Rothbarth, der 1944 im KZ Sachsenhausen ermordet
wurde. Vor dem Haus wurde in den fünfziger Jahren ein Gedenkstein aus Ziegeln
errichtet, der eine Inschriftentafel mit dem Namen Hans Rothbarths trug. Bei meiner
Recherche war sie längst verschwunden, das Haus ist wieder in Privatbesitz. Aber ich
war verwundert, dass Hans Rothbarth, dessen Geschichte ich zufällig kannte, der an-
sonsten in der DDR nicht sehr bekannt war, schon gar nicht außerhalb Dresdens, hier
in der Prignitz geehrt worden war. Ich erfuhr, dass die damalige Leiterin des Kinder-
heims eine sächsische Kommunistin war, sie hatte Hans Rothbarth persönlich gekannt. 

In Meyenburg (Prignitz) blieben im Frühjahr 1945 einige erschöpfte und tod-
kranke Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen zurück. Einige starben hier, andere
kehrten nach der Befreiung in ihre Heimat zurück, einige wenige blieben an diesem
Ort, stellten sich dem Neuaufbau zur Verfügung, einer gründete eine Familie und
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blieb bis zu seinem Tod in den neunziger Jahren in Meyenburg. Die ehemaligen
Häftlinge veranlassten 1946 am Wilhelmplatz, in der DDR hieß er Thälmann-Breit-
scheid-Platz, die Errichtung eines Gedenkstein für Opfer des Faschismus. Er ist aus
roten und gelben Klinkersteinen gemauert und teilweise verputzt. Rote Steine bil-
den einen Häftlingswinkel, gelbe die Buchstaben: „KZ / DEN TOTEN ZUR EHRE /
DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“.

Der unmittelbare, durch Erfahrung geprägte emotionale Zusammenhang
zwischen diesem Denkmal und den Vorgängen in Meyenburg ist heute verloren ge-
gangen. Das Denkmal, das übrigens rückwärtig an einen sowjetischen Soldaten-
friedhof grenzt, wird von der Stadt als Relikt einer vergangenen Zeit empfunden
und nur sein Status als eingetragenes, geschütztes Denkmal bewahrt es davor, ge-
schleift zu werden.

Auch der Soldatenfriedhof soll nach dem Willen der Stadt versetzt werden, auf
dem Stadtfriedhof von Meyenburg ist schon ein Platz für die sowjetischen Gefalle-
nen reserviert, aber auch diesem Vorhaben stehen die Rechtslage und der Denkmal-
schutz entgegen.

Nicht nur in den genannten Orten waren bei der Errichtung der frühen Denk-
mäler für Opfer des Faschismus die ehemaligen Häftlinge selbst eine treibende
Kraft. Unmittelbar nach dem Krieg war die Erinnerung an die Anti-Hitler-Koalition
noch nicht zum Mythos geronnen, noch nicht durch einseitige ideologische Inter-
pretationen verfälscht. Der Widerstand von Sozialdemokraten, Kommunisten, Libe-
ralen, Konservativen, Christen, auch Juden, wurde gleichermaßen anerkannt und
die ehemaligen Widerstandskämpfer genossen Respekt und Achtung. Als die VVN,
die Vereinigung für Verfolgte des Naziregimes, 1947 gegründet wurde, war sie die
Interessenvertretung aller Antifaschisten. Die VVN war eine wichtige Organisation,
die große Autorität besaß. In ihren Händen lag zunächst auch Formen der Erinne-
rung und Ehrung für die Widerstandskämpfer und Opfer des Faschismus zu finden.
Die VVN organisierte Kundgebungen, förderte seit 1948 Forschung über den Wi-
derstand, gab Denkmäler in Auftrag.

Aber der Konsens war brüchig. Zunehmend strebten die Kommunisten auch in
dieser Organisation nach der Vorherrschaft, beanspruchten die Deutungsmacht
auch über den Widerstand gegen den Faschismus, drängten die Erinnerung an an-
deren als kommunistischen Widerstand beiseite. Der Bruch zwischen der Sowjetun-
ion und Jugoslawien im Jahr 1948, der Beginn einer Serie von Schauprozessen ge-
gen führende Kommunisten in Ungarn, Bulgarien, Polen, der Tschechoslowakei seit
1950, wobei antisemitische Untertöne nicht zu überhören waren, die Ablehnung
des Staates Israel - all diese unheilvollen Entwicklungen innerhalb des sozialistischen
Lagers führten dazu, dass der Moment der Gemeinsamkeit in der Erinnerung an den
Nationalsozialismus, an den Widerstand und an die Opfer nur kurz war. Obwohl die
VVN sich in der DDR von einer Interessenvertretung aller Verfolgten und Wider-
standskämpfer zu einer Erfüllungsgehilfin der SED zu wandeln begonnen hatte, war
sie noch immer eine unbequeme Vereinigung, die Ende Februar 1953, kurz vor Sta-
lins Tod, aufgelöst wurde. Der Zentralvorstand der VVN hatte dem Druck der Grup-
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pe um Walter Ulbricht nachgegeben und selbst das Ende der Vereinigung beschlos-
sen. Die offizielle Begründung, die heute anachronistisch anmutet, lautete: „Die
Entwicklung der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in der DDR hat zur Aus-
rottung aller Wurzeln des Faschismus geführt.“

Die Forschungsstellen für die Geschichte des Antifaschismus bei den Landes-
verbänden der VVN wurden geschlossen. Das hatte weitreichende Folgen, auch für
die konkrete Erinnerung an nationalsozialistische Lager, an örtlichen Widerstand, an
Widerstand und Selbstbehauptung gegen den Nationalsozialismus, wie er sich auch
abseits der großen Brennpunkte zeigte. Für lange Zeit reduzierte sich die Erinnerung
an Opfer des Faschismus und an Widerstand an wenige bekannte Beispiele aus dem
kommunistischen Widerstand, an die immer gleichen Namen weniger Märtyrer. An
die Stelle der lebendigen Erinnerung trat Traditionspflege, bei der es vor allem da-
rum ging, die führende Rolle der SED zu legitimieren. 

Dennoch entstanden auch in den 50er Jahren noch anrührende, individuell ge-
staltete Denkmäler für Opfer des Faschismus, in denen sich manchmal sehr persön-
liches Gedenken ausdrückte, ungeachtet zentraler Vorgaben, die auf eine einheitliche
Gestaltung der Gedenkzeichen zielten und zunehmend den roten Winkel, das Sym-
bol der politischen Häftlinge, als vorherrschendes Gestaltungselement forderten.

Sehr viele der frühen Denkmäler für Opfer des Faschismus wurden in späteren
Jahrzehnten durch andere ersetzt, einige Dutzend aber sind in Brandenburg bis heu-
te erhalten. Am Bahnhofsvorplatz von Bad Saarow (Landkreis Oder-Spree) stand
seit 1947 ein VVN-Mahnmal, das der ortsansässige Bildhauer Kurt Schulze geschaf-
fen hatte. Eine Reliefplatte aus Kupfer mit dem Kopf eines Häftlings und den Buch-
staben „KZ“ wurde an der Vorderseite eines bearbeiteten Steins angebracht. Die
Buchstaben „KZ“ bilden ein Dreieck und umschließen den Hals des Häftlings wie
ein Stacheldraht. Nahe dem Ort Bad Saarow befand sich das Außenlager „Drei Ei-
chen“ des KZ Sachsenhausen, in dem etwa 700 Häftlingen zu Bauarbeiten für SS-
Dienststellen eingesetzt waren. Die Erinnerung an diese Häftlinge war 1947 wahr-
scheinlich noch lebendig, sie waren wohl gemeint mit der Inschrift an dem Stein:
„ALS OPFER SEID IHR / GEFALLEN IN HEILIGER / LIEBE ZUM VOLKE“. Im Laufe
der Jahre aber ging die Erinnerung verloren und 1991 wurde dieses als allgemein
empfundene Denkmal auf Beschluss der Gemeinde zum Waldfriedhof umgesetzt,
wo es neben einem Gedenkstein für die Opfer aller Weltkriege und einem Ge-
denkstein für zwei gefallene Wehrmachtssoldaten steht.

In Glöwen (Prignitz) befand sich vom August 1944 bis zum April 1945 ein Au-
ßenlager des KZ Sachsenhausen mit etwa 800 Häftlingen, die meisten waren jü-
dische Frauen, die vorher im KZ Stutthof gewesen waren. Sie mussten bei der Dy-
namit AG (DAG) in der Rüstungsproduktion arbeiten. 1947 wurde in der Bahnhof-
straße, auf dem Weg zum Munitionswerk, ein Denkmal für diese Häftlinge, von de-
nen mehrere ums Leben kamen, errichtet. Es handelt sich um eine als unregelmäßi-
ges Dreieck gestaltete Klinkermauer, die von Betonbruchstücken eingerahmt wird.
Auf ihr ist ein rotes Dreieck mit den Buchstaben „VDN“(Verfolgte des Naziregimes)
zu sehen und die Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN“.
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Der Betonbruch stammt von der Straße, die die Häftlinge von ihrem Barackenlager
zum Werk täglich gingen.

Dieses frühe, in seiner Form eigenwillige und zeitlos modern wirkende Denk-
mal, zeugt von einem Gedenken, das im Verlauf der Zeit seinen konkreten Bezug
verlor. Welche Toten mahnen, ist dem heutigen Betrachter nicht mehr so sinnlich
präsent, wie den Einwohnern von Glöwen im Jahre 1947. Aber wenigstens ist das
Denkmal noch vorhanden. 

Vorhanden ist auch noch der Gedenkstein in Eberswalde (Landkreis Barnim),
der am 10. September 1949, dem „Tag der Opfer des Faschismus“ von Mitgliedern
der VVN auf dem Karl-Marx-Platz eingeweiht wurde. Das von Werner Schulze ge-
staltete Denkmal aus hellem Granitstein trägt auf seiner Vorderseite das Zeichen der
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, das aus den Buchstaben „VVN“ über
einem Häftlingswinkel besteht und in die Strahlen einer aufgehenden Sonne gestellt
wurde. Darunter steht: “DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN / ZUR ER-
MAHNUNG / UND PFLICHT“. Auf der Rückseite ist das Eberswalder Stadtwappen
zu sehen, das ebenfalls in die Strahlen einer aufgehenden Sonne gestellt wurde und
die Inschrift: “DEN OPFERN DES / FASCHISMUS / DIE STADT / EBERSWALDE“

Auch diese heute allgemein anmutende Inschrift war 1949 noch mit der Erin-
nerung an Widerstandskämpfer und Opfer des Nationalsozialismus aus Eberswalde
verbunden, an die ermordeten jüdischen Bürger der Stadt, an Tausende von
Zwangsarbeitern, die in der Stadt in Baracken hausten, die in der Rüstungsproduk-
tion arbeiten mussten, von denen sehr viele auf den Friedhöfen der Stadt liegen.

Mag sein, dass der Gedenkstein, der durch private Spenden bezahlt wurde,
1949 noch zu den Einwohnern Eberswaldes sprach, mit der Zeit wurde auch dieses
Denkmal anonym. In seinem Sockel sollen Dokumente in einer Kassette einge-
mauert sein. Aber erst nach der Wiedervereinigung lebte die Erinnerung an die Op-
fer des Nationalsozialismus in Eberswalde, an die Juden und die Zwangsarbeiter
wieder auf und brachte neue Zeichen des Gedenkens hervor. Von denen wird hier
noch die Rede sein. Wenden wir uns den anderen erhaltenen frühen Gedenkzei-
chen für Opfer des Faschismus zu: 

In Lübbenau (Oberspreewald-Lausitz) wurde das VVN-Denkmal 1948 errich-
tet, es ist dreiteilig, besteht aus Klinker, Terrakotta und Bronze. Die Bronzetafeln ka-
men jedoch erst bei einer Umgestaltung 1960 hinzu. Initiator auch dieses Denkmals
war die Ortsgruppe der VVN. Als Standort wählte man den Platz Fahlischstra-
ße/Ecke Poststraße. In der DDR hieß die Poststraße Thälmannstraße, 1977 wurde
der Platz Helmut-Türk-Platz genannt, nach einem von den Nazis ermordeten KPD-
Funktionär aus Lübbenau. Ihm wurde gegenüber dem alten Denkmal für die Opfer
des Faschismus auch ein Gedenkstein gesetzt, der aber die Umgestaltung des heute
wieder namenlosen Platzes nach 1990 nicht überstand. Aber das alte Denkmal ist
noch da, nur seine Flammenschale fehlt, aber wahrscheinlich ging sie schon vor der
Umgestaltung 1960 verloren. Auf der mittigen Tafel steht unter den Buchstaben
VVN und dem Symbol der FIR (Internationaler Verband der Widerstandskämpfer -
Fédération Internationale de la Résistance): „1933 1945/ VERGESST ES NIE“.Auf
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der linken Seite befindet sich die Inschrift: „ES IST BESSER / STEHEND / ZU STER-
BEN / ALS KNIEEND / ZU LEBEN“.Auf der rechten : „ELF MILLIONEN OPFER /
MAHNEN / ZUM WELTFRIEDEN“. 

Die gedankliche Verbindung von Widerstand und Weltfrieden auf den Bronze-
tafeln von 1960 stellte schon das ursprüngliche Denkmal her. Bei seiner Einweihung
1948 hatte die VVN zu einer Gedenkfeier eingeladen. Auf den Fotos von diesem Er-
eignis sieht man, dass das Denkmal von Holzkreuzen umgeben war, auf denen
stand: „ II. WELTKRIEG 33 000 000“ „WILLST DU DAS NOCH EINMAL? VERHIN-
DERE ES! GIB AM 15. OKTOBER DEINE STIMME FÜR DEN FRIEDEN!“ „ 11 MILL-
IONEN TOTE KZ“.

Diese, wahrscheinlich schon in den fünfziger Jahren verwitterten, Inschriften zei-
gen, wie die Friedensehnsucht der Menschen mit dem Gedenken an die Opfer des
Faschismus verbunden und zu politischen Zwecken instrumentalisiert wurde. Am 1.
April 1951 sagte Franz Dahlem auf einer Sitzung des Zentralvorstandes der VVN, als
es um die Hauptaufgabe der Verfolgtenorganisation ging: „... dass das zentrale Pro-
blem der deutschen Politik darin besteht, die Remilitarisierung in Westdeutschland zu
verhindern und die Kriegspläne der Amerikaner zum Scheitern zu bringen.“ 

In Neustadt an der Dosse (Ostprignitz-Ruppin) wurde der noch heute vorhan-
dene Gedenkstein für die Opfer des Faschismus am 1. September 1946, dem Welt-
friedenstag, eingeweiht. Der Zusammenhang erschien zwingend. Der Gedenkstein
befindet sich auf dem Kirchplatz, er besteht aus mehreren polierten Granitblöcken
und weist die Buchstaben „VVN“ (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes)
auf, sowie das Häftlingsdreieck und an zentraler Stelle das Relief einer allegorischen
Figur. Darunter steht: „DEN OPFERN DES FASCHISMUS 1933 – 1945“.

Auch in Neustadt an der Dosse gab es Zwangsarbeiter, die in der Rüstungspro-
duktion arbeiteten, gab es jüdische Einwohner, die vertrieben und ermordet wur-
den. 1946 werden sie noch nicht vergessen gewesen sein. In den folgenden Jahr-
zehnten wurde der Gedenkstein, an dem, wie auch an allen anderen dieser Art,
Kranzniederlegungen und Feierstunden abgehalten wurden, jedoch weniger mit
diesen Opfern des Faschismus in Zusammenhang gebracht, als mit zwei Neustädter
Bürgern, Zahn und Giese, die die Stadt 1945 der Roten Armee kampflos übergeben
wollten und dafür von der SS erschossen wurden.

Nach der Gründung der DDR trat die Erinnerung an die Leiden und Opfer in
den Hintergrund gegenüber der Würdigung der heroischen Taten der Wider-
standskämpfer und der Befreiung durch die Sowjetunion. Die Erinnerung an die Op-
fer des Faschismus ging nun einher mit einem Bekenntnis zum Sozialismus, als kön-
ne es eines nicht ohne das andere geben. Allmählich setzte eine Verschiebung des
Gedenkens ein. Die Opfer des Faschismus wurden als Widerstandskämpfer erinnert,
die Widerstandskämpfer vor allem als Kommunisten.

Aber in den ersten Nachkriegsjahren drückten die Gedenkzeichen noch ande-
res aus. In Storkow (Oder-Spree) wird seit 1950 ein ungewöhnliches Denkmal als
Ehrenmal für die Opfer des Faschismus bezeichnet, das an der Ecke Berliner Straße/
Thälmannstraße steht und in seiner Formensprache und in seinen Inschriften so gar
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nicht den zu dieser Zeit schon in großer Zahl entstandenen standardisierten Ge-
denksteinen gleicht. Der Bildhauer Erwin Rausch hat es gestaltet, unter Mitsprache
des Bürgermeisters und einiger Mitglieder der Ortsgruppe der VVN. Es handelt sich
um einen Dreikantblock aus Muschelkalk, den eine Friedenstaube krönt. Auf einer
Längsseite ist das Relief einer trauernden Frau zu sehen, die vor Kreuzen kniet. Dazu
gehört die Widmung: „DEN OPFERN SINNLOSER VERNICHTUNG“.

Auf der anderen Längsseite lässt eine Frau eine Taube fliegen. Dort steht: „DEN
SEGNUNGEN FRIEDLICHEN LEBENS“.

Auf der dritten Seite sind vier Häftlingswinkel zu sehen und die Inschrift: “DEN
TOTEN ZUR EHRUNG / UNS LEBENDEN ALS VERPFLICHTUNG“.

Am Bahnhof von Buckow (Märkisch Oderland) steht seit Jahrzehnten ein Ge-
denkstein für Opfer des Faschismus, ein Findling mit der Tafel: „DEN TOTEN ZUR
EHRE / DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“. Die Form des KZ-Zeichens, das ein
Dreieck bildet, weist auf die vierziger Jahre hin. Aber ob dieser Stein im Gedenken
an konkrete Vorgänge aus Buckow entstand, weiß niemand mehr. Denkmäler dieser
Art sind noch viele in Brandenburg erhalten.

Auch das Denkmal auf dem Kellerberg in Grünheide (Landkreis Oder-Spree),
an der Karl-Marx-Straße, neben dem Grundstück Nr. 37, ist seit 1948 unverändert.
Es besteht aus angehäuften Findlingen, auf denen eine Gedenktafel angebracht ist
mit einer durch ein Dreieck eingefassten Gravur, die den Häftlingswinkel zeigt, ge-
krönt mit den Buchstaben „VdN“. (Verfolgte des Naziregimes). Im Winkel steht:
„DEN OPFERN DES FASCHISMUS“.

Etwas tiefer auf der Gedenktafel steht das Datum der Einweihung, 12. Septem-
ber 1948. Offenbar wurde das Denkmal zum „Tag der Opfer des Faschismus“ ge-
setzt, der damals ein gesellschaftlich hoch beachteter Tag war, an dem seit 1946 im
nahegelegenen Berlin eine große, beeindruckende Kundgebung aller ehemals Ver-
folgten und Nazigegner stattfand, zu der Kommunisten und Liberale, Vertreter des
20. Juli 1944, ehemalige Spanienkämpfer, Juden und Christen gemeinsam gingen.

Wahrscheinlich gab es auch in Grünheide ehemalige Widerstandskämpfer. (Der
durch seine Widerstandsarbeit in der Gruppe Europäische Union, die anschließende
Zuchthaushaft und seine spätere Opposition in der DDR bekannte Professor Robert
Havemann zog erst 1964 nach Grünheide, wo er jahrelang unter Hausarrest stand
und 1982 starb.)

Das frühe Denkmal für die Opfer des Faschismus in Erkner (Oder-Spree) gibt
es nicht mehr. Es stand seit etwa 1950 an der Friedrichstraße, in der DDR Karl-
Marx-Straße, nahe der Brücke am Dämeritz-See und war ein Ehrenmal aus ge-mau-
erten Blöcken mit Inschriftentafeln. Unter dem roten Häftlingswinkel stand: „VDN
/ VERGESST ES NIE“.

Es wurde 1994 abgerissen, weil es baufällig war und weil am 8. März 1994 an
der Zittauer Straße, Ecke Hohenbinder Weg eine neue, von Georg Mees gestaltete
Gedenkstätte eingeweiht wurde. Der 8. März 1994 war der 50. Jahrestag eines ver-
heerenden Bombenangriffs auf Erkner, der sehr viele Opfer gekostet hat, für die auf
dem Friedhof ein Gedenkstein steht, es jedoch bis 1994 keine Gedenkstätte gab.
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Die neue Gedenkstätte trägt auf Tafeln die Inschriften: „DEN TOTEN DES / BOM-
BENANGRIFFS / VOM 8. MÄRZ 1944 / DIE GEMEINDE ERKNER / VERGESST ES
NIE!“. Unter dem Dreiecksemblem und den Buchstaben „VdN“ steht: “ALLEN OP-
FERN VON KRIEG, FASCHISMUS UND GEWALTHERRSCHAFT“. 

Die Gedenkstätte bezieht sich also sowohl auf die Opfer des Bombenangriffs
als auch auf die Opfer des Faschismus und auf die gefallenen Soldaten. Letzteres
wird deutlich durch das Kriegerdenkmal für die Gefallenen des 1. Weltkrieges, das
an dieser Stelle steht, etwas zurückgesetzt von den neuen Gedenkmauern.

Auf die formelhafte Gleichsetzung von Krieg, Faschismus und Gewaltherr-
schaft werde ich an anderer Stelle näher eingehen. In Erkner hatte es im Vorfeld der
Einweihung der neuen Gedenkstätte Diskussionen darüber gegeben, ob man die
Opfer des Faschismus überhaupt erwähnen dürfe, ohne die Opfer des Stalinismus
ausdrücklich zu nennen.

Manche der frühen Gedenkzeichen für Opfer des Faschismus stehen heute 
ihres Zusammenhangs beraubt wie Relikte in einer veränderten Landschaft.

Bei Mühlberg (Elbe-Elster) befand sich das große Kriegsgefangenenlager STA-
LAG IV B, in dem es mehr als dreitausend Tote gab. Bis 1990 wurde die Erinnerung
an dieses Lager unterdrückt, wohl weil die Baracken des STALAG schon im Septem-
ber 1990 vom NKWD in Beschlag genommen wurden, der hierher das „Speziallager
Nr.1“ aus Schwiebus überführte. Im NKWD-Lager, das bis 1948 bestand, starben
mehr als 6000 Menschen. Auch für sie gab es erst nach 1990 Erinnerungszeichen,
darauf kommen wir noch zurück. Aber seit 1945 gibt es am Schlossplatz von Mühl-
berg eine Denkmalsanlage mit einem Granitstein, die als Gedenkstätte für die Opfer
des Faschismus wahrgenommen wird. Hier befand sich, wie nur noch aus Akten er-
sichtlich ist, von 1945 bis 1948 ein sowjetischer Soldatenfriedhof. Die Toten wurden
nach Elsterwerda umgebettet. Am Schlossplatz verblieb ein von Säulen getragenes
Rondell, zu dem Treppenstufen führen. Es trägt über den Säulen die Inschrift: „DEN
TOTEN ZUR EHRE- DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“.Man widmete dieses Denk-
mal für die gefallenen sowjetischen Soldaten nunmehr allen antifaschistischen Wi-
derstandskämpfern.Neben dieser Gedenkanlage steht seit 1948 ein kleiner Granit-
stein mit der Inschrift: „VVN / DEN HELDEN DES ANTIFASCHISTISCHEN / WIDER-
STANDSKAMPFES GEWIDMET / 1933 – 1945“. Die Gedenkanlage ist in schlech-
tem baulichem Zustand. Man erwägt ihren Abriss, zumal dieses Denkmal seine Ge-
schichte nur dem erschließt, der weiß, dass hier ein sowjetischer Soldatenfriedhof
war. Der Verweis auf die anonym bleibenden Helden des antifaschistischen Wider-
stands wirkt nicht überzeugend angesichts der jahrzehnte-lang verschwiegenen
konkreten Geschichte in und bei Mühlberg.

Aber auch dieses Schweigen und Verschweigen ist Teil der Geschichte, dieses
kleine, verwitterte Rondell mit dem Granitstein sagt viel über den Umgang mit Ge-
schichte. 

Dem Denkmal in Müncheberg (Märkisch Oderland) an der Ernst-Thälmann-
Straße im Rosenpark sieht man seine Geschichte nicht an. Es war ursprünglich Kaiser
Wilhelm II. gewidmet und anlässlich des 1. Feldgottesdienstes 1888 von diesem ein-
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geweiht worden. 1933, gleichzeitig mit dem Pflanzen einer „Hitlereiche“, erhielt
das Denkmal eine nationalsozialistische Widmung. Die wurde 1945 beseitigt und
das Denkmal 1948 zu einem für die Opfer des Faschismus erklärt.

Zu dem zweistufigen Obelisken aus rotem Granit führen gemauerte Treppen-
stufen. Ein Häftlingswinkel mit den Buchstaben „KZ“ ist auf der Vorderseite zu
sehen sowie die Inschrift: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN ZUR PFLICHT
/ STADT MÜNCHEBERG“.

War diese Umwidmung Ausdruck wirklichen Gedenkens von Bürgern der Stadt
Müncheberg oder einfach eine Geste der Anpassung an die neuen Verhältnisse? Es
lässt sich nicht mehr herausfinden. Der Obelisk steht unter Denkmalschutz und ist
gut erhalten. Konkreter und von authentischer Erinnerung geprägt, ist das Denkmal
für die Opfer des Faschismus in Schönow (Landkreis Barnim). Es wurde 1947 an der
Dorfstraße errichtet. Dabei handelt es sich um eine (heute) dreiteilige Denkmal-
anlage aus Naturstein, die 1969, zum 30. Jahrestag der DDR, und noch einmal 1997
überarbeitet wurde. Zwei Stelen rechts und links vom niedrigeren Mittelteil weisen
das Symbol des dreieckigen Häftlingswinkels auf, der in einer ungewöhnlichen Form
ornamental verarbeitet wurde. Diese Stelen scheinen jünger zu sein, als die mittlere
Tafel, der eigentliche Gedenkstein. Auf ihm ist das Zeichen der „FIR“ zu sehen, das
nur in den ersten Nachkriegsjahren verwendet wurde. Nach der Auflösung der VVN
im Jahre 1952 gab es Vorschriften, die die ausschließliche Verwendung des roten
Häftlingswinkels als Symbol auf den Gedenksteinen für Opfer des Faschismus
verlangten. Unter dem Zeichen der „FIR“ auf der Tafel von 1947 in Schönow stehen
die Namen und Daten: „8.2.09 WOLFGANG KNABE 30.11.43 / 11.2.09 WILLI
SENG 27.7.44 / 22.2.12 ELLI VOIGT 8.12.44 / 26. 8.99 AUGUSTE HAASE 8.12.44
/ 29.5.02  ERICH MIELKE 15.1.45 / 8.12.80 WALDEMAR PLOTECK 15.1.45“.

Diese Widerstandskämpfer waren Einwohner von Schönow, das eine „rote
Hochburg“ gewesen war. 

Wolfgang Knabe war Mitglied der SPD und kam im Gefängnis Moabit ums Le-
ben, sein Verbrechen war, dass er einem jungen Juden aus der Widerstandsgruppe
Herbert Baums Quartier auf seiner Flucht gegeben hatte. Die anderen geehrten Wi-
derstandskämpfer waren Mitglieder der KPD. Willi Seng, aus der Sowjetunion ins
nationalsozialistische Deutschland geschickter ZK-Beauftragter, wurde in Köln-
Klingelpütz hingerichtet, Elli Voigt und Auguste Haase, Mitglieder der Anton-Saef-
kow-Gruppe, in Berlin-Plötzensee, Erich Mielke (der nichts mit dem gleichnamigen
Minister für Staatssicherheit der DDR zu tun hatte) trat in Kontakt mit französischen
Zwangsarbeitern und wurde in Brandenburg-Görden hingerichtet, Waldemar Plo-
teck war ehemals Leiter des Rot-Front-Kämpferbundes in Schönow. Die Erinnerung
an diese Menschen war in Schönow noch sehr lebendig, als das Denkmal errichtet
wurde. Ihre Familien und Nachbarn lebten noch im Ort.

Auch in Velten (Landkreis Oberhavel) erinnerte man sich an Widerstandskämp-
fer und Opfer des Faschismus im Ort, zumindest an Gustav Gersinski, Mitbegrün-
der der KPD-Ortsgruppe, der, nachdem er Zuchthäuser und Konzentrationslager
durchlitten hatte, im April 1945 in Bergen-Belsen sein Leben verlor und an den
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Arbeitersportler Richard Ungermann, der als Kommunist schon 1933 von der SA im
Meisnerhof, einem Teillager des frühen KZ Oranienburg, ermordet wurde. Für Richard
Ungermann gab es eine Tafel an seinem Wohnhaus, nach Richard Gersinski wurde der
Stadtpark benannt, in dem es auch einen Gedenkstein für ihn gab. Die Tafel für
Richard Ungermann, obwohl unter Denkmalschutz, verschwand nach 1990. Der
Stadtpark wurde in Victoria-Park zurückbenannt, der Gedenkstein ist noch
vorhanden, aber seit den neunziger Jahren seiner eigentlich denkmalsgeschützten
Inschriftentafel für Gustav Gersinski beraubt. Die Erinnerungszeichen für konkrete
Widerstandskämpfer aus Velten sind damit ausgelöscht. Aber das dreiteilige Denkmal
für die Opfer des Faschismus gibt es noch am Bahnhof, wo es seit 1951 steht. Die
Mittelsäule wird vom Zeichen der VVN mit dem Häftlingswinkel gekrönt. Links und
rechts steht: „DEN TOTEN ZUM GEDÄCHTNIS / DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“. 

Nur wird dieses Denkmal nicht mehr mit der Erinnerung an bestimmte Tote
verbunden, nicht nur die beiden kommunistischen Widerstandskämpfer haben kein
Gedenkzeichen, auch nicht die ermordeten Juden der Stadt und auch nicht an die,
wie es an ihrer Grabstätte heißt, „AUSLÄNDISCHEN BÜRGER / DIE IN VELTEN /
WÄHREND DER FASCHISTISCHEN ZWANGSARBEIT VERSTARBEN“. Auf dem
Friedhof liegen etwa hundert Tote, hauptsächlich Polen und Sowjetbürger, von 16
Polen und 8 SU-Bürgern sind die Namen bekannt. An anderer Stelle des Friedhofs
sind 7 Sowjetbürger, 22 Polen, 3 Italiener, 23 Unbekannte begraben.
Es gab in Velten ein Außenlager des KZ Sachsenhausen, auch Frauen aus Ravens-
brück mussten in Rüstungsbetrieben arbeiten. Noch ist kaum über diese Lager ge-
forscht worden, nur die Toten auf dem Friedhof erinnern an sie. Ob bei der Errich-
tung des Denkmals am Bahnhof auch dieser Toten gedacht wurde? Jahrzehntelang
war das Schicksal der Zwangsarbeiter verdrängt und an vielen anderen Orten erin-
nern nicht einmal Grabsteine an sie. 

Auch in Beeskow (Landkreis Oder-Spree) liegen an verschiedenen Stellen des
Friedhofs mindestens zwölf Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen aus Litauen
und Polen, ihnen ist kein Grabstein gewidmet. Aber die Ortsgruppe der VVN ließ
1949 in der Breitscheidstraße, am Rande des Parks, ein Denkmal errichten, einen
aus Eisenklinkern gebildeten quadratischen Block, zu dem von allen vier Seiten eine
umlaufende, dreistufige Treppe führt. An der Vorderseite war eine Inschriftentafel
angebracht, die den Häftlingswinkel mit den Buchstaben KZ zeigte und die Worte:
„VERGESST ES NIE“.

1996 beschloss die Stadt, eine neue Gedenktafel anzubringen. Auf der metalle-
nen Tafel steht heute: „ZU EHREN UND / MAHNENDEM GEDENKEN / DER OPFER
/ VON KRIEG UND / GEWALT“.

Auf der Rückseite brachte man den Häftlingswinkel mit den Buchstaben „KZ“
an, eine Nachbildung des früher an der Vorderseite befindlichen und die alte
Inschrift: „VERGESST ES NIE“. 

In Bernau (Barnim) ist eines der frühen Denkmäler für Opfer des Faschismus
unverändert am Bahnhofsvorplatz erhalten. Die Stadt ließ es 1997 restaurieren.
1947 wurde dieser würfelförmige Gedenkstein errichtet, der mit Platten aus Natur-
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stein verkleidet ist und von einer Flammenschale gekrönt wird. Das Denkmal um-
gibt eine zweistufige, umlaufende Treppe. Auf der Südseite trägt der Gedenkstein
über einem runden Kranzträger aus Metall die dreizeilige Inschrift: „EHRUNG /
MAHNUNG / VERPFLICHTUNG“. Auf der Nordseite ist zu lesen: „UNRECHT
BRACHTE / MILLIONEN DEN TOD.“

Auf den beiden einander gegenüberliegenden Seiten ist jeweils ein roter Häft-
lingswinkel zu sehen. Von Anfang an wurde dieses Denkmal als Mahnmal für die
Opfer des Faschismus angesehen, wie auch bei anderen Inschriften aus dieser Zeit
klingt jedoch auch die Erinnerung an die Kriegsopfer und Friedenssehnsucht an.
Schon damals, so geht aus Akten der 1952 aufgelösten VVN hervor, wurde diese
Inschrift als doppelsinnig empfunden und es gab Stimmen innerhalb der VVN, die
eine klarere Unterscheidung von Kriegsopfern und von Opfern des Faschismus for-
derten.

Auch bei diesem Denkmal ist nicht ersichtlich, ob es nur ein sehr allgemeines,
letztlich unverbindliches Erinnern ausdrückt, oder ob man auch an die jüdischen
Opfer des Nationalsozialismus aus Bernau dachte, für die erst 1997, also 55 Jahre
nach ihrer Vertreibung, eine Gedenktafel an der Rosstraße angebracht wurde. Oder
ob man sich des Außenlagers des KZ Sachsenhausen erinnerte, das mit 300 Häftlin-
gen ab 1943 in Bernau bestanden hatte. Oder ob man an die zwölf Soldaten eines
Strafbataillons dachte, die sich im April 1945 vor Bernau von ihrer Truppe entfernt
hatten, von Feldjägern aufgegriffen und standrechtlich nördlich der Chaussee
Bernau-Albertshof erschossen wurden. 

Erst 1998 wurde in Bernau ein Deserteursdenkmal errichtet, das auch diese
Männer ehrt. War das Mahnmal vor dem Bahnhof auch ihnen gewidmet? Und den
etwa zwanzig polnischen und ukrainischen Zwangsarbeitern, darunter Frauen und
kleine Kinder, auf dem Neuen Friedhof an der Bernauer Jahnstraße? Erst in den 90er
Jahren erhielten sie kleine Terrakottasteine mit ihren Namen. Aber noch immer geht
aus den Inschriften nicht hervor, dass es sich um Opfer des Nationalsozialismus han-
delt. Zur Anlage gehört lediglich ein Kreuz mit der Inschrift: „RUHET IN FRIEDEN“.

In Biesenthal (Landkreis Barnim) steht, ebenfalls am Bahnhof, ebenfalls in einer
Grünanlage, ein aus Feldstein gemauerter Gedenkstein, der von einer Flammen-
schale gekrönt ist und eine Messingtafel trägt mit einem Häftlingswinkel und der In-
schrift: „DEN OPFERN DES FASCHISMUS“ Die Erinnerung an den konkreten Bezug
dieses Denkmals ist in Biesenthal verlorengegangen. Es wurde 1954 zum Gedenken
an ein Außenlager mit 100 Häftlingen errichtet, die vom Sommer 1944 bis zum
Kriegsende in Biesenthal interniert waren.

Solche örtlichen Bezüge sind für das Denkmal in Dahme (Teltow-Fläming) nicht
bekannt. Trotzdem soll es wegen seiner ungewöhnlichen Form und der ergreifen-
den Schlichtheit seiner Inschrift hier genannt werden: Vor der mittelalterlichen Hos-
pitalkirche steht es seit etwa 1950. Auf drei Metallstelen ruht eine Flammenschale,
an deren Rand die umlaufende Inschrift zwischen roten Dreiecken zu lesen ist: „DEN
MENSCHEN SEI BRUDER DER MENSCH / GEDENKT UNSERER NOT / BEDENKT
UNSEREN TOD“. Das Denkmal erinnert an einen Pylon, einen freistehenden Pfeiler
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mit Flammenschale. Pylone sind traditionelle Bestandteile bürgerlich-nationaler
Trauerfeiern. Durch dieses Gestaltungselement wird die Vorstellung des Todes als
Opfer fürs Vaterland assoziiert.

Wenn die örtlichen Bezüge für das Denkmal nicht direkt anklingen, so heißt
das nicht, dass es keine gab. An der Friedhofsmauer Tränkestraße in Dahme hängt
seit Jahrzehnten eine Gedenktafel für Otto Zacke, Abgeordneter des Preußischen
Provinziallandtags, der ein Opfer des Nationalsozialismus war. Die Gedenktafel er-
wähnt nicht, dass er Sozialdemokrat war, ehrt ihn als Antifaschisten. Die Tafel an
der Max-Hannemann-Straße jedoch, die dem ehemaligen Häftling des KZ Sachsen-
hausen gewidmet war, wurde in den 90er Jahren von Unbekannten mehrfach ge-
schändet und beschädigt, heute ist sie verschwunden. Es wird noch mehr Opfer des
Nationalsozialismus in Dahme gegeben haben, jüdische Nachbarn, Zwangsarbeiter,
die Erinnerung an sie ging auf in den Worten vom Menschenbruder. 

Seit 1952 gibt es das Denkmal für die Opfer des Faschismus in Woltersdorf
(Landkreis Oder-Spree). Auch dieses ist in die Reihe der frühen, noch unter dem
Eindruck der Mordbilanz des Nationalsozialismus stehenden Gedenkzeichen einzu-
ordnen, nicht nur wegen seiner schlichten und dabei individuellen Gestaltung. An
der Berliner Straße/ Baumschulenstraße ragt aus geometrisch angeordneten Stein-
blöcken ein großer Häftlingswinkel heraus, der die Buchstaben „VdN“ trägt.

Zur Geschichte dieses Denkmals gehört, dass es von Kurt Holzfäller gestaltet
wurde, dessen Vater Karl Holzfäller, ein Einwohner von Woltersdorf, im Oktober
1943 verhaftet und wegen „Wehrkraftzersetzung“ am 29. Januar 1945 in Bran-
denburg hingerichtet wurde.

So wie die Botschaft dieses Denkmals sich nur ganz erschließt, wenn man dies
weiß, so steht das Denkmal auch in einer stummen Zwiesprache mit einer anderen
Gedenkstätte, nur zwei Ecken weiter östlich in der Berliner Straße von Woltersdorf,
am Ernst-Thälmann-Platz. Dort liegt ein sowjetischer Friedhof. Ein von einem Sow-
jetstern gekrönter Obelisk auf diesem Soldatenfriedhof trägt eine Inschriftentafel in
russischer Sprache. Aber neben 36 sowjetischen Kriegsgefangenen liegen hier auch
13 polnische Zwangsarbeiter, die im April 1945 ermordet wurden.

Die Identität der polnischen Opfer, von denen einige nach unbestätigten Aus-
sagen von Woltersdorfer Einwohnern wegen Plünderungen nicht von den Natio-
nalsozialisten, sondern von der Sowjetarmee umgebracht worden sein sollen, ist
nicht dokumentiert. Nach unbestätigten Gerüchten sollen da auch Deutsche liegen.
An den Gräbern trägt eine Tafel die deutsche Inschrift: „13 ANTIFASCHISTEN, ER-
MORDET VON DEN FASCHISTEN IM APRIL 1945“. Auch wenn die genauen
Zusammenhänge nicht mehr erschlossen werden können - diese Gedenkstätte
kündet von Gewalt und historischer Verstrickung, von Tragik und Verdrängung.
Ihre Botschaft korrespondiert mit der des benachbarten Mahnmals für die Opfer
des Faschismus. 

Unbedingt erwähnt werden muss bei den frühen Denkmälern das Mahnmal im
Friedrich-Ebert-Park von Wittstock (Ostprignitz-Ruppin). Der Wittstocker Forst, ins-
besondere der Wald bei Below, wo sich heute das Museum des Todesmarsches be-

40



findet, war im Frühjahr 1945 Schauplatz einer beispiellosen Tragödie. Etwa 18000
Häftlinge aus dem Konzentrationslager Sachsenhausen, auch Frauen aus Ravens-
brück, die von ihren Bewachern über die Landstraßen bis hierher getrieben worden
waren, lagerten vom 23. bis zum 29. April 1945 in diesem Waldstück, die meisten
erschöpft, krank, ohne Nahrung und Wasser. Der Wald war von SS bewacht und
mit Stacheldraht eingezäunt. Es gab ungezählte Tote. Noch heute findet man in die-
sem Wald eingeritzte Zeichen in den Bäumen, deren Rinde stellenweise abgenagt
wurde, die wohl frühsten Gedenkzeichen für Opfer des Nationalsozialismus in Bran-
denburg. Nach der Befreiung wurden die Toten an verschiedenen Stellen beigesetzt,
etwa 60 Opfer des Todesmarsches begrub man im Park von Wittstock nahe der
Pritzwalker Straße. Das Denkmal am Gräberfeld schuf Karl Lühnsdorf, die Sand-
steinskulptur stammt aus dem Jahre 1950. Sie stellt eine Mutter dar, die einen vor
ihr stehenden Knaben schützend an sich drückt, vor einem Dreieckblock aus Por-
phyr, der von einer Flammenschale gekrönt wird. Das Denkmal steht auf einem
zweistufigen, ebenfalls dreieckigen, Unterbau und trägt die Inschriften: „DEN 
OPFERN DES FASCHISMUS GEWIDMET / FÜR MENSCHENRECHT UND MEN-
SCHEN-WÜRDE / DEM DEUTSCHEN VOLK ZUM MAHNENDEN GEDÄCHTNIS“.

In späteren Jahren sollen die Toten in ihre Heimatländer überführt worden sein,
das Denkmal blieb als Kenotaph stehen.

Die Vorgänge im Wittstocker Forst bei Below und die Opfer des Todesmarsches
sind zu bekannt, als dass man vergessen könnte, warum dieses Denkmal im Fried-
rich-Ebert-Park von Wittstock steht. Aber die Geschichte um manche der frühen Ge-
denkzeichen in kleinen Orten ist vergessen oder im Verlaufe der Jahre zur Legende
verfremdet worden. 

In dem kleinen Prignitzdorf Dergenthin, heute Ortsteil von Perleberg, steht auf
dem Friedhof seit 1950 auf einem Grab links vom Eingang ein Gedenkstein aus po-
liertem Granit, der ein rotes Dreieck mit den Buchstaben „KZ“ zeigt und die In-
schrift: „VERGESST ES NICHT! / DIE TOTEN MAHNEN / DIE LEBENDEN/ ZUR
PFLICHT“. In den entsprechenden Listen aus der DDR wurde das Grab, in dem zwei
Tote liegen, mit dem Todesmarsch in Verbindung gebracht. Noch in den neunziger
Jahren wurde veröffentlicht, durch das Dorf sei ein Zug von KZ-Häftlingen getrie-
ben worden und drei wurden hier von SS-Leuten erschossen. Recherchen im Jahre
2000 ergaben, dass durch Dergenthin keine Marschkolonnen gingen, dass die Ver-
strickung der Dorfbewohner in diesen Mord jedoch viel konkreter ist. Es waren zwei
Häftlinge, die im April 1945 nach Dergenthin kamen. Sie sollen aus einem Außen-
lager des KZ Sachsenhausen in Glöwen geflohen sein oder sich bei der Evakuierung
des Lagers entfernt haben. Tagelang hatten sie sich durchgeschlagen, sie mieden die
Landstraßen und umgingen die Dörfer. Aber einer von ihnen brach entkräftet und
fiebernd hinter dem Dorf zusammen und der andere versuchte, Lebensmittel zu be-
sorgen. Dabei wurde er beobachtet und verfolgt bis zu einer Wiesenhecke, wo sein
Kamerad sich versteckt hielt. Die Dorfbewohner benachrichtigten den Ortsbauern-
führer Leppin, hinter dessen Gehöft diese Wiese sich befand. Der Ortsbauernführer
und ein weiterer SS-Mann aus dem Dorf erschossen gemeinsam die Männer, trotz
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des Flehens eines von ihnen im gebrochenen Deutsch. Wenige Stunden später nah-
men die Russen das Dorf ein, die die Leichen fanden, daraufhin den Ortsbauernfüh-
rer erschossen und mehrere Zivilisten, die sich im Forsthaus verbarrikadiert hatten.
Die beiden Häftlinge unbekannter Nationalität wurden auf dem Dorffriedhof beige-
setzt, sie bekamen ein Holzkreuz, das 1950 durch den Gedenkstein ersetzt wurde.
Die Familien des Ortsbauernführers und des anderen SS-Manns lebten weiter im
Dorf. Über die erschossenen Häftlinge wurde nicht gesprochen. Auch über die im
Forsthaus umgekommenen Zivilisten wurde geschwiegen, erst recht, als in der
Nachkriegszeit einige Männer aus dem Nachbarort Laaslich abgeholt wurden und im
Internierungslager Ketschendorf starben. Das Grab der „Opfer des Faschismus“
wird bis heute als Kriegsgrab gepflegt, aber die Legende von dem Marsch der ano-
nymen Häftlinge durch Dergenthin und die fremden SS-Männer war offenbar
bequem, um die Erinnerung an das wirkliche Geschehen zu ersticken. „Vergeßt es
nicht!“ steht auf dem Gedenkstein. In der öffentlichen Diskussion um das große Ho-
locaust-Denkmal in Berlin wurde von verschiedenen Seiten die Befürchtung geäu-
ßert, Denkmäler dienten als Affirmation der Vergesslichkeit. Manchmal scheint es so.

Dabei sind die frühen Denkmäler für Opfer des Faschismus, wie die genannten
Beispiele zeigen, sehr unterschiedlich in ihrer Form, oft überraschend individuell in
ihrer Sprache. Viele der Denkmäler lehnen sich an die überkommene Grabmalkunst
an. Insbesondere der Typus eines hochgestellten Blocks mit quadratischem Grund-
riss und giebelförmiger Bekrönung, der dem römischen Sepukralbereich entstammt,
wie er auf vielen Friedhöfen des 19. und frühen 20. Jahrhunderts zu finden ist, wur-
de bei Denkmälern für Opfer des Faschismus favorisiert.

Für andere Denkmäler wurden Mittel figurativer Gestaltung verwendet, für
wieder andere die Mittel abstrakter Kunst. Die überraschende Vielfalt der frühen
Denkmäler für Opfer des Faschismus ist aus heutiger Sicht ein Zeichen für die Viel-
falt der Erinnerungsformen, für ein Gedenken, das oft noch aus der Mitte der Ge-
sellschaft kam und nicht von oben verordnet wurde.

Hier noch einige Beispiele für die unterschiedliche Gestaltung früher, immer
noch vorhandener, Gedenkzeichen für Opfer des Faschismus in Brandenburg:

In Groß Väter (Landkreis Uckermark), heute Ortsteil von Groß Dölln, steht seit
1946 oder 1947 an der Dorfstraße eine kleine Granitstele, die von einer ehemaligen
Flammenschale gekrönt wird, die als Blumenschale dient. Das Denkmal befindet
sich in einer an ein Dreieck erinnernden Umzäunung, es ist von gepflegten Blumen-
beeten umgeben. Die eingemeißelte Inschrift mit ungleichmäßigen Buchstaben lau-
tet auf der Vorderseite: “O.D.F. / DEN TOTEN / ZUM GEDENKEN“ und auf der
Rückseite: „VVN / DEN LEBENDEN / ZUR MAHNUNG“. Der Granitstein für diese
Stele wurde, wie die Historikerin Stefanie Endlich herausfand, aus den Trümmern
des nahegelegenen ehemaligen Jagdschlosses Hermann Görings, „Waldhof Karin-
hall“, geborgen. Ein Einwohner Groß Väters, selbst Verfolgter des Naziregimes,
hatte den Stein mit Erlaubnis der sowjetischen Kommandantur von dort mit dem
Pferdewagen geholt, um das symbolische Überbleibsel der Nazidiktatur umzuwan-
deln in ein Gedenkzeichen für seine ermordeten Kameraden.
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Auf dem Bürgerplatz von Pritzwalk (Prignitz), in der DDR war es der Ernst-Hen-
kel-Platz, gibt es seit 1947 ein 4.50 m hohes Ehrenmal für die Opfer des Faschis-
mus. Es handelt sich um eine gegliederte Stele auf einem gemauerten Sockel aus
Ziegelsteinen. Das untere Drittel der Stele besteht aus behauenen Feldsteinen, die
beiden oberen Drittel sind aus Beton. Eine Opferschale krönt das Denkmal, unter
dem Dreiecksymbol steht die Inschrift: „DEN TOTEN / ZU EHREN / DEN LEBEN-
DEN / ZUR MAHNUNG“.

In Hennigsdorf (Oberhavel), direkt vor dem S-Bahnhof, auf dem Postplatz, (in
der DDR hieß er Leninplatz, während des Nationalsozialismus Adolf-Hitler-Platz)
steht seit 1948 eine torartige Dachkonstruktion, die auf mächtigen Säulen ruht, zu
denen einige Stufen hinaufführen. Dort liegt ein riesiges aufgeklapptes Buch, auf
dessen Seiten in metallenen, rotgestrichenen Buchstaben steht: „DEN TOTEN ZUM
GEDENKEN / DEN LEBENDEN ZUR PFLICHT“.

Das Denkmal wirkt durch seine Maßstabsverschiebung sehr modern. Es ent-
stand auf Initiative der örtlichen VVN-Gruppe und wurde vom Bauingenieur Born
aus dem Stahl- und Walzwerk Hennigsdorf entworfen. Nach 1945 gehörten meh-
rere ehemalige politische Häftlinge zur Leitung des Stahl- und Walzwerkes. In die-
sem Werk waren schon seit 1940 jüdische Zwangsarbeiter eingesetzt. 1943 betrug
der Anteil der Zwangsarbeiter und KZ-Häftlinge unter der Belegschaft 63%. Außer-
dem gab es drei Außenlager des KZ Sachsenhausen in Hennigsdorf. 

1996, im Zusammenhang mit der Umgestaltung des Postplatzes, gab es eine
Diskussion um den Erhalt des Denkmals. Viele Hennigsdorfer empfanden es als un-
schön und abbruchwürdig. Nachdem der Heimatverein zu diesem Thema Vorträge
und öffentliche Aussprachen organisiert hatte, entschied sich eine Mehrheit der Bür-
ger, das Denkmal zu erhalten. Es wurde restauriert. Allerdings ist es fast immer mit
Graffitis und obszönen Sprüchen beschmiert.

In der Karl-Marx-Straße/Ecke Triftstraße von Niederlehme (Dahme-Spree-
wald), am ehemaligen Dorfanger, gibt es seit 1952/53 ein von der VVN errichtetes
Denkmal für drei ermordete Widerstandskämpfer, an die man sich damals im Ort
noch gut erinnerte. Das mit Säulen und Flammenschalen versehene, kunstvoll ge-
mauerte Denkmal wird durch das Zeichen der VVN gekrönt. Auf der Vorderseite
steht: „DEN OPFERN / DES / FASCHISMUS“. Auf dem Sockel aus roten Klinkerstei-
nen stehen die Namen: „PAUL SCHÜTZE / KARL SCHERER / PAUL SCHULZE“. Die
drei gehörten zur Niederlehmer Gruppe des „Kampfbundes gegen den Faschismus“
und wurden 1944 und 1945 nach Zuchthaus- und Lagerhaft ermordet. Unterhalb
des Denkmals mauerte man die Urne mit der Asche von Paul Schulze ein, geb.
1898, der am 26. Juni 1944 in Brandenburg-Görden hingerichtet wurde.

Antikisierend wirkt das 1950 entstandene Denkmal in Perleberg (Prignitz) am
Marienplatz, der in der DDR Platz der Freiheit hieß. Die Gedenkstätte hat die Form
eines Rondells. Zu einem Halbkreis aus mit Muschelkalk verkleideten Betonsäulen
führen Stufen aus Feldsteinen. Ein roter Granitgedenkstein in der Mitte zeigt das
Zeichen der VVN und die Worte: „DEN KÄMPFERN / FÜR FRIEDEN / UND FORT-
SCHRITT“. In dieser Inschrift klingt schon die Verengung des Gedenkens an. Die
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Kämpfer werden geehrt, nicht die Opfer. Fortschritt -- das war um 1950 ein Syno-
nym für ein Bekenntnis zur DDR.

Wieder anders gestaltet ist das 1951 errichtete, 12 Meter hohe turmartige
Denkmal am Platz der Freiheit in Rathenow (Havelland), das vom Diplom-Ingenieur
Obernmeyer aus Schönwalde im Auftrag der örtlichen VVN entworfen wurde. Es
handelt sich um eine dreiteilige Stele, gekrönt von einer Flammenschale aus polier-
tem Diabas. Zu der Stele führen Stufen aus Muschelkalk. Am Betonsockel, der mit
Muschelkalk verkleidet wurde, befindet sich die Inschrift: „DEN OPFERN DES 
FASCHISMUS ZUM GEDENKEN / DER NACHWELT ZUR MAHNUNG“. Diese
allgemeine Widmung verrät allerdings nicht, dass in Rathenow ein Außenlager des
KZ Sachsenhausen bestand, an das noch Hunderte Tote auf den Friedhöfen der
Stadt erinnern. Erst im Jahre 2000 errichtete man Gedenktafeln für das Lager
Heidefeld und die KZ-Häftlinge, die als Zwangsarbeiter in Rathenow arbeiteten, vor
allem im Arado-Flugzeugwerk. Jahrzehntelang war das Denkmal am Platz der
Freiheit vor dem Kreishaus das einzige Denkmal für alle Opfer des Faschismus in
Rathenow. Nach 1990 wurde im Kreistag erwogen, dieses Denkmal zu beseitigen.
Mitunter beschweren sich Bürger über das ihrer Meinung nach nicht zeitgemäße
Denkmal an exponierter Stelle. Es fand sich aber keine Mehrheit für eine
Aufhebung, zumal inzwischen Veröffentlichungen über das vergessene Lager
Heidefeld und die ermordeten Juden der Stadt Rathenow erschienen. 

Es sind noch mehr frühe Denkmäler für Opfer des Faschismus in Brandenburg
erhalten, einige wurden nach 1990 umgewidmet, diesem Phänomen wenden wir
uns an anderer Stelle zu. 

Kämpfer statt Opfer - die späteren Mahnmale
Die Schaffung von Denkmälern und Gedenkstätten, insbesondere an den authen-
tischen Orten des Leidens und des Widerstands war seit etwa 1948 bis zur Auflö-
sung der VVN ein Schwerpunkt ihrer Arbeit. Ihr Ziel war, in allen Gemeinden Mahn-
male, Erinnerungstafeln oder Gedenkstätten „für die Kämpfer gegen den Faschis-
mus“ zu errichten. Allmählich verschob sich das Gedenken, das anfangs alle Opfer
einschloss, hin zu den Kämpfern, in erster Linie den kommunistischen.

Noch bis 1951 gab es Planungen für ein internationales Mahnmal des Wider-
stands in Berlin. Es wurden bereits Entwürfe diskutiert, nach denen auf dem Berliner
Marx-Engels-Platz eine große Weltkugel installiert werden sollte, die die Insignien
der internationalen Organisation der Widerstandskämpfer und Verfolgten tragen
sollte. 1951 aber wandelten sich diese Pläne, plötzlich plante man ein repräsentati-
ves Denkmal für Ernst Thälmann, den von den Nationalsozialisten ermordeten Füh-
rer der KPD. Zu diesem Denkmal kam es aus verschiedenen Gründen nie, die auf-
wendige Vorbereitung wurde erst nach dem Mauerbau 1961 aufgegeben. Dafür
setzte um 1951 ein regelrechter Thälmann-Kult ein, der zu Thälmanngedenkstei-
nen, Thälmannbüsten und ähnlichem in nahezu jedem Ort führte. Nach der Wie-
dervereinigung wurden die meisten dieser Thälmanndenkmäler wieder beseitigt,
aber viele sind auch in Brandenburger Orten noch erhalten. Die reale Person Ernst
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Thälmanns wurde durch Mythen überhöht, seine Biographie verfälscht, seine Schrif-
ten und Briefe aus dem Gefängnis wurden nur stark bearbeitet veröffentlich. Der
Thälmann-Kult, der mit dem realen KP-Funktionär und Opfer des Nationalsozia-
lismus wenig zu tun hatte, sollte eine Funktion erfüllen. Es ging um die führende
Rolle der SED, die ihre auch sozialdemokratischen Wurzeln verleugnete und sich als
Nachfolgerin der KPD präsentierte, es ging darum, den antifaschistischen Wi-
derstand, insbesondere den kommunistischen, als Teil des Kampfes der Arbeiterklas-
se darzustellen, der folgerichtig in die Gründung der DDR mündete, in der das „Ver-
mächtnis der antifaschistischen Widerstandskämpfer erfüllt“ sei. 

1951 gab es, unabhängig von den nun in hoher Zahl entstehenden Thälmann-
denkmälern, bereits in der Hälfte aller Kreise ein Mahnmal für die Opfer des Faschis-
mus. Offenbar wurde deren Unterschiedlichkeit jedoch von den Zuständigen -- den
„Gedenkstätten-Planungskommissionen“ der VVN mit Unbehagen gesehen. Es wur-
den „Richtlinien über alle bei der Planung von OdF-Gedenkstätten und Odf-Mahn-
malen zu beachtenden Punkte“ erlassen. Natürlich, wie auch auf anderen Gebieten
der DDR-Gesellschaft, war die Wirklichkeit vielschichtiger als die Richtlinien. Oft ent-
schieden, entgegen den Bestimmungen, der Künstler selbst oder der Bürgermeister
oder einzelne ehemalige Widerstandskämpfer vor Ort oder auch einfach Friedhofs-
verwalter über die Gestaltung von Gedenkzeichen. Das Zeichen der „FIR“ oder die
Bezeichnungen „KZ“, „VdN“, „VVN“, die nach der Auflösung der VVN im Februar
1953 nicht mehr verwendet werden sollten, tauchen vereinzelt auch noch in den spä-
ten fünfziger und sogar sechziger Jahren auf Gedenkzeichen für Opfer des Faschis-
mus auf. (So in Kyritz, Ostprignitz-Ruppin, 1955 und in Niederfinow, Barnim 1956.)

Dennoch - die undemokratische Auflösung der VVN, (sie war nicht durch die
Mitgliederbasis beschlossen) war ein Einschnitt in der Erinnerungsarbeit und Ge-
denkkultur. Die Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus wurde nun ab-
strakt und entdifferenziert, unterlag zunehmend einer Kanonisierung. Die authen-
tische Erinnerung an Personen und Vorgänge wurde weitgehend ausgeblendet, weil
sie oft das vorgegebene Geschichtsbild störte. Die Erinnerungsrituale normierten
sich immer mehr. Der „Tag der Opfer des Faschismus“, der seit 1946 im September
begangen wurde und in den ersten Jahren eine tief bewegende Demonstration der
Gemeinsamkeit aller Hitler-Gegner war, und, wie die Beispiele früher Denkmäler zei-
gen, auch Anlass für die Errichtung von Gedenkzeichen, dieser Tag verkam im Ver-
lauf der Jahre zu einem Ritual, dessen Ablauf bis ins Kleinste vorgegeben war. Dieses
Ritual, wie auch andere Gedenktage und die regelmäßigen Kranzniederlegungen
und Feierstunden an den Denkmälern für Opfer des Faschismus überdeckten die
wirkliche Erinnerung, ließen sie erstarren und verkümmern.

An die Stelle der aufgelösten VVN trat das „Komitee der Antifaschistischen Wi-
derstandskämpfer“, ein von der SED eingesetztes Gremium, das zu Repräsenta-
tionszwecken und zur Traditionspflege eingesetzt wurde. In ihm überwogen selbst-
verständlich die Kommunisten, die jüdischen Mitglieder kamen ebenfalls aus dem
kommunistischen Widerstand. Opfergruppen wie die Homosexuellen, die Zeugen
Jehovas, die Roma und Sinti waren nicht vertreten, der sogenannte bürgerliche Wi-
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derstand und ehemalige Sozialdemokraten nur zum Schein. Dieses kurz „Antifa-
Komitee“ genannte Gremium hatte bis zum Ende der DDR ein wesentliches Mit-
spracherecht bei Denkmälern und Gedenkstätten für Opfer des Faschismus, bei
Kunstwerken mit dieser Thematik und sogar bei der wissenschaftlichen Erforschung
des Widerstands gegen den Nationalsozialismus. Das gesamte VVN-Archiv mitsamt
den Forschungsergebnissen über regionalen Widerstand und über Orte von NS-
Verbrechen wurde dem Marx-Engels-Lenin-Institut beim ZK der SED übergeben,
das fortan das Deutungsmonopol über die Widerstandsgeschichte ausübte. Die di-
rekte Verantwortung für Gedenkstätten und Denkmäler für Opfer des Faschismus
wurde zunächst dem Staatlichen Komitee für Kunstangelegenheiten bei der Regie-
rung der DDR zugewiesen, später dem Institut für Museumswesen und seit 1960
dem Institut für Denkmalpflege beim Ministerium für Kultur.

Aber auch in den späten fünfziger Jahren und sogar noch in den sechziger Jah-
ren entstanden Denkmäler für Opfer des Faschismus, die offenbar nicht diesen
Richtlinien und Vorschriften folgten, sondern ihre eigene Sprache sprachen. Ihre Ini-
tiatoren aber waren kaum noch die überlebenden Widerstandskämpfer und Ver-
folgte des Nationalsozialismus, sondern sie entstanden meist in städtischem Auf-
trag, anlässlich von Jahrestagen oder städtischen Bauvorhaben. Ein eigenartiges
Denkmal steht in Freienhufen (Oberspreewald-Lausitz) am Ortsausgang. Es wurde
am 1. Mai 1956 eingeweiht und wird als „Ehrenmal für die Kämpfer gegen Faschis-
mus und Krieg“ bezeichnet. An einem gemauerten Obelisken wurde eine Granitta-
fel befestigt mit der Inschrift: „MANCHES HERRLICHE DER WELT / IST IN KRIEG
UND STREIT ZERRONNEN / WER BESCHÜTZT UND ERHÄLT / HAT DAS
SCHÖNSTE LOS GEWONNEN. / GOETHE“. 

Oder in der Schillerstraße von Jüterbog (Teltow-Fläming )wurde im September
1957, anlässlich des „Tags der Opfer des Faschismus“ eine Sandsteinstele des
Künstlers Otto Seehaus eingeweiht, die die Widerstandskämpfer der Stadt in künst-
lerisch eindrucksvoller Weise ehrt. Auf der Vorderseite sieht man in einem gefäng-
nisartigen Hohlraum die lebensgroße Halbplastik eines Mannes hinter Stacheldraht
mit geballten Fäusten unter der Inschrift: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBEN-
DEN ZUR MAHNUNG“.

Auf der Rückseite sind die Namen von vier Einwohnern Jüterbogs zu lesen, die
in Konzentrationslagern umkamen: „ERICH JESERICK 3. 10. 1897  ERM. 1945 KZ
SACHSENHAUSEN / HERMANN STEINBERG  15. 10. 1890  ERM. 1943 KZ
AUSCHWITZ / ALFRED FRANZE  15. 3. 1890  ERM. 1940 KZ MAUTHAUSEN /
JOSEF PIOFCZYK  25.  5. 1909  ERM. 1944 KZ NEUENGAMME / SIE STARBEN
FÜR FREIHEIT UND MENSCHLICHKEIT“. Auffällig ist das Fehlen des Dreiecksym-
bols, das doch eigentlich vorgeschrieben war.

Ebenfalls aus dem Jahr 1957 stammt ein Denkmal in Bad Liebenwerda (Elbe-
Elster) von dem Bildhauer Otto Anlauff und dem Steinmetz Michael Müller. Auf ei-
nem Granitstein ist eine Relieftafel aus Bronze angebracht, die einen Männer- und
einen Frauenkopf im Profil zeigt. Beide wirken ausgemergelt und verhärmt, die Frau
senkt den Blick, der Mann blickt entschlossen, mit erhobenem Kopf. Die Inschrift
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auf dem Stein lautet: „ZUM EWIGEN GEDENKEN DERER, / DIE FÜR UNSERE /
FREIHEIT STARBEN“.Unter der Inschrift befindet sich ein Häftlingswinkel mit dem
Zeichen der „FIR“, der Fédération Internationale de la Résistance, das eigentlich gar
nicht mehr verwendet werden sollte.

Otto Anlauff schuf, gemeinsam mit M. Karl Fitzkow, einem anderen ortsansäs-
sigen Bildhauer aus Bad Liebenwerda sowie den Dresdener Künstlern Herbert Au-
gustin und Heinz Busch noch ein weiteres bis heute erhaltenes Denkmal. Es ent-
stand 1959, steht auf dem Stadtfriedhof und wird bezeichnet als Denkmal für alle
Opfer des Krieges.

An einer Bruchsteinmauer sind Sandsteintafeln befestigt, auf denen Inschriften
und figürliche Reliefs zu sehen sind. Auf einer der beiden Tafeln ist eine Frauengestalt
dargestellt, die sich über einen liegenden Mann beugt. Daneben steht: „MEHR ALS
300 / BÜRGER DER STADT / BAD LIEBENWERDA / STARBEN ALS OPFER / DES
KRIEGES / 1939 – 1949“.Auf der anderen Tafel sieht man Hände, die eine Taube hal-
ten und die Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN / DIE LEBENDEN: HÜTET / DEN FRIE-
DEN / DER WELT“.

Auf dem Stadtfriedhof liegen im hinteren Teil auch 28 polnische Zwangsarbeiter
begraben, die während der Jahre des Nationalsozialismus an den unmenschlichen Ar-
beitsbedingungen, Krankheit, Hunger und Misshandlungen starben. Für sie gestaltete
Otto Anlauff 1963 ein weiteres wichtiges Denkmal. Auf einem großen Gedenkstein
aus Granit, auf dem steht: „ZUM EHRENDEN GEDENKEN / DEN WIDERSTANDS-
KÄMPFERN / DIE HIER ALS ZWANGSARBEITER / DES FASCHISMUS IHR LEBEN
LIESSEN / 1939 – 1945“.Opfer des Nationalsozialismus werden hier mit Widerstands-
kämpfern gleichgesetzt. In dieser 1963 bereits üblich gewordenen Zuschreibung, die
wahrscheinlich nicht vom Künstler oder ihm allein zu verantworten ist, drückt sich eine
gewisse Ignoranz gegenüber der Identität und dem Schicksal der anderen Opfer aus.
Zu dieser Inschrift soll das Zeichen der „VVN“ gehört haben. Die „VVN“ war 1963
schon längst aufgelöst, das Zeichen galt als unerwünscht, schon gar auf Denkmälern
für Opfer des Faschismus. Aber nicht in der DDR, sondern nach der Wiedervereini-
gung wurde es „von Unbekannten“ entfernt. Man sieht noch die Löcher im Stein. 

In Senftenberg (Oberspreewald-Lausitz) entstand 1962 ein Denkmal für die Op-
fer des Faschismus des Bildhauers Ernst Sauer, das im Schlosspark am Steindamm steht.
Vor einer halbkreisförmigen Betonmauer steht eine männliche Bronzefigur mit ge-
ballten Fäusten. Die rechte Seite der Mauer ist als Relief gestaltet, dargestellt sind sym-
bolische Szenen aus der Geschichte der Arbeiterbewegung, der Kapp-Putsch, Szenen
von Gefangenschaft und Folterung, Befreiung durch die Sowjetarmee, die Fahne der
Arbeiterklasse. Die Inschrift lautet: „PROLETARIER ALLER LÄNDER, VEREINIGT
EUCH!“ In gewisser Weise entsprach dieses Denkmal dem Zeitgeist. Das Gedenken an
die Opfer des Faschismus und die Widerstandskämpfer war nun einbettet in die
Geschichte der Arbeiterbewegung aus der Sicht der Kommunisten.
Insgesamt entstanden in den sechziger Jahren nicht so viele Gedenkzeichen für die
Opfer des Nationalsozialismus in kleineren Orten Brandenburgs, das Gedenken erfuhr
eine gewisse Zentralisierung.
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Es waren die „Nationalen Mahn- und Gedenkstätten der DDR” entstanden, von
denen zwei, die KZ-Gedenkstätten Ravensbrück und Sachsenhausen, in Branden-
burg liegen. Sie waren 1959 und 1961 eingeweiht worden. Die Nationale Mahn-
und Gedenkstätte am Ort des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald bei
Weimar war schon 1958 eingeweiht worden. Auf diese großen KZ-Gedenkstätten
konzentrierte sich nunmehr das offizielle Gedenken an die Opfer des Faschismus.
Auf sie soll im Rahmen dieser Darstellung nicht näher eingegangen werden, weil es
eine umfangreiche Literatur zu ihnen gibt. 

Wir konzentrieren uns hier auf die weniger bekannten, kleineren Gedenkstät-
ten, auf Gedenksteine, Mahnmale und andere Erinnerungszeichen in Brandenburg. 
Der Umgang mit den authentischen Orten der Verbrechen des Nationalsozialismus,
mit all den Lagern, Nebenlagern, Erschießungsstellen und Massengräbern war bei-
nahe bis zum Ende der DDR recht achtlos. In vielen ehemaligen Zwangsarbeiterba-
racken brachte man in der Nachkriegszeit Umsiedler unter, wie die Heimatvertrie-
benen in der DDR genannt wurden. Später wurden die Baracken oft abgerissen
oder anders genutzt. Aber da waren die Toten, deren Vorhandensein ein Gedenken
forderte. In Schwarzheide (Oberspreewald-Lausitz), gab es ein sogenanntes Ostar-
beiterlager und ein Außenlager des KZ Sachsenhausen, wo etwa 1000 meist jü-
dische Häftlinge für die Braunkohle-Benzin-Aktiengesellschaft „Brabag“ arbeiten
mussten. Für die Toten wurde 1946 auf dem Westfriedhof eine Gedenkstätte für
Opfer des Faschismus eingerichtet. Auf einem treppenartigem Podest steht ein
Findling mit einer Inschriftentafel: „GEWIDMET DEN NAMENLOSEN OPFERN DES
FASCHISMUS / IHR BLEIBT UNS UNVERGESSEN“.

Einige der namenlosen Opfer wurden erst nach 1945 aufgefunden und hierher
umgebettet. Es handelt sich nach den Friedhofslisten um mindestens 14 Sowjet-
bürger, 4 Italiener, 1 Holländer, 4 namentlich bekannte Polen: Julia Solipirko, gest. 8.
12. 1944, 62 Jahre alt; Roman Pollack, 26. 9. 1907 - 22. 9. 1942, Katja Sorokolis,
gest. am 4. 1. 1945, 2 Monate und zwei Tage alt, Jozef Graczyk, 11. 9. 1944 - 8. 12.
1944.

Hier liegen auch etwa zweihundert KZ-Häftlinge, die in einem Tagebau ver-
scharrt waren. Die zumeist jüdischen Häftlinge hatten schon die Konzentrationsla-
ger Auschwitz und Theresienstadt durchlitten, ehe sie als Häftlinge des KZ Sachsen-
hausen hierher kamen. In der Regel waren die Toten ins Hauptlager nach Sachsen-
hausen gebracht worden. Der Gedenkstein war übrigens bei der Recherche im Jahr
2000 in einem stark reparaturbedürftigen Zustand, die Gedenkstätte wirkte ver-
nachlässigt.

Im Jahre 1965, anlässlich des Jahrestags der Befreiung durch die Sowjetunion,
besann man sich des KZ-Außenlagers Schwarzheide und weihte am 8. Mai, dem
Tag der Befreiung vor den Verwaltungsgebäuden des damaligen VEB Synthesewerk
einen gemauerten Gedenkstein ein, der von einer Flammenschale gekrönt wird. Er
zeigt einem großen roten Winkel und darin die Inschrift: „1933-1945 / DEN OP-
FERN DES / FASCHISTISCHEN / TERRORS ZUM GEDENKEN / DEN LEBENDEN
ZUR MAHNUNG“.
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Am 9. November 1968, zum 30. Jahrestag der Pogromnacht, (In der Nacht
vom 9. zum 10. November 1938 waren in ganz Deutschland in einer von den Na-
tionalsozialisten gelenkten Aktion Synagogen angezündet, jüdische Menschen
überfallen und verschleppt, ihre Wohnungen und Geschäfte ausgeraubt worden.
Verharmlosend wurde der Pogrom lange Zeit „Kristallnacht“ genannt) wurde das
Gedenkzeichen auf den Platz der sogenannten Bereitschaftssiedlung umgesetzt.
Dort, gegenüber der Hauptverwaltung des Werks, wurde ein Gedenkplatz einge-
weiht. Der große rote Winkel war nun an einer aus Sandstein neu gemauerten 
L-förmigen Gedenkmauer befestigt.

Schon am 8. Mai 1968 war am ehemaligen Eingang zum KZ-Außenlager an
der Schipkauer Straße ein Findling eingeweiht worden, der auf einer Gussplatte die
Inschrift trägt: „1944 1945 / FASCHISTISCHES / KONZENTRATIONSLAGER /
SACHSENHAUSEN / AUßENLAGER SCHWARZHEIDE“.
Damit war Schwarzheide eines der wenigen KZ-Außenlager in Brandenburg, für das
es, wenn auch mehr als zwei Jahrzehnte nach den Ereignissen, Gedenkzeichen gab.
Über den weiteren Umgang mit diesen Gedenkzeichen soll später berichtet werden,
auch über den Umgang mit den Relikten der nationalsozialistischen Lager und den
Orten der Zwangsarbeit in Brandenburg.

Seit den siebziger Jahren lag der Schwerpunkt bei Denkmalsetzungen in der
Geschichte der Arbeiterbewegung und den, wie es in Richtlinien des Instituts für
Denkmalpflege von 1984 hieß, „revolutionären Umwälzungen in unserem Lande“.
Die Gedenkzeichen für Widerstand und Verfolgung im Nationalsozialismus wurden
jetzt als weniger bedeutend angesehen und wenn, dann sollten sie erinnern an die
„Heldentaten der Sowjetarmee für die Befreiung Deutschlands vom Faschismus,
den aufopferungsvollen Kampf antifaschistischer Widerstandskämpfer für ein de-
mokratisches und sozialistisches Deutschland würdigen oder an die revolutionären
Leistungen vergangener Jahrzehnte und Jahrhunderte erinnern, an Ereignisse und
Persönlichkeiten also, die den Boden für die sozialistische Entwicklung in der DDR
vorbereiten halfen.“ Die DDR -- das eigentliche Ziel des antifaschistischen Wider-
standskampfes. Natürlich wurden solche Richtlinien (das Zitat stammt aus einem
unveröffentlichten Papier des Instituts für Denkmalpflege, Abteilung Geschichts-
denkmale, Mai 1984) nicht immer direkt umgesetzt. Aber sie bestimmten die Aus-
drucksformen des Gedenkens.

Das ist deutlich abzulesen in den seit den sechziger Jahren entstandenen Denk-
mälern und Gedenkanlagen dieser Art.

In Strausberg (Märkisch Oderland) beispielsweise entstand 1967 auf einem frü-
heren Kirchhof an der Wriezener Straße/Pestalozziplatz eine Gedenkanlage, wie sie
typisch zu werden begann. Wichtig war die Weiträumigkeit, der Platz für Aufmär-
sche und Appelle, wichtig waren die Fahnenstangen. Das zentrale Denkmal von
1969 ist ein großer, rechteckiger Gedenkstein aus rotem Granit auf mehrstufigem
Unterbau. In der Mitte weist er ein großes Dreiecksemblem auf. Darüber steht:
„DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“. Darunter: „DEN TOTEN/ ZUR EHRE“.
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1972 wurde der „OdF-Ehrenhain“ genannten Anlage eine Gedenkmauer hin-
ter diesem Stein hinzugefügt. 1980 kam ein Wandbild des Malers Josef Rogmann
auf dieser Gedenkmauer hinzu, in plakativen Szenen wurde die Entwicklung von
den Schrecken des Faschismus und des Krieges hin zum hellen Alltag in der sozia-
listischen Gegenwart gestaltet. Die Kreisstadt Strausberg war stark militärisch ge-
prägt, hier lebten und arbeiteten viele Angehörige der Nationalen Volksarmee. Auf
dem Wandbild sind auch bewaffnete NVA-Soldaten zu sehen, die die Errungen-
schaften des Sozialismus, die glückliche Familie, das Kind mit dem Pionierhalstuch
schützen. Nach 1990 verwahrloste dieser „OdF-Ehrenhain“ genannte Appellplatz.
Im Jahre 2000 wurde der Platz umgestaltet, dort entstand ein Seniorenheim. Die
Gedenkmauer mitsamt dem Wandbild wurde abgerissen, der Gedenkstein jedoch
blieb erhalten. 

In Strausberg entstand 1975 noch ein weiteres repräsentatives Denkmal, das
einem Opfer des Faschismus gilt und gleichzeitig, wie es dem Konzept entsprach,
die Geschichte der kommunistischen Partei ehrt.
Seit dem 1. Mai 1975 steht an der August-Bebel-Straße/Ecke Lustgarten in einer
Grünanlage eine dreieckige Stele, die an eine Veranstaltung des 6. Reichsjugendta-
ges des Kommunistischen Jugendverbands KJVD zu Ostern 1931 erinnert. Das Tref-
fen wurde verboten und es fanden daraufhin viele illegale Demonstrationen in Ber-
lin und Umgebung statt, auch im Strausberger Lustgarten, wo Artur Becker vor 2000
Teilnehmern sprach. Artur Becker, 1905 geboren, war Funktionär des KJVD, Spa-
nienkämpfer, leistete illegale Widerstandsarbeit gegen die Nationalsozialisten. 1938
wurde er ermordet. Die Stele wurde von Jungen Pionieren aus Strausberg gestiftet. 

Auf einer Seite ist ein Reliefporträt Artur Beckers zu sehen, auf der anderen
steht die Inschrift: „AM / 30. JAHRESTAG / DER BEFREIUNG / UNSERER / STADT
/ VOM / FASCHISMUS / DURCH / DIE / SOWJETUNION / EHRTE THÄLMANNS
/ JUNGE GARDE / DAS / ANDENKEN / DER ANTIFA- / SCHISTISCHEN / HELDEN
/ HIER SPRACH / OSTERN 1931 / ARTUR BECKER / WÄHREND EINER /
ILLEGALEN / KUNDGEBUNG / DE S/ KOMMU- / NISTISCHEN / JUGEND- /
VERBANDS / GEGEN / DIE GEFAHR / DES / FASCHISMUS“.

In der Bezirkshauptstadt Potsdam wurde 1975 das zentrale Mahnmal für die
antifaschistischen Widerstandskämpfer errichtet. Als Standort war der zentrale Platz
der Einheit ausgewählt worden. Der Architekt Werner Berg und der Bildhauer Joa-
chim Pfitzmann entwarfen eine auf der Spitze stehende Pyramide in Form eines gro-
ßen Dreiecks, zusammengesetzt aus 15 roten Dreiecken zum Gedenken an die Op-
fer des Faschismus. Das Denkmal fand nicht den Gefallen der SED-Bezirksleitung
und wurde wieder entfernt. Der Auftrag ging nun an den Metallkünstler Christian
Röhl. 1979 wurde das Denkmal erneut eingeweiht. Mittelpunkt der Anlage ist nun
eine als sich öffnende Blüte gestaltete Flammenschale aus Edelstahl. Auch Roehls
Entwurf musste von der Parteileitung abgenommen werden, ihm wurden starke
Veränderungen abverlangt. Die Flammenschale steht vor einer über Eck gestalteten
Gedenkmauer, die schon 1975 errichtet wurde. Die Inschrift lautet: „UNSER OP-
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FER/ UNSER KAMPF/ GEGEN FASCHISMUS UND KRIEG/ DEN LEBENDEN ZUR
MAHNUNG UND VERPFLICHTUNG“.
Opfer, Kampf, Mahnung, Verpflichtung - die Stereotypen der Gedenkinschriften
waren nun nicht mehr aufgeladen mit authentischer Erinnerung wie bei den frühen
Gedenkzeichen aus der Nachkriegszeit, deren Inschriften vielleicht ähnlich klangen,
aber noch vorstellbaren Personen und Vorgängen galten. An Plätzen wie diesem
wurden Feierstunden und Kranzniederlegungen abgehalten. Sie dienten nicht dem
Gedenken, sondern der Darstellung von Gedenken, der Repräsentation. Die wirk-
lichen Gedenkstätten für Opfer des Nationalsozialismus waren jedoch auch in Pots-
dam die Friedhöfe der Stadt.

Auf dem Neuen Friedhof von Potsdam liegen im „Bombenfeld 2“ 1370 Bom-
bentote, unter ihnen auch ausländische Zwangsarbeiter, darunter 42 Polen, die in
den Arado-Werken Zwangsarbeit verrichten mussten. Sie haben Kissensteine mit ih-
ren Namen. 

Auf dem selben Friedhof, auf der „Wahlstelle 25“, soll auch die Grabstätte von
siebzig sowjetischen Kriegsgefangenen sein, die nach missglückten Fluchtversuchen
umgebracht wurden. Es gibt keine Dokumente und kein Grabzeichen.
An einem kleinen Hang liegen an anderer Stelle auf diesem Friedhof unter der Rasen-
fläche mindestens 139 ausländische Zwangsarbeiter. Es gibt kein Lageverzeichnis. Erst
1966 errichtete man eine Stele mit der Inschrift: „ZUM GEDENKEN / DER IM RAUM
POTSDAM / 1941–1945 VERSTORBENEN / AUSLÄNDISCHEN BÜRGER / BELGIEN
5 / JUGOSLAWIEN 4 / FRANKREICH 2 / NATIONALITÄT UNBEKANNT 24 / ITALIEN
2 / POLEN 21 / SOWJETUNION 75 / HOLLAND / TSCHECHOSLOWAKEI“.

Im Potsdamer Ortsteil Drewitz befindet sich auf dem Friedhof seit 1946 ein Ge-
denkstein aus Sandstein, der als Krönung den Häftlingswinkel mit den Buchstaben
„KZ“ unterhalb einer Flammenschale aufweist. Die Inschrift lautet: „DEN TOTEN /
DIE EHRE / DEN LEBENDEN / DIE PFLICHT“. Über der Inschrift ist eine aufgehende
Sonne dargestellt. An dieser Stelle liegen in acht Gräbern mindestens siebzehn un-
bekannte KZ-Häftlinge, die im Frühjahr 1945 ermordet wurden.

In Reihengräbern liegen auf dem Friedhof Goethestrasse im Ortsteil Babelsberg
in der Abteilung XII, Fläche 1, Reihe 1, Zwangsarbeiter, die in den Arado-Werken
arbeiten mussten und am 14. 4. 1945 bei dem Luftangriff auf Potsdam ums Leben
kamen, weil sie in ihren Holzbaracken eingeschlossen waren. Erst 1999 wurde ein
Gedenkstein gesetzt, der 26 namentlich bekannten und 5 Unbekannten gedenkt.
Während in den siebziger und achtziger Jahren in den Innenstädten große Mahn-
malsanlagen für die Opfer des Faschismus entstanden, verfielen ihre Gräber, die,
wenn es sich um Zwangsarbeiter handelte, nie so recht wahrgenommen wurden.
Das änderte sich erst in den neunziger Jahren, darauf kommen wir noch zurück.

Aber trotz der Entwicklung zu lauten, repräsentativen Mahnmalsanlagen ent-
standen auch in den siebziger und achtziger Jahren noch Denkmäler für Opfer des
Faschismus, die allein durch ihre gestalterische Qualität und Zurückhaltung ihrem
Anlass entsprachen.
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Seit 1970 steht in Prenzlau (Uckermark) auf einem Aussichtsplateau am Unter-
uckersee, die ebenfalls Platz der Einheit heißt, ein über drei Meter hohes Denkmal
für Opfer des Nationalsozialismus. Das Symbol des Dreiecks wurde ornamental ne-
ben Rechtecken und Quadraten aus Granit verwendet. Es wurden durch den Prenz-
lauer Steinmetz Grosenick dunkel-rötlich polierte und hellere stumpfe Steine ver-
wendet, so dass die geometrische Wirkung des Denkmals noch verstärkt wird. Die
Inschrift lautet: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN / ZUR MAHNUNG“.
Das Denkmal wurde von einer heute nicht mehr vorhandenen Flammenschale ge-
krönt. Obwohl seine Inschrift ja auch recht allgemein ist und keinen konkreten Be-
zug herstellt, wirkt dieses Denkmal allein durch seine künstlerische Form und den
Verzicht auf vereinnahmende Losungen. 

Manchmal aber ist diese Zurückhaltung und Unkonkretheit jedoch unverständ-
lich angesichts der Ortsgeschichte.

In Wolzig (Dahme-Spreewald) ließ der Rat der Gemeinde 1969, wohl anlässlich
des 20. Jahrestags der DDR, ein Denkmal aus Sandstein für die Opfer des Faschis-
mus errichten.Ein viereckiger Block auf gestuftem Sockel trägt eine Flammenschale.
Die Inschrift lautet: „DEN TOTEN ZUM GEDENKEN / DEN LEBENDEN ZUR MAH-
NUNG“. An welche Toten wurde da erinnert?

In Wolzig, an der Spreenhagener Straße 1, befand sich seit 1929 ein Jugend- und
Lehrheim des Deutsch-Israelischen Gemeindebundes, in dem 68 jüdische Jungen und
ihre Erzieher lebten. Die Jugendlichen erhielten dort eine Ausbildung, das Heim arbei-
tete nach reformpädagogischen Prinzipien. Nach der Machtergreifung der Nationalso-
zialisten verstärkten sich Missgunst und Denunziationen einiger Nachbarn, die den Ju-
den das schön gelegene Grundstück nicht gönnten. In der Nacht des Reichstagsbrands
und im April 1933 wurde das Heim von SS-Leuten überfallen. Nach einer
Hausdurchsuchung am 7. Juni 1933, bei der die Polizei angeblich kommunistisches
Material fand, wurden 40 Jugendliche und fünf Erzieher verhaftet und in das KZ
Oranienburg eingewiesen. Das Heim wurde aufgelöst, das Gebäude enteignet und zur
Reichsschule für Landjahrerzieher umfunktioniert. Nach 1948 war es ein Pflegeheim.

Es gab und gibt kein Gedenkzeichen für diese Vorgänge in Wolzig. Abgesehen
davon, dass 1969 im Ort noch Menschen lebten, die sich an die Vorgänge erinnern
konnten, lagen die Akten dazu im Brandenburgischen Landeshauptarchiv. Aber erst
1993 schrieb der Historiker Klaus Drobisch darüber. Wenn man weiß, was in Wolzig
geschehen ist, aus Neid, Missgunst, Menschenverachtung und Rassismus, dann er-
scheint die allgemeine Inschrift: „Den TOTEN ZUM GEDENKEN...“ allzu dürftig.
Vielleicht brauchte man 1969 in Wolzig einfach einen geeigneten Platz für Fahnen-
appelle und Feierstunden, dem hatte das Denkmal zu dienen, nicht der Erinnerung.
Diese Art des Gedenkens an die Opfer des Faschismus, meist losgelöst von konkre-
ten Personen und Ereignissen, gehörte zunehmend zu den DDR-typischen Ritualen
für Schulklassen, Arbeitsbrigaden, Teilnehmer von Lehrgängen u.ä. In den siebziger
und achtziger Jahren wurden viele der bescheidenen Denkmäler aus der Nach-
kriegszeit, die baufällig geworden waren, abgerissen und ersetzt durch aufwändige
Gedenkanlagen. Meist geschah dies anlässlich von Jahrestagen. 
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In Elsterwerda, am Karl-Marx-Platz, heute Denkmalsplatz, wurde 1950 eine gemau-
erte, viereckige Stele, gekrönt von einer Flammenschale, errichtet. Auf den vier Sei-
ten stand jeweils unter dem Häftlingsdreieck mit den Buchstaben „VVN“: „DIE TAT
- UNSERE VERPFLICHTUNG / EHRE UNSEREN GEMORDETEN / DIE TOTEN
MAHNEN / DAMIT DU WEITERLEBST“.

Dieses Denkmal wurde wegen Baufälligkeit 1983 abgerissen und durch eine
Karl-Marx-Büste aus schwarzem Beton auf einem Sandsteinsockel ersetzt. 1997
wurde diese Büste auf den zu einem Stadtpark umgestalteten Alten Friedhof umge-
setzt. Seit 1982 befand sich dort im Stadtpark die „Kreisgedenkstätte für die Opfer
des Faschismus“, deren Zentrum ein Denkmal zu Ehren antifaschistischer Wider-
standskämpfer bildet, ein 4 Meter hoher Block mit Halbreliefs von Hans Eickworth,
einem Künstler dieser Region, der auch die Karl-Marx-Büste und andere Denkmäler
geschaffen hat. Die Reliefplatten zeigen figürliche Darstellungen zu den Themen:
„Der Leidensweg der Antifaschisten und ihre Befreiung durch Sowjetsoldaten“, „Ju-
gend und Mutter -- das Wiedersehen nach der Befreiung“, „Das jüdische Mädchen
Anne Frank“ „Weiterleben und Hoffnung in die Zukunft“.

Am 7. Oktober 1985, zum 26. Jahrestag der Gründung der DDR, wurden neun
Gedenkplatten vor das Denkmal gelegt. Die beiden äußeren tragen das VVN-Zei-
chen. Die mittlere die Inschrift: „WIDERSTANDSKÄMPFER DES KREISES / BAD LIE-
BENWERDA / 1933 – 1945“.

Sechs Platten tragen die Namen von 91 Widerstandskämpfern, eine erstaunlich
große Zahl. An dieser Stelle fanden in der DDR politische Meetings und Aufmärsche
statt. Mitte der neunziger Jahre wurde die Denkmalsanlage zwar nicht beseitigt,
aber in den hinteren Bereich der Parkanlage versetzt.

Solche Denkmalsanlagen entstanden während der letzten Jahre der DDR in na-
hezu jeder Stadt, an manchen Orten gab es auch mehrere. Sie ähnelten einander.
Seit etwa 1971, dem Beginn der Honecker-Ära, besonders aber seit 1976, als der
IX. Parteitag der SED ein neues Parteiprogramm verabschiedete, war wichtigstes
Anliegen auch aller Denkmalsetzungen, die führende Rolle der SED im Gesamtsys-
tem der DDR und die übergeordnete Führungsrolle der Sowjetunion herauszustel-
len. 1975 wurde zwischen der DDR und der UdSSR ein auf 25 Jahre angelegter
Freundschafts- und Beistandsvertrag abgeschlossen. In dieser Zeit entstanden meh-
rere neue Gedenkstätten und Denkmalsanlagen, bereits bestehende wurden umge-
staltet. Auch die sogenannten OdF-Gedenkstätten dienten nun hauptsächlich die-
sen ideologischen Zielen. 

Selten nur noch hatten die Denkmäler und Gedenkstätten mit der Ortgeschich-
te oder konkreten Vorgängen zu tun und wenn, dann konnten nur Eingeweihte die-
se Aussage entschlüsseln. In Hartmannsdorf (Landkreis Oder-Spree) gab es seit
1942 ein Ausbildungslager der SS. Dort wurden Jugendliche im Alter ab 16 Jahren
ausgebildet. Als die SS am 21. April 1945 das Lager räumte, ließ der Bürgermeister
in Erwartung der Roten Armee weiße Fahnen hissen. Es erschien jedoch nur ein Vor-
austrupp, der wieder abzog. In der Nacht zum 22. April 1945 kamen SS-Leute zu-
rück und richteten ein Massaker unter der Dorfbevölkerung an. 16 Menschen wur-
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den ermordet, nach anderen Angaben waren es 22, unter ihnen Halbwüchsige,
Frauen und Greise.

Auch auf dem Gelände des Ausbildungslagers wurden nach dem Einmarsch der
Roten Armee Leichen junger SS-Leute gefunden, das lässt auf Fälle von Befehlver-
weigerung schließen. Nach 1945 wurde zur Erinnerung an diese Opfer auf dem
Dorfplatz ein Gedenkstein aufgestellt. Er zeigte den Häftlingswinkel und die In-
schrift: „FRIEDE WAR EUER SEHNEN! / EURE TAT SOLL UNS MAHNUNG / UND
VERPFLICHTUNG SEIN!“. In den siebziger Jahren wurde die Gedenkstätte erneuert,
der Stein auf Stufen gestellt, die Umgebung als Platz für Meetings und militärische
Ehrenwachen gestaltet. Der Häftlingswinkel wurde entfernt. Die Inschrift lautete
nun: „FRIEDE WAR EUER SEHNEN / DEN OPFERN DES 20., 21. APRIL 1945“.
Über die konkreten Hintergründe dieser Gedenkstätte wurde nun kaum noch ge-
sprochen, es ging in den Reden an diesem Ort unklar um Gegner des Krieges und
des Faschismus, um die sowjetischen Befreier, um den endgültigen Sieg des Sozia-
lismus.

Nach 1990 wurde der Platz für die Aufmärsche wieder zur Grünanlage gestal-
tet, das Denkmal steht dort noch immer und nur wer die Geschichte kennt, fühlt
sich an die Opfer der Aprilnacht 1945 erinnert. 

Manche Denkmäler fielen aus dem Rahmen des Gewohnten, ein besonders ei-
genartiges war in Hennigsdorf (Oberhavel) zu finden. Neben dem schon erwähn-
ten Mahnmal für Opfer des Faschismus am Bahnhof und Gedenksteinen auf dem
Friedhof sowie einigen kleineren Gedenkzeichen in der Stadt gibt es im nördlichen
Rathenaupark in der AEG-Siedlung seit 1947 einen sowjetischen Soldatenfriedhof
für 350 Gefallene. Im südlichen Teil des Rathenauparks wurde am 13. Mai 1976 an
der Neuendorfer Straße eine Gedenkmauer eingeweiht mit der Schrift: „VOR-
WÄRTS / UND NICHT VERGESSEN“ - ein Zitat aus dem bekannten Solidaritätslied
von Bertolt Brecht und Hanns Eisler. Davor war ein versteinerter Baumstamm auf-
gestellt, ein fossiles erdgeschichtliches Fundstück aus dem Mansfelder Kupferberg-
bau.

Aus dem Stamm wuchs eine bronzene Faust, das Symbol des Roten Front-
kämpferbundes, ein Werk des Hallenser Bildhauers Otto Leibe. Die seltsame Skulp-
tur war ein Geschenk der sächsischen Staatssicherheitsorgane an Hennigsdorf. Ein
stellvertretender Minister des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR, zuständig
für die sächsischen „Organe“, war ein Einwohner Hennigsdorfs, wahrscheinlich
wollten seine Untergebenen ihm eine besondere Freude machen. Das auf einer stu-
figen Plattform stehende Denkmal wurde für militärische Aufmärsche und ähnliche
Massenveranstaltungen genutzt und als „Denkmal der Hennigsdorfer Arbeiter ge-
gen Reaktion, Faschismus und Krieg“ bezeichnet. 1991 ließ die LEW/A.E.G., der die
Siedlung mitsamt dem Park jetzt unterstand, das Denkmal demontieren. Dazu war
sie eigentlich nicht berechtigt, aber niemand hinderte sie daran. Der fossile Baum-
stamm, vielleicht wurde er nicht als solcher erkannt, kam angeblich auf die Müllde-
ponie Germendorf. Die riesige bronzene Faust verschwand spurlos, nachdem sie an-
geblich in der Fabrikstraße bei der damaligen Abteilung Kultur der Stadt abgeliefert
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worden war. Sie blieb unauffindbar. Vielleicht wurde sie zum Schrottpreis verkauft,
vielleicht bewahrt jemand sie irgendwo auf, wie die Bauern aus dem Oderbruch
1945 ihren Friedrich II. Bei der Rekonstruktion des Platzes 1997 wurden die Reste
der martialischen Denkmalsanlage entfernt.
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EEiinn  BBeeiissppiieell::  DDeerr  OOttttoommaarr--GGeesscchhkkee--PPllaattzz  iinn  FFüürrsstteennwwaallddee  uunndd  ddeerr
WWaannddeell  ddeerr  EErriinnnneerruunngg

An zahllosen Plätzen in Brandenburg kann man die verschiedenen Schichten der Ver-
gangenheit erkennen, die Geschichte fließt in die Gegenwart, Sichtbares und Un-
sichtbares durchdringen einander. Wenn dort Denkmäler stehen, wird ihre Botschaft
mitbestimmt durch den Platz selbst, der in Beziehung zu anderen Plätzen steht. 

Der Ottomar-Geschke-Platz in Fürstenwalde (Landkreis Oder-Spree) ist kein
besonderer Platz. Gerade darum soll er hier näher betrachtet werden, stellvertretend
für viele. Dieser auf den ersten Blick austauschbare, unauffällige Platz hat historische
Brüche erfahren und spiegelt sie wieder, er ist Beleg für den komplizierten Umgang
mit einer vielschichtigen Vergangenheit und trägt die Spuren verschiedener
Erinnerungskulturen.

Im 16. Jahrhundert befanden sich hier, unweit des historischen Stadtkerns, ein
Hospital und ein Hospitalfriedhof. Das Hospitalgebäude bestand bis 1892, eine da-
zugehörende Kirche war schon früher abgerissen worden. Der Friedhof war 1822
aufgegeben worden, aber bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts konnte
man noch Grabsteine auf dem Gelände sehen. Noch vor dem Abbruch des
Hospitals, nämlich am 3. September 1883, wurden auf dem nördlichen Teil des
Platzes zwei Büsten, von Wilhelm I. und Friedrich III., enthüllt. Fortan nannte man
den Platz „Kaiserplatz“.

Von 1885 bis 1887 errichtet man auf dem südlichen Teil ein Kriegerdenkmal für
die Kriege von 1864, 1866 und 1870/71. Dieser Teil des Platzes war nun der
„Denkmalsplatz“. Von 1919 bis 1933 trug der Platz die Bezeichnung „Platz der Re-
publik“. Während der Nazizeit wurde er wieder „Denkmalplatz“ genannt.
Das Kriegerdenkmal für die sogenannten „Reichseinigungskriege“ war nicht un-
umstritten. Eine Art Denkmalschändung durch Jugendliche, die der Germania einen
Rettungsring um den Hals gehängt hatten, ging am Vorabend des 1. Weltkrieges
durch die internationale Presse und gab die Anregung für Heinrich Spoerls
bekanntes Buch „Der Maulkorb“.

1927 wurde hier ein weiteres Kriegerdenkmal errichtet, nunmehr für die Hel-
den des Krieges von 1914-1918. Dieses Denkmal bildete nun den optischen Mittel-
punkt des Platzes. Es bediente sich in seiner Formensprache Symbolen von Krieg
und Gewalt. In der Mitte eines Backsteinturms war eine Pyramide aus Granaten
errichtet. Der Platz mit seinen Denkmälern wurde durch seine Lage und die vorhan-
denen Freiflächen von verschiedenen politischen Parteien und Gruppierungen für
Kundgebungen und Aufmärsche genutzt, nach 1933 war er regelmäßig Schauplatz
nationalsozialistischer Massenveranstaltungen. Gleichzeitig diente er den Bürgern
von Fürstenwalde zur Erholung.

Nach 1945 entfernte man die Granatenpyramide aus dem neueren Denkmal
und riss das alte Kriegerdenkmal ab. Auf dem Westteil des Platzes wurden 366
gefallene sowjetische Soldaten beigesetzt. Der umzäunte Friedhof wurde in der DDR
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regelmäßig zu Feierstunden genutzt. Besonders zum Tag der Befreiung im Mai und
zu den Jahrestagen der Oktoberrevolution im November fanden dort Massen-
veranstaltungen statt. Der Platz wurde nun „Platz der O.D.F.“ (Platz der Opfer des
Faschismus) genannt. Das turmartige Kriegerdenkmal von 1927 wurde umgewidmet.
Es erhielt nun eine Tafel mit der Inschrift: „1933   1945 / ZUM GEDENKEN / AN DIE /
OPFER / DES / FASCHISMUS“. Die Tafel zeigte auch den roten Häftlingswinkel mit den
Buchstaben „KZ“.

1977 wurde der gesamte Platz umgestaltet. Man beauftrage die Landschafts-
architekten Günter Hartzsch und Horst Adler sowie den Bildhauer Walter Kreisel mit
den Entwürfen, die von der Stadt und der SED-Kreisleitung genehmigt wurden. In-
zwischen war der Platz umbenannt worden in „Ottomar-Geschke-Platz“. Ottomar
Geschke war ein 1882 in Fürstenwalde geborener Kommunist, Abgeordneter des
Preußischen Landtags, der Häftling in mehreren nationalsozialistischen Zuchthäusern
und Konzentrationslagern gewesen war. Nach 1945 wurde er Mitbegründer des
Hauptamts Opfer des Faschismus beim Berliner Magistrat, von 1947 bis 1953 Vo-
rsitzender der VVN, danach Mitglied des Komitees der Antifaschistischen Wider-
standskämpfer. Ottomar Geschke starb 1957, er war Mitglied der Länderkammer der
DDR, auch Mitarbeiter des Landesvorstandes der SED.

Nach ihm also war der Platz benannt, dessen Umgestaltung im Zusammenhang
stand mit den Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag der Oktoberrevolution. Um den
chronischen Arbeitskräftemangel auszugleichen, nahmen an den Arbeiten zur Um-
gestaltung des Platzes auch sowjetische Soldaten teil, die in Fürstenwalde stationiert
waren.

Man riss das zu einem OdF-Denkmal umgewidmete Kriegerdenkmal von 1927
ab. Als man die Gruben für die Fundamente eines neuen Denkmals aushob, stieß
man noch auf Reste von Grüften aus der Zeit des Hospital-Friedhofes. Auch der sow-
jetische Ehrenfriedhof wurde verändert. Die Einzelgräber wandelte man in Gemein-
schaftsgräber um. Drei Gemeinschaftsgräber wurden als Hochbeete gestaltet, denen
jeweils ein Betonsockel mit Flammenschale zugeordnet wurde. Bei einem weiteren
Gemeinschaftsgrab errichtete man eine 11 Meter lange und 1.50 Meter hohe Mauer,
auf der die Namen der Toten stehen und zwei Sowjetsterne zu sehen sind. In der
Mitte trägt die Gedenkmauer die russische Inschrift: „RUHM DEN HELDEN“.

Östlich des sowjetischen Friedhofs wurden eine Art Tribüne, zu der drei Treppen-
stufen führen, und ein Denkmalsblock errichtet. Der mit Werkstein verkleidete Denk-
malsblock zeigt auf seiner Südseite das Relief von zwei Figuren, einen Sowjetsoldaten
und einen befreiten Häftling. Die West- und Ostseite des Denkmals tragen jeweils
Inschriften: „EHRENDES GEDENKEN / DEN ANTIFASCHISTISCHEN / WIDER-
STANDSKÄMPFERN“ und: „IHRE OPFER / SIND UNS MAHNUNG / UND VER-
PFLICHTUNG“.

Auf der nördlichen Schmalseite des Denkmals ist ein Häftlingswinkel zu sehen.
Neben dem Denkmalsblock stand eine weitere Flammenschale. Der Platz sollte offi-
ziellen Feierstunden und Aufmärschen genügend Raum bieten. Zum 60. Jahrestag
der Oktoberrevolution im November 1977 wurde die neue Denkmalanlage unter
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der verordneten Teilnahme der Bürger von Fürstenwalde mit militärischen Ehren
eingeweiht. Der Volksmund nannte das neue Denkmal spöttisch: Klagemauer.

Geradezu bescheiden gegen diese Denkmalanlage, die einerseits Totengeden-
ken und Erinnerung an den Widerstand gegen die Nationalsozialisten ausdrückt,
andererseits deren ideologische Vereinnahmung, wirkte der sogenannte „Vogel-
tränkebrunnen“, der seit etwa 1949 ebenfalls auf diesem Platz stand. Es handelt
sich um eine Zementschale auf einem runden Sockel mit einem konischen Fuß. Die
Inschrift auf einem davor liegenden Findling lautete: „KAMERADEN DER VVN HA-
BEN DIESEN VON KZ-HÄFTLINGEN HERGESTELLTEN BRUNNEN AUS DEM KZ-
AUßENLAGER SACHSENHAUSEN IN FÜRSTENWALDE-SÜD GEBORGEN.“ (Von
1943 bis 1945 befand sich in Ketschendorf, seit 1950 zu Fürstenwalde gehörend,
in den Rauener Bergen, ein Außenlager des KZ Sachsenhausen. Die etwa 900 Häft-
linge aus verschiedenen Ländern waren vor allem in der Rüstungsindustrie einge-
setzt. Norwegische Häftlinge mussten dort am Ausbau eines geheimen Nachrich-
tenbunkers, des „Fuchsbau“ arbeiten. Das Barackenlager lag dicht an der Auto-
bahn, aus Tarnungsgründen wurde es „Bad Saarow“ genannt.)

In den neunziger Jahren erfuhr der Ottomar-Geschke-Platz erneut eine tiefgrei-
fende Umgestaltung. Der von den KZ-Häftlingen angefertigte „Vogeltränkebrun-
nen“ wurde entfernt und im Museum eingelagert. 

Die Tribüne und Fahnenstangen beseitigte man, auch die Flammenschale ne-
ben dem Denkmalsblock. Die planierte Aufmarschfläche wandelte man in eine
Grünanlage um. Inzwischen ist die Gedenkmauer am sowjetischen Soldatenfried-
hof gealtert und die russischen Namen und Inschriften wirken eher dekorativ, als
dass sie als Zeichen des Totengedenkens wahrgenommen werden. Die immer noch
als Hochbeete gestalteten Soldatengräber wirken nicht wie eine Grabanlage,
sondern wie harmlose Blumenbeete. Sowohl der Friedhofscharakter als auch der
Charakter eines Aufmarschplatzes sind abgeschwächt. Man nimmt den Platz als
Grünanlage wahr, im östlichen Teil überwiegt ohnehin der Erholungscharakter. Eine
Filiale der Deutschen Bank und ein Hotel, das nun wieder die Bezeichnung
„Kaiserhof“ trägt, dominieren das Umfeld des ehemaligen „Kaiserplatzes“. Die
historischen Spannungen, von denen der Platz zeugte, sind optisch weitgehend
neutralisiert.

Der Platz hat seinen Charakter als demonstrativer und repräsentativer zentraler
Gedenkort verloren. Gleichzeitig jedoch brachen auch in Fürstenwalde Tabus auf,
begann man sich verdrängter Geschichte zu erinnern und neue Erinnerungszeichen
zu setzen. Das KZ-Außenlager in Ketschendorf, dessen Häftlinge den „Vogeltränke-
brunnen“ angefertigt hatten, war in der DDR aus der Erinnerung gefallen, weil die
unvollendete Bunkeranlage in den Rauener Bergen, die nach dem Kriegsende ver-
fiel, 1960 vom Luftschutz Berlin und 1963 von der Nationalen Volksarmee über-
nommen worden war. Das Gelände war militärisches Sperrgebiet. Zwischen 1976
und 1978 wurde der „Fuchsbau“ erweitert, es entstand ein zweiter Bunker, Sitz des
„Zentralen Gefechtsstandes 14“ der NVA. Nach der Wiedervereinigung Deutsch-
lands war dies der „Luftverteidigungssektor 5“ der Bundeswehr. Trotz verschiede-
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ner Modernisierungsarbeiten wurde der ehemalige „Fuchsbau“ 1995 durch die Bun-
deswehr aufgegeben. Anlagen und Geräte wurden entfernt, die Bunker versiegelt.
Das KZ-Außenlager selbst in Ketschendorf schien seit langem vergessen, es standen
nur noch vereinzelte Fundamente. Am 8. Mai 1995 jedoch fand in Fürstenberg eine
Gedenkfeier zum 50. Jahrestag der Beendigung des Krieges statt, bei der erstmals
auch ein ehemaliger Häftling aus Norwegen eingeladen war. Am 8. Mai 1998 brachte
ein ehemaliger Häftling des KZ-Außenlagers zu einer Gedenkfeier eine Messingtafel
mit einer eingravierten Lagezeichnung mit, auf der die Inschrift stand:
„ARBEITSLAGER „BAD-SAAROW“ DES / KZ SACHSENHAUSEN“.

Die Tafel, auf einem Findling befestigt, wurde am Eingang zum ehemaligen La-
ger aufgestellt. Etwa ein Jahr später war sie gestohlen, der Stein war von Unbekann-
ten mit antisemitischen Parolen beschmiert. Die Stadt und der Kulturverein, auch
der ehemalige Häftling Albrecht Eika, Übersetzer der Erinnerungen von Lars To über
den „Nachrichtenbau Fuchsbau“, die 1996 vom Fürstenwalder Kulturverein heraus-
gegeben worden waren, riefen zu Spenden für eine neue Gedenktafel auf. Viele
Bürger der Stadt, auch Schüler, beteiligten sich daran. Die neue Gedenktafel wurde
im Jahr 2000 eingeweiht. Sie ist aus Edelstahl und trägt dieselbe Eingravierung wie
die gestohlene. 

Auch die tabuisierte und verdrängte Erinnerung an ein anderes Lager in Fürs-
tenwalde kehrte nach der Wiedervereinigung zurück. In der 1940 erbauten Arbei-
tersiedlung der Deutschen Kabelwerke (DEKA) in Ketschendorf befand sich vom
April 1945 bis zum März 1947 das Speziallager des NKWD/ MWD Nr. 5 Ketschen-
dorf. Damals war Ketschendorf eigenständige Gemeinde, seit 1950 gehört es zu
Fürstenwalde.

Die Lagerinsassen waren 2000 Sowjetbürger und Ausländer vor ihrer Überstell-
ung in die UdSSR, 500 deutsche Mädchen und Frauen, 1500 deutsche Jugendliche,
6000 deutsche Männer.

Etwa 4600 der Internierten, vielleicht auch viel mehr, starben an den unmen-
schlichen Lebensbedingungen. Das Lager wurde im Frühjahr 1947 aufgelöst, es
wurde jedoch niemand entlassen. Die Inhaftierten verlegte man in andere Lager. Die
Häuser wurden wieder Wohnhäuser, neue kamen hinzu.

Die am Lager beigesetzten Toten wurden 1952/53 größtenteils exhumiert und
in einer geheimen Aktion auf den Zentralfriedhof Halbe überführt. Es gab keinerlei
Gedenken. Die Straßen in der Reifenwerksiedlung bekamen Namen wie Platz der
Solidarität, Ring der Freundschaft, Straße der Einheit, Platz der Republik.

Überlebende und Angehörige der Internierten schlossen sich zum Ende der
DDR zu einer Initiativgruppe zusammen. Schon am 8. Mai 1990 weihten sie eine
bescheidene Gedenkstätte in der Reifenwerk-Siedlung, am Ort des ehemaligen La-
gers ein, wo sich noch immer Gräber befinden sollen. In Zusammenarbeit mit dem
Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. wurde am 6. Mai 1995 ein Gedenk-
hain dicht neben der Autobahn eingeweiht. Eine grosse Informationstafel wurde am
Siedlungseingang errichtet. Im Ehrenhain stehen auf einer Rasenfläche stilisierte
Grabkreuze mit den Jahreszahlen 1945, 1946, 1947.
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Ein Findling auf einer Plattform trägt die Inschrift: „INTERNIERUNGSLAGER NR. 5
/ KETSCHENDORF / MAI 1945 - FEBRUAR 1947 / DEN OPFERN / ZUM GEDEN-
KEN / DEN LEBENDEN / ZUR MAHNUNG“. Ein anderer Findling trägt eine Tafel
mit der Inschrift: „WISST IHR, WO UNSERE TOTEN LIEGEN / IM WÄLDCHEN UN-
TER GRAUEN HÜGELN / RUHEN SIE AUS VON ALLEM LEID, / OHNE SARG UND
OHNE KLEID. / BALD WIRD DER WIND EURE GRÄBER VERWEHN. / EURE
NAMEN IN UNSERM GEDÄCHTNIS STEHN“. Das sind Auszüge aus einem
„Ketschendorfer Lagergedicht“, dessen Verfasser unbekannt ist. Jährlich finden in
dieser kleinen Gedenkstätte Gedenkfeiern statt. Nach den Jahrzehnten des
Schweigens stieß das Gedenken an das NKWD-Sonderlager und seine Opfer auch
auf Ablehnung. Bewohner der Siedlung fürchteten um ihre Ruhe. 

Schon 1991 gab es Vandalismus. Am 23. 12. 1994 wurden Kreuze an der Er-
innerungsstätte umgeworfen und Gestecke umhergeworfen. Der Prozess der Wie-
dergewinnung von Erinnerung war begleitet von einer öffentlichen Diskussion.
Der „Platz der Freiheit“ in der Reifenwerksiedlung wurde auf Initiative der Initia-
tivgruppe umgenannt in „Platz des Gedenkens“ mit dem Untertitel „Mai 1945 bis
Februar 1947“.

Der Ottomar-Geschke-Platz, der viele Jahre lang „Denkmalplatz“ hieß, steht in
einer unsichtbaren Verbindung zu diesem „Platz des Gedenkens“. Zwischen den
Toten von Ketschendorf und den gefallenen Sowjetsoldaten, den Opfern des Na-
tionalsozialismus und den Opfern des Stalinismus gibt es einen geschichtlichen Zu-
sammenhang, auch wenn das Gedenken an die einen jahrzehntelang die Leugnung
der Erinnerung an die anderen bedeutete. Solch eine unsichtbare, aber zwingende
Verbindung gibt es vom Ottomar-Geschke-Platz auch zu anderen Orten in Fürsten-
walde. Ganz nahe, in der Dr. Wilhelm-Külz-Straße 7, steht eine Villa, die in der DDR
Verwaltungsgebäude der Stadtverwaltung war. Dort wurde im Juni 1993 auf Initia-
tive eines ehemaligen Häftlings eine Gedenktafel angebracht: „DEM ANDENKEN
DER OPFER STALINISTISCHER GEWALTHERRSCHAFT,/ DIE IM KELLER DIESES
HAUSES ZWISCHEN 1947 UND 1950/ DURCH DIE SOWJETISCHE POLITISCHE
VERWALTUNG INHAFTIERT WURDEN./ VON HIER KAMEN SIE IN ZUCHTHÄU-
SER/ WIE BAUTZEN, TORGAU ODER WALDHEIM“.

Es sollen etwa 400 Männer und Frauen aus Fürstenwalde und Umgebung hier
inhaftiert gewesen sein, vor allem Kleinunternehmer und Kaufleute, die denunziert
wurden, der Sowjetmacht ablehnend gegenüberzustehen.

Wenn man nur den Ottomar-Geschke-Platz selbst sieht, könnte man meinen,
Erinnerung wurde durch seine Umgestaltung in den neunziger Jahren nivelliert, die
Zeichen wurden unverbindlicher, undeutlicher. Aber die politischen Denkmäler in
der Stadt Fürstenwalde sind insgesamt vielfältiger, differenzierter geworden, weil sie
nicht nur einem verordneten Geschichtsbild gelten, sondern auch auf das Verdräng-
te und fast Vergessene hinweisen. Bisher verdeckte Brüche und Widersprüche wer-
den sichtbar.

Natürlich gibt es verschiedene Erinnerungen, gibt es unterschiedliche Auffass-
ungen über das, was bewahrenswert ist. An anderer Stelle haben wir schon über die

60



Auseinandersetzung um den Bismarckstein in Fürstenwalde berichtet, der in der
DDR zu einem Karl-Marx-Gedenkstein wurde, dann ohne Widmung blieb und
2003 seine Karl-Marx-Gedenktafel zurückbekam. Auch um andere Gedenkzeichen
findet eine Auseinandersetzung statt. 

Am Ende der Gartenstraße, in den Buschgärten, wurde 1945 ein Findling auf-
gestellt, der die Inschrift trug: „FÜR FREIHEIT UND RECHT / VON FASCHISTEN
ERMORDET / OPFERTE DER ANTIFASCHIST MAX BEHNKE / AM 17. 11. 1933 AN
DIESER STELLE SEIN LEBEN / DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN ZUR
PFLICHT“.

Nach 1990 kam eine Diskussion über die Ehrung Max Behnkes auf, da in der
DDR verschwiegen wurde, dass Max Behnke vor seiner Ermordung durch SA-Män-
ner selbst ein Mitglied des Stahlhelms erschossen hatte. Manche forderten die Be-
seitigung des Gedenksteins. Aber dazu konnte sich niemand entschließen. Man ließ
den Gedenkstein einfach zuwachsen. Er ist heute schwer zu finden. Aber er ist vor-
handen.

Ebenfalls schon 1945 wurde an der Martin-Luther-Straße/ Ehrenfried-Jopp-
Straße ein grauer Granit-Findling aufgestellt, der die Inschrift trug: „VON FASCHIS-
TEN BELAUERT / UND MEUCHLINGS ERSTOCHEN / STARB HIER AM 25. 5. 1930
/ EHRENFRIED JOPP / EIN KÄMPFER FÜR FREIHEIT UND RECHT / GEGEN UN-
TERDRÜCKUNG UND BARBAREI / SEIN TOD SEI UNS VERPFLICHTUNG!“

Der Schuharbeiter Jopp, Vater von fünf Kindern und Mitglied eines Arbeiter-
gesangsvereins, wurde nach einer Abendveranstaltung von Nationalsozialisten er-
mordet. Der Gedenkstein wurde in den neunziger Jahren im Museum eingelagert,
da er Bauarbeiten im Wege stand, aber eine Gedenktafel mit derselben Inschrift
wurde 1998 an einem neu errichteten Autohaus an der Mordstelle angebracht. 

Die Stadt Fürstenwalde hatte 1933 noch 195 jüdische Einwohner. Ihr Friedhof
befand sich seit 1829 stadtauswärts in der Frankfurter Straße. (Vom ersten Friedhof
außerhalb der Stadtmauern gibt es keine Spur mehr.) In den achtziger Jahren waren
noch Grabsteine vorhanden, die dann auch verschwanden. Erst 1988, als der 50.
Jahrestag des Novemberpogroms auf zentrale Anweisung hin landesweit begangen
wurde, brachte man an der Umfassungsmauer des Friedhofs links vom Eingang ei-
ne Tafel an: „GEDENKE-VERGISS NIE! / DIESER JÜDISCHE FRIEDHOF WURDE IN
DER POGROMNACHT AM 9. NOVEMBER 1938 VERWÜSTET. / DIE FRIEDHOFS-
KAPELLE WURDE VÖLLIG ZERSTÖRT.“

1999 und 2000 begannen Mitglieder des Kulturvereins gemeinsam mit dem
Heimatmuseum und Jugendinitiativen, den Friedhof zu säubern, um einen Weg
wieder herzustellen. Einzelne noch vorhandene Grabsteine sollen restauriert wer-
den. Man erwägt, die zerstörte Feierhalle in ihrem Umriss darzustellen. Es geht nicht
darum, das Verlorene wieder herzustellen, sondern darum, den Verlust sichtbar zu
machen.

Aber noch immer gibt es in Fürstenwalde, auch darin gleicht die Stadt ähn-
lichen in Brandenburg, kaum ein Erinnerungszeichen für die unzähligen auslän-
dischen Zwangsarbeiter, die hier zu Tode kamen. Auf dem Gelände der Firma
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Pintsch befand sich während der Kriegsjahre ein großes Barackenlager für 3000
Zwangsarbeiter und 400 Kriegsgefangene, die für die Gasanlagen-Firma arbeiten
mussten, in der man sich schon seit 1934 mit der Kartuschenproduktion auf Rüs-
tungsanforderungen eingestellt hatte. In den Zwangsarbeiterbaracken wurden nach
dem Krieg deutsche Kriegsheimkehrer untergebracht, auch Umsiedler aus den ehe-
maligen Ostgebieten. Von den Baracken gibt es keine Spur mehr. Sie wurden über-
baut.

Doch auf den Friedhöfen der Stadt finden sich die Spuren ihrer ehemaligen Be-
wohner. Im Quartier III des Neuen Friedhofs liegen neben deutschen Kriegsopfern
auch zehn polnische Zwangsarbeiter, unter ihnen Frauen und Kinder polnischer
Zwangsarbeiterinnen. Ihnen wurde 1950 ein Gedenkstein mit ihren Namen und Da-
ten gesetzt. Aber die Namen der meisten sind vergessen, ihre Grabstätten nicht auf-
findbar.

Auf dem Waldfriedhof in der Hegelallee liegen neben deutschen Kriegsheim-
kehrern, die an Krankheiten und Folgen von Kriegsverwundungen starben und ne-
ben zivilen Kriegsopfern auch einige Zwangsarbeiter, die an Krankheiten starben,
bevor sie in ihre Heimat zurückkehren konnten. Ihre Namen stehen auf den erst
1994 errichteten Grabkreuzen. Bis dahin gab es keine Gedenkzeichen, der Friedhof
war stark verwildert.

Erst 1998 wurde auf dem Neuen Friedhof auf dem sogenannten Soldatenberg
eine riesige Kriegsgräberstätte neu gestaltet. Unter den Soldaten liegen auch ver-
einzelt Zwangsarbeiter und mehr als 70 Unbekannte. Man kann sich schwer vor-
stellen, dass der Spruch auf der Inschriftentafel an einem Gedenkstein auf dem Sol-
datenberg auch die hier liegenden ausländischen Opfer des Nationalsozialismus
meint. Unter Kreuzsymbolen steht dort: „DEM GEDÄCHTNIS / DER HIER RUHEN-
DEN OPFER / DES WELTKRIEGES / BESITZ STIRBT SIPPEN STERBEN / DU STIRBST
WIE SIE / EINES NUR BLEIBT / DER TOTEN TATENRUHM / VOLKSBUND DEUT-
SCHE KRIEGSGRÄBERFÜRSORGE“.

Was eigentlich ist der Toten Tatenruhm? Welche Taten der gefallenen deut-
schen Soldaten haben ihren Ruhm begründet? Der amerikanische Holocaust-For-
scher James Edward Young schrieb:

„Die Denkmäler eines Volkes löschen ebensoviel Geschichte aus dem Ge-
dächtnis, wie sie darin festhalten.“ 
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DDiiee  ffrreemmddeenn  TTootteenn  ----  ZZwwaannggssaarrbbeeiitteerrggrrääbbeerr

Grundlage jeder Erinnerungskultur ist das Totengedenken. An dieser Stelle soll je-
doch nichts zu den zahlreich vorhandenen Kriegerdenkmälern gesagt werden, zu
den Gedenkstätten für Kriegsopfer und gefallene Soldaten, die gerade in Branden-
burg ungeheuer zahlreich sind, sondern zu den Gedenkzeichen für jene Toten, von
denen wohl Tausende in Brandenburger Erde liegen, die mal als „Kriegsopfer“, mal
als „Opfer des Faschismus“ bezeichnet werden, oft unzutreffend als „ausländische
Widerstandskämpfer“. Die Rede ist von den Menschen, die damals als „Fremdar-
beiter“ galten, heute richtiger als „Zwangsarbeiter“ bezeichnet werden, deren
kollektives Schicksal erst in den letzten Jahren ins Blickfeld des öffentlichen Interes-
ses rückte.

Das nationalsozialistische Aufrüstungsprogramm hatte schon in den dreißiger
Jahren zu einem Mangel an Facharbeitern geführt, der nach dem Kriegsbeginn noch
verschärft wurde. Schon 1936 und 1937 waren Gesetze erlassen worden, die eine
Arbeitspflicht für Deutsche einführten. Dazu gehörte die eingeschränkte Freiheit bei
der Wahl des Arbeitsplatzes, der sechsmonatige Reichsarbeitsdienst für Jugendliche
und seit 1939 das Pflichtjahr für junge Frauen. Nach Beginn des Krieges musste man
dennoch verstärkt auf ausländische Arbeitskräfte zurückgreifen. 

Zum Kriegsbeginn waren etwa 650 000 ausländische Arbeiter im Deutschen
Reich, zum Ende des Krieges etwa 5,5 Millionen. 1944 waren etwa 20% aller Ar-
beitskräfte Zwangsarbeiter, die meisten in der Rüstungsproduktion, in der gewerb-
lichen Wirtschaft und in der Landwirtschaft. Dazu kamen mehr als 2 Millionen
Kriegsgefangene, von denen viele, entgegen dem Völkerrecht, ebenfalls unter men-
schenunwürdigen Bedingungen in der Rüstungsproduktion eingesetzt waren. Die
meisten der aus den besetzten Ländern rekrutierten Zwangsarbeiter waren gegen
ihren Willen nach Deutschland verschleppt worden. Polnische Kriegsgefangene
wurden schon seit den ersten Kriegstagen in Deutschland zur Arbeit eingesetzt. Im
Oktober 1939 wurden in der Provinz Brandenburg bereits 20 000 polnische Kriegs-
gefangene angefordert, vor allem um in der Landwirtschaft zu arbeiten. Seit No-
vember 1939 wurden auch zivile Arbeitskräfte, deren Zahl in die Millionen ging, aus
Polen nach Deutschland geholt, um in der Rüstungsproduktion zu arbeiten und so
der deutschen Bevölkerung so lange wie möglich die Belastungen durch den Krieg
zu ersparen. Am 8. März 1940 wurden bereist die „Polenerlasse“ verabschiedet, die
– noch vor der Einführung des gelben Sterns für Juden - eine Kennzeichnungspflicht
für polnische Arbeitskräfte forderten und ihre strenge Separierung von der deut-
schen Bevölkerung, bei Androhung strengster Strafen. Die Anwerbung in den an-
deren okkupierten Ländern geschah anfangs durch Versprechungen, dann auch
durch Zwangsrekrutierung, Nötigung und direkten Terror. Höchstens vier Prozent
aller Arbeitskräfte waren „freiwillig“ gekommen, so bis 1942 etwa vierzigtausend
Franzosen. Aber schon im September 1942 musste die Petain-Regierung eine ge-
setzliche Arbeitsdienstpflicht erlassen, um die angeforderte Zahl an Arbeitskräften
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nach Deutschland deportieren zu können. Auch aus den Niederlanden, wo eine
große Arbeitslosigkeit herrschte, kamen Arbeitskräfte bis zum Herbst 1941 freiwillig
nach Deutschland, danach gab es fast nur noch Zwangsdeportationen.

In der Sowjetunion, wo anfängliche Versuche, Freiwillige anzuwerben, nicht
den gewünschten Erfolg hatten, wurden die Arbeitskräfte, meist unter brutalem
Terror, rekrutiert und wie Vieh nach Deutschland transportiert, wo sie wie Gefange-
ne gehalten wurden und ihr Tod durch physische Ausbeutung ausdrücklich in Kauf
genommen wurde.

Es gab Unterschiede zwischen den einzelnen Gruppen von Zwangsarbeitern.
Gewiss hatte etwa eine nach dem Warschauer Aufstand von der Straße weggefan-
gene junge Polin, die über verschiedene Lager und das KZ Ravensbrück nach Gens-
hagen in den Zweigbetrieb von Daimler-Benz geriet und dort mit 1200 anderen Frau-
en in der fensterlosen „Deutschlandhalle“ bis zu 16 Stunden am Tag bei unzurei-
chender Ernährung Flugzeugmotoren montierte, noch weniger Überlebenschancen
als etwa ein auf einem Bauernhof arbeitender Franzose oder als ein holländischer
Zivilarbeiter, die sich meist relativ frei bewegen konnten.

Aber wie relativ diese Unterschiede waren, zeigen all die mehr oder weniger
vergessenen Gräber auf den Friedhöfen. Bis 1942 wurden verstorbene Westarbei-
ter in ihre Heimat überführt, während die aus dem Osten kommenden Arbeitskräf-
te, wenn sie starben, auf deutschen Friedhöfen verscharrt wurden. Ein Erlass des
Reichsministeriums des Innern vom 21. April 1943 bestimmte, dass eine ausreichen-
de Entfernung zu deutschen Gräbern eingehalten werden musste. Meist wurden sie
am Rande verscharrt, da wo die Selbstmörder und Fremden liegen. Fremd blieben
sie und von Fremdheit künden auch viele Inschriften auf den meist erst nach dem
Kriegsende errichteten Gedenksteinen. Wenn es Gedenksteine gab. 
Die sowjetischen Kriegsgefangenen wurden meist sogar ohne Särge und unbeklei-
det, in Papier oder Lumpen gehüllt, beigesetzt. An manchen Massengräbern in der
Nähe größerer Rüstungsbetriebe - wie auch des erwähnten Zweigwerks von Daim-
ler-Benz in Genshagen, heute Ludwigsfelde – wurden nach dem Krieg repräsenta-
tive Denkmalsanlagen gestaltet. Zahlreicher aber sind die „kleinen“, fast oder tat-
sächlich vergessenen Grabstätten.

Der Bericht über diese Recherche wird eine Aufzählung mit endlosen Wieder-
holungen, es wird mehr um das Fehlende gehen als um das, was vorhanden ist. Hier
geht es ja um Gedenkzeichen und oft gibt es kein Zeichen irgendeinen Gedenkens.
Gerade deshalb soll der Bericht über die Recherche hier stehen.
Die Grabstellen der Zwangsarbeiter galten in der DDR als Gräber von „Opfern des
Faschismus“ und waren als solche zu kennzeichnen und zu erhalten, seit der Wie-
dervereinigung sind sie nach dem Gräbergesetz „Kriegsgräber“, die ebenfalls nicht
aufgehoben werden dürfen. Für ihre Pflege wird Geld bereit-gestellt, freilich sehr
wenig.

Dies setzt aber voraus, dass sie als „Kriegsgräber“ erfasst und offiziell bestätigt
sind. Schon in der DDR und erst recht in den Wendewirren aber fielen viele dieser
Grabstätten, wenn sie denn überhaupt gekennzeichnet waren, weg. Sie wurden
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stillschweigend aufgehoben, neu belegt. Andere wurden forsch mit Gräbern ge-
fallener deutscher Soldaten oder deutscher „Kriegsopfer“ zusammengelegt - wie
auf den schon erwähnten Friedhöfen von Fürstenwalde.

Oft sind die Gräber von Zwangsarbeitern gar nicht mehr als Gräber von Opfern
des Nationalsozialismus im Bewusstsein, waren es vielleicht nie. Als ich in Hoppen-
rade (Havelland) auf dem Friedhof nach dem Grab eines polnischen Zwangsarbei-
ters suchte, der auf Listen aus der DDR geführt wurde, fragte ich zwei alte Männer
und eine Frau danach. Sie bestritten, dass auf ihrem Friedhof ein „Opfer des Faschis-
mus“ begraben sei. Aber ich fand am rechten Rand des Friedhofs das Grab einer
Polin. Sie hieß WLADISLAWA WESCHOCKA, geb. 1. 7. 1921 in Lodz, gestorben am
2. 7. 1941. Irgendwann muss ihr Name als der eines Mannes auf eine Liste geraten
sein. Der Stein war ziemlich einsturzgefährdet. Die alten Dorfbewohner riefen, als
ich es ihnen zeigte: „Ach, die Polin. Ja, aber die war doch kein Opfer des Faschismus.
Die hat beim Gutsbesitzer gearbeitet, da ging es ihr doch gut. Dann hat der sie
geschwängert und sie ist an der Abtreibung gestorben, einen Tag nach ihren zwan-
zigsten Geburtstag, das stimmt. Aber ein Opfer des Faschismus war die doch nicht.“ 

In Brieselang (Havelland) zeigten mir hilfsbereite Friedhofsbesucher, als ich
nach „Opfern des Faschismus“ fragte, mit Kreuzen versehene Gräber deutscher
Soldaten. Sie zeigten mir das Grab der Widerstandskämpferin Elisabeth Bethge, die
„an den Folgen faschistischer Kerkerhaft“ verstorben war. Sie machten mich auf ei-
nen Denkmalsblock aus rotem Backstein am Bahnhof aufmerksam, „DIE TOTEN
MAHNEN“ stand da. Hier wären sowjetische Soldaten begraben gewesen, die 1949
nach Dallgow-Döberitz umgebettet wurden. Das Denkmal blieb als Kenotaph ste-
hen. Andere „Opfer des Faschismus“ habe es nicht in Brieselang gegeben. Aber auf
dem Friedhof sah ich acht kleine, eingefasste Gräber, an denen ein größerer, offen-
sichtlich aus den vierziger Jahren stammender Stein steht mit der Inschrift: „HIER
RUHEN, FERN DER HEIMAT/ ALS OPFER DES FASCHISMUS/ KINDER VON AN-
GEHÖRIGEN ALLIIERTER NATIONEN“. Anfragen bei verschiedenen Ortsbewoh-
nern, auch in der Gemeindeverwaltung, ergaben, dass dies Kinder von Französinnen
waren. Und eine ältere Dame wusste, die Französinnen wären „Flittchen“ gewesen,
sie wären häufig tanzen gegangen. Warum die Kinder starben, wusste sie nicht. „Es
war doch Krieg.“ Schließlich bekam ich vom Ortschronisten Arno Heinrich eine Na-
mensliste von fünf toten Kindern: 
„CHANTAL MAUGER 14. 9. 1944 – 4. 3. 1945
JEANNE LAMY 12. 3. 1945 – 26. 3. 1945
JOLANDA DOVIN-BRINDEL 22. 4. 1944 – 31. 3. 1945
SYLVANE PERAS 30. 9. 1944 – 8.  4. 1945
LILIANE FLAHAU 15. 11. 1944 – 12. 4. 1945“.

Ich erfuhr, dass 1944/45 in Brieselang junge französische Frauen untergebracht
waren, die täglich nach Berlin fuhren, um bei Siemens & Halske in der Rüstungspro-
duktion zu arbeiten. Die dienstverpflichteten Französinnen hatten mehr Freizügig-
keiten als die Ostarbeiter oder andere Zwangsarbeiter, aber auch ihre Arbeits- und
Lebensbedingungen verschärften sich im Verlaufe des Krieges. Die medizinische
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und sonstige Versorgung sowie die Unterbringung in Sälen, später Baracken, war
katastrophal. Einige der jungen Frauen brachten Kinder zur Welt, die bald starben,
an Masern, Lungenentzündung oder „Lebensschwäche“. Vielleicht liegen sie in den
acht kleinen Gräbern. Aber in Brieselang, das erfuhr ich nur bruchstückhaft, befand
sich auch eine Art Kinderheim, das im Verlaufe des Krieges aus dem Berliner Zille-
bekeweg im Prenzlauer Berg nach hier verlegt worden war. Das war eine Einrich-
tung für Kinder von Zwangsarbeiterinnen aus westlichen Ländern. Vielleicht gehö-
ren die überlieferten Namen auch zu Kindern aus diesem Heim, über das keiner
mehr etwas weiß. 

Weil das Wissen über die vielen Zwangsarbeiterlager und erst recht das über
einzelne Schicksale so fragmentarisch ist, weil die Forschungen von DDR-Histori-
kern, die es in den sechziger, siebziger Jahren durchaus gab, lange nicht weiterge-
führt wurden und kaum ins öffentliche Bewusstsein drangen, weil die meisten bau-
lichen Reste der Zwangsarbeiterlager längst abgerissen wurden, möchte ich hier die
oft kaum noch erkennbaren Spuren aufzählen, denen ich auf Brandenburger Fried-
höfen begegnet bin.

In Krummensee (Barnim), auf der hinteren linken Seite, befindet sich das Grab
eines Polen. Auf dem Stein steht: „STEFAN KRAKOWIAK / *1912  + 3. 1. 1944“.
In Spechthausen (Barnim) lagen auf dem Dorffriedhof mehrere polnische oder
ukrainische Zwangsarbeiter, die auf umliegenden Bauernhöfen arbeiten mussten
und durch Krankheiten, Misshandlungen und Unfälle ums Leben kamen. Namen
und Daten dieser Menschen sind nicht dokumentiert. Unter ihnen waren auch Kin-
der. Nur ein Holzkreuz an der Grabstätte war das Gedenkzeichen. 1994 wurden sie
auf den Waldfriedhof Eberswalde in eine zentrale Grabstätte für Kriegsopfer umge-
bettet. So sei die gesetzlich angeordnete Pflege ökonomischer. 

Auf dem Waldfriedhof von Tiefensee (Barnim) liegt nach Listen aus der DDR
das Grab eines sowjetischen Zwangsarbeiters, Fedor, der im April 1945 bei einer Ex-
plosion ums Leben kam. Auf seinem Grab soll nach alten Listen ein Holzkreuz ge-
standen haben. Es ist nicht mehr auffindbar. 1975, zum 30. Jahrestag der Befreiung,
stellte man daneben einen Gedenkstein auf, der auf einer Tafel das Zeichen der
„FIR“ trug und die Inschrift: „GEDENKT DER INTERNATIONALEN WIDERSTANDS-
KÄMPFER GEGEN FASCHISMUS UND KRIEG“. Wahrscheinlich hielt man diesen
allgemeinen Gedenkstein für ausreichend und hob Fedors Grab auf.

Etwa 1997 wurde die Tafel von dem Gedenkstein von Unbekannten gestohlen.
Als ich nach der Tafel und nach Fedors Grab forschte, sprach ich auch mit der ehema-
ligen Bürgermeisterin, die sich erinnerte, dass um 1990 aus Russland oder der Ukraine
ein Brief mit einer Anfrage nach einem russischen Zwangsarbeiter gekommen sei, über
den keiner etwas wusste. Mit seinem Grab ging wohl auch die Erinnerung verloren.

In Byhlen (sorbisch Belin, Dahme-Spreewald) befindet sich noch das Grab des
polnischen Zwangsarbeiters HENRYK RADOSZEWSKI, geboren am 6. 12. 1925,
umgekommen während eines Luftangriffs am 22. 4. 1945.

In Friedersdorf (Dahme-Spreewald) lag nach alten Listen auf dem Friedhof das
ungekennzeichnete Grab einer polnischen Zwangsarbeiterin, die beim Förster arbei-
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ten musste und durch Misshandlungen zum Selbstmord getrieben wurde. Sie hieß
JANINA PONIEWIERSKA, kam aus Solzhmieszyes, wurde am 22. 1. 1918 geboren
und starb am 15. 5. 1941. Ihr Grab ist heute nicht mehr auffindbar.

Auf dem Friedhof von Großziethen (Dahme-Spreewald) liegen sowjetische
Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene, die in Großziethen und anderen Orten der
Umgebung ums Leben kamen. Hier wurden die sterblichen Überreste von 204
Menschen beigesetzt. Einige wurden erst nach dem Krieg auf diesen Friedhof um-
gebettet. 1946 stellte man an der Grabstätte einen Gedenkstein auf einem Sockel
auf. Dort steht unter einem Sowjetstern: „EHRE UND DANK / EUCH SOWJ. MEN-
SCHEN / EUER TOD WIRD UNS STETS / MAHNUNG SEIN!“

Nur, wer mit den Feinheiten der offiziellen Sprache in der DDR vertraut war,
konnte begreifen, dass es sich bei den „sowjetischen Menschen“ um Zwangsarbei-
ter handelte. Die gefallenen Rotarmisten - auf demselben Friedhof sind vier sowje-
tische Soldaten in zwei Einzelgräbern beigesetzt – waren, wie ihr Gedenkstein aus-
weist, „SOWJETISCHE HELDEN“, ihnen gebührte nicht Ehre und Dank, sondern
„RUHM UND EHRE“.

In Königs Wusterhausen (Dahme-Spreewald) gab es von 1944 bis 1945 ein
Außenlager des KZ Sachsenhausen am Güterbahnhof, dessen Häftlinge vor allem
Jüdinnen und Juden aus dem Ghetto Litzmannstadt (Lodz) waren, die für das deut-
sche Wohnungshilfswerk Fertighäuser für ausgebombte Deutsche errichten muss-
ten. Mindestens drei Frauen, ein Mann und ein Säugling fanden hier den Tod. Ihre
Grabstätten sind unbekannt. Daneben existierten in der Stadt verschiedene
Zwangsarbeiter- und Kriegsgefangenenlager. Eines lag am Krebssee. Die sowjeti-
schen und polnischen Frauen, die dort in Baracken lebten, wurden zu Gleisbau- und
Fundamentarbeiten eingesetzt. Die Baracken sind nicht mehr vorhanden. Mindes-
tens 15 dieser Frauen sollen auf dem Friedhof an der Berliner Straße in verschiede-
nen Gräbern beigesetzt worden sein. Keines dieser Gräber ist heute noch nachweis-
bar.

1951 errichtete man jedoch zum Gedenken an diese Lager an der Karl-Marx-
Straße bei der SED-Kreisleitung ein Denkmal aus rotbraunem Basalt, Kunststein und
Beton. Auf dem aus Quadern gemauerten Block steht eine Dreieckskonstruktion mit
dem Häftlingswinkel und den Buchstaben „VdN“. Die Inschrift an der Vorderseite
des Denkmals lautet: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN ZUR PFLICHT“.
1974 wurde der Gedenkstein umgesetzt zur Puschkinstraße. Dort steht er noch
immer in einer Grünanlage. Die Inschrift von 1951 stößt heute auf keine lebendige
Erinnerung mehr, sondern wird als allgemein empfunden. Obwohl die Stadt seit
Jahren - auch durch die Forschung und Publikationen des Historikers Frank Stier -
die Geschichte der Lager in Königs Wusterhausen kennt und eine Ergänzungstafel
am Denkmal plante, gibt es diese bis heute nicht.

In der Nähe von Krugau (Dahme-Spreewald) gab es während des Krieges eine
Rüstungsfabrik zur Produktion von Munition und Panzerteilen. Zur Arbeit holte
man Zwangsarbeiter aus den besetzten Ländern Europas. Am 15. Februar 1943
ereignete sich im Munitionsbunker eine Explosion, bei der 33 sowjetische Zwangs-
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arbeiter starben, die in Krugau auf dem Friedhof in einem Massengrab beigesetzt
wurden. 1946 errichtete man den Toten ein Denkmal. Auf einem massiv
gemauerten Granitsteinsockel befindet sich eine Inschriftentafel aus Marmor, die in
gemauerte Granitsteine eingelassen ist. Auf ihr steht: „HIER RUHEN / 33 ZWANGS-
VERSCHLEPPTE / BÜRGER DER UDSSR / GEOPFERT D. HITLERFASCHISMUS /
IHR TOD IST UNS VERPFLICHTUNG“. Nach den Friedhofsunterlagen liegen hier
42 Tote, die zwischen 1942 und 1945 starben, auch drei nur wenige Wochen alte
Säuglinge.

In Neu-Lübbenau (Dahme-Spreewald) gibt es auf dem Friedhof eine Grabstelle
für zwei unbekannte „Kriegsopfer“, vermutlich ausländische Zwangsarbeiter, sowie
einen Dritten, der den Namen Primo Luzietti trug und ein italienischer Kriegsgefan-
gener gewesen sein könnte. An dem Grab steht ein steinernes Kreuz, das die Ge-
meinde nach der Wende setzen ließ.

In Ressen (Oberspreewald-Lausitz), Ortsteil Zaue, auf dem kirchlichen Fried-
hof, gibt es seit 1945 das Grab eines polnischen Zwangsarbeiters, der am 27. 4.
1945 durch Tieffliegerbeschuss ums Leben kam. An einem Kreuz aus Stahlrohr
hängt eine Christus-Darstellung sowie eine Vorsatztafel mit Namen und Daten von:
EDMUND KASZUBOWSKI, GEB. 4. 10. 1919.

In Selchow (Oberspreewald-Lausitz) begrub man auf dem Friedhof in der Mit-
tenwalder Straße in einem Gemeinschaftsgrab sieben polnische Zwangsarbeiter, die
am 2. 12. 1943 bei einem Bombenangriff ums Leben gekommen sind, weil sie keine
Schutzräume aufsuchen durften.
Ihre Namen sind:
WSZDYBYL LUDWIK       *    2. 6. 1902
WSZDYBYL LEOKADIA    *          1900
LEX EUGENIUSZ         * 6. 11. 1931
MIKLA EDWARD          * 8.  4. 1929
MIKLA CZESLAW         * 10.  8. 1931
GRABOWSKI MARIANNE * 25.  9. 1906
KORTAS   KAZIMIERTZ   * 4.  8. 1925

Auf dem bereits erneuerten Grabstein stehen nicht die durchaus dokumentie-
rten Namen, sondern dort ist zu lesen: „HIER RUHEN 7 UNBEKANNTE POLNISCHE
STAATSBÜRGER, / GESTORBEN 1944“.

In Straupitz (sorbisch Tsupc, Dahme-Spreewald), auf dem Friedhof, rechts vom
Hauptweg, befindet sich ein nach 1945 eingezäuntes Gemeinschaftsgrab für sechs
russische Zwangsarbeiter. Sie kamen krank und geschwächt nach Straupitz, wo sie
mit Leidensgefährten in einem Lager untergebracht waren und bald nach ihrer An-
kunft starben. In der DDR wurden an dem Grab Fahnenappelle und Kranzniederle-
gungen durchgeführt, nach der Wende wäre es verwahrlost, wenn nicht der Pfarrer
des Ortes für seinen Erhalt gesorgt hätte.
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Auf einem schwarzen Granitstein sind ein Sowjetstern zu sehen und die Namen:
DANOW NIKOLAY       8. 7. 1942
HOCHLOW ALEXY       9. 8. 1942
KOMISSAROW PAWEL    8. 7. 1942
KORNIKOW ALEXANDER  1. 8. 1942 
ROTSCHUPKIN ANDREY  1. 8. 1942
ZAJZEW DIMITRY     9. 8. 1942

Der Pfarrer erzählte mir, dass es einer Kriegsgräberanlage für deutsche Soldaten
auf dem selben Friedhof umgekehrt erging. In der DDR-Zeit wäre sie verwahrlost,
wenn nicht Frauen seiner Kirchgemeinde sie gepflegt hätten. Erst nach 1990 wurde
sie würdig hergerichtet, dafür wurde das Grab der Zwangsarbeiter vernachlässigt.
In Uckro (Dahme-Spreewald) sind in einer Feldgrabanlage, nahe an einem Eiskeller
genannten Waldstück, acht sowjetische Kriegsgefangene beigesetzt worden. Auf
einem Gedenkstein aus Kunststein steht: „HIER RUHEN/ SOWJETISCHE/ KRIEGS-
GEFANGENE“.

Über ihr Schicksal war im Ort nichts in Erfahrung zu bringen. Nach Auskunft
eines Heimatforschers aus Luckau kamen die Männer 1943 oder 1944 in stark un-
terernährtem Zustand aus einem Kriegsgefangenenlager ins Dorf, wo sie bei Bauern
arbeiten sollten. Nachdem sie normale Nahrung bekamen, brach ihr geschwächter
Organismus zusammen und sie starben. Zunächst setzte man sie im Park bei, nach
dem Krieg bettete man sie an die jetzige Ruhestätte um, deren offizielle
Flurbezeichnung „Am Borcholt“ ist. Die Ehre, auf einen sowjetischen Soldaten-
friedhof umgebettet zu werden, verweigerten ihre Landsleute den sowjetischen
Kriegsgefangenen, weil sie sich angeblich freiwillig zur Arbeit gemeldet hatten. Das
Grab wird gepflegt.

Auf dem Friedhof Wildau-Hoherlehme (Dahme-Spreewald) wurden hinter der
Kapelle während der Jahre des Nationalsozialismus mindestens 44 ehemalige
Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene aus Polen, Italien, Frankreich und der Sow-
jetunion beigesetzt. Die meisten hatten im Werk der Schwarzkopf AG in Wildau in
der Rüstungsproduktion gearbeitet. Die Italiener und Franzosen wurden schon vor
1990 in ihre Heimatländer überführt. Es sind nur vier polnische Namen bekannt:
Komza, Stanislaw          25.  4. 1925  – 16. 10. 1943
Kaczmarek, Jan            23. 11. 1895 – 17.  1. 1944
Blonski, Jozef           18.  2. 1922 – 8.  3. 1944
Walczacz, Kazimierz       11. 11. 1901 – 15.  5. 1944

An der Grabanlage gab es jahrzehntelang nur ein Holzkreuz ohne Inschrift als
Gedenkzeichen. 1994 wurde vor das alte Holzkreuz ein Findling gesetzt, der die In-
schrift trägt: „ZUM GEDENKEN / AN 44 ZWANGSARBEITER / UND 24 RUSSISCH-
E SOLDATEN“.

Auf dem Bergfriedhof von Bad Liebenwerda (Landkreis Elbe-Elster) wurden
mehrere Zwangsarbeiter beigesetzt. Nachweisbar ist das Grab von fünf Polen, de-
ren Namen und Daten nicht dokumentiert sind. Sie sollen im Ortsteil Weinberge er-
hängt worden sein. Das Sammelgrab ist eingefasst und wird gepflegt. Dort steht ein
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Stein mit der Inschrift: „ZUM EHRENDEN GEDENKEN DER 5 UNBEKANNTEN/
ZWANGSARBEITER, DIE IHR LEBEN LIESSEN 1939-1945“. Da die Inschrift unleserlich
geworden war, wurde sie im Jahr 2001 neu mit Goldbuchstaben ausgemalt. Auf dem
Stadtfriedhof von Bad Liebenwerda liegen nachweislich noch weitere 28 Zwangs-
arbeiter begraben, für die Otto Anlauff ein bereits beschriebenes Denkmal schuf. 

In Crinitz (Elbe-Elster) gibt es seit 1944 das Grab eines polnischen Zwangsar-
beiters, der in der Landwirtschaft arbeiten musste und dabei ums Leben kam. Auf
seinem Stein steht: „EDWARD ZLOTOPOLSKI / 24. 4. 1902 - 16. 11. 1944“. In
Fermerswalde wurden mindestens zwei polnische Zwangsarbeiter beigesetzt. Einer
hieß nach alten Unterlagen: 

KASCHICK, KABUSCHNY. Der Name ist vermutlich, wie oft auf den alten Lis-
ten, nach dem Gehör falsch geschrieben. Der Name des anderen Polen, der im Bag-
gerteich ertrunken ist, wurde nicht dokumentiert. Beide Gräber, die wahrscheinlich
kein Grabzeichen hatten, sind nicht mehr nachweisbar.

Auf dem kirchlichen Friedhof von Altenau (Elbe-Elster) war ein polnischer Kriegs-
gefangener beigesetzt, der beim Bauern gearbeitet hatte und Selbstmord durch
Erhängen verübte. Auf seinem Grabstein stand bis mindestens in die siebziger Jahre:

„HIER RUHT IN GOTT SEWERYN STANNY / GEB. 16. 10. 1913 / GEST. 10. 8.
1942 / RUHE IN FRIEDEN! SEINE KAMERADEN“. 

Das Grab wurde, obwohl es ja das zu ehrende Grab eines Opfers des Faschis-
mus war, schon zu DDR-Zeiten aufgehoben, der Stein beseitigt.

Auch in Finsterwalde (Elbe-Elster) waren zwischen 1941 und 1945 Zwangsar-
beiter in der örtlichen Rüstungsindustrie eingesetzt. Einige Hundert von ihnen ver-
starben an Unterernährung, Krankheiten, Misshandlungen und Unfällen. Erst
1966/67 wurde ihre Begräbnisstätte auf dem Friedhof Sonnewalder Straße zu einer
Gedenkstätte hergerichtet. Man setzte ein Ehrenmal aus rotem Granit, das aus
Blöcken auf einem Sockel besteht. Links steht: „LÖSCH DEN FUNKEN BEVOR
KRIEGSTREIBER/ EINEN WELTBRAND ENTFACHEN“. Der rechte Block trägt die In-
schrift: „HIER RUHEN 283 DEPORTIERTE/ FRAUEN KINDER UND MÄNNER/ AUS
DEN LÄNDERN/ POLEN  BELGIEN/ HOLLAND  BULGARIEN/ GRIECHENLAND/
SOWJETUNION/ 1939 – 1945“.An dieser Gedenkstätte sind auch mindestens ein
Zwangsarbeiter aus Ungarn beigesetzt worden sowie drei Italiener und zwei sowje-
tische Soldaten, die man nach 1945 fand und umbettete.

In Freileben (Elbe-Elster) gibt es mindestens zwei Gräber, in denen polnische
Zwangsarbeiter beigesetzt worden sein sollen. Es sind weder Namen noch Daten
dokumentiert. An den Gräbern stehen Kreuze. Sie werden gepflegt.

In Herzberg (Elbe-Elster) waren es zum Teil die Kameraden der ums Leben ge-
kommenen Zwangsarbeiter selbst, die Gedenkzeichen setzten. Auf dem Friedhof an
der Torgauer Straße stehen an mehreren nebeneinander liegenden Einzelgräbern
Gedenksteine für hier begrabene polnische, russische und ukrainische Zwangsarbei-
ter. Es gibt Gedenksteine für die Polinnen
STEFANIA WISZINSKI  20.  3. 1913 – 12.  2. 1945
HELENA TRAWINSKI    12. 10. 1928 – 29.  4. 1942
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STANISLAWA RYTLER   9. 11. 1914 – 4. 11. 1941
und für die Polen
STANISLAUS DENYS   27. 1. 1904 –   7. 2. 1943
WLADYMIR PIESKUW   18. 3. 1922 – 11. 7. 1941
SIEGMUND GOMICZ   26 JAHRE ALT
PETER WISCZYK       7. 5. 1920  – 29. 1. 1945
STANISLAUS LAZEWSKI  30. 4. 1913 –   9. 1. 1943
sowie für den Ukrainer
STEFAN KOST 23.12.1921 – 19. 7. 1943
und für die Russin
ANNA JAKOWLEWNA CHUDIAKOWA 5. 3. 1897   – 12. 6. 1945
Nicht mehr auffindbar sind die Gräber von ungezählten anderen Zwangsarbeitern.
Namentlich bekannt sind nach den Friedhofsunterlagen:
POLOWCZYK, FRANZ  29. 12. 1905 – 18. 4. 1945 (LUFTANGRIFF)
KOWALIS, STACH    30. 6. 1925 – 12. 8. 1943  (UNFALL)
KOTYK, WASYL       9. 6. 1924 – 10. 9. 1942
Letzterer wurde im Frauenhorst am Rande des Gemeindewaldes durch Erhängen
hingerichtet.

Kein Gedenkzeichen gibt es in Hillmersdorf (Elbe-Elster) auf dem Gemeinde-
friedhof für den polnischen Zwangsarbeiter FRANCISZEK GRZESIAK, geb. 9. 7.
1888, der am 2. 4. 1945 an Lungenentzündung starb. Sein Grab ist jedoch vorhan-
den und wird als „Kriegsgrab“ gepflegt.

In Knippelsdorf[ (Elbe-Elster) befinden sich Gräber der ukrainischen Zwangsar-
beiterin ANNA T. KACZYK, GEB. 29. 7. 1920 , GEST. 22. 4. 1945 und der
neugeborenen Kinder polnischer oder ukrainischer Zwangsarbeiterinnen HELENA
ZWED  16. 6. 1945 - 21. 7. 1945
VALENTIN UND ERIKA NISCHNIK,  GEB. AM 24. 11. 1942, GEST. am 14. 4. 1944
sowie des Russen PETRO BOBTSCHENKO, gestorben am 24. 11. 1942

Anna T. Kaczyk soll aus Angst vor den Russen Selbstmord verübt haben. Sie
wurde in einem Reihengrab beigesetzt. Später legte man sie zu den anderen in ein
Gemeinschaftsgrab. Dort steht ein Grabstein mit den Namen und Daten der Toten.
Außerdem liegen nach Erinnerungen von Ortsbewohnern auf diesem Friedhof die
nicht mehr nachweisbaren Gräber von 4 unbekannten polnischen und sowjetischen
Zwangsarbeitern oder Häftlingen, die bei einem Transport durch Knippelsdorf im
April 1945 durch ihre Bewacher erschossen wurden. Es sollen damals sieben Men-
schen erschossen worden sein, von denen aber nur vier aufgefunden wurden. Am
22. 9. 1952 wurden sie auf den Friedhof überführt. Es sind keine Dokumente auf-
findbar.

Auf dem Friedhof von Koßdorf (Elbe-Elster) waren die polnischen Zwangsar-
beiter STANISLAUS BIELESKI (6. 5. 1920 – 21. 12. 1940) und JAN SWIERCZUK (10.
9. 1913 – 25. 6. 1941) beigesetzt. Ältere Bürger erinnern sich noch an sie, wissen,
dass Jan Swierszuk ertrank und Stanislaus Bieleski mit einem Pferdefuhrwerk
verunglückte. Beide Gräber wurden in den achtziger Jahren aufgehoben.
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In Martinskirchen (Elbe-Elster) wurden auf dem Friedhof mindestens zwei pol-
nische Zwangsarbeiter beigesetzt, die auf dem Gut arbeiteten.
WLADISLAUS KUBYLAWSKI starb 1942 an vergiftetem Wein.
KAREK KUJAWSKI starb im Mai 1945.

Ihre Daten sind nicht dokumentiert. Die Gräber hatten wohl nie einen Stein
und sind heute nicht mehr auffindbar.

In Massen (Elbe-Elster) befanden sich von 1944 bis 1945 Lager für sogenannte
Ostarbeiter und für französische Zwangsarbeiter. Die Toten begrub man auf dem Wald-
friedhof. 1967 erst erhielten sie einen würdigen Gedenkstein. Es handelt sich um einen
erhöht stehenden Sandsteinblock von Wilfried Rajewski aus Doberlug-Kirchhain mit
dem Relief einer Frau, die ein totes Kind trägt. Auf der Vorderseite des Steins steht: „IHR
TOD SEI UNS MAHNUNG / HIER RUHEN 3 SOWJETISCHE FRAUEN, 2 POLNISCHE
ARBEITER UND 3 POLNISCHE KINDER, DIE IM ARBEITSLAGER MASSEN IN DER ZEIT
VON 1944 - 1945 VERSTARBEN.“ In Berga bei Schlieben (Elbe-Elster) arbeiteten wäh-
rend der Jahre des Nationalsozialismus in der Panzerfaustfabrik Hugo Schneider zeitwei-
lig etwa 2000 KZ-Häftlinge als Zwangsarbeiter. Sie waren Häftlinge eines Außenlagers
des KZ Buchenwald. In der Nacht vom 11. zum 12. Oktober 1944 kamen bei einem
Explosionsunglück etwa 110 polnische, meist jüdische, Häftlinge um. Sie wurden auf
der Ostseite des Friedhofs von Schlieben am Langen Berg beigesetzt. Auch einige
Holländer, Belgier und Franzosen sollen hier liegen. An der Grabstelle wurde 1948 ein
Denkmal errichtet, ein Block aus rötlichem Kunststein auf einer mit grauen Granitplatten
belegten treppenartigen Erhöhung, gekrönt von einer Flammenschale. Auf der Vorder-
seite steht mit großen Buchstaben die knappe Inschrift: „ODF/ 1933/ 1945“.

Auf dem Friedhof von Schönborn (Elbe-Elster) gibt es einen Gedenkstein mit
der Inschrift: „DEM GEDENKEN/ DER FÜNF GEFALLENEN/IM JAHRE 1945“. Ältere
Einwohner wissen jedoch, dass von den fünf hier Begrabenen nur drei Soldaten der
Wehrmacht waren, die anderen beiden waren polnische Zwangsarbeiter. In Sonne-
walde (Elbe-Elster) gibt es auf dem Neuen Friedhof zwei eingefasste Einzelgräber
mit je einem Gedenkstein, in denen polnische Zwangsarbeiter liegen. Die Grabstei-
ne wurden vermutlich schon in den vierziger Jahren von Kameraden und Angehö-
rigen errichtet. Auf einem steht unter dem Bild einer aufgehenden Sonne neben ei-
nem Kreuz: „HIER RUHT UNSER LIEBER KAMERAD / JOZEF MATYBA/ GEB. 4. 3.
1917 / TÖDLICH VERLETZT 10. 6. 1942 / RUHE SANFT“.

Der zweite Grabstein zeigt Tannen und eine aufgehende Sonne sowie die In-
schrift: „HERR BLEIBE BEI UNS / HIER RUHT IN GOTT / UNSER LIEBER SOHN /
BRUDER UND KAMERAD / CASIMIR WALZAK / GEB. 31. 10. 1919 / TÖDLICH
VERUNGLÜCKT 8. 3. 1943 / RUHE SANFT“.

Auf dem Friedhof von Stolzenhain (Elbe-Elster) sollen etwa 20 polnische Zwangs-
arbeiter in einem Gemeinschaftsgrab liegen. Ihre Namen und Daten sind nicht
dokumentiert. Lange war das Grab ohne Gedenkzeichen. In den siebziger Jahren
stellte man einen Findling auf, an dessen bearbeiteter Vorderseite die Inschrift steht: 
„ GEDENKET DER OPFER DES KRIEGES/ VERTRAUET DEM ZEICHEN DES SIEGES“.
Das Zeichen des Sieges war vermutlich der Sowjetstern.
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In Trebbus (Elbe-Elster) befindet sich seit 1942 das Grab einer russischen Zwangs-
arbeiterin, die bei einem Bauern im Dorf arbeitete und sich aus Verzweiflung über
ihre Lage erhängte. An dem bis heute gepflegten Grab steht ein Stein, den ihr wohl
Landsleute gesetzt haben. In kyrillischen Buchstaben steht dort: „WANDA
SCHIPULA / * 14. 6. 1916 / IN SAPOROSHE / + 14. 11. 1942“.

Tröbitz (Elbe-Elster) ist ein besonderer Ort. Hier gibt es seit 1945 einen
jüdischen Friedhof und eine Gedenkstätte des „Verlorenen Transports“ aus Bergen-
Belsen. Darüber an anderer Stelle mehr. Auf dem Gemeindefriedhof gibt es jedoch
auch sechs Einzelgräber mit Kissensteinen. Aus den Inschriften geht hervor, dass hier
drei junge Zwangsarbeiter begraben sind (wahrscheinlich russische), die 1942 und
1943 in Tröbitz starben und drei wohl in Deutschland geborene Kinder polnischer
oder sowjetischer Zwangsarbeiterinnen. Im Wald vor Tröbitz hatte es ein
Barackenlager für ukrainische und polnische Zwangsarbeiter gegeben. Die Namen
der hier Begrabenen sind:
WASSYL MICHALENKA  10. 8. 1925 – 16. 10. 1942
NIKOLA SIONIK      5. 10. 1925 – 6.  4. 1943
LYDIA ZARJON       6.  8. 1943 – 20. 11. 1943
NIKOLA PASTUCH   25. 5. 1912 – 8.  4. 1943
ADAM LAPINSKY      28. 6. 1942 – 7. 12. 1943
EUGENIE LEPJEK    9. .9. 1943 – 3. 12. 1943.

Auf dem Friedhof von Wiepersdorf (Landkreis Teltow-Fläming) gibt es zwei
Grabstätten für eine unbekannte polnische Zwangsarbeiterin und einen unbekann-
ten polnischen Zwangsarbeiter, die auf der Flucht erschossen worden sein sollen. Ih-
re Namen und Daten sind nicht bekannt. An den Einzelgräbern stehen Grabsteine
mit nicht mehr lesbaren Inschriften.

In Barnewitz (Havelland), auf dem Friedhof, Flurstück 1, 62, sollen, so hieß es
jahrzehntelang in der DDR, sechs Soldaten der Ersten Polnischen Armee beigesetzt
worden sein, gefallen im Frühjahr 1945. Es gab keinen Gedenkstein. Nach der Aus-
wertung von Unterlagen kam man in der Gemeinde nach 1990 zu der Erkenntnis,
dass hier polnische Zwangsarbeiterinnen und Kinder liegen. Sie starben am 18. 4.
1944 durch einen Luftangriff, dem auch viele deutsche Einwohner aus Barnewitz
zum Opfer fielen. Die Polen wurden damals gesondert beigesetzt, dies soll, sagt
man heute, nur wegen ihrer katholischen Religion geschehen sein, nicht wegen
ihrer polnischen Nationalität. Aber auf fast allen Friedhöfen sind die Zwangsarbeiter
gesondert beigesetzt worden, unabhängig von ihrer Konfession. Ihre Namen und
Daten stehen seit den neunziger Jahren auf kleinen Kissensteinen:
CICHY, EMILIE                   15. 6. 1940 – 18. 4. 1944
CICHY, WLADISLAWA               28. 6. 1928 – 18. 4. 1944 
CIEPIELEWSKI, MONIKA GEB. ANDROCHIEWICZ  15. 12. 1916 – 18. 4. 1944
CIEPIELEWSKI, WLADISLAW        14. 1. 1942 – 18. 4. 1944
CZAHOVA, IWAN                   24. 4. 1933 – 18. 4. 1944
DEPTA, APOLONIA GEB. ZAZNIE     1. 1. 1912 – 18. 4. 1944.
Irrtümern und falschen Zuordnungen bin ich bei der Recherche mehrmals begegnet.
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In Bredow (Havelland) sollen sich nach Listen des Instituts für Denkmalpflege der
DDR Grabstellen ehemaliger Zwangsarbeiter befinden. Genannt wurde ein Grab
mit einem Stein und der Inschrift: „HIER RUHT MEINE LIEBE TOCHTER ALEKSAN-
DRA BORTNICK / UKRAINE 1927 – 1942“ und eines, auf dessen Stein steht:
„GROßKAUFMANN EDMUND SCHULZ / GEB. 1885 IN LODZ / GEST. 1945 IN
BREDOW“.Außerdem wurden Grabstätten für vier polnische Männer und eine Po-
lin genannt, die ohne Stein waren. Recherchen im Frühjahr 2000 ergaben, dass das
Grab von Aleksandra Bortnick schon vor Jahren eingeebnet wurde. Sie arbeitete mit
ihrer Mutter, einer ukrainischen Ostarbeiterin, und anderen Gefährtinnen auf dem
Gut. Aleksandra Bortnick starb mit 15 Jahren an Ruhr.

Edmund Schulz, dessen Grab bis heute gepflegt wird, war jedoch kein pol-
nischer Zwangsarbeiter, sondern ein sogenannter Reichsdeutscher, der ins „Alt-
reich“ umgesiedelt wurde. Er wurde nach Kriegsende von Russen erschossen, weil
er sich betrunkenen Polen, ehemaligen Häftlingen, die aus der Stadt Brandenburg
kamen und im Dorf plündern wollten, entgegengestellt hatte. Da er aus Lodz kam,
sprach er polnisch. Die Polen sahen in ihm jedoch einen Nazi-Schergen und die Rus-
sen stellten keine lange Untersuchung an.

Die ungekennzeichneten Gräber gehörten polnischen Männern und einer Frau,
die als Zwangsarbeiter in der Landwirtschaft arbeiten mussten. Sie starben 1944, als
eine Bombe auf Bredow fiel. Heute sind ihre Gräber sind nicht mehr nachweisbar.
Aber dreizehn deutsche Soldaten sind in Bredow begraben, die erst nach 1990 ei-
nen Grabstein bekamen, auf dem, soweit bekannt, ihre Namen stehen.

In Dallgow (Havelland) wurde erst 1997 an der Grenze zu Spandau, abseits ge-
legen, eine Kriegsgräberstätte eingeweiht. Hier liegen etwa 50 unbekannte Tote,
Opfer des zweiten Weltkrieges, die in umliegenden Orten gefunden wurden. Ne-
ben gefallenen Soldaten wahrscheinlich auch Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene.
Es handelt sich um Russen, Polen, Holländer, auch einige Deutsche sind unter den
hier Beigesetzten. Ein großes Holzkreuz ist das Gedenkzeichen.

Auf dem Friedhof am Rande von Döberitz (Havelland), inmitten einer Lauben-
kolonie, liegen dreizehn unbekannte Zwangsarbeiter. Ihre Gräber waren mit Kreu-
zen gekennzeichnet. 1979 wurden die Kreuze entfernt und ein 2 Meter hoher
Sandstein aufgestellt, der von einer Flammenschale gekrönt ist und die Inschrift
trägt: „ZUM GEDENKEN DER ERMORDETEN / ZWANGSARBEITER AUS /
HOLLAND / POLEN / UND DER / SOWJETUNION / 1941 –1945“. Dieses
Gedenkzeichen steht nicht an der Stelle der Gräber, die heute unauffindbar sind.
Nach Unterlagen der Friedhofsverwaltung von Falkensee (Havelland) wurden auf
dem Friedhof Kremmener Straße zwischen 1943 und 1945 82 ausländische Tote
beigesetzt. Die meisten waren Zwangsarbeiter, die in der Rüstungsindustrie und in
der Landwirtschaft der Umgebung arbeiten mussten, andere waren Häftlinge eines
großen Außenlagers des KZ Sachsenhausen. Nur wenige Gräber konnten aufgefun-
den werden. Für sie wurde schon in den fünfziger Jahren ein Findling aufgestellt, der
die Inschrift trug: „DIE TOTEN MAHNEN“. 1995 wurde dieser Stein durch einen
anderen ersetzt, auf dem steht: „1943 – 1945/ HIER RUHEN / 39 SOWJETISCHE
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UND / 19 POLNISCHE FRAUEN, / MÄNNER SOWIE KINDER- / 1 SOWJETISCHER,
1 POLNISCHER UND / 1 FRANZÖSISCHER KZ-HÄFTLING- / 16 UNBEKANNTE
FRAUEN UND MÄNNER- / 1 TSCHECHISCH-ER BÜRGER- 1 ITALIENISCHER
SOLDAT- / SIE STARBEN IN DEN ARBEITSLAGERN VON FALKENSEE / 1 UNBE-
KANNTER SOWJETISCHER SOLDAT / GEDENKET IHRER UND ALLEN OPFERN
VON KRIEG UND GEWALT“.

In Garlitz (Havelland) sollen nach Darstellungen aus der DDR fünf polnische
Kriegsgefangene seit 1944/45 in Einzelgräbern auf dem Friedhof liegen. Außerdem
war das Grab des polnischen Zwangsarbeiters STEFAN OZUG, geb. 22. 2. 1902, be-
kannt. Er wurde am 21. 8. 1945 auf der Straße zwischen Garlitz und Marzahne tot
aufgefunden und in Garlitz beigesetzt. Keiner der Polen hatte einen Grabstein. Die
Gräber sind seit langem nicht mehr auffindbar. Aus den Friedhofsunterlagen geht
auch hervor, dass auf dem Friedhof an einer nicht näher bezeichneten Stelle der
kanadische Flieger GERALD W. JOHNSTON (0-817574 T.4344) am 17. 1. 1945
beigesetzt wurde, der am 14. 1. 1945 mit seinem Flugzeug abgestürzt war. Das
Grab ist nicht bekannt und auch in älteren Darstellungen nie erwähnt worden.
Möglicherweise hat es nach dem Krieg eine nicht dokumentierte Umbettung ge-
geben. In Gülpe (Havelland) liegen in einem Doppelgrab ein russischer und ein pol-
nischer Zwangsarbeiter. Sie haben einen gemeinsamen Stein, auf dem ihre Namen
und Todesdaten stehen: „WASSIL ORLIGK/ 16.12.1944/ JUREK SPIWASKOWSKI/
1944“.

Auf dem Friedhof von Kleßen (Havelland) ist nachweisbar das Grab des pol-
nischen Zwangsarbeiters JOSEF DUDA, geboren am 7. 3. 1920, der am 8. 6. 1940
im See ertrank. Sein Grab wird gepflegt. Es gibt kein Gedenkzeichen.

In Kriele (Havelland) wurden 1945 vier sowjetische Zwangsarbeiter beigesetzt.
1975 wurden die Gräber erneuert, bekamen neue Holzkreuze und Tafeln. Im Som-
mer 2000 war nur noch ein einziges Grab auffindbar. Am äußersten Rand des
Friedhofs liegt ein grauer Granitstein mit der schwarzen Inschrift: „HIER RUHT EINE
UNBEKANNTE/ SOWJETISCHE ZIVILISTIN/ VERSTORBEN 1942“.
Die russische Inschrift auf einem der nicht mehr vorhandenen Holzkreuze lautete
nach einem alten Foto aus dem Archiv des Instituts für Denkmalpflege: „HIER
RUHT DER VERSTORBENE JEWGENI RODYTSCHENNY, GEB. 1924/ VERSTORBEN
AM 20. AUGUST 1944“.

Auf dem Friedhof von Mögelin (Havelland), Flur 1-417,139, liegen Gräber von
Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern, sowie mindestens einem Kind. Aus alten
Listen gehen Namen und Daten hervor: 
JURY IGNATJEWITSCH GALYGIN, GESTORBEN AM 28. 4. 1945 
WLADIMIR NININ, am 12. 3. 1944 im Alter von zwei Jahren gestorben.
ANDREJ SCHIZIKA, gestorben am 8. 6. 1944 an Lungenentzündung
WERA RUSCHEWA, geb. 17. 8. 1928 in Scharkow (wohl Charkow), gestorben am
9. 10. 1944 in Mögelin an Herzschwäche.

Am Grab von J.I. Galygin befand sich seit den fünfziger Jahren eine Tafel mit
der Inschrift: „RUHESTÄTTE/ EINES SOWJETISCHEN BÜRGERS/ +1945“.
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Diese Tafel wurde 1997 durch einen Stein ersetzt, der eben diese Inschrift trägt,
sowie einen Sowjetstern zeigt. Der Name des Toten ist vergessen. An dem Sammel-
grab, in dem die anderen Toten, sowie mehrere namentlich nicht bekannte Zwangs-
arbeiter, die Selbstmord verübt haben sollen, liegen, hatte in der DDR eine Tafel ge-
standen mit der unzutreffenden Inschrift: „RUHESTÄTTE / DREI SOWJETISCHE
BÜRGER / + 1945“.

Auch diese Tafel wurde in den neunziger Jahren durch einen Stein mit gleich-
lautender Inschrift ersetzt. Ältere Einwohner von Mögelin behaupten, es handele
sich nicht um Russen, sondern um Polen.

In Möthlitz (Havelland) wurde 1942 die polnische Zwangsarbeiterin Ewa Nowak
beigesetzt. Das am 20. 4. 1927 geborene Mädchen war, noch nicht fünfzehnjährig,
am 5. 3. 1942 gestorben, weil ihr ärztliche Betreuung verweigert wurde. Der dama-
lige Bürgermeister nahm an der Beisetzung des polnischen Mädchens teil und wurde
seines Amtes enthoben. Daran erinnern sich alte Einwohner des Dorfes noch heute.

Das Grab war in der DDR eingefasst, hatte aber keinen Gedenkstein. In-
zwischen ist es aufgehoben.

Auch einige Gräber deutscher Soldaten, die auf diesem Friedhof lagen, waren
bereits aufgehoben worden. Für sie wurde jedoch in den neunziger Jahren ein neu-
er Gedenkstein gesetzt.

Auf dem Städtischen Friedhof von Nauen (Havelland) steht seit etwa 1963 ein
Gedenkstein mit der Inschrift: „HIER RUHEN UNSERE POLNISCHEN FREUNDE 
KASIMIRZ STEFANIAK            FRANCISZEK FRACKOWIAK 
GEB. 1898 IN MASOW            GEB. IN POLEN 
ERMORDET AM 24. 4. 1945       ERMORDET AM 26. 4. 1945 
IN HERTEFELD                  IN HERTEFELD
In der DDR wurde folgende Geschichte erinnert: Die im Nachbarort Hertefeld ein-
gesetzten polnischen Zwangsarbeiter hatten am 24. April 1945 beim Herannahen
der sowjetischen Panzer eine polnische Fahne aus der Schnitterkaserne, in der sie
untergebracht waren, gehängt. Nachdem die Panzer vorbeigerollt waren, kamen
SS-Leute und verlangten, dass derjenige, der die Fahnen gezeigt hatte, sich melden
solle, sonst würden alle erschossen. Kazimierz Stefaniak meldete sich und wurde
erschossen. Zwei Tage später fand man Franciszek Frackowiak erschossen auf. Die
Toten wurden auf dem Gutshof verscharrt. Erst in den sechziger Jahren überführte
man sie auf den Friedhof, wo sie diesen Gedenkstein bekamen. Die Denkmalsetzer
sahen sich nicht als Nachfahren der Nationalsozialisten, sondern identifizierten sich
mit den „polnischen Freunden“. Die Frage nach der eigenen, nationalen Verant-
wortung für den Nationalsozialismus wurde in der DDR ausgeblendet, indem man
das Volk zu „Siegern der Geschichte“ erklärte und damit nachträglich zu Gegnern
des Nationalsozialismus. 

In Rhinow (Havelland) liegen auf dem Friedhof mehrere Zwangsarbeiter, meist
Polen, die hier in der Landwirtschaft arbeiten mussten. In der Reihe 522, gibt es das
Grab eines Zwangsarbeiters aus Wiszhice, Kreis Biala Podlaska, der Selbstmord beging.
Auf der Grabplatte steht: „FELIX BALAY/ GEB. 11. 11. 1909/ VERST. 22. 6. 1943“. 
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Des weiteren nachweisbar sind die Gräber von ZALESIAK, JANEK, geboren am
18. 2. 1913 in Dobro (Polen), beim Luftangriff umgekommen am 30. 4. 1945 und
MINCZSLAW, DANCGA, 1923 geboren, an den Folgen des Luftangriffs verstorben
am 3. 5. 1945, sowie WYLIERANOWSKI, BORISLAW, 1906 geboren, erhängt wor-
den am 32. 10. 1942 und ZIELENKIWICZ, SZESLAW, 1917 geboren, am 2. 12.
1942 verstorben. 

Außerdem liegen hier Russen: WARNOW, FJODR, 1929 geboren, verstorben
am 28. 2. 1944 an Spritvergiftung und sein Bruder WARNOW, GEORGI, 1916
geboren, verstorben am 29. 2. 1944 an Spritvergiftung.

Diese Toten liegen in Reihengräbern. Sie haben Grabplatten mit ihren Namen
und Daten. Geplant ist, sie auf den sogenannten Soldatenfriedhof umzubetten, wo
bereits deutsche gefallene Soldaten liegen. Diese Anlage soll demnächst saniert
werden und einen neuen Gedenkstein bekommen. Dann sollen auch die Gräber der
Zwangsarbeiter dorthin verlegt werden.

In Rhinow gab es eine Bastfaserfabrik, ein kriegswichtiges Werk der Rüstungs-
produktion, in dem einige Hundert ausländischer Arbeitskräfte eingesetzt waren,
unter ihnen polnische und sowjetische Zwangsarbeiterinnen, Holländer und Ange-
hörige anderer Nationen. 

Einige der Toten dieses Lagers wurden auch in Stölln (Havelland) beigesetzt.
Fünf Gräber sind auf dem Friedhof noch nachweisbar. Hier liegen auch in Deutsch-
land geborene Kinder von Zwangsarbeiterinnen:
BLAZESZYK, ANNA           25.  6. 1906 – 1944
GADOMSKI, MICHAEL        29.  9. 1906 – 1944
GORZEDOWSKI, ANNEMARIE     3.  3. 1945 – 1945
MAIDA, STEFAN              4. 11. 1939 – 12. 3. 1944
ZALEWKO, MENDRYK          3. 12. 1944 – 1945

Jedes dieser Gräber hat seit einigen Jahren eine Steinplatte mit den Angaben. 
In Spaatz (Havelland) wurden neben gefallenen deutschen Soldaten und Zivilisten
auch polnische Zwangsarbeiter beigesetzt. Nur noch wenige Gräber sind nach-
weisbar, so zum Beispiel die von JOSEF STÜRZEL, am 25. 7. 1945 verstorben an
Lungenentzündung und von FRANZ KRYNICKE, 1995 geboren, 1943 verstorben.
An ihren Gräbern liegen Steinplatten mit den Angaben.

Auf dem Friedhof von Wolsier (Havelland) liegen zwei polnische Zwangsarbei-
ter. Ihre Namen sind vergessen. Das Grab hatte jahrzehntelang ein Holzkreuz mit
der Inschrift: „2 UNBEKANNTE POLEN“. Heute liegt dort eine Grabplatte mit dieser
Inschrift.

Auch in Letschin (Märkisch Oderland) wurden zwei polnische Zwangsarbeiter bei-
gesetzt. 1971 waren noch zwei eingefasste Gräber ohne Stein nachweisbar. Sie lagen
im Feld 7, Reihe 4/8 und 3/6. Einer der Toten hieß WLADYSLAW HORBA geb. 19. 7.
1909, gest. 7. 12. 1940. Er hatte ein Grabzeichen, auf dem stand: „AVE MARIA“. 

Der andere namentlich nicht bekannte polnische Zwangsarbeiter war am 2. 8.
1918 geboren, gestorben am 7. 12. 1940.
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Von beiden Gräbern ist in Letschin nichts mehr bekannt. Man erinnert sich an die
Anwesenheit von polnischen Zwangsarbeitern während des Krieges, nicht aber an
diese Toten.

In Rüdersdorf (Märkisch Oderland) gab es ein großes Zwangsarbeiterlager der
Preussag, außerdem ein Kriegsgefangenenlager der Wehrmacht. Tausende Ange-
hörige von 16 Nationen lebten unter KZ-ähnlichen Bedingungen in Baracken und
mussten im Kalksteinwerk arbeiten. Es gab Tote. Im Ortsteil Schulzenhöhe  wurden
auf dem Friedhof Zwangsarbeiter aus verschiedenen Ländern beigesetzt, wahrschei-
nlich waren dies die Toten aus dem Kalksteinwerk. In der Friedhofsverwaltung be-
wahrt man noch Listen mit 91 Namen auf. Die Gräber selbst, obwohl sie doch eigen-
tlich als Gräber von Opfern des Faschismus geschützt sein sollten, wurden Mitte der
sechziger Jahre aufgehoben.

Der Ort Seelow (Märkisch Oderland) ist zu tragischer Berühmtheit gelangt
durch die  Schlacht vor den Seelower Höhen am Ende des zweiten Weltkriegs, bei
der 33 000 sowjetische, 12 000 deutsche und 5000 polnische Soldaten ums Leben
gekommen sind. Angesichts dieser unvorstellbaren Zahlen und der riesigen Solda-
tenfriedhöfe in Seelow  fragte kaum jemand nach den polnischen Zwangsarbeitern,
die auf dem  kommunalen Friedhof des Ortes beigesetzt wurden. Auf alten Listen
finden sich noch Namen. Am Hauptweg links, nördlicher Teil, Reihe 8, Grab 17, lag
IWAN WYGNANIEC, geb. am 3. 4. 1893 in Wiedlin, verstorben am 19. 12. 1943
an „Herzschwäche“.

Im Nordteil, 2. Reihe rechts, lag WLADISLAW BOSCZAK, ungefähr 20 Jahre alt,
am 12. 11. 1948(?) auf dem Grundstück Weinand tot aufgefunden. Er war vermut-
lich mit einer unbekannten Polin im Februar 1945 bei einem Fluchtversuch erschos-
sen worden.

Weiter lag auf diesem Friedhof in einem schon 1970 unauffindbaren Grab VA-
NECK WENZEL, geboren am 10. 9. 1898. Er arbeitete bei der Reichsbahn und beging
am 30. 4. 1942 Selbstmord. Auch die als Landarbeiterin eingesetzte Zwangsarbeiterin
MICHALINA MAZUR, geboren am 17. 7. 1921 starb am 7. 9. 1942 durch Selbst-
mord. Ihr Grab war auch schon 1970 nicht mehr auffindbar, ebenso wenig wie das
von WASIL LEWTSCHUK, geboren am 12. 4. 1906, der am 29. 5. 1943 starb, an
Herzschwäche, wie in den Friedhofsunterlagen steht.

Außerdem wurde hier in Seelow der polnische Zwangsarbeiter JOSEPH OLEJNIK,
geb. 19. 1. 1905 in Zegrowka, bestattet, er wurde am 30. 4. 1945 zusammen mit dem
Bauern, bei dem er eingesetzt war, im Keller verschüttet, mit diesem zusammen im
Garten des Gehöfts Ausbau Schmalle begraben, später auf den Friedhof umgebettet.

Diese Toten haben keine Namensschilder. Sie sind aus der Erinnerung gefallen.
Ein großes Holzkreuz auf der Fläche am Hauptweg links, wo die Kriegsgräberstätte
sich befindet, ist das einzige Gedenkzeichen.

In Hennigsdorf (Landkreis Oberhavel) auf dem Waldfriedhof an der Parkstraße
gibt es zwei Massengräber, in denen Zwangsarbeiter liegen, die während der Jahre
des Nationalsozialismus in Hennigsdorf arbeiten mussten. Über 15 000 Zwangsar-
beiter waren in Hennigsdorfer Rüstungsbetrieben eingesetzt. Hier liegen 28 Polen,
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elf Franzosen, sechs Jugoslawen, ein Holländer, 16 Italiener und 18 Unbekannte.
Während das Grab im Feld VII nur durch Sträucher gekennzeichnet ist, gehört zum
Feld V am Hauptweg rechts eine Stele aus Granit, auf der steht: „IN TREUEM GE-
DENKEN / DEN ANTIFASCHISTISCHEN WIDERSTANDSKÄMPFERN / AUSLÄN-
DISCHER NATIONEN / 1939 – 1945“.

Opfer des Faschismus wurden in der frühen DDR selbstverständlich mit Wider-
standskämpfern gleichgesetzt.

Geplant ist eine gemeinsame Gedenkstätte für die Zwangsarbeiter auf diesem
Friedhof und hier liegende deutsche Kriegstote. Dagegen gibt es Einspruch, weil un-
ter den deutschen Kriegstoten auch Nazis sind, die zum Kriegsende umkamen. Es
wäre also möglich, dass die Zwangsarbeiter und ihre Peiniger gemeinsam geehrt wer-
den. Es scheint jedoch, dass der Einspruch unberücksichtigt bleiben wird. Auf dem
Friedhof von Mühlenbeck (Landkreis Oberhavel) in der Schönfliesser Straße liegen
Kinder polnischer Zwangsarbeiterinnen und ein erwachsener Zwangsarbeiter.

Auf dem Granitstein an einem eingefassten Gemeinschaftsgrab steht: „DEM
GEDENKEN / POLNISCHER BÜRGER, / DIE HIER IHRE LETZTE RUHESTÄTTE FAN-
DEN / STEFAN HUNDZENKA / STANISLAWA PACZOFA / GENOWEFA GOLAS-
NILKA / GENOWEFA KLAS / LUBA DUBAJOWA / JADWIGA SZATKOWSKA /
WACLAWA URBANSKA / ZOFIA PRZYBCA / STANISLAW BUCZEK“.

Nach den Friedhofsunterlagen sind die Kinder 1944 und 1945 geboren. Es war
ein bisschen mühsam, im Ort jemanden zu finden, der sich an die Zusammenhän-
ge erinnert: In einer ehemaligen Konservenfabrik in Mühlenbeck war während der
letzten Kriegsjahre eine Außenstelle der Heinkel-Flugzeugwerke, wo sogenannte
Ostarbeiterinnen Flugzeugteile montierten. Die Baracken des Lagers wurden 1945
abgerissen. Die Gemeinde pflegt das Grab und ließ den Grabstein 1995 sanieren.

In Schulzendorf (Oberhavel) gab es an verschiedenen Stellen des Friedhofs Gräber
von sowjetischen und polnischen Zwangsarbeiterinnen und hier geborenen Kindern.

Erst 1975, als die ursprünglichen Grabzeichen, einfache Holzkreuze, schon ver-
rottet waren, errichtete man ihnen an der Nordmauer des Friedhofs zwei Gedenk-
steine. Auf einem steht: 
WITA GNEDENKOWA         22.  4. 1907 –  6.  1.  1944 
ANNA KOSCHINA            8.  2. 1878 –  15.  1.  1944 
TATJANA GORELIKOWA       1.  1. 1890  –    3.  7.  1941
LIDIA BOTAGOWSKAJA       6.  3. 1900  –  15.  3.  1944
MIZA KOZKALZEW          11.  7. 1943 –    3.  1.  1944
VIKTOR BLYLUM            3.  7. 1941  –  21.  1.  1944
WERA MOZKALZEW            6. 11. 1944 – 11. 12.  1944
ALINA NOWIKOW            3.  4. 1944   –   23.  1. 1945
Auf dem zweiten Stein steht:
HEINRICH GABOLA          31. 10. 1943 –    4. 12. 1943
EUGEN KUSTANZ             21. 11. 1943 –   16.  4. 1944
STANISLAUS KWASNAK        6.  1. 1945  –     3.  3. 1945
STANISLAUS SAWINSKI      13.  9. 1872 –     7.  3. 1945
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Nach älteren Darstellungen sollen hier noch erwachsene Zwangsarbeiter liegen,
deren Namen vergessen sind.

Nicht vergessen sind auch hier die deutschen Soldaten. Nach der Wende wurde
neben den beiden Steinen für die polnischen und sowjetischen Opfer des National-
sozialismus ein Gedenkstein aufgestellt mit der Inschrift: „DEN GEFALLENEN /
DEUTSCHEN SOLDATEN / ZUM GEDENKEN / 1945“.

In Steinförde (Oberhavel) waren auf dem Friedhof zwei vor 1945 umgekom-
mene sowjetische Zwangsarbeiter begraben. In den siebziger Jahren waren die
Gräber bereits verwildert, ein Grabkreuz war umgestürzt.

Heute ist kein Grab mehr nachweisbar. Es gibt die Erinnerung an ein Grab, das
einmal ein Kreuz hatte, aber ob da ein Russe oder Deutscher lag, ist vergessen.

In Brieske (Oberspreewald-Lausitz) stehen an einer Gräberreihe Holzkreuze.
Hier wurden Zwangsarbeiter beigesetzt, die während der Kriegsjahre im Braunkoh-
lenwerk arbeiten mussten und ums Leben kamen. Die Namen von 8 Polen sind be-
kannt. Sie sind:
HALUSKA, PIOTR               1904 – 19. 11. 1942
RUDOLF, BOLESLAW      22. 10. 1903 – 24.  2. 1943
KRANIERZ, ARSEN       25.  7. 1914   – 24.  2. 1943
WISOTSCHANSKI, PAWEL   7.  1. 1912  – 13.  7. 1943
JERZYNA, ANTONI        23. 5. 1894    – 8. 11. 1943
ADAMSKI, BOLESLAW      20. 8. 1924    – 2.  3. 1943
KURCZYK, ARNOLD         1. 1. 1919   – 6.  5. 1945

Außerdem liegen hier noch Sowjetbürger, wahrscheinlich Kriegsgefangene, die
als Zwangsarbeiter eingesetzt waren. 30 Namen sind aus den Unterlagen bekannt.
Es gibt keinen zentralen Gedenkstein.

Wie schwer es ist, die fragmentarischen Erinnerungen an die Zwangsarbeiter,
ihre Grabstätte und die erhaltenen Dokumente einander zuzuordnen, zeigt auch
das Beispiel Frauendorf (Oberspreewald-Lausitz).

Nach älteren Angaben war auf dem Friedhof ein unbekannter Zwangsarbeiter
beigesetzt. Es gibt jedoch nur ein Grab mit der Inschrift auf dem Gedenkstein: „HIER
RUHT EIN UNBEKANNTER SOWJETISCHER SOLDAT“. Den Friedhofsunterlagen
nach liegen an dieser Stelle jedoch fünf Russen.

Auch in Hosena (Oberspreewald-Lausitz) liegen auf dem Friedhof zwei, nach
anderen mündlichen Quellen vier polnische Zwangarbeiter. Sie hatten kein Gedenk-
zeichen. 1996 erst wurde an ihrem Grab ein Kreuz aufgestellt mit der Inschrift:
„UNBEKANNTE KRIEGSTOTE“.

Da es keine Dokumente gibt, kann man nicht mit Sicherheit sagen, dass sie Po-
len waren. In Klettwitz (Oberspreewald-Lausitz) gibt es Unterlagen. Dort befindet
sich auf dem Friedhof, hinter der Leichenhalle, rechts an der Mauer seit den
sechziger Jahren ein Gedenkstein mit der Inschrift: „HIER RUHEN / 53 /
POLNISCHE / SOWJETISCHE / ITALIENISCHE / BÜRGER“.

Sie alle wurden 1966 aus Annahütte hierher umgebettet. Sie waren Zwangsar-
beiter, die im Schacht Poley und in der Landwirtschaft arbeiten mussten. Unter den
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Toten sind auch kleine, in Deutschland geborene Kinder von polnischen Zwangsar-
beiterinnen. Den Friedhofsunterlagen nach sind es mehr als 53 Tote, mindestens 5
sowjetische Frauen, 29 sowjetische Männer, 6 Italiener, 17 Polen, 3 Kinder.

Ach, die summarische Aufzählung all dieser Toten wird ihnen nicht gerecht. Ih-
re Schicksale lassen sich nicht in Zahlen fassen, keine Liste kann sie darstellen. Au-
ßerdem weiß ich, wie lückenhaft, zufällig und oberflächlich meine Recherche war.
Wahrscheinlich habe ich nur den kleinsten Teil der Zwangsarbeitergräber in Bran-
denburg überhaupt erfasst. Aber schon dieser Teil zeigt die Ungeheuerlichkeit der
Vorgänge. Deshalb fahre ich fort in der Aufzählung.

In Kroppen (Oberspreewald-Lausitz) gibt es ein Reihengrab mit einem Kissen-
stein, das in der DDR als Grab eines polnischen Zwangsarbeiters geführt wurde:
„FRIEDRICH PRESTING/ 26. 12. 1912/ 11. 4. 1945“. 

Auch in den Friedhofsunterlagen steht bei der Nationalität: polnisch. Es gibt
keine Erinnerung mehr an diesen Mann, von dem nur das Grab blieb.

In Neupetershain (Oberspreewald-Lausitz) gab es von 1941 bis 1945 ein
Zwangsarbeiterlager für etwa vierzig Polen und Polinnen, die in der Glashütte Hoff-
mann arbeiten mussten. Mindestens zwei fanden auf dem Friedhof Süd von Neu-
petershain ihr Grab. Die Umstände ihres Todes sind vergessen. Nachweisbar ist noch
das mit einem Stein versehene Grab von KAZIMIERZ MARCINKOWSKI, geb. 23. 6.
1923, gest. 18. 4. 1945. Nicht mehr nachweisbar ist das Grab von EDMUND POR-
OLNICZAK, geb. 1922, gest. 18. 4. 1945.Möglicherweise ist er eines der UNBE-
KANNTEN Kriegsopfer, die auf den Friedhöfen Nord und Süd liegen.

Auf dem Friedhof von Ruhland (Oberspreewald-Lausitz) liegen mehrere Zwangs-
arbeiter, die während der Kriegsjahre ums Leben kamen. Auf dem Werksgelände der
„Brabag“ ( Braunkohle-Benzin-Aktiengesellschaft, heute BASF) im benachbarten
Schwarzheide gab es ein großes Außenlager des KZ Sachsenhausen. Es gab auch klei-
nere Lager in Ruhland, so ein „Holländerlager“ neben der katholischen Kirche. Nach-
weisbar sind auf dem Friedhof die Gräber von acht Sowjetbürgern, einem Holländer,
zwei Österreichern, einem Unbekannten. Es gibt ein Einzelgrab für den Holländer E.
BEKKEMA, 29. 4. 1919 - 4. 11. 1942, das seine Angehörigen 1995 erneuerten. 

Daneben steht ein 1994 neu gestalteter schwarzer Granitstein mit der Inschrift:
„DIE/ TOTEN/ MAHNEN/ IHR BLEIBT UNS/ UNVERGESSEN“.

Hinter der Kapelle liegen in Reihengräbern Opfer eines Unglücks in der che-
mischen Fabrik 1944. Unter ihnen sind auch ausländische Zwangsarbeiter. Es gibt
keinen Gedenkstein. 

Auf dem Neuen Friedhof von Senftenberg (Oberspreewald-Lausitz) an der
Briesker Straße wurden während der Kriegsjahre mindestens 41 Zwangsarbeiter bei-
gesetzt: dreizehn Sowjetbürger, zwanzig Polen, zwei Italiener, ein Belgier, ein Tsche-
che, vier Unbekannte. Es gibt keine Namenstafeln.

Hinter der Kapelle rechts wurde ihnen ein Gedenkstein gesetzt, ein Block aus
Beton mit Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN“.

Im Ortsteil Sedlitz von Senftenberg liegen in einem eingefassten Gemein-
schaftsgrab sieben sowjetische und sechs polnische Zwangsarbeiter, die zwischen
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1943 und 1945 umkamen. Auch für sie gibt es seit etwa 1950 einen Grabstein mit
der Standardinschrift: „DIE TOTEN MAHNEN“. Die Namen der Toten gehen aus
den Friedhofsunterlagen hervor, der Grabstein nennt sie nicht, auch nicht die
Nationalität der hier Beigesetzten. Wahrscheinlich waren es zu viele.

In Bomsdorf (Landkreis Oder-Spree) arbeiteten polnische Zwangsarbeiter wäh-
rend der Kriegsjahre in der Landwirtschaft. Hier sind die Namen der Toten erhalten.
Auf dem Friedhof gibt es ein Grab mit einem liegenden Stein, der die Inschrift trägt:
„POLEGIA DROZINSKI  *  5. 12. 1893  + 23. 12. 1945 / JOHANN FORMAKZEYK
* 28.  2. 1910  +  2. 10. 1940 / EDELGARD SCHMID *  1. 3. 1922  + 15.  2. 1946“

Ich habe versucht herauszubekommen, ob Edelgard Schmid, die 1946 starb,
trotz ihrs deutschen Namens tatsächlich eine polnische Zwangsarbeiterin war. Dies
wurde mir von alten Einwohnern bestätigt. Sie sei zu krank gewesen, um in ihre
Heimat zurückzukehren.

Auf dem Friedhof von Erkner (Oder-Spree) liegen auch Zwangsarbeiter. Hol-
länder, Belgier, und Italiener wurden in den Nachkriegsjahren in ihre Heimatländer
überführt. Ebenso drei englische Piloten, die mit ihrem Flugzeug abgestürzt waren.
Zurück blieb bis heute ein eingefasstes Grab mit zwei unbekannten Polen.

1994, beim Bau eines Seniorenheims auf dem Gelände einer ehemaligen Lack-
fabrik fand man die Überreste eines polnischen Ostarbeiters. Aus seinen Papieren
ging sein Name hervor:

Wahrscheinlich ist er am 8. März 1945 beim Bombenangriff auf Erkner verschüttet
worden. Er wurde an der Seite der anderen beiden Polen beigesetzt. Es gibt kein
Gedenkzeichen an dem Grab.

Auch in Friedland (Oder-Spree) sind die Gräber der dort liegenden Zwangsar-
beiter vergessen, nie hatten sie einen Stein. Um 1970 waren noch zwei von meh-
reren Gräbern nachweisbar. Dort lagen nach einer alten Liste, auf der die Namen
wahrscheinlich falsch geschrieben sind: 
WACLAW KOWALSKI        1. 9. 1920   – 31. 7. 1944
WINZENTZ KARCEYEWSKI   15. 8. 1916 – 17. 4. 1941.

In Neuzelle (Oder-Spree) liegt seit 1945 das Grab eines polnischen Zwangsar-
beiters. Sein Name und die Umstände seines Todes sind vergessen. Es gibt jedoch
einen nach 1945 errichteten Granitstein mit einer Tafel, auf der steht: „1 UNBE-
KANNTER/ POLE NR. 66/ GEST. FEBR. 1945“.

In Ossendorf (Oder-Spree) liegt an einem Grab ein Kissenstein mit der Inschrift:
„UNBEKANNTE POLIN MIT KIND“.

Aus Friedhofslisten geht jedoch hervor, dass es sich hier um die polnische
Zwangsarbeiterin Daniela Dulan handelt, geboren am 27. 3. 1927, gestorben am
11. 2. 1945. Ihr Kind Zofia war am 30. 10. 1944 bald nach der Geburt gestorben.
Nach Erinnerungen älterer Dorfbewohnerinnen starb Daniela Dulan an den Folgen
der Geburt ihres Kindes, weil sie weiter schwere Arbeiten verrichten musste.

In Reichenwalde (Oder-Spree) befanden sich auf dem Friedhof die Gräber der
polnischen Zwangsarbeiterinnen WLADISLAWA FLASZA aus Radom und
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KAZIMIERA STUBA. Die erstere war 21 Jahre alt und musste bei der Bauernfamilie
Star in Marienhöhe arbeiten. Sie starb an „Kriegseinwirkung”. Über Kazimiera Stu-
ba war nichts mehr zu erfahren.

Die Gräber hatten nie ein Gedenkzeichen und waren im Jahr 2000 nicht mehr
nachweisbar.

In Storkow (Oder-Spree) gab es mehrere, nicht gekennzeichnete Gräber von
Zwangsarbeitern. In den sechziger Jahren war noch das Grab eines Belgiers im Feld
10, Reihe 3, Grab 3 nachweisbar. Er hieß JOSEF MASCO. Heute gibt es auf dem
Friedhof zwar eine allgemeine Gedenkstätte für Opfer des 2. Weltkrieges, sie bezieht
sich aber auf hier liegende deutsche Soldaten. Die Zwangsarbeiter sind vergessen.

In Berlitt (Ostprignitz-Ruppin) steht auf dem Friedhof ein schwarzer Grabstein
aus Granit an einem eingefassten Grab für eine ukrainische oder russische Zwangs-
arbeiterin, die auf dem Gut arbeiten musste und von Pferdehufen erschlagen wur-
de. Auf dem Stein steht: „ANNA ROWALLA/ GEB. AM 10. 1. 1898/ TÖDLICH
VERUNGLÜCKT AM 16. 9. 1943“.

Aufgehoben wurde dagegen noch vor 1990 in Breddin (Ostprignitz-Ruppin)
das Grab eines polnischen Zwangsarbeiters, der durch die Explosion einer
Handgranate ums Leben kam. Auf dem Holzkreuz stand: „STEFAN SADOWSKA/
GEB. 6. 4. 1931/ GEST. 3. 3. 1945“.

Stefan Sadowska war noch nicht einmal vierzehn Jahre alt. Zum Arbeitseinsatz
wurden auch ältere Kinder eingezogen. In der Landwirtschaft war das Mindestalter
für „Fremdarbeiter“ 10 Jahre, in der gewerblichen Wirtschaft 12 Jahre. 

In Gartow (Ostprignitz-Ruppin) gab es das Grab eines sowjetischen Kriegsge-
fangenen, der auf dem Gut arbeiten musste und 1944 verstarb.

Obwohl die Erinnerung an diesen Menschen und das Grab im Ort noch vor-
handen ist, war die Grabstätte 1999 nicht mehr auffindbar.

In Gühlen-Glienicke (Ostprignitz-Ruppin), wurde auf dem Dorf- Friedhof ein
einjähriges Kind begraben, das am 6. Mai 1945 starb. Seine Eltern waren polnische
Zwangsarbeiter auf dem Gut Binenwalde. Jahrzehntelang gab es hier noch ein Holz-
kreuz und eine Schrifttafel: „S P BOLES MACIEJEWSKI   26.5. 1944   6. 5. 1945/
NIE POZNAL SLIOJEJ POLSKI“. Dieses Holzkreuz hatten die Eltern aufgestellt.

Die Angehörigen der Toten waren es auch, die in Karwesee (Ostprignitz-Rup-
pin) Gedenkzeichen errichteten. An den eingefassten Gräbern von zwei polnischen
Zwangsarbeitern, die in Karwesee während der Kriegsjahre arbeiten mussten, ste-
hen Gedenksteine mit den Inschriften: „WACLAW KIRINSKI/ 25. 9. 1924   8.1.
1945/ RUHE SANFT“ und: “HIER RUHT MEINE LIEBE TOCHTER SOPHIE KUBIAK/
10.2. 1925   10. 2. 1943“.

In Kränzlin (Ostprignitz-Ruppin) starben während der Kriegsjahre Zwangsar-
beiter, die in der Landwirtschaft arbeiten mussten, an Misshandlungen, Unfällen,
Krankheiten. Nach polnischen Angaben sollen auf dem Friedhof mindestens vier
Männer liegen, die zwischen 1942 und 1944 verstarben. Diese Gräber waren schon
1970 nicht mehr nachweisbar, dafür ein fünftes Grab, das von BROUNISLAW
KACMAREK, verstorben 1941 an einer Kohlengasvergiftung. Vor einigen Jahren
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war noch eine Holztafel mit seinem, allerdings falsch geschriebenen, Namen zu
sehen.Jetzt ist auch dieses Grab nicht mehr auffindbar.

In Küdow-Lüchfeld (Ostprignitz-Ruppin), auf dem Friedhof von Lüchfeld sollen
mehrere Zwangsarbeiter liegen. In den siebziger Jahren waren noch die Gräber eines
sowjetischen Kriegsgefangenen und eines Tschechen nachweisbar, im Jahr 2000 nur
noch das eines sowjetischen Offiziers. Er liegt in einem Einzelgrab mit Gedenkstein.

Auf dem Friedhof von Kyritz (Ostprignitz-Ruppin) an der Berliner Straße befin-
det sich seit 1945 das Grab der polnischen Zwangsarbeiterin JADWIGA PAWINSKA,
die an Typhus verstarb. 1965 wurde für sie und einen deutschen ehemaligen Häft-
ling ein gemeinsamer Stein errichtet. Er zeigt den Häftlingswinkel mit den Buchsta-
ben „KZ“ sowie die Inschrift:
„JADWIGA PAWINSKA/ GEB. 1927 IN WARSCHAU/    GEST. 1945/ WALTER NEU-
MANN/ GEB. 15. 10. 1898/ GEST. 14. 10. 1945“.
Der Grabstein wurde im Jahr 2000 restauriert.

Warum Jadwiga Pawinska zusammen mit dem deutschen Häftling beigesetzt
wurde, ist nicht mehr festzustellen. Auf dem Kyritzer Friedhof gab es auch einen
kleinen kreuzförmigen Stein mit der Inschrift: „HIER RUHEN/ 134 OPFER/ DES
KRIEGES / 1939 Bis 1945“.

Neben deutschen Soldaten und Zivilisten liegen hier auch Holländer, Polen und
ein Ungar begraben. 1999 wurde die Anlage erneuert. Die Namen der Toten,
soweit bekannt, kamen auf liegende Platten. Man stellte nach Auswertung der
Friedhofslisten fest, dass hier 226 Menschen beigesetzt wurden, unter ihnen sehr
viele Zwangsarbeiter. Der Gedenkstein wurde erneuert und trägt nun die Zahl 226. 

In Nackel (Ostprignitz-Ruppin) war der polnische Zwangsarbeiter HENRYK
PRZYBILINSKI, geboren am 7. 7. 1906, begraben, der sich am 19. 9. 1941 erhängte.
Das Grab, in den siebziger Jahren noch vorhanden, ist heute nicht mehr auffindbar.

Ebenso erging es einem Grab im Ortsteil Läsikow. Dort lag VICTOR
SZYBIERZUCKI, geb. am 30. 1. 1913, der am 27. 8. 1944 sein Leben verlor. Auch
sein Grab war in den siebziger Jahren noch bekannt und ist heute nicht mehr nach-
weisbar. Offenbar gab es keinen Gedenkstein. Auch das noch 1980 erwähnte Grab
eines unbekannten sowjetischen Soldaten kennt man heute nicht mehr in Nackel.
Eine Kriegsgräberstätte für zwei namentlich bekannte deutsche Soldaten auf dem
Friedhof ist mit einem Holzkreuz gekennzeichnet.

Auch in Walchow (0stprignitz-Ruppin) liegen neben deutschen Kriegstoten Po-
len, mindestens zwei. Einer soll ein Soldat der 1. Polnischen Armee gewesen sein,
der Ende April 1945 bei der Einnahme des Ortes fiel. Der andere soll der Zwangs-
arbeiter FRANZ RAJ gewesen sein, geboren am 2. 5. 1899, gestorben am 14. 4.
1944. Die Gräber waren nicht gekennzeichnet. 1999 errichtete man Gedenksteine
für die deutschen und auch für die polnischen Toten. Auf letzterem Stein steht
jedoch: „2 UNBEKANNTE POLNISCHE SOLDATEN“.

In Wall (Ostprignitz-Ruppin) sind mehrere sowjetische Kriegsgefangene begraben,
die in Wall und Umgebung in der Landwirtschaft arbeiten mussten und dabei um-
kamen. Auch ein französischer Kriegsgefangener liegt neben ihnen in einem Massen-
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grab. Sein Name war Victor Ivanovic. Die anderen sind UNBEKANNT. Auch deutsche
gefallene Soldaten liegen hier. Auf der Rasenfläche steht nur ein Stein, der allgemein
auf die Kriegstoten hinweist. Es gibt keinen Hinweis auf die ausländischen Zwangs-
arbeiter. Eine Namenstafel für den namentlich bekannten Franzosen ist geplant.

Auf dem Friedhof von Wallitz (Ostprignitz-Ruppin) liegt ein Grab mit einer
Inschriftentafel in polnischer Sprache. Dort steht: „STEFAN PASZKOWSKI/ GEB. 19.
3. 1921/ERMORDET IM JAHR 1945“.Was diese Tafel nicht erzählt, erfuhr ich von
alten Friedhofsbesuchern und in der Gemeindeverwaltung: Stefan Paszkowski war
Zwangsarbeiter beim Ortsbauernführer. Dieser übergab ihm einem SS-Kommando
zur Hinrichtung. Am Ortsausgang wurde der junge Pole erschossen und verscharrt,
1946 auf den Friedhof umgebettet.

Auf dem alten Gertraudtenfriedhof von Belzig (Potsdam-Mittelmark) liegen
über hundert Zwangsarbeiterinnen begraben. Auch einige Männer und mehrere in
Deutschland geborene Kinder der Zwangsarbeiterinnen wurden hier beigesetzt, 157
Tote sind nachweisbar. Im Grünen Grund, südlich der Lübnitzer Straße, lagen von
1943 bis zum 2. Mai 1945 die Baracken eines KZ-Außenlagers, das erst zum KZ
Ravensbrück, seit Januar 1945 zum KZ Sachsenhausen gehörte. Die Häftlinge muss-
ten in der Metallwarenfabrik Silberwerke Treuenbrietzen Zwangsarbeit bei der Mu-
nitionsherstellung verrichten, vor allem im Zweigwerk Roederhof, einzelne
Kommandos arbeiteten in der Ziegelei Bork-heide und an anderen Orten.

An ihrer Grabstelle steht seit etwa 1950 ein rötlicher Granitstein mit der In-
schrift: „RUHESTÄTTE/ DER IM 2. WELTKRIEG/ IN BELZIG VERSTORBENEN/
SOWJETISCHEN, POLNISCHEN, JUGOSLAWISCHEN UND ITALIENISCHEN/ BÜR-
GER/ DIE TOTEN MAHNEN“.

Links und rechts von dem Gedenkstein stehen kleinere, die 57 und 45 Nach-
namen tragen sowie den Hinweis auf 38 UNBEKANNTE KINDER.

Die hier begrabenen italienischen Opfer wurden schon vor 1990 in ihr Heimat-
land umgebettet. Sie alle waren nach dieser Inschrift „im zweiten Weltkrieg ver-
storben“. Diese Gedenkwidmung verschleiert die ungeheuren Tatsachen mehr als
sie zu benennen. Ein Kriegsschicksal - damit konnte sich auch jeder ausgebombte
und heimatvertriebene Bürger Belzigs, jeder Angehörige eines gefallenen Soldaten
identifizieren. Die in ihrer räumlichen Dimension ziemlich kleine Grabstätte beunru-
higt nicht, man kann sie gut übersehen. Aber es gibt seit 1965 eine kleine Gedenk-
stätte am Ort des ehemaligen Lagers. 

In Borkheide, wo einige der in Belzig begrabenen Zwangsarbeiterinnen ar-
beiten mussten, erinnert auf dem Friedhof das Grab eines Belgiers an eine andere
Tragödie. Als Häftling des KZ Buchenwald musste der Belgier in einem Außenlager
in Schönebeck/Elbe Zwangsarbeit leisten. Aus Schönebeck wurden die Häftlinge im
Frühjahr 1945 ins KZ Sachsenhausen getrieben. Der Belgier blieb am Wegrand zu-
rück, erschossen von SS-Leuten. Auf seinem Stein steht: „ARTHUR DIZIER/ *IN
MAFFE, BELGIEN/ + 1945/ KZ BUCHENWALD NR. 54952“.

Auf dem Friedhof von Bensdorf (Potsdam-Mittelmark) steht ein verwittertes
Holzkreuz, das von der Friedhofsverwaltung demnächst durch einen Stein ersetzt
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werden soll. Es erinnert an einen polnischen Zwangsarbeiter, der noch nach der
Befreiung verstarb : “ANTON WIKTORKO  8.8. 1910 - 3. 5. 1945“.

In Brück (Potsdam-Mittelmark) liegen auf dem kommunalen Friedhof in einem
Sammelgrab mit deutschen Soldaten auch Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene.
Nachweisbar sind der Russe „MICHAEL DERIWIANKO, GEBOREN 21. 11. 1909 IN
TSCHWERSCHOWA, VON DER SS ERSCHOSSEN AM 27. 4. 1945“, der Franzose
„VICTOR COTTIN, 1909 GEBOREN, GESTORBEN 8. 4. 1942 IN BRÜCK“ und der Pole
„LEON KATOLICKI, 1908 GEBOREN, VON DER SS ERSCHOSSEN AM 27. 4. 1945“.

Diese Angaben sind auf liegenden Kissensteinen am Rande des Gräberfelds ver-
zeichnet. In der Mitte steht ein allgemeiner Gedenkstein für alle hier Beigesetzten.

Im Ortsteil Rottstock, auf dem früher kirchlichen Friedhof, gibt es das Grab ei-
nes ehemaligen sowjetischen Zwangsarbeiters. Jahrzehntelang stand dort ein Holz-
kreuz. Vor einigen Jahren wurde das Grab an die Mauer umgesetzt. Dort ist eine Ta-
fel eingelassen mit der Inschrift: „Sowjetischer Zivilist“. 

Die fünf sowjetischen Kriegsgefangenen, die 1942 aus ihrem Arbeitslager in
der Stadt Brandenburg geflohen waren und in Butzow (Potsdam-Mittelmark) auf-
gegriffen und erschossen wurden, haben wenigstens ihre Namen nicht verloren.
Auf dem Friedhof von Butzow befindet sich an ihrem Gemeinschaftsgrab ein Ge-
denkstein aus schwarzem Marmor, der 1965 gesetzt wurde, nachdem ein erstes Ge-
denkzeichen von 1946 verwittert war. Die Inschrift ist in russischer Sprache abge-
fasst:
OLEG TURTOW  24 - 25 JAHRE    ERSCHOSSEN AM 12. 7. 42
KOLOMIEZ TIMOFEJ   GEB. 3. 1. 12 IN KRASNOJARSK

ERSCHOSSEN AM 27. 7. 42
POLOW SERGEJ       GEB. 7. 5. 20 IN SAGORSK

ERSCHOSSEN AM 27. 7. 42
FISENKO ALEXANDER  GEB 27. 9. 17

ERSCHOSSEN AM 27. 7. 42
LISTOWNITSCHI  GSORGI GEB. 15. 4. 23

ERSCHOSSEN AM 27. 7. 42
Auf dem Friedhof von Fahrland (Potsdam-Mittelmark) wurden auch Zwangs-

arbeiter beigesetzt. In der DDR wurden Plastikschilder an die Gräber gestellt mit den
Inschriften: „WACLAW WONSIK, POLNISCH,/ GEB. 23. 10. 1911/ GEST. 13. 2.
1942“ und: „ANDRE MECSER, UNGAR/ 26. 2. 1883/ GEST. 26. 11. 1946“.

Die Grabreihe wurde längst eingeebnet, die beiden Schilder stellte man jedoch
an andere, symbolische Gräber, die weiter gepflegt werden.

Im Ortsteil Kartzow von Fahrland gibt es auf dem Friedhof das Grab eines pol-
nischen Zwangsarbeiters, das einen individuell, offenbar von Landsleuten gestal-
teten, Grabstein besitzt. Unter einem Kreuz steht: „S  P WOJCIECH MASLANKA /
UR. 20. 4. 1907 / ZM 30. 12. 1944 KIEWOLNIK WOJONNY / KOLODZY“.

Vergessen sind die Namen der beiden Zwangsarbeiterinnen, die auf dem Fried-
hof von Groß-Kreutz (Potsdam-Mittelmark) liegen. Wahrscheinlich seit den fünfziger
Jahren gibt es an den Gräbern einfache Holzschilder mit den Inschriften: „EINE UN-
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BEKANNTE / POLNISCHE / BÜRGERIN“ und: „EINE UNBEKANNTE / SOWJETISCHE
/ BÜRGERIN“.

Noch 1999 wurden zwei Holländer, ein Mann und eine Frau, in ihr Heimatland
überführt. Sie lagen auf dem Friedhof von Groß-Glienicke (Potsdam-Mittelmark).
Auf Kunststofftafeln stand: „JENNY BROCKMANN / GEFALLEN 1945/
HOLLÄNDISCHER STAATSBÜRGER“ und: „TENNIS WIJNGAARD / GEFALLEN
1945 / HOLLÄNDISCHER STAATSBÜRGER“.

Die Inschrift legte nahe, dass es sich um Soldaten handelte. Es sollen jedoch
Zwangsarbeiter gewesen sein, die an Unterernährung und Krankheiten starben. Ein
drittes „Ausländergrab“ eines Opfers des Nationalsozialismus auf diesem Friedhof
ist noch vorhanden. Dort steht: „KONSTANTIN ZABOROWSKI / GEFALLEN 11. 6.
1944 / POLNISCHER STAATSBÜRGER“. Auch er war ein Zwangsarbeiter. Wie er
starb, ist vergessen, aber gewiss ist er nicht als Soldat gefallen.

Vergessen sind auch die Umstände des Todes eines sowjetischen Kriegsgefan-
genen, der in Hagelberg (Potsdam-Mittelmark) als Zwangsarbeiter eingesetzt war.
An seinem gepflegten Grab auf dem Friedhof von Hagelberg steht nur sein Vorna-
me: „DZJUBA“. Er wurde 1924 geboren und kam am 3. Mai 1945 ums Leben.
Vielleicht trifft zu, was mir Einwohner erzählten: Seine Landsleute erschossen ihn.

In Neuseddin (Potsdam-Mittelmark) wurde auf dem Friedhof 1947 ein Findling
aufgestellt, der die Inschrift trug: „HIER RUHEN / 36 FREMDARBEITER VERSCHIE-
DENER NATIONEN / APRIL 1945“.

Hier wurde noch der in der Nazizeit übliche Terminus „Fremdarbeiter“ benutzt.
Tatsächlich war die Zahl der hier beigesetzten ausländischen Opfer des Nationalso-
zialismus höher. Sie wurde viele Jahre lang mit 57 angegeben, ist aber nicht genau
festzustellen, weil es Umbettungen gab und weil viele der hier in einem Massengrab
Beerdigten nie in Neuseddin registriert waren. Neben Zwangsarbeitern, die hier in
einem Lager der Reichsbahn zur Arbeit eingesetzt waren, wurden auch KZ-Häftlin-
ge aus einem Transportzug beigesetzt, der am 20. 4. 1945 am Rangierbahnhof Sed-
din in einen Bombenangriff geraten war. Die Toten waren vor allem jüdische Frauen.
Auch drei später exhumierte amerikanische Piloten sind hier beigesetzt worden.

An dem Massengrab steht ein Kreuz aus Blechrohren. In den siebziger Jahren
wurde der Findling gegen einen großen Gedenkstein ausgetauscht, auf dem steht:
„ZUM EHRENDEN / GEDENKEN DEN OPFERN / DER FASCHISTISCHEN / BARBA-
REI / HIER RUHEN / SOWJETISCHE KRIEGS- / GEFANGENE, JÜDISCHE / FRAUEN
UND MÄDCHEN, / ZWANGSARBEITER VERSCHIEDNER NATIONEN“.

Die Grabanlage wurde im Jahre 2000 gärtnerisch neu gestaltet. Allerdings fiel
niemandem auf, dass ein Kreuz nicht das passende Gedenkzeichen für ein Massen-
grab ist, in dem vor allem Jüdinnen liegen.

Auf dem Friedhof von Neuseddin gibt es noch ein Einzelgrab, an dem sich eine
Kunststofftafel mit der Inschrift befindet: „ZIVILIST TICHON JEFIMOFF/ GEB. AM
16.6.1899/ GESTORBEN AM 20. 10. 44“.

In Päwesin (Potsdam-Mittelmark), Ortsteil Riewend wurden neben dem Fried-
hof im April 1945 fünf polnische Zwangsarbeiter von SS-Männern erschlagen und
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erschossen. Die Toten begrub man an Ort und Stelle. 1975 entdeckte man die Gru-
be, exhumierte und bestattete die Toten. Man fand bei ihnen noch armselige Aus-
rüstungsgegenstände, jedoch nichts, was ihre Identität belegte. An dem neuen
Grab errichtete man eine Holztafel auf einem Pfahl, auf der steht: „AN DIESER
STELLE WURDEN IM APRIL 1945/ FÜNF AUSLÄNDISCHE ARBEITER/ VON SS-
SCHERGEN ERMORDET/ EHRE IHREM ANDENKEN“.

Die Tafel verwitterte, nach der Wende war sie nicht mehr vorhanden. Das Grab
wird gepflegt, ist aber ohne Gedenkzeichen. Im Jahr 2000 war ein Stein geplant, er
soll 5 UNBEKANNTE KRIEGSOPFER ehren. Waren die erschlagenen Polen wirklich
„Kriegsopfer“? Wusste wirklich niemand dreißig Jahre lang von dem Grab neben
dem Friedhof? Warum hat man ihnen 1975 nur eine Holztafel gegeben? Hat man
nicht begriffen, dass es sich hier um Opfer des Faschismus handelte? Es scheint,
dass das Schicksal der unzähligen, in Potsdam-Mittelmark meist polnischen,
Zwangsarbeiter lange niemandem naheging.

Fahren wir fort:
In Pritzerbe (Potsdam-Mittelmark) soll nach Darstellungen aus den fünfziger Jahren
auf dem Friedhof ein Pole liegen. Ein solches Grab steht auch unter Denkmalschutz,
ist jedoch nicht mehr auffindbar. Es sind in Pritzerbe nur Gräber von UNBEKANN-
TEN nachweisbar.

In Schwanebeck bei Belzig gab es nach Listen des Instituts für Denkmalpflege
seit etwa 1945 das Grab eines polnischen Zwangsarbeiters, das keinen Stein hatte,
aber eine Grabeinfassung aus Kunststein. Der Name und das Schicksal dieses Men-
schen, der in Schwanebeck ums Leben kam, sind vergessen. 

Ein solches Grab ist nicht mehr aufzufinden. Es gibt aber das Grab eines sow-
jetischen Kriegstoten, der den Namen SCHASKARSJAN trug. Er wurde 1945 bei-
gesetzt und hat einen Grabstein. Wahrscheinlich war er ein Kriegsgefangener oder
ein gefallener sowjetischer Soldat, vielleicht wurde sein Grab in älteren Darstellun-
gen irrtümlich als polnisches bezeichnet.

Auf dem kirchlichen Teil des Friedhofs von Teltow (Potsdam-Mittelmark) an der
Potsdamer Straße sind elf tschechische Zwangsarbeiter beigesetzt, die im Januar
1943 bei einem Luftangriff umkamen. An dem Gemeinschaftsgrab liegt ein Ge-
denkstein mit der Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN/ 11 TSCHECHISCHE ARBEITER/
ERMORDET DURCH EINEN LUFTANGRIFF IM JANUAR 1943/ FRANZ MOTHEJL/
WERNZEL ROJINEK/ JOSEF PILAK/ JAROSLAW NAJD/ FRANTISEK UHLIR/
JOHANN ZDRZCHYNEC/ JOSEF MAJOR/ FRANZ SKORNIKA/ WENZEL MAXA/
JOHANN WOLFL/ BOHUSLOW KRAUS“. 
Sie sollen Häftlinge eines KZ-Außenlagers gewesen sein.

1999 wurde der Stein mit der schon unleserlich gewordenen Inschrift restauriert.
Auf diesem Friedhof gibt es auch Einzelgräber für polnische, französische, holländische
und sowjetische Zwangsarbeiter, unter ihnen Frauen, die zwischen 1943 und 1945
ums Leben kamen. Einige der Polen wurden als Leichen aus Berlin auf diesen Friedhof
gebracht. Ihre Todesursachen waren Vergiftung, Herzschwäche, Angina, Tuberkulose,
sie wurden erschossen, kamen bei Bombenangriffen um, verübten Selbstmord.
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24 Gräber nahe der Kapelle vor einem Ehrenmal an einem sowjetischen Sol-
datenfriedhof sind einzeln eingefasst. Namen und Daten der Toten, soweit be-
kannt, stehen auf Plasteschildern an der Einfassung. 2000 errichtete die Stadt, auf-
merksam geworden durch die öffentlichen Diskussionen um Entschädigungen für
Zwangsarbeiter, eine zentrale Gedenktafel aus schwarzem Marmor mit Goldbuch-
staben. Die Inschrift lautete: „HIER RUHEN MENSCHEN/ DIE DURCH ZWANGS-
ARBEIT/ IN DEUTSCHLAND/ UMS LEBEN KAMEN“. 

Es gab in Teltow seit 1974 ein Denkmal, das womöglich in Erinnerung an die
Opfer des Faschismus auf dem Friedhof der Stadt errichtet worden war. Am Markt-
platz standen drei Gedenkstelen aus grauem Granit, eine gekrönt mit dem Zeichen
der VVN. Die mittlere Stele trug die Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN“.

1998 wurden die Stelen umgesetzt, weil sie an Stelle eines Denkmals für den
Landrat Stubenrauch errichtet worden waren, das nun wieder an seinen Platz zu-
rückkehrte. Die Gedenkstelen stehen heute in einer kleinen Grünanlage in der Nähe
des Kaufhauses an der Sandstraße.

Auf dem Friedhof von Rietz (Potsdam-Mittelmark) liegen drei hingerichtete
sowjetische Zwangsarbeiter, eine Frau und zwei Männer. Am östlichen Ortsein-gang
hängt an einer Scheune, der Mordstelle, eine 1975 eingeweihte hölzerne Gedenk-
tafel mit der Inschrift: „DEN VON FASCHISTEN/ ERMORDETEN/ 3 ZWANGSAR-
BEITERN/ ZUM GEDENKEN/ 22. 4. 1944“. Diese Tafel war 1975, zum 30. Jahres-
tag der Befreiung, im Beisein von in Treuenbrietzen stationierten sowjeti-
schen Soldaten feierlich eingeweiht worden. Ein Dorfbewohner, der selbst Zeuge der
Erschießung gewesen war, hatte dafür gesorgt, dass die Geschichte nicht wie so vie-
le in Vergessenheit geriet. Er konnte sich an den Namen der jungen Frau erinnern.
Sie hieß Nina, arbeitete bei einem Bauern in Rietzer Bucht und hatte ein Kind. Nina,
erfuhr er durch Befragungen, hatte am 21. April 1945 Kontakt zu sowjetischen Sol-
daten aufgenommen, die schon Treuenbrietzen eingenommen hatten, kehrte aber
wieder zu ihrem Bauernhof zurück. Sie und zwei andere junge Zwangsarbeiter, die
mit einem Pferdewagen unterwegs waren, fielen deutschen Soldaten in die Hände,
die sie wegen des Kontakts mit dem militärischen Gegner, wahrscheinlich durch ein
„fliegendes Standgericht“ zum Tode verurteilten. Dorfbewohner beobachteten , wie
sie durch Maschinengewehre und dann noch aus der Nähe von einem Offizier
erschossen wurden. Polnische Zwangsarbeiter mussten sie am Ortsrand begraben.
Zu meinem Befremden machte mich noch im Jahre 2000 der ansonsten sehr hilfs-
bereite Leiter des Heimatmuseums von Treuenbrietzen schriftlich darauf aufmerk-
sam, dass seiner Meinung nach die Wortwahl auf der Gedenktafel nicht korrekt sei.
„Ermordung nicht korrekt, es gab Anklage, Verurteilung, Hinrichtung“. Ich erwähne
das hier, weil diese Haltung Schlüsse darüber zulässt, wie sehr all diese Vorgänge
noch immer der Aufarbeitung bedürfen. 

Die Stadt Treuenbrietzen wurde am 21. April 1945 von Truppen des Mechani-
sierten Gardekorps der 1. Ukrainischen Front nach schweren Kämpfen mit der
Wenk-Armee an der Linie Treuenbrietzen-Beelitz eingenommen. Ein SS-Mann
Schneider, der eine führende Rolle in den Munitionswerken innehatte, soll einen
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russischen Offizier getötet haben, nachdem der Ort sich schon ergeben hatte. Zeit-
weilig lag Treuenbrietzen wieder in deutscher Hand. Am 23. April 1945 nahm die
Rote Armee den Ort ein zweites Mal ein und soll in einer Vergeltungsaktion viele
Zivilisten erschossen haben. Eine Forschung zu diesen Vorgängen unterblieb in der
DDR. Nur einige Gräber in Treuenbrietzen und Umgebung künden von der gewalt-
samen Befreiung im April 1945. Auf dem Triftfriedhof in Treuenbrietzen gibt es eine
Kriegsgräberstätte für 337 Tote, unter ihnen nach offiziellen Angaben 209 deutsche
Soldaten, 125 zivile Einwohner von Treuenbrietzen und drei ausländische Zwangs-
arbeiter. Auf dem zentralen Gedenkstein steht: „GEDENKET DER TOTEN“. Es hieß,
dass hier die Opfer der Vergeltungsaktion begraben sind.

Bei genauer Prüfung der Friedhofsunterlagen stellte sich jedoch heraus, dass
hier auch polnische Zwangsarbeiter und Kinder liegen, die vor dieser Vergeltungs-
aktion ums Leben kamen. Nachweisbar sind die Namen: 
HELENA BRANDENBURG           28. 5.  1903 – 13. 4. 1945
MARIA-ELISABETH DOBROWOLSKI  17. 2.  1943 – 31. 2. 1945
ZOFIA FIBAKIEWICZ        21. 12. 1927  – 5. 3. 1945
ANTONIA KORDEKA              21.  5. 1897 – 11. 2. 1945
LUEGUE POPALSKA              28.  7. 1938 – 8. 3. 1945
STANISLAW SALWIN              1. 12. 1907  – 25. 3. 1945

Die Inschrift „GEDENKET DER TOTEN“ meint also ungewollt auch diese
Zwangsarbeiter und Kinder. Es gibt noch mehr Gedenkzeichen in Treuenbrietzen für
Zwangsarbeiter. 1982 errichtete man zwischen der B 102 und der Straße nach
Lüdendorf einen Gedenkstein aus Granit für drei sowjetische Zwangsarbeiter, die im
April 1945 unweit dieser Stelle hingerichtet wurden, weil sie verbotene Kontakte
unterhielten zu sowjetischen Zwangsarbeiterinnen, die im Munitionswerk Muna
Treuenbrietzen arbeiten mussten. In der DDR hieß es, sie hätten versucht, eine Wi-
derstandsgruppe aufzubauen. Vielleicht war es so. Alle diese Vorgänge sind hinter
dem Nebel von Legenden und Verdrängungen, von verordnetem und freiwilligem
Schweigen undeutlich geworden.

Die Inschrift lautet: „EWIGER RUHM / DEN ERMORDETEN SOWJ. PATRIO-
TEN / FEODOR LYGIN   GEB. 10. 5. 1908 BALSCHONIE / DIMITRI MAMENKO
GEB. 28. 3. 1924 SAPOROSHWIE / NIKOLAI PLISCHEW GEB. 19. 6. 1921
MIRONOWIKA /  5. SEPTEMBER 1944“.

1983 errichtete man einen Gedenkstein in der Nähe des ehemaligen Zwangs-
arbeiterlagers der MUNA , Sebaldushof, nahe der B 102. Dort steht: „EWIGER
RUHM DEM HELDEN DER SOWJETUNION / F.I. SCHARTSCHINSKI GEB. AM 1. 7.
1913 RASCHKOW / GEFALLEN AM 21. 4. 1945 / ER GAB SEIN LEBEN FÜR DIE
BEFREIUNG DER ZWANGSARBEITER / DER MUNITIONSFABRIK WERK A“.
Auch hier bedarf es noch der Forschung, um herauszufinden, was wirklich geschah.

Der Ort Nichel nahe Treuenbrietzen war Schauplatz eines ungeheuerlichen
Massakers, dessen Ablauf und Hintergründe bis heute im Dunkeln liegen. An der
Straße nach Schalach, am Waldrand, vierhundert Meter hinter dem Ort, steht ein
Findling von über zwei Metern Höhe und einem halben Meter Breite. Die Inschrift
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lautet: „DEN HIER AM 23.4.1945 / DURCH FASCHISTEN ERMORDETEN / 127
ITALIENISCHEN ARBEITERN / ZUM GEDÄCHTNIS“.

Die Italiener sollen Zwangsarbeiter aus dem Treuenbrietzener Arbeitslager Se-
baldushof gewesen sein. Das Werk Sebaldushof (Werk A) wurde schon 1928 an der
Straße nach Beelitz errichtet. Es hatte später ein eigenes Zwangsarbeiterlager und
gehörte zur Treuenbrietzener Metallwarenfabrik.

Über die Ermordung der italienischen Kriegsgefangenen gibt es viele Berichte,
die alle der Klärung bedürfen. Nach manchen Angaben wurden die Italiener auf
dem Evakuierungsmarsch  erschossen, nach anderen als Vergeltung für die „Gräuel-
taten“ der sowjetischen Soldaten, nachdem diese vorerst wieder zurückgeschlagen
worden waren. Die sterblichen Überreste der ermordeten Italiener waren nach dem
Krieg in ihre Heimat überführt worden. An der Mordstelle stand zunächst ein Holz-
kreuz, 1958 wurde der jetzige Gedenkstein errichtet.

Im Jahre 2003 geriet dieses seit Jahrzehnten unaufgeklärte Verbrechen, an das
nur noch der Gedenkstein in Nichel erinnerte, wieder ins öffentliche Bewusstsein.
Die italienische Staatsanwaltschaft in Ancona bereitet ein Amtshilfeverfahren vor.
Sie versucht zu klären, welche Armee-Einheiten in jenen Tagen bei Treuenbrietzen
eingesetzt waren. Offenbar geht man davon aus, dass die italienischen Zwangsar-
beiter, nach manchen Angaben waren es nicht 127, sondern 148, nicht Opfer der
SS, sondern der Wehrmacht wurden. Neben der Division „Theodor Körner“ kommt
die Division „Scharnhorst“ in Frage.

1999 setzte die italienische Botschaft neben den Gedenkstein einen kleineren
mit der Inschrift in italienischer und deutscher Sprache: „ZUM STETEN GEDENKEN
/ AN IHRE HIER RUHENDEN / GEFALLENEN“.

Angesichts der Dimension dieses Verbrechens und all der Toten auf den Fried-
höfen in und um Treuenbrietzen hat das bescheidene Holzkreuz auf dem Friedhof
von Nichel , das dort für die russische oder ukrainische Zwangsarbeiterin MARTHA
RADSCHENKO, 25 JAHRE ALT, stand, wohl niemanden erschüttert. Sie war in 
Nichel auf einem Bauernhof zur Arbeit eingesetzt und starb 1943. Das Kreuz ver-
schwand schon vor Jahren, das Grab ist nicht mehr auffindbar.

Es gibt noch ein anderes Zwangsarbeitergrab in Nichel, ohne Gedenkzeichen.
Dort liegt ein Mädchen aus der Ukraine, das im Dorf arbeitete und 1945 tot im Kel-
ler aufgefunden wurde. Damalige Flüchtlinge aus Schlesien pflegen das Grab bis
heute. Der Name dieser Zwangsarbeiterin ist vergessen. Die Friedhofsbücher sind in
Nichel nicht mehr vorhanden.

Fahren wir fort in der Aufzählung der Gräber, von denen jedes an Verbrechen
und Tragödien erinnert, für die es sonst keine Erinnerungszeichen gibt.

In Werder (Potsdam-Mittelmark) liegen auf dem Friedhof Kemnitzer Straße
auch Gräber von Zwangsarbeitern und sechs sowjetischen Soldaten. Die Anlage
wurde  1948 als Ehrenhain gestaltet, 1975 rekonstruiert. Es entstand eine repräsen-
tative Ehrenmauer aus Feldsteinen, ein Gedenkstein aus Sandstein, gekrönt von ei-
nem Sowjetstern, flankiert von Fahnenmasten. Vor der Anlage sind Bodenplatten in
Form eines Sowjetsterns gelegt.
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Die Namen der zwanzig sowjetischen Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene, die als KZ-
Häftlinge auf der Friedrichshöhe und auf einem Havelkahn untergebracht gewesen
sein sollen und dort im März/April 1945 umkamen, stehen auf dem Gedenkstein.

Es gibt keine gesicherten Informationen über die KZ-Häftlinge und Kriegsge-
fangenen in Werder. Wahrscheinlich waren sie Häftlinge des KZ Sachsenhausen. Die
sechs sowjetischen Soldaten wurden nach 1945 hier beigesetzt, sie starben nach
dem Ende des Krieges.

In Wiesenburg (Potsdam-Mittelmark) steht auf dem Friedhof seit 1974 an ei-
nem Gemeinschaftsgrab ein Feldstein auf einer Sockelplatte, der die Inschrift trägt:
„HIER RUHEN / 6 POLNISCHE / ZWANGSARBEITER / GEST. AN DEN FOLGEN /
DER ENTBEHRUNGEN / UND MISSHANDLUNGEN 1939-1945 / DIE TOTEN
MAHNEN“.

Auf dem Alten Friedhof von Bad Wilsnack (Landkreis Prignitz) wurden 1945
zwei polnische Zwangsarbeiter beigesetzt, in unmittelbarer Nähe zu gefallenen
deutschen Soldaten.

Ein Mann, 1878 geboren, dessen Namen nicht dokumentiert ist, starb am 22.
4. 1945 durch Granatsplitter. ANTONIA KOWOTSCHEYSKI, 17 Jahre alt, starb am
18. 4. 1945 durch Granatsplitter. An den Gräbern standen Holzkreuze.

1999 wurde eine neue Kriegsgräberstätte für deutsche Soldaten und Zivilisten
gestaltet, in die auch die beiden Opfer des Nationalsozialismus einbezogen wurden. 
Nach Darstellungen aus der DDR wurde in Beveringen (Prignitz) ein jugoslawischer
Kriegsgefangener beigesetzt. Man erinnert sich im Dorf an jugoslawische Kriegsge-
fangene, nicht jedoch an den Toten. Ein Grab ist nicht nachweisbar.
In Giesensdorf (Prignitz) sind die Gräber der polnischen Zwangsarbeiter noch vor-
handen, die hier in der Landwirtschaft arbeiteten mussten. Warum sie so jung star-
ben, ist vergessen.  An ihren Gräbern stehen Kreuze mit Namen.
MICHAEL LIFANOW       20 JAHRE, GEST.   4. 3. 1945
FRANCZIZCEK BURDEL   32 JAHRE, GEST. 14. 6. 1944
WACLAW GOLAWSK        25. 4. 1925, GEST. 16. 6. 1941
WLADISLAW WOJCIK      17. 4. 1909, GEST.   2. 1. 1943
MARIE SELEK                        GEST.          1941

Noch 1980 wurde für den Ort Groß Welle (Prignitz) angegeben,
auf dem Friedhof läge das Grab eines polnischen Kriegsgefangenen, der in der
Landwirtschaft arbeiten musste. Name und Daten sind nicht dokumentiert. Das
Grab ist nicht mehr auffindbar.

Auf dem Friedhof von Guhlsdorf (Prignitz) liegt der russische Kriegsgefangene
TEODOR DREBAT begraben, der hier in der Landwirtschaft arbeiten musste. Er
wurde am 10. 1. 1917 geboren, verstarb am 9. 7. 1944. An seinem Grab steht ein
Steinkreuz mit nicht mehr lesbarer Inschrift.

In Klein Woltersdorf (Prignitz) sollte nach Angaben aus der DDR ein rumä-
nischer Kriegsgefangener begraben sein. An seinem Grab stand ein Holzkreuz mit
dem Namen PETER BRITZ. Das Grab wurde als Grab eines vermeintlichen Opfers
des Faschismus in der DDR gepflegt. Nach der Wende erschienen Angehörige und
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setzten einen Grabstein mit dem Namen des Toten. Es handelt sich um einen
Rumäniendeutschen aus dem Banat. Er war Mitglied der Waffen-SS und kam gegen
Kriegsende bei Kämpfen in Klein Woltersdorf ums Leben. Sein Grab steht bis heute
auf der Liste der Kriegsgräber und wird als solches gepflegt.

Auf dem Dorffriedhof von Klein Gottschow (Prignitz) liegt das Grab der pol-
nischen Zwangsarbeiterin WERA KISJAK, geboren am 23. 10. 1923, die am 16. 11.
1943 in Klein Gottschow verstarb. An ihrem Grab steht ein verwittertes Holzkreuz
mit nicht mehr lesbarer Aufschrift.

In Mesendorf (Prignitz) waren während der Kriegsjahre jugoslawische
Kriegsgefangene zur Arbeit eingesetzt. Auf dem Friedhof befindet sich noch heute
ein Grab, auf dessen 1945 gesetzten Stein steht: „HIER RUHT IN GOTT/ UNSER
LIEBER KAMERAD/ WLADIMIR STOJADENOVIV/ 15. 6. 1907  5. 2. 1943“.

In dem Prignitzstädtchen Perleberg lagen im neuen Teil des Waldfriedhofs
an der Wilsnacker Chaussee in einem Massengrab 46 italienische Kriegsgefan-
gene, die zwischen April 1944 und Januar 1945 an Tuberkulose verstorben sind.
Dort stand ein kleines Holzkreuz: „HIER RUHEN 46 ITALIENISCHE ANTIFA-
SCHISTEN“.
Das Kreuz ist nicht mehr vorhanden, weil die sterblichen Überreste der Italiener
1993 in ihre Heimat überführt wurden.

Auf demselben Friedhof liegen 17, nach anderen Angaben 56 polnische und
sowjetische Zwangsarbeiter. Franzosen, Luxemburger und Engländer, die hier bei-
gesetzt waren, wurden in den Nachkriegsjahren in ihre Heimatländer überführt. Auf
einem Holzkreuz stand während der DDR-Jahre die Inschrift: 
„HIER RUHEN / POLNISCHE ARBEITER / OPFER DES FASCHISTISCHEN KRIEGES“.

Heute ist die Grabstätte nur durch eine liegende Tafel gekennzeichnet. Es gibt
keine Grabeinfassungen. Auf der Tafel steht: „ZUM GEDENKEN / AN DIE HIER RU-
HENDEN / POLNISCHEN UND SOWJETISCHEN / OPFER DES 2. WELTKRIEGES“.
Die Grabinschriften zeigen die Beziehungslosigkeit zu dem Schicksal der Zwangs-
arbeiter. Sie müssen nicht Antifaschisten gewesen sein. Vielleicht waren nicht alle
Arbeiter, es können auch Studenten, Intellektuelle, Kaufleute unter ihnen gewesen
sein. Und Opfer des Weltkrieges waren die Zwangsarbeiter auch nicht unbedingt.

Besonders erstaunlich ist die Inschrift auf einem Gedenkstein in Pritzwalk (Prig-
nitz) an einem Massengrab für polnische Zwangsarbeiter, die bei ihrer Arbeit auf den
umliegenden Gütern und in der Rüstungsindustrie ums Leben kamen. Erst 1975 wur-
de dieser Stein aus Granit gesetzt. Dort steht: „HIER RUHEN/ VOM DEUTSCHEN
FASCHISMUS/ VERSCHLEPPTE ZWANGSARBEITER AUS DER/ VR POLEN“.

Die dort liegenden Toten waren nie Bürger einer Volksrepublik. Diese Gedan-
kenlosigkeit und Ignoranz gegenüber der Geschichte drückt eine Beziehungs-
losigkeit zu dem Schicksal der Zwangsarbeiter aus, die „vom deutschen Faschismus
verschleppt“ worden waren, der offenbar auch als etwas anderes empfunden
wurde, etwas, mit dem man selbst nichts zu tun hatte. 

Vielleicht war es diese offenkundige Beziehungslosigkeit, die die britische
Kriegsgräberfürsorge Mitte der neunziger Jahre veranlasste, eine Erneuerung der
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Gedenkzeichen für zehn britische Kriegsgefangene auf dem Friedhof von Putlitz
(Prignitz) zu verlangen. Diese Gedenkzeichen - Kreuze aus Kunststein - waren erst
in den letzten Jahren der DDR errichtet worden. Vorher standen Holzkreuze mit
unvollständigen Namensschildern an den Gräbern der Kriegsgefangenen. Sie waren
Inder, Angehörige der britischen Armee. Möglicherweise waren sie gar keine Chri-
sten, also das Kreuz nicht das ihnen gemäße Erinnerungszeichen. Sie hatten im Ge-
treidesilo der Stadt Putlitz als Zwangsarbeiter gearbeitet und waren am 24. April
1945 von der abrückenden SS erschossen worden. Der nach dem Krieg neu einge-
setzte Bürgermeister, selbst ehemaliger Häftling des KZ Sachsenhausen, ließ sie bei-
setzen.

Heute stehen an ihren Gräbern weiße Marmorsteine mit den Namen und
Daten der Toten.

Auf dem Putlitzer Friedhof liegen neben gefallenen deutschen Soldaten und
den britischen Kriegsgefangenen noch weitere Kriegsopfer und Opfer des National-
sozialismus. Von vier - vermutlich polnischen - Zwangsarbeitern sind weder Namen
noch Daten dokumentiert worden. An ihrem Grab steht ein Stein mit der Inschrift:
„4 UNBEKANNTE“.

Da sich die Grabstätten an verschiedenen Stellen des Friedhofs befinden, wur-
de Mitte der neunziger Jahre im Bürgerpark von Putlitz ein gemeinsamer Gedenk-
stein aufgestellt, der die Inschrift trägt: „ZUM GEDENKEN ALLER OPFER / DES 1.
WELTKRIEGES UND DES 2. WELTKRIEGES / UND DER OPFER / VON GEWALT-
HERRSCHAFTEN“.

Eine Gedenkstätte, die eher Ausdruck der Zeit ihres Entstehens als Ehrung für
die Zwangsarbeiter ist, befindet sich seit 1977 in Rühstädt (Prignitz), Ortsteil Ab-
bendorf. 

Sie besteht aus einer 2 m breiten gelben Klinkermauer und einem 1.50 m ho-
hen Dreieck aus roten Klinkern. Eine Gedenktafel trägt die Inschrift: „UNBEUGSAM
IM KAMPF FÜR / FRIEDEN UND FREIHEIT / 1937   1945 / 200 EINGEKERKERTE
ANTIFASCHISTISCHE WIDERSTANDSKÄMPFER / DES FASCHISTISCHEN ZUCHT-
HAUSES BRANDENBURG-GÖRDEN WAREN UNTER / UNMENSCHLICHEN BE-
DINGUNGEN ZUR ZWANGSARBEIT BEI DER REGULIERUNG DER HAVELMÜN-
DUNG IM LAGER ABBENDORF VERURTEILT. / TROTZ ALLEDEM! / SIE HABEN
DOCH GESIEGT!“

Das Außenlager Abbendorf gab es hier von 1937 bis 1940. Die Zwangsarbei-
ter, nicht nur Widerstandskämpfer, nicht nur politische Häftlinge, waren in Barack-
en untergebracht, die nicht mehr vorhanden sind.

In Preddöhl (Prignitz) lag auf dem Friedhof, Reihe 17, Grab 1, ein polnischer
Zwangsarbeiter, der an Diphtherie starb. Man erinnert sich im Dorf noch an ihn, er
war einer aus einer Gruppe junger Polen, die in der Landwirtschaft und im Forst
arbeiten mussten. Sein Grab war eingefasst und hatte einen Stein. Dort stand:
„ALEXANDER PUSSIAN / GEB. AM 20. 2. 1921 / GEST. AM 21. 12. 1944“. Mitte
der neunziger Jahre wurde das Grab, obwohl sogar ein eingetragenes Denkmal, von
der Friedhofsverwaltung eingeebnet.
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Noch vorhanden ist in Schönhagen bei Gumtow (Prignitz), hinter der Leichen-
halle des Dorffriedhofs, das Grab des polnischen Kriegsgefangenen JOZEF OL-
SZEWSKI, geboren am 15. 8. 1906, der bei einem Bauern arbeiten musste und bei
einem Unfall 1944 ums Leben kam. An seinem Grab steht ein schlichtes Granitkreuz
mit einer polnischen Inschrift am Sockel.

Auf dem Friedhof von Vehlow (Prignitz), neben der Kapelle, liegen die Gräber
von zwei, nach Auskunft der Friedhofsverwaltung, männlichen jugoslawischen
Zwangsarbeitern, die 1942 und 1944 in diesem Ort ums Leben kamen. JEUTA
BOGOSAVILIEWIC war 39 Jahre alt, ANTONA KOVACICA 27 Jahre alt. An ihren
Gräbern stehen Gedenksteine mit Inschriften in ihrer Heimatsprache und
Registriernummern.

Die in der Industriestadt Wittenberge (Prignitz) begrabenen Zwangsarbeiter
sind bis heute namenlos. Niemand weiß genau, wie viele es sind. Hier gab es von
1942 – 1945 ein Außenlager des KZ Neuengamme. Schon seit 1939 mussten etwa
3000 Zwangsarbeiter verschiedener Nationen in dem 1938/39 errichteten
Zellwollewerk arbeiten. Sie waren im Stadtgebiet in verschiedenen Barackenlagern
untergebracht. Seit 1942 waren auf Wunsch der Konzernleitung (Kurmärkische
Zellwolle und Zellulose AG) auch KZ-Häftlinge im Arbeitseinsatz. Die ersten 150
Häftlinge kamen im August 1942, später fortlaufend größere Gruppen, teilweise
bereits schwer krank, ausgehungert und erschöpft. Die meisten Toten wurden ins
Stammlager zurückgebracht. Doch nach 1945 fand man 48 Tote in der Nähe des
Friedhofs, neunzehn an der Bahnlinie nach Hamburg. Sie wurden in einer Anlage
neben dem Friedhof bestattet. 1949 errichtete man dort einen großen Granit-
findling mit dem Zeichen der VVN über dem Häftlingswinkel und der Inschrift:
„UNSERN TOTEN ZUR EHRE / DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“.
In den neunziger Jahren kam eine Granitplatte hinzu, auf der steht: „HIER RUHEN /
66 UNBEKANNTE OPFER/ NATIONALSOZIALISTISCHER GEWALTHERRSCHAFT“.
Rechts hinter dem Friedhofseingang wurde 1999 eine Kriegsgräberstätte neu ge-
staltet. Dort liegen dicht bei gefallenen Soldaten des 1. Weltkrieges auch gefallene
Soldaten des 2. Weltkrieges. Hier wurden auch zivile Kriegstote und Zwangsarbeiter
beigesetzt, die in Wittenberge zu Tode kamen. 

Zu der neu gestalteten Gedenkstätte gehört ein dreiteiliger Gedenkstein, auf
dem steht: „IN MAHNENDER ERINNERUNG / AN DIE OPFER / VON KRIEG UND
/ GEWALTHERRSCHAFT“.

Links vom Weg, der zu dem Gedenkstein und einigen Stelen führt, liegt eine
Steintafel, auf der steht: „HIER RUHEN KRIEGSOPFER AUS BELGIEN, FRANKREICH,
HOLLAND, POLEN, TSCHECHOSLOWAKEI UND EIN UNBEKANNTER“.
Stadthistoriker und die Friedhofsverwaltung sind dabei, die wenigen vorhandenen
Dokumente über die Zwangsarbeiter auszuwerten, auch um weitere Gräber auf dem
Friedhof nachzuweisen und den Toten, wo es möglich ist, ihre Namen zurückzugeben. 

In Forst (Spree-Neiße) wurden auf dem Hauptfriedhof in zwei Reihengrabfel-
dern zwischen 1940 und 1945 etwa zweihundert Ausländer beigesetzt. Ihre Namen
sind größtenteils in den Friedhofsunterlagen dokumentiert. Sie waren Zwangsarbei-
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ter, Männer und Frauen, vor allem aus Polen, der Ukraine und Russland sowie aus
Kroatien, Italien und den Niederlanden, Frankreich und Belgien. Auch in Deutsch-
land geborene Kinder von Zwangsarbeiterinnen wurden hier beigesetzt. Eine unbe-
kannte Anzahl von Zwangsarbeitern wurde auf einem Forster Friedhof begraben,
der heute auf polnischer Seite liegt.

Diese Zwangsarbeiter und ihre Kinder haben kein Gedenkzeichen. Ihre Grab-
fläche ist vollkommen ungekennzeichnet, stark überwachsen und ungepflegt. Dabei
gibt es an anderer Stelle des Forster Friedhofs seit 1981 eine Ehrengrabanlage für
verstorbene Widerstandskämpfer, zu der eine Ehrenmauer mit Namenstafeln gehört.
Auch ein Gedenkstein für 80 deutsche Deserteure steht auf dem Hauptfriedhof von
Forst. Außerdem gibt es eine Anlage für gefallene Soldaten beider Weltkriege, deren
Denkmal 1994 rekonstruiert wurde. Dazu kam eine Sandsteinstele in Achteckform
mit der Aufschrift: „DEN OPFERN / VON KRIEG UND GEWALT.“

Damit sind die auf diesem Friedhof ruhenden „Kriegsopfer“ gemeint. Ein an-
lässlich des Volkstrauertages 1995 herausgegebenes Informationsblatt des Bürger-
meisters über die Kriegsgräberstätten der Stadt Forst erwähnt die ausländischen
Zwangsarbeiter nicht. Ein Friedhofsbesucher kann nicht erkennen, dass hier außer
deutschen Soldaten und Deserteuren auch Zwangsverschleppte aus anderen Län-
dern liegen. 

Im Ortsteil Bohrau von Forst liegt ein neunzehnjähriger polnischer Zwangsar-
beiter begraben, der in Bohrau in der Landwirtschaft arbeiten musste und ums Le-
ben kam. Sein Name, der auf einem Gedenkstein steht, war: FUTTI KAZIMIERZ.
Es ist nicht auszuschließen, dass dieser Name falsch geschrieben wurde.
Im Ortsteil Mulknitz von Forst iegt auf dem Friedhof in einem Sammelgrab ein Ös-
terreicher, der in DDR-Unterlagen als Zwangsarbeiter bezeichnet wurde. In den ak-
tuellen Listen wird er jedoch als Soldat geführt. Sein Name, der auch auf einem
Kissenstein steht, war : WOLFGANG HEIMANN. Er starb am 31. 3. 1945.

In Döbern (Spree-Neiße) wurden zwischen 1941 und 1945 zwei Franzosen und
ein Österreicher beigesetzt, die während der Zwangsarbeit ums Leben kamen. Ihre
Gräber waren 1999 nicht mehr nachweisbar. Da auf dem Friedhof viele unbekannte
deutsche Soldaten liegen, wurden sie möglicherweise irrtümlich zu diesen gezählt.
Die Einzelgräber der Unbekannten sind gepflegt und mit Kissensteinen versehen.

Auf dem Westfriedhof von Guben (Spree-Neiße) an der Bethanienstraße liegen
in einer Gemeinschaftsgrabanlage mindestens 56 Opfer des Nationalsozialismus,
vor allem polnische Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter, die zwischen 1940 und
1945 ums Leben kamen, unter ihnen auch Kinder. Die Einzelgräber wurden 1972
zu einem Gemeinschaftsgrab umgestaltet, es wurden drei Sammelsteine mit
Namen, soweit bekannt, aufgestellt.

Auf dem Friedhof von Grano (Spree-Neiße) wurde vor 1945 ein polnischer
Zwangsarbeiter beigesetzt. Sein Name war JOSEF DLUGOSZEK. An seinem Grab
stand ein Holzkreuz ohne Inschrift. Dieses ist seit langem verwittert. Das Grab in der
2. Reihe von der Dorfstraße gesehen ist zwar noch vorhanden, aber verwachsen
und kaum noch auffindbar.
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Am Waldweg von Kerkwitz (Spree-Neiße) nach Grabko liegt ein Massengrab
für sowjetische Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene, die in Rüstungsbetrieben der
Umgebung und beim Bau der Bahnstrecke Berlin - Frankfurt/Oder - Cottbus arbei-
ten mussten und dabei ums Leben kamen. Die Zahl der hier verscharrten Toten wird
mit 57 angegeben.In den fünfziger Jahren errichtete man ein Denkmal, gekrönt von
einem Sowjetstern. Dass es sich um Zwangsarbeiter handelt, geht aus dem Denkmal
nicht hervor, denn in russischer Sprache steht dort die für sowjetische Solda-
tengräber übliche Inschrift: „ZUR ERINNERUNG / AN DIE UNBEKANNTEN HEL-
DEN DIE GEFALLEN SIND / FÜR DIE UNABHÄNGIGKEIT UNSERER HEIMAT“.

In Klein Döbbern (Spree-Neiße) wurden zwei polnische Zwangsarbeiter beige-
setzt. Das Grab hatte keinen Stein, war aber um 1970 noch erkennbar und be-
pflanzt. Inzwischen ist es nicht mehr auffindbar. 

Ebenso vergeblich sucht man in Klein Kölzig (Spree-Neiße) nach dem Grab ei-
nes italienischen Zwangsarbeiters, das sich, nach Angaben aus der DDR, hier be-
fand. In einem Sammelgrab für deutsche Soldaten liegt jedoch der in Italien gebo-
rene Paul Kallaus, gefallen auf deutscher Seite im April 1945.

Möglicherweise ist er irrtümlich als Zwangsarbeiter eingestuft worden. Es lässt
sich nicht mehr aufklären.

In Spremberg (Spree-Neiße), Ortsteil Pulsberg, war bis etwa 1970 noch das
Grab einer polnischen Zwangsarbeiterin nachweisbar. Heute ist der Friedhof in Wald
übergegangen, das Grab ist nicht mehr auffindbar.

Auf dem Friedhof von Welzow (Spree-Neiße) an der Liesker Straße liegen vier
Zwangsarbeiterinnen aus Polen oder der Sowjetunion in zwei Reihengräbern. Da-
ten sind nicht dokumentiert. Auf einem Grabstein steht: „WOLKOWA ALEXAN-
DRA / GORBATOWA ALESSA”. Auf dem anderen: „LEBEDEWA NINA / MIKO-
LAJCZYK ROMUALDA“. 

In Jüterbog (Teltow-Fläming) war es besonders schwierig, verlässliche Angaben
über Gräber von Zwangsarbeitern zu bekommen, da es mehrere Umbettungen ge-
geben hat und da vieles nicht belegbar ist, mir aber als mündlich überlieferte
Erinnerung ohne Quellenangabe von mehreren Seiten erzählt wurde.

Ende der siebziger Jahre wurde der Schützenfriedhof für einen Schulneubau
eingeebnet. Einige polnische Kriegsgefangene, die hier begraben waren, bettete
man auf den neu angelegten Südfriedhof um. In die neue Grabstätte der Polen ka-
men auch polnische Zwangsarbeiter, die man vom Anlagenfriedhof umbettete. Ins-
gesamt liegen hier 14 umgebettete polnische Opfer des Nationalsozialismus. Man
stellte an dem eingefassten Sammelgrab zwei Gedenksteine auf. In polnischer und
deutscher Sprache steht dort: „HIER RUHEN 14 POLNISCHE BÜRGER/ OPFER DES
FASCHISTISCHEN TERRORS/ EHRE IHREM ANDENKEN/
HENRYK    KORBECKI         10. 10.  1897   –  3.  5.   1944
JOSEFA    WOROBLEWSKA      16. 11.  1906   – 25. 11. 1940
WALENTY   MURIAS           5.   8.    1892  –  2.  2.   1945
JAN      MNISZEWSKI         8.  12.   1904  –  5. 12.  1945
JAN      PODRASZA                    1897   – 27.  2. 1945
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JAN      SZCZURACZEK         2.  8.  1921 – 14.  9. 1942
SINAIDA  GAWRJKOWA          23. 8. 1925 – 18. 11. 1944
ELEONORA KRAWCZYK           24. 2. 1922 – 27.  3. 1941 
CZESLAW  MARECKI            24. 10. 1912 –  9.  9. 1942
LEON ORLOWSKI               16. 4. 1902 – 17.  1. 1943
HENRIK   KOBIERSKI           3. 4. 1905 –  2.  4. 1943
IRENA    RUSZYNSKA          15. 8. 1919 –  6.  7. 1942 
EDMUND   JANKOWSKI          24. 10. 1919 – 27.  7. 1942
FRANTISEK JANKOWSKI         20. 11. 1917  – 28. 10.  1942

Auf dem Südfriedhof  am Waldauer Weg, Flur 32, wurde im März  2000 eine
Gedenktafel angebracht. An dieser Stelle sollen mehrere Menschen  im April 1945 er-
mordet wurden sein. Es gibt keine Augenzeugen mehr. Aber es wird in Jüterbog behaup-
tet, dass die Rote Armee hier neben deutschen Soldaten auch polnische Zwangsarbeiter
wegen angeblicher Kollaboration erschossen hat. An dem dort stehenden Schuppen sind
Einschusslöcher zu sehen, die man auch nach der Restaurierung sichtbar ließ.

Nachweisbar ist nur der Tod von deutschen Soldaten an dieser Stelle. Auf der
Tafel steht darum auch nur: „ZUM GEDENKEN / AN 20 DEUTSCHE SOLDATEN /
DIE NOCH IN DEN LETZTEN TAGEN DES 2. WELTKRIEGS/ ENDE APRIL / ANFANG
MAI / GEFALLEN SIND UND AUF DEM SÜDFRIEDHOF IN 2 KAMERADEN-
GRÄBERN / BESTATTET WURDEN. / IHRE GRÄBER WURDEN 1970 ÜBERBETTET
/ (Es folgen 20 deutsche Namen)

SORGT IHR, DIE IHR NOCH IM LEBEN STEHT /DASS FRIEDEN BLEIBT / FRIE-
DEN ZWISCHEN DEN MENSCHEN / UND FRIEDEN ZWISCHEN DEN VÖLKERN“.

Auch im Ortsteil Grüna von Jüterbog konnte ich nur aus mündlichen Berichten
etwas über ein Zwangsarbeitergrab erfahren, das auf alten Listen erwähnt wird. Auf
dem Friedhof befand sich das Grab des Polen TADEK, der beim Bauern Fritz Leh-
mann arbeitete. In den letzten Kriegstagen soll er von Deutschen erschossen worden
sein. Der Friedhof wurde weitgehend eingeebnet, das Grab ist nicht mehr auffindbar.

In Kloster Zinna, heute auch Teil von Jüterbog, war ein italienischer Kriegsge-
fangener bestattet worden, der als Zwangsarbeiter in Kloster Zinna ums Leben kam.
1992 wurde er in sein Heimatland überführt.

In Kemnitz (Potsdam-Mittelmark) war mindestens ein polnischer Zwangsarbei-
ter beigesetzt worden. Als in den sechziger Jahren der alte Friedhof aufgehoben
wurde, beseitigte man auch dieses Grab. Vorhanden ist noch ein Grab in Nieder-
görsdorf (Teltow Fläming), Ortsteil Bochow.

Auf dem Friedhof, linke Seite, letzte Reihe an der Mauer, liegt nach älteren Dar-
stellungen der polnische Zwangsarbeiter NIKOLAUS BILOUS, geboren am 19. 5.
1898, gestorben am 17. 11. 1944. Es gab nie einen Stein oder ein anderes Gedenk-
zeichen. In den Friedhofsunterlagen ist die Nationalität „polnisch“ durchgestrichen
und ersetzt durch: „ukrainisch“. 

In Saalow (Teltow-Fläming) war nach Kriegsende ein Lazarett eingerichtet wor-
den. Nach älteren Darstellungen liegen hier auch sechzehn polnische und sowje-
tische Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter, die nach der Befreiung verstarben. Von
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diesen Toten ist in Saalow und bei der Friedhofsverwaltung nichts mehr bekannt. Es
gibt kein Grabzeichen.

In den heutigen Unterlagen finden sich nur Angaben über deutsche Soldaten,
deren Grabanlage im Jahr 2000 in Ordnung gebracht wurde.

Auch in Sperenberg (Teltow-Fläming), gab es auf dem Alten Friedhof ein Mas-
sengrab mit über vierhundert Toten verschiedener Nationalität. Neben deutschen
Soldaten und Zivilisten sollten hier nach Angaben aus den siebziger Jahren und nach
mündlich überlieferter Kenntnis der Friedhofsmitarbeiter auch ausländische Tote,
vor allem polnische Zwangsarbeiter, liegen. Das Grab war lange Zeit ohne
Gedenkzeichen. 

1999 errichtete man in Zusammenarbeit mit dem Volksbund deutsche Kriegs-
gräberfürsorge eine Tafel mit der Inschrift: „IN EINEM GEMEINSAMEN GRAB
RUHEN HIER / 109 DEUTSCHE SOLDATEN, / DIE NOCH IN DEN LETZTEN TAGEN
DES 2. WELTKRIEGES / IN SPERENBERG UND IN DER NÄHEREN UMGEBUNG GE-
FALLEN SIND. / GEDENKET IHRER UND ALLER OPFER VON KRIEG UND GE-
WALTHERRSCHAFT.“
Die ausländischen Toten, wenn es sie gab, sind vergessen.

In Wünsdorf (Teltow-Fläming), wo sich die Befehlszentrale des Oberkomman-
dos der Westtruppe der Sowjetarmee befand, blieb die Tragödie von drei Zwangs-
arbeitern, von denen nur noch ein Gemeinschaftsgrab auf dem Friedhof zeugte,
vollkommen unbeachtet.

Sie lagen auf dem Friedhof Reihe I Nr. 74/6. Einen Gedenkstein gab es nie.
Die Polinnen SOPHIE RADZIKOWSKA und HELENA KOLASINSKA arbeiteten bei
den Bauern Max Albrecht und Georg Hoffmann. Die beiden Frauen warfen sich
1941 gemeinsam vor einen Zug. Mit ihnen wurde der sowjetische Kriegsgefangene
ALEX SZEMEET 1941 beigesetzt. Wie er starb, ist nicht bekannt. Das ungekenn-
zeichnete Grab ist seit mindestens 1990 aufgehoben.

An mehreren Stellen des Friedhofs von Angermünde (Landkreis Uckermark) la-
gen polnische Zwangsarbeiter begraben, die an Krankheiten, Unfällen, Misshand-
lungen und Selbstmord starben.

Ihre Namen und Daten sind bekannt. Aber die Gräber wurden neu belegt, es
gibt kein Erinnerungszeichen mehr für diese Opfer des Nationalsozialismus.

In Flieth sind mindestens zwei polnische Zwangsarbeiter begraben worden. Das
Grab von WASYL FERES (sein Name ist womöglich falsch geschrieben), 6.8.1902 –
8.10.1943, ist nicht mehr nachweisbar. Noch vorhanden ist das Grab von
WLADISLAW PIONTEK, geboren 1926, gestorben am 17. 10. 1944. Es hat keinen
Gedenkstein, ist der Friedhofsverwaltung jedoch bekannt.
Auf dem Friedhof von Gerswalde (Uckermark) liegt seit 1941 der polnische
Zwangsarbeiter TADEUSZ KOWALSKI (geboren am 29. 10. 1906). In Kriegsgräbe-
rlisten von 1994 war Tadeusz Kowalski noch aufgeführt. Im Jahr 2000 war sein
Grab, das keinen Stein besaß, nicht mehr nachweisbar.

Nach alten Listen lag auf dem Friedhof von Greiffenberg (Uckermark), 2.
Hauptweg, rechte Seite, die polnische Zwangsarbeiterin MARIE KOSLEWA, gebo-
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ren in DANKOW/POLEN, gestorben am 7. 7. 1941. Auch lag hier das Kind einer
Zwangsarbeiterin: ERIKA GURZEWSKI, 30. 11. 1942 – 11. 2. 1943.

Beide Gräber sind nicht vorhanden. Ältere Einwohner und der Friedhofsverwal-
ter, der schon in den fünfziger Jahren nach Greiffenberg kam, bestreiten jedoch,
dass es sie je gegeben hat. Vielleicht wurden die Listen falsch geführt, vielleicht auch
wurden diese ungekennzeichneten Gräber niemals wahrgenommen.

In Hardenbeck (Uckermark) lag der polnische Zwangsarbeiter SZAFONI CZES-
LAW, 10. 1. 1910 – 3. 5. 1940, der als Landarbeiter in Hardenbeck arbeiten muss-
te. Er verübte Selbstmord, indem er sich im See ertränkte. Das Grab verwilderte
und wurde im Frühjahr 2000 beseitigt. Es gibt kein Erinnerungszeichen mehr an
Szafoni Czeslaw.

Bei einer der wenigen gestalteten Gedenkstätten für Zwangsarbeiter drängt
sich die Vermutung auf, dass sie aus politischen Kalkül errichtet wurde, zum Beweis
der deutsch-polnischen Freundschaft. Auf dem Hauptfriedhof von Prenzlau (Ucker-
mark) wurde 1969, im Jahr des 20. Jahrestags der DDR ein Grab von polnischen
Zwangsarbeitern zur Gedenkstätte gestaltet. Polnische Arbeiter der Ölpipeline
Schwedt-Rostock führten die Arbeiten unentgeltlich aus. Hier liegen während der
Kriegsgefangenschaft in Prenzlau verstorbene polnische Soldaten, ihr Gefangenen-
lager befand sich in den Kasernen Berliner Straße. An ihrer Grabstätte wurden ver-
setzt aufgestellte Kreuze aus Zement errichtet, die die Namen und Daten von sech-
zehn Toten tragen. Auf einem Gedenkstein steht ein polnischer Text: „ZOLNIER-
ZOM WOJSKA POLSKIEGO POLEGLYM W DRUGIEJ WOJNIE SWIATOWEJ/
1939-1945 RODACALA“. Auf demselben Friedhof liegen in verschiedenen Grä-
bern noch mehr als fünfzig Zwangsarbeiter, meist italienischer und ungarischer Her-
kunft. Für sie gibt es kein besonderes Gedenkzeichen.

Diese Recherche über Gräber von Zwangsarbeitern in Brandenburg ist unvoll-
ständig, aber sie kann als repräsentativ für den Umgang mit diesen Grabstätten
gelten. An einigen Orten hat es nie ein Gedenken gegeben, die Zwangsarbeiter wa-
ren nicht in die Dorfgemeinde integriert, sie wurden als Fremde gesehen und ihre
Gräber wurden vergessen oder nur pflichtgemäß eine Zeitlang bewahrt. Manchmal
aber, wenn die einzelnen Zwangsarbeiter als Menschen wahrgenommen wurden –
was zahlreiche nationalsozialistische Verordnungen zu verhindern versuchten – wur-
de auch ihr Grab als das eines Menschen, eines Nachbarn mit Respekt behandelt. In
Einzelfällen hat jemand, der den Verstorbenen kannte, das Grab über Jahrzehnte ge-
pflegt. Die gesetzlichen Bestimmungen aus der DDR, nach denen Gräber von Op-
fern des Faschismus besonders gepflegt werden mussten und nicht aufgehoben
werden durften, wurden oft nicht eingehalten, weil es den örtlichen Verantwort-
lichen nicht immer bewusst war, dass auch Zwangsarbeiter Opfer des Faschismus
waren. 

Nach der Wiedervereinigung hatten diese Gräber als Kriegsgräber zu gelten.
Aber inzwischen war oft die Erinnerung an die Toten vollständig verlorengegangen,
anders als bei den deutschen Soldatengräbern lösten sie keine Assoziation an eigene
Trauer aus. Durch den gewachsenen Zeitabstand verschiebt sich die Erinnerung, die
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Gräber der Zwangsarbeiter appellieren nicht mehr ans individuelle Gedächtnis,
sondern an das kulturelle Gedächtnis, an die Erinnerungskultur.

Zum Schluss dieses, wie gesagt, unvollständigen Rechercheberichts noch ein
Beispiel aus Wusterhausen, einer kleinen Stadt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin.
Vor dem Rathaus befand sich seit etwa 1923 ein Kriegerdenkmal aus Marmor. Zu
Füßen dieses Denkmals, so wird erzählt, ließ der sowjetische Kommandant 1945
zwei sowjetische Zwangsarbeiter begraben, die kurz vor dem Kriegsende aus dem
Gefängnis von Wusterhausen ausgebrochen waren. Dort waren sie wegen irgend-
welcher Verstöße gegen die rigiden Regeln für Zwangsarbeiter inhaftiert worden.
Die beiden geflohenen Männer wurden in der Nähe des Ortes gefasst, am
sogenannten Schinderberg erschossen und dort verscharrt. Der sowjetische
Kommandant ließ sie exhumieren und vor dem Rathaus beisetzen. Es gibt im Ort
Bürger, die sich an diese feierliche Beisetzung erinnern. 1947 wurde das
Kriegerdenkmal zu einem Gedenkstein für die Opfer des Faschismus umgewidmet.
Die Vorderseite zeigte nun den Häftlingswinkel und die Inschrift: „DEN TOTEN ZUR
EHRE/ DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG“.

Im Laufe der Jahre geriet in Vergessenheit, dass an dieser Stelle Tote begraben
wurden. Es ist nicht auszuschließen, dass es eine Umbettung gegeben hat, sowje-
tische Dienststellen strebten an, ihre Kriegstoten in zentralen Begräbnisstätten zu-
sammenzufassen. Allerdings hatte man zu den Zwangsarbeitern und Kriegsgefan-
genen eine zwiespältige Haltung und nahm sie manchmal von dieser Ehre aus.
Dokumente über eine eventuelle Umbettung sind nicht bekannt.

Nach der Wiedervereinigung wurde der Stein wiederholt von Unbekannten mit
nationalsozialistischen Symbolen besprüht. Darum und weil er ohnehin unansehn-
lich geworden war, entschloss sich die Stadt 1992, ihn zu entfernen. Das vergessene
Grab spielte bei dieser Entscheidung keine Rolle. Erst nach meinen Anfragen und
Besuchen im Jahr 2000 erinnerte man sich in der Stadtverwaltung, dass die Ge-
denkanlage zwar aufgehoben ist, die Toten aber nicht umgebettet wurden. 

Eine Anfrage im Sommer 2003 ergab, dass man immer noch nicht weiß, ob an
dieser Stelle die beiden ermordeten Zwangsarbeiter liegen. Ohne Stein, ohne Ge-
denken.

Dass die Toten vergessen werden, dass man sich ihrer Grabstätte nicht mehr er-
innert, ist in Brandenburg kein Einzelfall. Börnicke im Havelland war der Ort eines
der ersten nationalsozialistischen Konzentrationslager. Es war von der SA Nauen in
einer ehemaligen Zementfabrik am Ortsausgang Richtung Tietzow eingerichtet
worden. Etwa 80 Gegner des nationalsozialistischen Regimes wurden hier gefan-
gengehalten, nach manchen Quellen waren es zeitweilig bis zu 500. Auf Weisung
des Potsdamer Regierungspräsidenten wurden am 11. Juli 1933 79 Gefangene aus
dem KZ Börnicke ins KZ Oranienburg überstellt. Als Außenkommando dieses Kon-
zentrationslagers wurde das Lager Börnicke aber mit 15 Gefangenen weitergeführt,
die zu Verladearbeiten auf den Bahnhöfen Kienberg und Börnicke eingesetzt wur-
den. Mindestens zehn Menschen sollen an den Misshandlungen und Folterungen
gestorben sein.
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1951 weihte man ein Denkmal für das KZ ein. Etwas außerhalb der Ortschaft,
in der Tietzowstraße, wo sich die ehemalige Zementfabrik befand, stand eine Zie-
gelmauer mit eisernen Buchstaben: „DEN OPFERN ZU EHREN/ DEM LEBENDEN
ZUR MAHNUNG“.

Darunter befand sich ein Häftlingswinkel und die Inschrift: „ERSTES KONZEN-
TRATIONSLAGER OSTHAVELLAND“.
Hinter dem Denkmal begrub man elf aus dem Nachbarort Sommerfeld hierher um-
gebettete unbekannte KZ-Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen, unter ihnen zwei
Frauen. 1975 wurde das Denkmal wegen Baufälligkeit abgerissen und ein neues
Mahnmal gestaltet. 

Es handelt sich um eine auf die Spitze gestellte Dreieckspyramide aus Beton auf
einem gestuften Sockel aus bearbeitetem Werkstein. Die Inschrift lautet: „DIE TO-
TEN MAHNEN/ EHRE IHREM ANDENKEN/ KZ BÖRNICKE 1933“.

1997 stellte die Gemeinde den Antrag, das sanierungsbedürftige Denkmal zu
beseitigen. Sie verwies auf die fehlenden Mittel, um das Mahnmal zu erhalten. Das
Landesamt für Denkmalpflege stimmte dem nicht zu.

Auf meine Anfrage konnte der Bürgermeister weder bestätigen noch ausschlie-
ßen, dass hinter dem Denkmal Gräber liegen. Von einer Umbettung ist nichts b-
ekannt. Also werden die Toten noch dort liegen, vergessen trotz der Inschrift auf
dem baufälligen Denkmal, ermordet in den letzten Kriegstagen, verscharrt, exhu-
miert, beigesetzt, dann umgebettet, ortlos.
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GGeeddeennkkzzeeiicchheenn  ffüürr  jjüüddiisscchhee  GGeesscchhiicchhttee,,  
ffüürr  VVeerrffoollgguunngg,,  VVeerrttrreeiibbuunngg  uunndd  EErrmmoorrdduunngg  

Das Gedenken an die jüdischen Opfer des Nationalsozialismus war in der Sow-
jetischen Besatzungszone und späteren DDR von Anfang an zwiespältig. Angesichts
der allgemeinen Zerstörung und Opfer, angesichts des Leids in fast allen Familien
wurde die besondere Dimension des jüdischen Leids zunächst kaum wahrgenom-
men. Den zerstörten jüdischen Stätten, insbesondere Friedhöfen und Synagogen
stand man im allgemeinen mit Gleichgültigkeit gegenüber. 

Bezeichnend ist, dass selbst der „Hauptausschuss Opfer des Faschismus“ in sei-
ner ersten Sitzung im Juni 1945 Juden die Anerkennung als Opfer des Faschismus
verweigerte. „Sie haben alle geduldet und Schweres erlitten, aber sie haben nicht
gekämpft“. Erst in den folgenden Monaten wurde Juden ein Status als „Opfer des
Faschismus“ zuerkannt, bis zum Ende der DDR aber wurde der als weniger ehren-
voll angesehen als der eines „Kämpfers gegen den Faschismus“, was sich auch in
den Sozialleistungen ausdrückte.

Die Entwicklung in der Sowjetunion und in den von ihr beherrschten Ländern
führte in den frühen fünfziger Jahren auch für die Juden in der DDR zu einer ge-
fährlichen und unberechenbaren Situation. Im Dezember 1951 war Slánský in der
Tschechoslowakei verhaftet worden. Hinter den Kulissen fanden auch in der DDR
Vorbereitungen für einen Schauprozess nach sowjetischem Muster statt. In der
Sowjetunion wurden die Mitglieder des Jüdischen Antifaschistischen Komitees er-
mordet, die während des Krieges außenpolitisch eine große Rolle gespielt hatten.
Beim Prozess gegen den ungarischen Außenminister László Rajk 1949/50 war es
vordergründig gegen angebliche Agenten des amerikanischen Geheimdienstes ge-
gangen, die meisten der Verdächtigen, die konstruierten, absurden Anklagen zum
Opfer fielen, waren jedoch Juden, ehemalige Emigranten, oft seit ihrer frühen Ju-
gend der kommunistischen Bewegung verbunden. Auch in der jungen DDR wurden
plötzlich Juden aus exponierten Stellungen „hinweggesäubert“, nicht als Juden
wurden sie angegriffen, sondern als „Kosmopoliten“, „kleinbürgerliche Elemente“
als „Zionisten“. Der Staat Israel wurde als „Vorposten des Imperialismus“ be-
schimpft, es war plötzlich unerwünscht, dass Parteimitglieder sich gleichzeitig als Ju-
den bekannten. Im Januar 1952 forderte die sowjetische Besatzungsmacht die Par-
teiführung auf, alle Juden registrieren zu lassen. Erich Mielke bekam den Auftrag,
durch das Ministerium für Staatssicherheit eine solche Kartei anzulegen. Man wollte
vor allem wissen, welche Verbindungen in den Westen bestanden. Kurz nach dem
Slánský-Prozeß im November 1952 wurden in Moskau Anschuldigungen gegen
neun Kreml-Ärzte erhoben, sechs von ihnen waren Juden. Sie sollten im Auftrag
westlicher Geheimdienste versucht haben, die sowjetische Regierung zu vergiften.
Diese Verschwörungstheorie erklärte sich zum einen aus dem Verfolgungswahn des
kranken Stalin, zum anderen passte sie auch ins machtpolitische Konzept. Wieder
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einmal sollten die Juden als Sündenböcke herhalten, um die wachsende
Unzufriedenheit der Bevölkerung in den osteuropäischen Staaten zu kanalisieren.

In der DDR war es schwieriger als in der Sowjetunion, mit antisemitischen
Klischees zu operieren. Zu deutlich war die Nähe zu den Propaganda-Stereotypen der
Nazis. Und doch, das „Neue Deutschland“ druckte den Prawda-Artikel am 14. Januar
1953 ab, mit dem Hinweis auf die Berechtigung der Forderung Stalins nach erhöhter
Wachsamkeit. Schon im Dezember war Paul Merker, obwohl bereits seit 1950
entmachtet, verhaftet worden und beschuldigt, im mexikanischen Exil eine zionis-
tische Agentengruppe geleitet zu haben. Weil er Entschädigungen für geraubtes
jüdisches Eigentum gefordert hatte, stand nun in der Zeitung „Neues Deutschland“,
er habe die „Verschiebung deutschen Volksvermögens“ gefordert. Auch wenn alle
diese Fakten und Zusammenhänge nur wenigen im einzelnen bekannt waren, so
konnte doch jeder feststellen, dass die öffentlich wahrnehmbare Stimmung
gegenüber Juden sich änderte. Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN)
registrierte zum Ende des Jahres 1952 einen Anstieg antisemitischer Übergriffe. 

Es gab Friedhofsschändungen und zunehmend Beleidigungen gegenüber Mit-
gliedern jüdischer Gemeinden. Aber diese mehr oder weniger spontanen antisemi-
tischen Vorfälle wurden übertroffen von den amtlich legitimierten Übergriffen der
Staatssicherheit gegen die jüdischen Gemeinden und ihre Repräsentanten zum
Jahreswechsel 1952/53. Innerhalb weniger Wochen verließen Hunderte Juden die
DDR, in Angst und Panik ließen viele erneut all ihre neu geknüpften sozialen
Bindungen, ihren gesamten Besitz zurück. Auch die meisten gewählten
Repräsentanten sahen sich gezwungen, die DDR fluchtartig zu verlassen. Manche
glauben, die Staatssicherheit habe die Flucht der Repräsentanten absichtlich gesche-
hen lassen. Als Sündenböcke in der gerade beginnenden antijüdischen Kampagne
hätten sie sich auch als „Republikflüchtlinge“ geeignet. Man war wohl in der DDR
nicht besonders eifrig, die von sowjetischer Seite gewünschte Kampagne voranzu-
treiben, weil die antijüdische Haltung in einem unlösbaren Gegensatz zum propa-
gierten Antifaschismus stand.

Mit Stalins Tod im März 1953 und erst recht nach dem Volksaufstand vom 17.
Juni änderte sich das Szenarium auch in der DDR. Plötzlich hatte niemand mehr ein
Interesse an einer antisemitischen Kampagne. Die schon verhafteten Juden und
„Westemigranten“ wurden zwar nur schleppend freigelassen, einige saßen noch ja-
hrelang unter absurden Anschuldigungen in Zuchthäusern, aber begonnene Untersu-
chungen und Verfahren verliefen mehr oder weniger im Sande. Die VVN als politische
Organisation war auf Beschluss des Politbüros schon im Februar aufgelöst worden.

Diese Hintergründe muss man kennen, um die Gedenkzeichen für jüdische Op-
fer des Nationalsozialismus aus dieser Zeit verstehen zu können, auf denen die Be-
griffe „Jude“ oder „jüdisch“ vermieden wurden.

Ein absurdes Beispiel dafür ist eine nicht mehr existierende Gedenktafel, die um
1951 im Rathaus von Cottbus am Neumarkt angebracht wurde. Dort stand: „DEN
COTTBUSSER OPFERN DES WIDERSTANDS / GEGEN DEN FASCHISMUS / GE-
WIDMET.“
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Zwischen den Jahreszahlen 1933 und 1945 war der rote Winkel der politischen
Häftlinge zu sehen, darunter dutzende Namen, auch die ganzer Familien. Nur zwölf
der hier aufgezählten Namen waren tatsächlich die von Widerstandskämpfern, bei
den anderen handelte es sich, ohne dass dies auf dieser Tafel vermerkt wurde, um
Juden, die vertrieben und ermordet wurden. Mit dieser zweifelhaften Ehrung wur-
den die jüdischen Opfer des Nationalsozialismus als Widerstandskämpfer verein-
nahmt und ihre jüdische Identität wurde ignoriert. Dagegen gab es Protest, unter
anderem von einem in Israel lebenden Rabbiner, der auf dieser Tafel als ermordet
aufgeführt wurde. Die Gedenktafel wurde aber nicht korrigiert, sondern entfernt.
Wenn auch der später Holocaust oder Shoah genannte Judenmord durchaus im Ge-
dächtnis der jungen DDR als allgemeine Metapher präsent war, so fand doch die Er-
innerung an konkretes jüdisches Leben, an die zerstörten Gemeinden, an ihre „ari-
sierten“ Gebäude, an die verschwundenen Nachbarn in der Regel keinen Ausdruck.
Wenn in der Nachkriegszeit verwüstete jüdische Friedhöfe aufgeräumt wurden, ge-
schah dies meist durch Kirchengemeinden. Es gab vereinzelt frühe Gedenksteine
und Erinnerungstafeln, auch für zerstörte Synagogen. Deren Inschriften muten heu-
te manchmal seltsam an.

In Brandenburg, einer Stadt, wo nur zehn von etwa 200 Juden überlebt haben,
wurden die Ermordeten auf einer 1949 vom Rat der Stadt für den ehemaligen jü-
dischen Friedhof gestifteten Tafel als „UNSERE BRÜDER UND SCHWESTERN“ be-
zeichnet. In der Großen Münzenstraße, in der DDR Joliot-Curie-Straße 14, auf ei-
nem heutigen Schulhof, stand die Synagoge der Jüdischen Gemeinde der Stadt
Brandenburg. 1948 brachte man eine Holztafel an: „AN DIESER STELLE STAND
EINST DIE SYNAGOGE DER JÜDISCHEN / GEMEINDE BRANDENBURGS. IN DER
KRISTALLNACHT VOM 9. ZUM 10. / NOVEMBER 1938 WURDE DIESE SYNAGO-
GE VON FASCHISTISCHEN / HORDEN AUSGEPLÜNDERT UND NIEDERGE-
BRANNT. DIESE / KULTURSCHANDE DER NAZIS ALS MAHNUNG! NIE WIEDER /
ANTISEMITISMUS! NIE WIEDER FASCHISMUS!“

Der verharmlosende Begriff „Kristallnacht“ für den Pogrom von 1938 war bis
in die 80er Jahre in Gebrauch. Als diese Gedenktafel 1970 von einem mehrteiligen
Kunststein ersetzt wurde, kam in der Inschrift wieder der Begriff „Kristallnacht“ vor,
auch die „faschistischen Horden“. Das Wort „Kulturschande“ fehlte, es war unge-
bräuchlich geworden. Aber den „faschistische Horden“ analoge Begriffe kehrten
auf den Gedenktafeln für zerstörte Synagogen und jüdische Friedhöfe immer wie-
der. In Eberswalde sprach man auf einer Tafel von 1966 für die 1938 zerstörte Sy-
nagoge in der heutigen Goethestraße vom „faschistischen Mob“, in Lübben 1955
am Friedhof Majoransheide, der durch eine Konservenfabrik überbaut worden war,
von den „faschistischen Machthabern“. Diese Inschriften drückten Distanz zu den
Tätern aus, als wären die einer anderen Wirklichkeit entstiegen, wo sie doch in der
Regel aus der Mitte der Bevölkerung kamen. Die Formulierung „Brüder und
Schwestern“ jedoch, die man einige Male findet, drückt eine unzulässige Verein-
nahmung der jüdischen Opfer aus, selbst wenn man annehmen kann, dass es
Verfolgte des Naziregimes waren, die diese Inschrift entwarfen. (Später, in den
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achtziger Jahren, kam die nicht weniger problematische Formulierung von den „jü-
dischen Mitbürgern“ in Gebrauch. Es hat etwas Herablassendes, aus der Position
des Bürgers, der einer Mehrheit angehört, auf die „Mitbürger“ zu schauen; die klei-
ne Vorsilbe verweist die jüdischen Bürger auf ihren Platz in der Minderheit.)

Unter den frühen Gedenkzeichen für jüdische Stätten sind einige, deren In-
schrift abweicht von den Einheitsformeln. 

In Wittstock ließ der Rat der Stadt zum 9. November 1952 einen Gedenkstein
auf den von den Nazis zerstörten und in der Nachkriegszeit eingeebneten jüdischen
Friedhof setzen, auf dessen Inschrift Goethe zitiert wird. „EDEL SEI DER MENSCH,/
HILFREICH UND GUT“. Die Stadt verpflichtete sich, diese Stätte zu pflegen, „IM
GEISTE DER MENSCHLICHKEIT UND RASSENACHTUNG“. So unbeholfen die For-
mulierung von der „Rassenachtung“ sein mag - die Juden als besondere Rasse sind
eine Konstruktion der Nationalsozialisten -, so unpassend das Goethewort an dieser
Stelle scheinen will, spürt man doch aus dieser Inschrift Betroffenheit, Hilflosigkeit,
vielleicht so etwas wie Scham über den „FASCHISTISCHEN RASSENHASS“ der die-
sen Friedhof schändete, wie die Inschrift sagt.

Allerdings wurde das in Stein gemeißelte Versprechen, „diese Stätte zu pfle-
gen“ von der Stadt Wittstock nicht immer eingehalten.

Es gibt kein einziges Beispiel für ein Gedenkzeichen in Brandenburg (und anders-
wo wohl auch nicht), in dem die Beteiligung der nichtjüdischen Bevölkerung an Verfol-
gung, Vertreibung und schließlich Vernichtung der jüdischen Nachbarn aufscheint.

Von sehr vielen geschändeten Friedhöfen Brandenburgs wurden noch nach
1945 die Grabsteine entwendet, um sie als Treppenstufen, Gartenbegrenzungen
u.ä. zu missbrauchen. In Angermünde (Uckermark) störte es niemanden, dass die
Steine des alten jüdischen Friedhofs zur Befestigung der Adlerquelle am Wolletzsee
dienten, die Leichenhalle zur Garage wurde. Und in Friedland (Landkreis Oder-
Spree) störte es niemanden, dass die Friedhofssteine als Wegbefestigung oder in ei-
nem Nachbargehöft des alten jüdischen Friedhofs aus dem 18. Jahrhundert verbaut
wurden. Die Beispiele für diese zerstörerische Gleichgültigkeit als Fortsetzung des
antisemitischen Zerstörungswerks der Nationalsozialisten scheinen endlos.

Manchmal geschah der Raub ganz selbstverständlich, vor aller Augen. In Krem-
men (Oberhavel) verkaufte die städtische Friedhofsverwaltung 1948 die Steine und
Grabplatten vom jüdischen Friedhof an eine Steinmetzwerkstatt in Hennigsdorf.
Aber in Kremmen lebte noch eine einzige jüdische Familie, die sich an die VVN Nau-
en wandte. Auch Julius Meyer, Präsident des damals in Gründung befindlichen Lan-
desverbands der Jüdischen Gemeinden protestierte, und 1949 wurde der Zerstörung
des Friedhofs an der Nauener Chaussee Einhalt geboten. Allerdings verkam er fort-
an zum Müllabladeplatz für den daneben gelegenen christlichen Friedhof. Heute hält
die Stadt ihn ständig verschlossen, um Vandalismus vorzubeugen.

Ähnliches ließe sich über fast jeden der jüdischen Friedhöfe Brandenburgs er-
zählen, von manchen ist nichts mehr zu erkennen, andere sind, soweit es möglich
ist, sorgfältig erhalten. Wenn das so ist, stehen meist einzelne Menschen dahinter,
die mit Verantwortungsbewusstsein und persönlichem Einsatz dafür sorgen.
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Nach 1953 bis 1988 gab es nur sehr vereinzelt Gedenkzeichen für Juden oder an
ehemals jüdischen Stätten in Brandenburg. Hinter jeder einzelnen dieser Denk-
malsetzungen steht eine besondere Geschichte, stehen Persönlichkeiten, die sich für
die Erinnerung an diesem Ort einsetzten, oft gegen Widerstände, von denen die dif-
fuse Gleichgültigkeit wohl der am schwersten wiegende war. Der alte jüdische
Friedhof in Greiffenberg, auch er wurde in den dreißiger Jahren verwüstet, verdankt
es dem Jugendpfarrer des Ortes und dem damaligen Landesrabbiner Martin Riesen-
burger, dass er 1964 mit den sechs verbliebenen Steinen als Gedenkstätte hergerich-
tet wurde.

In Kremmen wurde 1972 auf Drängen des Ortschronisten Gerhard Henninger
eine Gedenktafel für die jüdische Familie Borchardt an ihrem ehemaligen Wohnhaus
am Markt angebracht. Eine solche Gedenktafel für einzelne ermordete jüdische Ein-
wohner war in der DDR sehr selten, im Land Brandenburg sind sie für diese Jahre
an einer Hand abzuzählen. Auch die Tafel in Kremmen nennt zwar Namen und Da-
ten der Familienangehörigen und dass sie „IM KZ ERMORDET“ wurden,
verschweigt aber, dass sie Juden waren.

Eine Ausnahme aus dieser Zeit ist die noch heute bestehende Gedenkwand für
die Familie Gottschalk in Calau (Oberspreewald-Lausitz). Der Schauspieler Joachim
Gottschalk, dessen Elternhaus in Calau stand, war mit der 1902 geborenen jüdischen
Schauspielerin Meta verheiratet. Das Ehepaar verübte angesichts der Deportationen
und des Drucks, der auf Joachim Gottschalk ausgeübt wurde, sich von seiner Frau zu
trennen, gemeinsam mit dem 1933 geborenen Sohn Michael Selbstmord. Das
Schicksal dieser Familie wurde in einem der ersten DEFA Filme, “Ehe im Schatten”,
von Kurt Maetzig gestaltet und erlangte daher einen großen Bekanntheitsgrad. 

Man benannte die Straße, in der sein Elternhaus gestanden hatte, nach Joachim
Gottschalk und seit 1964 steht an einer Klinkermauer die aus eisernen Buchstaben
bestehende Inschrift: “JOACHIM GOTTSCHALK, SCHAUSPIELER, 10. 4. 1904 - 6.
11. 1941/ HIER GEBOREN, VERHEIRATET MIT EINER JÜDIN/ DURCH FA-
SCHISTISCHEN RASSENWAHN/ MIT SEINER FAMILIE IN DEN TOD GETRIEBEN“.

1967 wurde in der Parkanlage vor dem Busbahnhof eine Bronzeplastik von
Theo Balden aufgestellt, die Joachim Gottschalk in Lebensgröße darstellt. Diese
Skulptur setzte man 1990 in die Gottschalkstraße um, weil am ursprünglichen
Standort eine Sparkasse gebaut wurde. Bemerkenswert ist, dass die Ehrung vor
allem Joachim Gottschalk gilt, dem nichtjüdischen Teil dieser Familie. Offenbar galt
sein „Opfer“ als außerordentlich, während Frau und Sohn, denen der Tod ohnehin
zugedacht war, nicht einmal mit Namen genannt werden. Für die vielen Juden in
Calau, die deportiert und umgebracht wurden oder vorher in den Tod getrieben
wurden, gab es zu dieser Zeit kein Gedenkzeichen. Der prominente Fall der Familie
Gottschalk wurde als Einzelfall erinnert, der er nicht war.

Erst im Jahre 1988, 50 Jahre nach der Pogromnacht vom November 1938, ver-
änderte sich die öffentliche Wahrnehmung. 

Anders als in den Vorjahren erschienen in der Presse Berichte über Verfolgung
und Widerstand von Juden im Nationalsozialismus, über das Leben in den jüdischen
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Gemeinden, über jüdische Geschichte und jüdische Gegenwart. Die Ereignisse An-
fang der fünfziger Jahren wurden jedoch immer noch tabuisiert. Es wurde heraus-
gestellt, dass in der DDR jegliche Diskriminierung aufgehoben sei, dass Juden hier
eine wahre Heimat gefunden hätten. Aber es war auch so, dass es unabhängig von
dieser ideologischen Vereinnahmung ein gewachsenes Interesse am Judentum gab.

Es wurde von der Generation der nach dem Krieg Geborenen verstärkt nach
dem Alltag im Nationalsozialismus gefragt, nach den lokalen Erscheinungsformen
des Nationalsozialismus, des Antisemitismus, des Widerstands. Perestroika und
Glasnost in der Sowjetunion seit 1985 führten auch in der DDR zu einem anderen
Blick auf die Vergangenheit, allgemeine Phrasen über die Geschichte wurden immer
weniger kritiklos geschluckt, der Mut zu Fragen wuchs.

1988 wurde in Neuendorf im Sande (Landkreis Oder-Spree) eine ausführliche
Gedenk- und Informationstafel für das jüdische Landwerk angebracht, das eines
von sechs Hachscharah-Lagern im Land Brandenburg gewesen war. In diesen Ein-
richtungen bereitete die Jüdische Jugendhilfe junge deutsche Juden auf ihre Ausrei-
se nach Palästina vor, auf Arbeit in der Landwirtschaft und ein kollektives Leben im
Kibbuz. Die Initiative zu dieser Gedenktafel ging vom Antikriegsmuseum in Berlin
aus. Schon jahrelang hatten sich junge Mitarbeiter des nichtstaatlichen Antikriegs-
museums um die Erinnerung an die Hachscharahlager bemüht, auch Ausstellungen
in Kirchen gestaltet. Erst im November 1988 konnte die Gedenktafel angebracht
werden, vorher standen staatliche Stellen solcher Forschung und solchem
Gedenken argwöhnisch gegenüber. Jetzt vereinnahmten sie es. 

In Schwedt (Uckermark) wurde 1988 nicht nur endlich eine Gedenktafel für die
1938 zerstörte Synagoge angebracht, sondern man legte auch eine Mikwe, ein ri-
tuelles Bad, wieder frei. Jüdische Stätten waren plötzlich Gegenstand lokalge-
schichtlichen Interesses. Bei den nun eilig vorgenommenen Aufräumungsarbeiten
auf jüdischen Friedhöfen wurde jedoch mitunter aus Unkenntnis und Unsensibilität
gegenüber jüdischer Tradition auch Schaden angerichtet. In Beeskow (Oder-Spree)
wurden alte Grabsteine zu einer Art Monument zusammengemauert. (Es ist eher
unwahrscheinlich, dass diejenigen, die die zerschlagenen Grabsteine mit Mörtel an-
einander fügten, dabei an die Zerstörung der Gesetzestafeln Mose dachten oder da-
mit die zerschlagenen jüdischen Gemeinden symbolisieren wollten, wie einige isra-
elische und polnische Denkmalarchitekten, die auch aus zerstörten Grabsteinen
Monumente schufen.) 

In Rathenow (Havelland) legte man die Grabsteine ordentlich halbkreisförmig
auf ein Kiesbeet, anderswo wurden sie zwar aufgestellt, aber in Reih und Glied und
ohne sie nach Osten auszurichten.

Das Ende der DDR und die Wiedervereinigung 1990 war eine Zäsur auch in der
Gedenkkultur. Das schon Ende der 80er Jahre neu erwachte Interesse an jüdischer
Kultur, der neue Blick auf die „alltägliche“ Verfolgung in den Jahren vor dem Holo-
caust führte in den neunziger Jahren, nach der deutschen Wiedervereinigung auch
zu neuen regionalen Forschungen. Plötzlich waren Archive nutzbar, Reisen zu Zeit-
zeugen möglich. Es entstanden vielerorts Gedenkzeichen für jüdische Nachbarn, die
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während des Nationalsozialismus ausgegrenzt, verfolgt und vertrieben oder
ermordet wurden. In Gosen (Oder-Spree) ließ die Gemeindevertretung 1994 im Flur
des Gemeindehauses eine Gedenktafel anbringen: „IN DIESEM HAUSE WOHNTEN
BIS 1942/ DIE JÜDISCHEN SCHWESTERN LINA UND JOHANNA SAMTER./ LINA
WURDE 1942 NACH THERESIENSTADT DEPORTIERT UND IST NICHT ZURÜCK-
GEKEHRT./ JOHANNA IST 1942 VERSTORBEN UND IN KÖPENICK BEIGESETZT./
WIR GEDENKEN IHRER UND ALLER OPFER DES NAZIREGIMES.“ 

In Bernau (Barnim) wurde 1997 an einem denkmalgeschätzten Wohn- und Ge-
schäftshaus in der Brauerstraße 12 eine Gedenktafel angebracht. In diesem Haus
befand sich das Geschäft des jüdischen Kaufmanns Richard Lubinski, das am 9.
November 1938 wie auch andere Bernauer Geschäfte und Wohnhäuser, die Juden
gehörten, überfallen wurde. Richard Lubinski war unter den letzten 13 jüdischen
Einwohnern Bernaus, die 1942 deportiert wurden, wahrscheinlich ins Warschauer
Getto. Auf der Tafel befinden sich ein Mogen David und die Inschrift: „GEGEN DAS
/ VERGESSEN / IM SEITENFLÜGEL / DIESES HAUSES / ROSSSTRASSE BEFAND /
SICH BIS 1892 / EINE SYNAGOGE. / ZUM GEDENKEN / AN DIE JÜDISCHEN MIT-
BÜRGER / BERNAUS, DIE AM / 13. APRIL 1942 NACH / OSTEN DEPORTIERT
WURDEN. / BERNAU, 12. 4. 1997“.

Zwar gibt es seit den neunziger Jahren erneut eine jüdische Gemeinde in
Bernau, aber sie besteht aus Einwanderern, die aus der ehemaligen Sowjetunion
nach Deutschland kamen. Sie können die Erinnerung an die ermordeten Juden der
Stadt Bernau nicht weitertragen, das müssen die nichtjüdischen „Mitbürger“ tun,
wie der Pfarrer und der Historiker, die diese Gedenktafel 55 Jahre nach der
Vertreibung der Juden aus Bernau veranlassten. 

In Hennigsdorf (Oberhavel) forschte ein pensionierter Lehrer, Dr. Helmut
Fritsch, gemeinsam mit Schülern nach den Schicksalen jüdischer Schüler ihres Gym-
nasiums, die von den Nationalsozialisten von dieser Schule vertrieben worden wa-
ren. Seit dem 9. November 1998 hängt im Foyer des Puschkin-Gymnasiums in
Hennigsdorf eine schlichte Gedenktafel mit einer langen Inschrift und 13 Namen
ehemaliger jüdischer Schüler. 

Am 26. 10. 2001, anlässlich des 75-jährigen Bestehens des Gymnasiums, wur-
de von der Stadt Hennigsdorf auch an der Außenwand, neben dem Eingang eine
Bronzetafel zur Erinnerung an die jüdischen Schüler angebracht. Die Namen der auf
der Tafel Genannten sind: “URSULA BAUM; BORIS BERNSTEIN; LIESEL BLASCHKE;
URSULA BLASCHKE;/ HANS BORCHARDT; MARGOT BORCHARDT; RUTH
BORCHARDT; ERNST LACHMANN;/ ROBERT LEHMANN; LILLI LEHMANN; HEINZ
SOLOMONSOHN; FRITZ WALBAUM;/ ROSE-KARIN WALBAUM“.
Von diesen 13 Schülern sind zwei ermordet worden, von einigen verlieren sich die
Spuren in der Emigration, einer überlebte illegal in Glienicke. Diese Gedenktafeln
waren die ersten Gedenkzeichen für die vertriebenen und ermordeten Juden in
Hennigsdorf.

In Lobetal (Barnim), in den Hoffnungstaler Anstalten, die als diakonische Ein-
richtung seit Jahrzehnten pflegebedürftigen und behinderten Menschen ein Leben
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in der Gemeinschaft ermöglichen, gibt es seit 1997 einen Gedenkstein mit der
Inschrift: „MENSCHEN JÜDISCHER HERKUNFT WURDEN 1942 AUS DEN HOFF-
NUNGSTALER ANSTALTEN DEPORTIERT. BETROFFEN GEDENKEN WIR DIESER
OPFER PLANMÄSSIGER VERNICHTUNG IM NATIONALSOZIALISTISCHEN
DEUTSCHLAND. / 13. APRIL 1997“.

Hier fanden während der Jahre des Nationalsozialismus auch jüdische Men-
schen Aufnahme, die nicht behindert waren, aber verfolgt wurden. Sie erhielten in
den Hoffnungstaler Anstalten eine Ausbildung, die ihnen die Auswanderung er-
leichtern sollte. Dazu kam es nicht mehr. Am 13. April 1942 wurden sie ins Berliner
Sammellager Große Hamburger Straße gebracht und deportiert, wahrscheinlich
nach Trawniki. 

Die Hinwendung ging seit den neunziger Jahren von dem allgemeinen Ge-
denkzeichen zum Konkreten, zur Suche nach den Spuren der Geschichte vor Ort.
Auch in Strausberg (Märkisch Oderland) gründete sich 1995 eine Schülerinitiative,
die sich mit der Geschichte der Juden in Strausberg, des zerstörten Friedhofs und
dem Verbleib seiner Grabsteine beschäftigte und eine Ausstellung erarbeitete. 1933
hatte es in Strausberg 50 jüdische Einwohner und eine Synagoge in der Jungfern-
straße gegeben. Am 9. November 1938 wurde das Gebäude von einer Gruppe Ju-
gendlicher aus dem Burschenheim unter Anleitung eines Erziehers verwüstet. Auch
der jüdische Friedhof bei der Fähre am Straussee wurde 1939 geschändet. Nach
dem Krieg standen nur noch wenige Grabsteine, die in den sechziger Jahren einer
FDJ-Aktion „Schöner unsere Städte und Gemeinden“ zum Opfer gefallen sein sol-
len. Schüler der Erweiterten Oberschule sollen die Steine in den Straussee geworfen
haben. Andere Steine sollen zur Uferbefestigung genutzt worden sein. In den sieb-
ziger Jahren wurden die restlichen Steine vom jüdischen Friedhof beim Straßenbau
verwendet. Seit 1988 hängt auf dem Gelände des als Park genutzten Friedhofs eine
Gedenktafel am Mauerstück des ehemaligen Eingangs. Unter einem Mogen David
steht dort auf hebräisch: „SECHOR- AL TIKASCH“ – und auf deutsch: „DIESER JÜ-
DISCHE FRIEDHOF WURDE ZUSAMMEN MIT DER STRAUSBERGER SYNAGOGE
AM 9. NOVEMBER 1938 VON DEN FASCHISTEN ZERSTÖRT. / GEDENKE – VER-
GISS NIE“.

Noch 1998 fotografierten Taucher mit Unterwasserkameras Steine vom jü-
dischen Friedhof am Grunde des Straussees. Einige waren schon 1993 geborgen
worden. Die 1995 von der RAA (Regionale Arbeitsstelle für Ausländerfragen) initiier-
te Arbeitsgemeinschaft von Schülerinnen und Schülern hat sich die Pflege des ehe-
maligen jüdischen Friedhofs zur Aufgabe gemacht, sowie die Vorbereitung und Aus-
gestaltung von Jüdischen Kulturtagen. Es fanden Begegnungen mit israelischen und
palästinensischen Jugendlichen statt, bei denen auch gemeinsam Gedenkstelen aus
Lehm geschaffen wurden. 1996 stiftete der Strausberger Bürgermeister Schmitz ei-
nen Findling mit Davidstern, der am Ort des zerstörten Friedhofes aufgestellt wurde.

In Zehdenick begann der Lehrer Hansjürgen Werner 1995 mit seinen Schülern
von der Dammhorst-Grundschule, den seit 1938 mehrfach geschändeten jüdischen
Friedhof, der seit der letzten Aufräumaktion 1988 zu einer Müllhalde verkommen
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war, wieder herzurichten. 1998 konnte er als Gedenkstätte dem Landesrabbiner
Nahum Presmann und der Öffentlichkeit übergeben werden. 

Gleichzeitig mit diesem neu erwachten Interesse, das nicht nur von staatlichen
Institutionen, sondern vor allem auch von Geschichtswerkstätten, lokalen Initiativen
und einzelnen Bürgern getragen wurde, häuften sich Anschläge auf solche Geden-
kzeichen und Schändungen jüdischer Orte. Auch die Friedhöfe von Strausberg und
Zehdenick wurden nicht verschont. Die öffentliche Reaktion auf den Brandanschlag
auf die Baracke 38 in der KZ-Gedenkstätte Sachsenhausen 1992 zeigte jedoch, dass
dies nicht passiv hingenommen wird, es setzte eine breite Diskussion nicht nur um
den Umgang mit den jungen Rechtsradikalen, sondern auch um den Umgang mit
solchen Orten der Erinnerung ein. Das Jahr 1995, der 50. Jahrestag der Befreiung,
zu dem erstmals ehemalige Häftlinge aus aller Welt an die Orte ihres Leidens
zurückkehrten, bildete eine Zäsur im Umgang mit Gedenkzeichen auch für jüdische
Opfer des Nationalsozialismus. Jüdische Überlebende und Nachfahren besuchten
nicht nur die großen KZ-Gedenkstätten Sachsenhausen, Ravensbrück, sondern
auch ehemalige Außenlager und forderten, dass das in der DDR zur Routine ver-
kommene Gedenken an die Opfer des Faschismus konkreter auf die hier ums Leben
gekommenen Menschen, auf die Orte und das Geschehen dort bezogen werden
solle. Neue Gedenkzeichen an diesen Orten entstanden seit 1995. In der Gedenk-
stätte Sachsenhausen wurde 1997 unter Einbeziehung der restaurierten Baracke 38
eine speziell den jüdischen Häftlingen gewidmete beeindruckende Dauerausstellung
eröffnet. In Staakow bei Lieberose (Dahme-Spreewald) waren 1995 endlich die
Massengräber gekennzeichnet worden, in denen man 1971 über 500 jüdische To-
te „entdeckt“ hatte, jüdische Häftlinge des KZ- Außenlagers Lieberose, die bei der
Auflösung des Lagers, das sich eigentlich in Jamlitz befand, im Februar 1945 er-
schossen worden waren. Der Umgang mit diesen Toten ist ein besonders bitteres
Kapitel im Umgang der DDR mit den jüdischen Opfern des Nationalsozialismus. Sie
wurden ohne Respekt vor jüdischer Tradition verbrannt, ihre Asche anonym ent-
sorgt. Man entnahm ihnen das Zahngold zu Gunsten der Staatskasse der DDR. Do-
kumente, die diese Ungeheuerlichkeit belegen, fand der aus Lieberose selbst
stammende Historiker Andreas Weigelt in den neunziger Jahren. Dazu mehr im
Kapitel über „Neue Denkmäler“. 

1997 wurde in Ahrensdorf (Teltow-Fläming) vor dem ehemaligen Jagdschlös-
schen Berdotaris durch die Initiative „HACHSCHARAH LANDWERK AHRENSDORF
E.V.“ ein von Manfred Stenzel gestalteter Gedenkstein eingeweiht: „AUF DIESEM
GELÄNDE BEFAND SICH 1936-1941 / DAS LANDWERK AHRENSDORF / ALS
HACHSCHARAH-STÄTTE WURDE ES FÜR ÜBER ZWEIHUNDERT / JÜDISCHE
JUNGEN UND MÄDCHEN EINE BRÜCKE ZUM LEBEN / UND ERMÖGLICHTE
IHNEN FLUCHT UND RETTUNG“.

Es folgt eine hebräische Zeile und die deutsche Übersetzung: „JEDER, DER EINE
SEELE RETTET, RETTET EINE GANZE WELT“. Der Verein, der sich in den neunziger
Jahren gegründet hatte, hatte eine Publikation und eine Ausstellung zu dem Hach-
scharah-Heim vorgelegt und plante eine Begegnungsstätte mit einer Dauerausstel-
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lung. Wenige Jahre zuvor waren es nur einige wenige junge Leute aus dem Anti-
kriegsmuseum, die sich um die Erinnerung an die Hachscharah-Heime bemühten.
Jetzt gab es einen Verein, der durchaus öffentliche Anerkennung und Unterstützung
erfuhr. Aber trotz des vorgelegten Nutzungskonzepts und obwohl Sponsoren 1/2
Million Mark zur Verfügung stellten, damit das Projekt einer Begegnungsstätte
verwirklicht werden könnte, ist das von der Arbeiterwohlfahrt geräumte Haus An-
fang 2000 von der Kreisverwaltung an einen privaten Jagdpächter verkauft worden.
Aber der Verein arbeitet weiter, sammelt Informationen über die Hachscharah in
Brandenburg.

In Potsdam-Babelsberg haben sich Schüler des Espengrund-Gymnasiums 1998
mit der Geschichte der Juden in Potsdam beschäftigt und stießen dabei auf ein
vergessenes Altersheim in der Spitzweggasse. Mit einer Tafel und einem Gedenk-
stein wird heute daran erinnert, dass das Heim zur Sammelstelle für die Deportatio-
nen in die Vernichtungslager wurde. Die Gedenkzeichen sind die einzigen in Bran-
denburg für eine solche Sammelstelle. 55 Jahre lang war sie vergessen. Schüler, de-
ren Eltern damals noch nicht geboren waren, haben die-ses Vergessen aufgehoben.
Auf der Bronzetafel steht: „AUF DIESEM GELÄNDE/ BEFANDEN SICH VILLA UND
PARK/ DES GRUNDSTÜCKS BERGSTR:1./ IM APRIL 1940 WURDE/ HIER EIN/
JÜDISCHES SIECHEN- UND ALTENHEIM/ EINGERICHTET, EINE SAMMELSTELLE/
ALTER JÜDISCHER MENSCHEN IN POTSDAM./ AM 16. JANUAR 1943 WURDE
DAS HEIM/ DURCH DIE GESTA-PO GERÄUMT UND/ DIE LETZTEN IN POTSDAM
LEBENDEN/JUDEN IN VERNICHTUNGSLAGER/ DEPORTIERT“. 

Die neueren Gedenkzeichen für Juden und jüdische Geschichte verzichten
meist auf pathetische Floskeln, sie sind sachlich, informieren und vermitteln Kennt-
nisse, die die Voraussetzung der Erinnerung sind.

Wie verbreitet die Unkenntnis über jüdische Geschichte und jüdisches Leben
aber noch immer sind, zeigen manchmal selbst gut gemeinte Inschriften auf neu-
eren Gedenkzeichen.

In Rathenow wurde der von den Nazis verwüstete, in der DDR unsachgemäß
hergerichtete jüdische Friedhof 1993 erneut zur Gedenkstätte gestaltet, diesmal
brachte man den Grabsteinen Respekt entgegen und stellte sie so auf, wie es der
Tradition entspricht. 1998 kam jedoch ein Gedenkstein hinzu, gewidmet „DEN
RATHENOWER HOLOCAUST-OPFERN JÜDISCHEN GLAUBENS“. Die Nationalso-
zialisten haben aber nicht nur Glaubensjuden verfolgt. Auch als Christen getaufte
und andere aus dem Judentum ausgetretene Menschen wurden Opfer des Holo-
caust, wenn sie den Rassegesetzen der Nationalsozialisten nach Juden waren. In-
dem die Inschrift sich jedoch nur auf Opfer jüdischen Glaubens bezieht, schließt sie
– wohl unbeabsichtigt – andere als Juden verfolgte und ermordete Menschen aus. 

In Templin gibt es seit 1999 eine Messingtafel in einem Pflastermosaik am Ber-
liner Tor, die an die ehemalige „JÜDISCHE SYNAGOGE IN DER BERLINER STRA-
SSE“ erinnert. Auch diese Inschrift spricht von einer gewissen Fremdheit gegenüber
dem Gegenstand des Gedenkens. Denn es gibt keine nichtjüdische Synagoge. Frag-
würdig ist auch, dieses Erinnerungszeichen an einen Ort zu setzen, an dem diese
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Synagoge sich nie befand. Es gibt das Gebäude noch, es ist heute ein Wohnhaus
auf dem Hof der Berliner Straße, von 1988 bis in die frühen neunziger Jahre hing
da sogar eine Gedenktafel, aber die Familie, die das Haus heute bewohnt, wünschte
kein Erinnerungszeichen für die Synagoge an ihrem Eigentum. Dem Vertreter des
Zentralrats der Juden gegenüber, der an der Einweihungsfeier der Gedenktafel teil-
nahm und die ehemalige Synagoge besichtigen wollte, behaupteten die Eigentümer
wider besseren Wissens, hier sei keine Synagoge gewesen und verwehrten ihm den
Zugang zum Hof, auf dem man das Gebäude betrachten kann. (Allerdings entschul-
digten sie sich später, als sie erfuhren, wer da auf ihren Hof wollte und luden ihn
ein.)

Die Rücksicht auf diese Hausbesitzer bewog die Initiatoren der Gedenktafel, die
Tafel weiter entfernt und ohne Hinweis auf das erhaltene Gebäude anzubringen. Ein
solches Gedenkzeichen befördert eher die Verdrängung als die Erinnerung. 

Es kann nicht darum gehen, mehr allgemeine Zeichen der Betroffenheit in den
öffentlichen Raum zu stellen. Gerade bei Gedenkzeichen für die in Brandenburg nahe-
zu vernichteten Jüdischen Gemeinden, die erst in jüngster Zeit durch jüdische Einwan-
derer mit einer ganz anderen Geschichte und Herkunft neu entstehen, muss äußerste
Sorgfalt, historische Genauigkeit und Sensibilität aufgewendet werden. Jede ver-
einnahmende Brüder-Schwestern-Geste sollte vermieden werden, aber auch die küh-
le Beziehungslosigkeit, die sich in der Bezeichnung „jüdische Synagoge“ ausdrückt.

Noch ein Gedanke über die angemessene Form des Erinnerns an jüdische Tote
in einem von christlicher Kultur geprägten Umfeld: Oft wird das Kreuz unreflektiert
als Zeichen des Totengedenkens verwendet. (Besonders aufschlussreich ist hier das
Beispiel von Dreetz, erwähnt im Kapitel `Die Formel von „Krieg und Gewalt“`.) Das
Kreuz ist zwar ein altes Symbol, das auch in nichtchristlichen Kulturen Verwendung
findet, für viele Juden aber bedeutet es vor allem ein christliches Symbol, ein
Zeichen, unter dem Verfolgungen und Pogrome stattfanden. Auch in der DDR hat
man das Kreuz als christliches Symbol gesehen und – da der Staat atheistisch war –
bei Gedenkzeichen für Opfer des Nationalsozialismus vermieden. Seit der
Wiedervereinigung aber wird dieses Symbol als Zeichen des Todes und der Trauer
selbst dort eingesetzt, wo es sich auch um jüdische Tote oder Angehörige anderer
Religionen handelt oder handeln könnte. Der ansonsten um die Erinnerungsarbeit
sehr verdienstvolle Pfarrer von Teschendorf (Oberhavel) führte im Frühjahr 2000
zwei auf seinem Friedhof liegende Grabstellen von „Kriegstoten“ mit einem großen
Holzkreuz zusammen. 

In dem einen Grab liegen 15 Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen, die mit
einer Todesmarschkolonne im April 1945 durch das Dorf zogen und in der Nacht
zum 22. April von ihren Bewachern erschossen und zurückgelassen wurden. Dorf-
bewohner begruben die Toten in einem Bombentrichter. Einige Monate später
wurden sie, auf Veranlassung der VVN, wieder ausgegraben und auf den Friedhof
umgebettet, wo es schon ein Grab mit gefallenen deutschen Soldaten gab. Die
Namen der Häftlinge waren nicht mehr feststellbar, zwei waren Holländer, zwei
Slowaken. Die Namen der Holländer konnten in den neunziger Jahren festgestellt
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werden, sie waren keine Juden. Die Identität der anderen Häftlinge ist bis heute un-
bekannt. Sie erhielten ein großes Grabkreuz, das um 1950, wieder auf Veranlassung
der VVN, von einem Gedenkstein ersetzt wurde: „DEN 15 OPFERN / DES TO-
DESMARSCHES / DER HÄFTLINGE DES / KZ SACHSENHAUSEN / IM APRIL 1945“.

Die deutschen Soldaten erhielten erst nach 1990 einen Gedenkstein mit ihren
Namen. Im Jahr 2000 also wurden diese beiden Grabstellen auf Anregung des
„Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge“ durch das große Holzkreuz optisch
und ideell miteinander verbunden. Mir erscheint diese Entscheidung problematisch.
Möglicherweise werden nun Ermordete und Mörder in einer gemeinsamen Graban-
lage geehrt. Auch weiß man ja nicht, ob alle der jetzt unter dem Kreuz liegenden
Menschen sich der christlichen Religion zugehörig fühlten. Der Pfarrer teilte meine
Bedenken nicht und sagte mir, das Kreuz sei nun einmal das Symbol für Trauer in un-
serer Kultur. Diese Haltung scheint sich durchgesetzt zu haben. Sie wird wohl kaum
von allen Juden geteilt, noch dazu, wo es sich hier um Tote handelt, die unfreiwillig
an ihrem Sterbeort waren, unfreiwillig auf einem christlichen Friedhof liegen.

Es gibt im Land Brandenburg auch jüdische Friedhöfe an Orten, die nie eine jü-
dische Gemeinde hatten. 

1945 wurden in Zernitz (Ostprignitz-Ruppin) am Rande eines Waldgeländes im
Ortsteil Zernitz-Bahnhof 48 jüdische Frauen, Männer und Kinder beigesetzt. Sie waren
mit anderen jüdischen, meist ungarischen Häftlingen unter SS-Bewachung in einem
Transportzug aus dem KZ Theresienstadt, als ihr Zug durch amerikanische Tiefflieger
beschossen wurde. 1945 wurde das Areal umzäunt und den Toten ein Grabstein
gesetzt, der den Mogen David zeigt und in deutscher und hebräischer Sprache die
Inschrift: „HIER RUHEN / UNSERE DURCH MÖRDERHAND GEFALLENEN / ACHT-
UNDVIERZIG BRÜDER UND SCHWESTERN/  AUS DEM KZ THERESIENSTADT“.

In einer hebräischen Abkürzung steht darunter noch der Segenswunsch: „MÖ-
GEN IHRE SEELEN EINGEBUNDEN SEIN IN DAS BÜNDEL DES LEBENS“.

Vielleicht war unter denen, die diesen Friedhof einweihten, der jüdische
Rechtsanwalt Theodor Steigerwald, der nach Kriegsende Polizeichef in der
Ostprignitz war. Er kam aus Hamburg, hatte seit 1942 mit seiner nichtjüdischen Frau
in der Nähe von Kyritz versteckt bei einem Getreidehändler überlebt. Als Theodor
Steigerwald 1947 starb, erst 49 Jahre alt, wollte er in Zernitz neben dem Grab der
jüdischen Opfer des Nationalsozialismus begraben werden. Jetzt steht sein Grab-
stein, auf dem auch der Name seiner 1982 gestorbenen Frau Alice steht, auf diesem
kleinen jüdischen Friedhof neben dem der „Brüder und Schwestern aus dem KZ
Theresienstadt“.

Auch in Tröbitz (Landkreis Elbe-Elster) gibt es einen beeindruckenden jüdischen
Friedhof, den man in der ganzen Welt kennt, obwohl in diesem Ort keine Juden ge-
lebt haben. 

Am 20. oder 21. April 1945 stand vor Tröbitz zwei Tage lang ein überfüllter Zug
mit 2500 Häftlingen aus Bergen-Belsen. Die Bewacher verließen den Zug, der schon
über zehn Tage lang unterwegs war und überließen die Häftlinge sich selbst. Die
Einwohner von Tröbitz waren teilweise vor der heranrückenden Roten Armee 
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geflohen, bis zuletzt kämpfte der Landsturm am Dorfeingang gegen die Russen. Als
sie am 23. April das Dorf einnahmen, fanden sie neben Dutzenden Toten mehr als
zweitausend erschöpfte, kranke, dem Tode nahe Menschen aus dem Transportzug
vor. Sie waren Juden aus verschiedenen Ländern Europas, Männer, Frauen und Kin-
der. Die stärkeren unter ihnen bildeten eine Art Selbstverwaltung, die die Versor-
gung der Kranken, die Verteilung der von den Russen gelieferten Lebensmittel, die
Unterbringung - teilweise in einem ehemaligen Barackenlager für Zwangsarbeiter
bei Tröbitz am sogenannten „Nordfeld“ - und die Beerdigungen organisierte. Noch
nach der Befreiung starben 320 Menschen aus dem Zug, der „Verlorener Transport“
genannt wurde. Einer der Überlebenden, Werner Weinberg, schrieb später, es habe
schon im Sommer 1945 Vorschläge und Maßnahmen für ein Denkmal gegeben,
sowie Vorschläge der jüdischen Überlebenden für die Inschriften auf den Tafeln an
den Massengräbern, die jedoch nicht auf Zustimmung durch die sowjetischen Kom-
mandanten stießen.

Mitte Juni 1945 wurden etwa 700 Überlebende aus dem Zug in ihre Heimat-
länder zurückgeführt. Zurück blieben die Toten. Am „Nordfeld“ waren 134 Men-
schen aus dem Todeszug in Decken gehüllt in einer Grube bestattet worden. 1951
bettete man sie nach Tröbitz um. 

Auch an der Blockstelle der Grube „Hansa“, an die der Zug mit den noch darin
verbliebenen schwerkranken Menschen im April 1945 geschoben worden war, fand
man ein Massengrab mit 26 Menschen. Auch sie wurden 1951 exhumiert und nach
Tröbitz umgebettet. Neben der Kirche wurden sie in zwei Gemeinschaftsgräbern
bestattet. Am 11. April 1952 wurde hier eine Mahn- und Gedenkstätte eingeweiht. 
Zentraler Blickpunkt der Anlage ist eine Tafel an einer gemauerten Wand, die das
Zeichen der VVN (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes) trug und eine Fackel
zeigt. Dort steht: „WIR EHREN EUCH/ UNSERE TOTEN/ DIE BANNERTRÄGER/
NAMENLOSER KAMERADEN.“ 

Diese Inschrift, die vollkommen die jüdische Identität der zu ehrenden Opfer
ignoriert und sie zu „Bannerträgern“ erklärt, ist nur zu verstehen, wenn man weiß,
welche Politik im Frühjahr 1952, als diese Gedenkstätte eingeweiht wurde, ge-
genüber Juden in der DDR herrschte. Dass man die Toten als „Namenlose“ bezeich-
nete, obwohl fast alle Namen bekannt waren, ist auch aus der Missachtung des
Individuums zu erklären. Die Gedenkstätte galt nur scheinbar den in Tröbitz umge-
kommenen einzelnen Toten. Sie galt der kollektiven Tragödie und ihrer DDR-spezi-
fischen Lesart, nach der Opfer des Faschismus eben vor allem Widerstandskämpfer,
also so etwas wie „Bannerträger“ waren.

Zu der zentralen Tafel führt in dieser Gedenkstätte ein kleiner Weg, neben dem
rechts und links die Toten unter dem Rasen liegen. Erst 1995 kamen zwei Tafeln hin-
zu, die auf deutsch und hebräisch die Inschrift tragen: „HIER RUHEN/ 60 JÜDISCHE
OPFER/ DES VERLORENEN TRANSPORTS/ AUS BERGEN-BELSEN VON 1945”.

Neben diesem gibt es in Tröbitz noch einen zweiten Friedhof für die Opfer des To-
deszuges. Unmittelbar hinter der rechten Mauer des christlichen Friedhofs des Ortes,
am Ende der Schulstraße, wurden 125 jüdische Opfer beigesetzt, die in den Häusern
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nach der Befreiung verstorben sind. 43 der hier beigesetzten Toten wurden im De-
zember 1947 im Auftrag der Umbettungsmission der französischen Gruppe des Kon-
trollrates wieder exhumiert und in ihre Heimatländer überführt. Die anderen Gräber
wurden eingefasst und erhielten Grabplatten mit den Namen und Daten der Toten.

Der Tröbitzer Schmied Hermann Winkler schmiedete für diesen jüdischen
Friedhof ein zweiflügeliges Eingangstor, in jeden Flügel ist ein Davidstern eingear-
beitet. Am 4. September 1966, inzwischen waren die wenigen und zahlenmäßig
kleinen jüdischen Gemeinden in der DDR in das öffentliche Leben integriert, sie
wurden mitunter sogar als Aushängeschild benutzt, wurde der Friedhof als jüdische
Begräbnisstätte von Rabbinern eingeweiht. An der Zeremonie nahmen offizielle
Vertreter der DDR teil.

Zu diesem Anlass wurde ein Gedenkstein eingeweiht. Der Bildhauer Wilfried
Rajewski aus Doberlug-Kirchhain gestaltete den Sandstein. Auf ihm sind ein David-
stern und hebräische Buchstaben zu sehen, außerdem die Inschrift in deutscher
Sprache: “ZUM GEDÄCHTNIS AN DIE JÜDISCHEN / MÄNNER UND FRAUEN, /
DIE NOCH 1945 IN TRÖBITZ / DEM MÖRDERISCHEN FASCHISMUS ERLAGEN, /
WURDE DIESER STEIN / ALS MAHNUNG FÜR DIE LEBENDEN GESETZT.“ 

Erst 1974 berichteten Einwohner aus Tröbitz, dass sie auf Anweisung der Roten
Armee in der Gemarkung Wildgrube, im „Schneewald“ Ende April 1945 17 Tote
aus dem Zug beigesetzt hatten. Nach aufgefundenen Namenslisten waren es je-
doch 28 Menschen. Die Stelle war 1945 zwar mit Feldsteinen gekennzeichnet wor-
den, dann aber für Jahrzehnte in Vergessenheit geraten. Am 8. Mai 1975 wurde
hier, am Bahnkilometer 106,7 eine Gedenkstätte eingeweiht.

Am nun eingefassten Grab steht ein Stein mit einem Davidstern und der In-
schrift: „ZUM GEDENKEN/ DER HIER RUHENDEN / 17 JÜDISCHEN BÜRGER / DIE
EIN OPFER DES / FASCHISMUS WURDEN“. Im Jahre 1988 wurde der 50. Jahres-
tag der Pogromnacht in der DDR mit großem propagandistischem Aufwand began-
gen. Es wurden zentrale Anordnungen erlassen, sich der vernachlässigten jüdischen
Friedhöfe anzunehmen, plötzlich entstanden neue Gedenkzeichen für jüdische
Persönlichkeiten und Institutionen, regionale Forschung zu diesem Thema wurde
unterstützt, in Berlin wurde der Grundstein zum Centrum Judaicum gelegt. Natür-
lich stand außenpolitisches Kalkül hinter dieser Entwicklung, aber sie führte zu einer
neuen Qualität der Erinnerung. 

Im November 1988 wurden Gedenksteine am Ort der früheren Massengräber
im sogenannten Nordfeld und an der Blockstelle gesetzt. Der 1988 am Nordfeld ge-
setzte Stein trägt die Inschrift: „IN EHRENDEM / GEDENKEN / DEN JÜDISCHEN
OPFERN / DES FASCHISMUS“.

Viele Jahre lang war das Wort „Jude“ auf Gedenksteinen und auch sonst kaum
verwendet worden. Der Begriff war eigenartig tabuisiert. Man sprach, als sei „Jude“
ein anrüchiges Wort, lieber von jüdischen Mitbürgern oder Menschen jüdischen
Glaubens, wenn es nicht zu vermeiden war. Oft aber hatte man die Bezeichnung
ganz vermieden und lieber von Antifaschisten gesprochen, von Widerstandskämp-
fern oder, wie in Tröbitz, von Bannerträgern.
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Nach der politischen Wende 1990 kamen oft Überlebende des Transportzuges oder
ihre Nachfahren nach Tröbitz, um die Toten zu ehren. Eine Einwohnerin des Ortes,
Erika Arlt, die selbst erst in den fünfziger Jahren nach Tröbitz kam, kümmerte sich
besonders um den Friedhof und die Überlebenden. Sie legte eine Chronik an, sam-
melte Dokumente, recherchierte und knüpfte Verbindungen zwischen den Über-
lebenden. Sie war es auch, die die Namenslisten, die in alten Akten lagerten und
vergessen waren, zutage förderte. Auch fand sie heraus, dass noch nach der
Befreiung im Krankenhaus von Riesa einige Überlebende des Transportes
verstarben. In Israel gründete sich eine Organisation „The Lost Transport, Victims
Memorial Society, Bergen-Belsen-Tröbitz (April 1945)“, die sich zum Ziel gesetzt
hatte, alle bekannten Namen der Toten auf einer Gedenkwand aufzuzeigen. Ein
Jerusalemer Steinmetz schuf schwarze Granitplatten mit den Namen, in Tröbitz wur-
de das Fundament für die Mauer errichtet und die Platten wurden angebracht.
Am 27. April 1995, zum 50. Jahrestag des „Verlorenen Transports“ wurden an der
10 Meter langen Gedenkwand die Tafeln mit über 550 Namen enthüllt. An der
Gedenkfeier nahmen auch 200 Angehörige und Überlebende teil.

Es wurden Schrifttafeln in deutscher und hebräischer Sprache angebracht, auf de-
nen steht: „ZUR MAHNUNG UND ZUM EWIGEN GEDENKEN AN DIE OPFER DES /
„VERLORENEN TRANSPORTES“ / 10. APRIL 1945 / BEGINN DER ODYSSEE AN DER
RAMPE DES KONZENTRATIONSLAGERS BERGEN-BELSEN / FAST 2500 MENSCHEN
13 TAGE IM ZUG ZUSAMMENGEDRÄNGT / ÜBER 100 OPFER DEN BAHNGLEISEN
ENTLANG BEGRABEN / 23. APRIL 1945 BEFREIUNG DURCH DIE „ROTE ARMEE“ IN
TRÖBITZ / VIELEN GERETTETEN WAREN FREIHEIT UND FRIEDEN NICHT MEHR /
VERGÖNNT / LETZTE RUHE IM MASSENGRAB / LANGENAUNDORF – MÜHLBERG -
RIESA – SCHILDA – SCHIPKAU / WILDGRUBE – ZEITHAIN / EHRENMAL TRÖBITZ /
JÜDISCHER EHRENFRIEDHOF TRÖBITZ / MÖGEN DIE SEELEN EINGEBUNDEN SEIN
IM BUND DES EWIGEN LEBENS“.
„WAS WIR GEHÖRT UND ERFAHREN / WAS UNSERE VÄTER UNS ERZÄHLTEN /
WOLLEN WIR NICHT IHREN KINDERN VERHEHLEN / SONDERN DEM KOMMEN-
DEN GESCHLECHT BERICHTEN / KUNDZUTUN IHREN SÖHNEN / AUF DASS SIE
ERKENNE / DAS KOMMENDE GESCHLECHT/  DIE KÜNFTIGEN SÖHNE / PSALM 78“.

Im Nachbarort Schilda sind auf dem Gemeindefriedhof elf Menschen aus dem
„Verlorenen Transport“ beigesetzt, die nach der Befreiung an Typhus, Unterern-
ährung und Erschöpfung verstarben. 1951 exhumierte man einen Engländer und
sechs Holländer und überführte sie in ihre Heimatländer. Auf dem Friedhof blieben
die Gräber von zwei ungarischen Jüdinnen, einem ungarischen Juden und einer
staatenlosen Jüdin. An den Gräbern stehen Kissensteine mit den Namen und Daten.
Ungeachtet der jüdischen Identität der Toten wurde das Kreuz als Zeichen für den
Sterbetag gewählt: 
SERON GROSS         22. 7.  1880  + 31. 4. 1945 
HEDWIG ASSETTNER    8. 2.    1904 + 1. 5. 1945
GISELA DEUTSCH     26. 3.  1895  + 2. 5. 1945
KORNELIA NEUMANN   31. 7.  1908  + 10. 5. 1945
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Auch in Langennaundorf, am Bahnkilometer 101,6 südlich der Bahnlinie Uebigau-
Beutersitz wurde Anfang 1989 ein Massengrab des „verlorenen Transports“ ent-
deckt. Im April 1989 wurde hier eine Gedenkstätte eingerichtet. Auf einem gemau-
erten Unterbau liegt ein Findling, der unter einem Davidstern die Inschrift trägt: „IN
EHRENDEM GEDENKEN / DEN JÜDISCHEN OPFERN DES FASCHISMUS / 22.
APRIL 1945“. An der Vorderseite des Unterbaus ist eine Tafel mit den Namen der
Toten befestigt, die das Niederländische Rote Kreuz dokumentiert hatte. Zu dieser
Gedenkstätte führt ein 300 Meter langer, eigens angelegter Weg durch den Wald.

In Schipkau wurden 1956 in der Nähe des ehemaligen Bahngeländes die Über-
reste von 20 Menschen gefunden, die auf den Gemeindefriedhof umgebettet wur-
den. Man setzte an dem eingefassten Gemeinschaftsgrab einen Gedenkstein mit
einer Inschriftentafel. Dort steht unter dem Zeichen der FIR:

„IHR TOD SEI / UNS MAHNUNG / LETZTE RUHESTÄTTE / DER IM APRIL 1945
/ GEMORDETEN 2O ANTIFASCHISTEN“. In Darstellungen aus der DDR hieß es, dass
es sich um Zwangsarbeiter handele, vermutlich Italiener, Franzosen, Ungarn. Frau Eri-
ka Arlt aus Tröbitz jedoch, die zu vielen Überlebenden des „Verlorenenen Transports“
Kontakt hält, wusste von einem in Israel lebenden Mann, Zwi David Kochav, dass
seine Großmutter in Schipkau begraben war. Auch bekam sie Kontakt zu einer Frau,
die als Dreizehnjährige selbst in Schipkau war und ihre Mutter dort verloren hatte.
Durch einen Überlebenden in Australien erfuhr sie, dass es Namenslisten des Roten
Kreuz geben müsste und recherchierte. Aus dieser Liste des Niederländischen Roten
Kreuzes und aus inzwischen veröffentlichten Zeugenberichten geht eindeutig hervor,
dass die Toten von Schipkau zu dem „Verlorenenen Transport“ gehören. 

Inzwischen weiß man, dass der Todeszug am 17. und 18. April 1945 vor Schip-
kau stand, bis er in Richtung Finsterwalde weitergeschoben wurde. Eine durch Luft-
angriffe zerstörte Eisenbahnbrücke verzögerte die Weiterfahrt. In dieser Zeit wurden
in Schipkau 51 Menschen aus dem „Verlorenen Transport“ in drei Massengräbern
begraben. Nur aus einem waren die Toten auf den Gemeindefriedhof überführt
worden. Am 25. April 2003, 58 Jahre nach den Ereignissen, wurde etwas außerhalb
von Schipkau, auf dem Flurstück 400/6/2 nahe der L 60 und einem Radfahrweg ei-
ne würdige Gedenkstätte eingeweiht. Auf Inschriftentafeln sind alle 51 Namen der
Toten verzeichnet, auch der der Großmutter von Zwi Davis Kochav, der mit anderen
Überlebenden und Nachfahren gekommen war und eine Rede hielt. Es waren Ver-
treter des Zentralrats der Juden und der Jüdischen Gemeinden Berlin und Branden-
burgs anwesend. 

Auch auf dem Friedhof von Neuburxdorf wurden Opfer aus dem „Verlorenen
Transport“ beigesetzt. Offenbar waren einige der Sterbenden von sowjetischen Sa-
nitätern in ein Lazarett des Kriegsgefangenenlagers STALAG IVB gebracht worden,
das auf Neuburxener Flur lag, aber nach Mühlberg benannt wurde. Sie liegen in
einem Sammelgrab mit Kriegsgefangenen und deutschen Kriegsopfern. Namen und
Daten wurden ungenau registriert. 1998 kam aus Israel ein Mann, der als Kind
selbst den „verlorenen Transport“ überlebte. Er wusste, dass seine Mutter in Neu-
burxdorf begraben lag, mit Hilfe der Friedhofsverwaltung fand er die Stelle heraus.
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Er ließ ihr eine Gedenktafel setzen. Auf der Sandsteintafel steht unter einem David-
stern eine hebräische Inschrift und auf deutsch: „LOUISE ASSCHER / GEB. VAN
GELDERN / BERGEN-BELSEN – TRÖBITZ – STALAG IVB“.

So tragisch und bewegend die Geschichte des „Verlorenen Transports“ ist, des-
sen Spuren an mehreren Orten Brandenburgs zu finden sind, sie ist leider nicht ein-
zigartig. 

Unzählige jüdische Gräber in Brandenburg sind nicht als solche zu erkennen,
weil sie mit einem Kreuz oder einem Sowjetstern oder gar nicht gekennzeichnet
sind, weil nichts über die jüdische Identität der Toten informiert.

In Beelitz (Potsdam-Mittelmark) gibt es an der Straße in Richtung Beelitz-Heil-
stätten seit 1947 einen sowjetischen Soldatenfriedhof, auf dem über 800 Menschen
beigesetzt wurden, neben gefallenen Soldaten auch sowjetische Zwangsarbeiterin-
nen und Kinder.

Außerdem gibt es auf diesem Friedhof an einem eingefassten Gemeinschafts-
grab in Form eines Sowjetsterns eine liegende Tafel, auf der die Inschrift in russischer
Sprache zu lesen ist: „HIER SIND 23 UNBEKANNTE SOWJETISCHE MÄDCHEN
BEIGESETZT, / DIE VON DEUTSCHEN FASCHISTEN GRAUSAM ZU TODE GE-
QUÄLT WURDEN“.

Die jungen Frauen gehörten mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem Häftlings-
transport, der am 20. 4. 1945 am Rangierbahnhof Seddin in einen Bombenangriff
geraten war. Einige Frauen kamen dabei um, andere flohen in den Wald, wo sie
erschossen wurden. Etwa 25 Frauen aus diesem Transport sollen im Wehrmachts-
Lazarett Beelitz-Heilstätten verstorben sein. Es sollen nicht nur sowjetische jüdische
Frauen, sondern auch polnische Jüdinnen aus Lodz gewesen sein, die in der
Rüstungsindustrie in einem Außenlager des KZ Buchenwald gearbeitet hatten. Nach
spärlichen Quellen waren die Jüdinnen zunächst in Fichtenwalde beigesetzt,
wurden am 7. 2. 1952 hierher umgebettet.

Nun liegen sie also hier, auf dem sowjetischen Soldatenfriedhof zwischen Hun-
derten gefallenen Soldaten, Zwangsarbeitern, in Deutschland geborenen und ge-
storbenen Kindern unter Kies, Betonplatten und dem Zeichen eines Sowjetsterns.
Man sollte die Spuren ihrer gewaltsam beendeten Leben suchen und die Bruch-
stücke von Erinnerung zusammentragen. Man sollte ihnen ein Zeichen setzen, das
zu ihnen passt.

Die Stadt Beelitz hat nichts gegen Gedenkzeichen, im Gegenteil. Am Kirchplatz
von Beelitz, neben der 1871 gepflanzten „Deutschen Eiche“ steht seit 1990 ein jun-
ger Baum, die „Einheitseiche“. Auf einem kleinen Gedenkstein ist zu lesen: „GE-
PFLANZT AM TAGE DER DEUTSCHEN EINHEIT / MIT DER HOFFNUNG AUF GE-
DEIHEN / AUCH FÜR UNSERE STADT BEELITZ / AM 3. 10. 1990“.

Dafür setzte man einen anderen Gedenkstein um auf den sowjetischen Solda-
tenfriedhof, in die Nähe des Grabs der jüdischen Mädchen. Vielleicht kann man
auch sagen: er wurde entsorgt. Er stand jahrzehntelang in der Clara-Zetkin-Straße
vor dem Finanzamt, ein behauener Naturstein, der den Häftlingswinkel zeigte und
die Inschrift: „DIE TOTEN MAHNEN“.
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UUmmwwiiddmmuunnggeenn

Die Aussage eines Denkmals verändert sich auch ohne jede Veränderung der äuße-
ren Form, wenn der historische Kontext ein anderer geworden ist. In Brandenburg
stehen jedoch auch sehr viele Denkmäler, in deren Formensprache direkt eingegrif-
fen wurde. Nach 1945 wurden nicht nur die nationalsozialistischen Symbole, son-
dern mitunter auch Adlerkrönungen, Eiserne Kreuze, Lorbeerkränze und andere
vermeintlich der Vergangenheit zugehörende Insignien abgebrochen. 

Erstaunlich oft wurde durch den Austausch der Inschriftentafel der Versuch un-
ternommen, ein Denkmal vollkommen umzuwidmen. Das geschah vor allem nach
dem Ende des Nationalsozialismus und ebenso nach dem Ende der DDR.

Einige Beispiele dazu sind schon genannt worden, so der rote Obelisk im Ro-
sengarten von Müncheberg (Märkisch Oderland), den Kaiser Wilhelm 1888 zu sei-
nen eigenen Ehren einweihte, den die Nazis vereinnahmten und der 1948 den Op-
fern des Faschismus gewidmet wurde. Hier noch mehr Beispiele aus Brandenburg:

Vor der Kirche von Ahrensfelde (Landkreis Barnim) war nach 1918 ein Krieger-
denkmal errichtet worden, ein Findling mit einer Tafel, auf der 22 Namen von ge-
fallenen Bürgern Ahrensfeldes standen, die, laut Inschrift, den „HELDENTOD FÜRS
VATERLAND“ gestorben sind. Nach 1946 wurden diese Tafel sowie der krönende
Adler entfernt und der Stein wurde umgewidmet zu einem Gedenkstein für Opfer
des Faschismus. Außer dem Häftlingswinkel mit Lorbeerzweig zeigte die neue Tafel
auch das Symbol der SED, die verschlungenen Hände. Die Inschrift lautete: „DIE
TOTEN MAHNEN UNS / DENKT AN DIE OPFER / DES FASCHISMUS / UND
KÄMPFT GEGEN DEN KRIEG“.

Diese Tafel wurde 1990 ebenfalls entfernt und gegen die alte ausgetauscht, die
jemand aufbewahrt hatte (wie den „Alten Fritzen“ in Letschin!). Auf die Erneuerung
der Adler-Krönung verzichtete man jedoch. Die Rückwidmung des Denkmals fand
nicht die Zustimmung aller Einwohner Ahrensfeldes, der Pfarrer beispielsweise pro-
testierte vergebens gegen den Vorgang.

Der Pfarrer von Werneuchen jedoch, einem ganz nahe gelegenen Ort, hatte ei-
ne gegenteilige Erfahrung gemacht. Vergeblich hatte er sich nach 1990 dafür aus-
gesprochen, eine Umwidmung aus den fünfziger Jahren rückgängig zu machen. 

Nordöstlich der Altstadt Werneuchens, am sogenannten Paddenpfuhl, steht
seit 1913 ein Denkmal, das von dem Werneuchener Bildhauer Karl Christian Fürs-
tenberg aus Anlass der Jahrhundertfeier der Befreiungskriege gegen Napoleon im
Auftrag der Stadt Werneuchen geschaffen wurde. Es handelte sich um einen Unter-
bau mit Plattform und steinernem Geländer, auf dem ein Obelisk stand, der von ei-
nem Adler mit ausgebreiteten Schwingen gekrönt wurde. Auf der Vorderseite war
ein Bronze-Relief Kaiser Wilhelms zu sehen, der Sockel trug die Inschrift: „GOTT
ZUR EHR / DEN GEFALLENEN ZUM GEDÄCHTNIS / DEN LEBENDEN ZUR ANER-
KENNUNG / DEM KÜNFTIGEN GESCHLECHT ZUR NACHEIFERUNG / DEN TAP-
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FEREN KRIEGERN DER GLORREICHEN FELDZÜGE / 1864, 1866, 1870/71 / GE-
WIDMET VON DER BÜRGERSCHAFT ZUR JAHRHUNDERTFEIER 1913“. Um 1950
wurde dieses Denkmal umgewidmet zu einem Ehrenmal „Für die Helden des
antifaschistischen Widerstandskampfes“.

Die Form des Denkmals ist weitgehend erhalten. Der mit Naturstein verkleidete
1.20 Meter hohe, 3.80 Meter breite und 5.20 Meter tiefe Unterbau (allerdings oh-
ne Geländer) und der Obelisk aus rotem Granit dienen nun der Erinnerung an
Kämpfer gegen das Naziregime. Unter dem um den Obelisken laufenden Eichen-
blattfries ist die Inschrift zu lesen: „RUHM UND EHRE / DEN HELDEN / DES ANTI-
FASCHISTISCHEN WIDERSTANDSKAMPFES“.

Über dem Fries sieht man das Zeichen der FIR, des Internationalen Verbandes
der Widerstandskämpfer (Fédération Internationale de la Résistance). Statt des Ad-
lers krönt das Denkmal nun eine metallene Flammenschale. 

Im Dezember 1996 beschloss die Stadtverordnetenversammlung von Werneu-
chen, sich zu diesem Denkmal und seinem nunmehrigen Bedeutungsgehalt zu be-
kennen und den Denkmalschutz zu beantragen. Dem wurde 1998 stattgegeben.

Die unterschiedliche Haltung der beiden Pfarrer aus dem Landkreis Barnim zeigt,
dass die Vorgänge um die Umwidmungen nicht einem einzigen Muster folgen.

Übrigens gibt es in Werneuchen noch ein zweites Denkmal von Karl Christian
Fürstenberg, das ebenfalls anlässlich der Jahrhundertfeier zum Beginn der Befrei-
ungskriege eingeweiht wurde und ebenfalls eine Umwidmung erfuhr. Es handelt
sich um einen großen Findling, der aus einem Hügel kleinerer Findlinge herausragt
- einem Hünengrab nachempfunden.

Das Denkmal wurde am 15. 6. 1913 am Grabe des Kosakenleutnants Otto von
Arnim neben der Kirche errichtet. (Von Arnim war 1813 als erstes Opfer der Frei-
heitskriege bei Blumberg, dem Nachbarort von Werneuchen, gefallen. Der als Poet
bekannte damalige Pfarrer, der „Schmidt von Werneuchen“ hielt ihm die Grabrede.)
Das Denkmal wurde von der Familie von Arnim und dem Verschönerungsverein
Werneuchen gestiftet. 1964 erhielt es eine neue Inschriftentafel, die die deutsch-
russische Waffenbrüderschaft hervorhob. Der Anlass des Denkmals wurde für die
verordnete deutsch-sowjetische Freundschaft vereinnahmt und instrumentalisiert.
Angehörige einer sowjetischen Garnison schossen zur Tafeleinweihung Ehrensalut.
In den neunziger Jahren verschwand die Tafel jedoch.

Noch einige typische Beispiele für Umwidmungen von Denkmälern: Vor dem
Friedhof von Mittenwalde (Landkreis Dahme-Spreewald) steht ein Denkmal, das
mit dem Kopf von Kaiser Friedrich gekrönt war. Es war den Toten des 1. Weltkrieges
gewidmet. 1945 begruben sowjetische Soldaten hier eigene Kriegstote. Sie schlu-
gen den Kopf ab und setzten statt dessen den Sowjetstern als Krönung.

Die sowjetischen Toten wurden in der Nachkriegszeit nach Halbe umgebettet,
der Sowjetstern verschwand wieder. Heute befindet sich eine Tafel an dem Denk-
mal: „DEN TOTEN ZU EHREN / DEN LEBENDEN ZUR MAHNUNG / 1914 –1918/
1939 – 1945“. 

Vor dem Rathaus der Stadt Putlitz (Landkreis Prignitz) stand ein Kaiser-Wil-
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helm-Denkmal, das nach dem 2. Weltkrieg beseitigt wurde. Auf den erhalten ge-
bliebenen Sockel installierte man 1954 ein symbolisches Denkmal für Opfer des
Faschismus, einen rechteckigen Granitblock, der einen ein auf die Spitze gestellten
Häftlingswinkel aus Granit trägt und die Buchstaben: „KZ“.

Dasselbe geschah in Bad Wilsnack (Prignitz). Auch hier stand bis in die frühe
Nachkriegszeit vor dem Rathaus ein Denkmal für Kaiser Wilhelm I. Lediglich der
Sockel bleib stehen. Auch hier wurde ein Granitblock auf den Sockel gesetzt, der
einen Häftlingswinkel aufweist und die Buchstaben: „KZ“.

Dieses umgewidmete Denkmal wurde im Frühjahr 2000 auf den Friedhof um-
gesetzt, an einen Ehrenhain für die Toten des 1. und 2. Weltkrieges. Es erhielt ein
neues Fundament, der alte Sockel hatte ausgedient.

1922 wurde auf dem Dorfplatz von Michelsdorf (Potsdam-Mittelmark) ein
Kriegerdenkmal zu Ehren der Gefallenen des Weltkrieges aufgestellt. Es handelte
sich um eine Granitsäule mit Flammenschale, die von Soldatenwitwen gestiftet wur-
de. In den fünfziger Jahren widmete man diesen Gedenkstein um. Es wurde einfach
die Inschrift ausgetauscht, auf dem Stein stand nun der Name „Ernst Thälmann“,
obwohl es keinen historischen Bezug des Führers der Kommunistischen Partei zu
Michelsdorf gibt.

1997 stellte die Gemeinde den Antrag, die Thälmann-Gedenkstätte aufzuhe-
ben. Der Gedenkstein wurde aus dem Denkmalschutz genommen. Im November
1999 brachte man die alte, restaurierte Inschriftentafel des Kriegerdenkmals wieder
an, dazu eine, die die im 2. Weltkrieg gefallenen Einwohner von Michelsdorf nennt.

In Zehdenick (Landkreis Oberhavel) steht an der heutigen Castrop-Rauxel-
Allee/ Parkstraße seit 1927 ein mächtiger Findling. 1938 wurde der Platz zum Horst-
Wessel-Platz erklärt und für Aufmärsche genutzt. Ob der Stein eine Widmung hatte,
ist nicht bekannt, aber anzunehmen. Am 1. Mai 1946 wurde der Platz offiziell in
„Ernst-Thälmann-Platz“ umbenannt, der Findling, der auf einer leicht erhöhten, aus
kleinen Feldsteinen gemauerten Plattform steht, erhielt eine Inschriftentafel in Form
eines Winkels. Darauf stand: „FÜR DIE OPFER DES FASCHISMUS / ERNST THÄL-
MANN / VORKÄMPFER GEGEN DEN FASCHISMUS / 18. 8. 1944“.

Der Stein ist noch an seinem Standort. Die Inschriftentafel wurde jedoch von
der Stadt ausgewechselt. Auf der neuen Tafel aus Kunststein steht: „NIE WIEDER-
/GEWALTHERRSCHAFT /  OPFERN GEWIDMET/OKT. 1992“.

Auch in Calau (sorbisch Kalawa, Oberspreewald-Lausitz) gibt es ein mehrfach
umgewidmetes Denkmal, das seit der Weimarer Republik immer wieder zum Träger
unterschiedlicher Aussagen gemacht wurde. Es steht in der Karl-Marx-Straße, an
der Südseite eines sowjetischen Soldatenfriedhofs. Die neun Meter lange Mauer aus
Klinkerstein mit dem gezackten von Klinkerstein gerahmten Gesims, in dem eine
Inschriftentafel angebracht ist, wurde schon 1928 errichtet. Davor befindet sich eine
etwas erhöhte halbrunde Plattform, etwa 4 Meter tief. Zur Entstehungszeit war die
Gedenkstätte dem SPD-Politiker und Reichspräsidenten Friedrich Ebert gewidmet.
Die Nationalsozialisten entfernten die Plakette mit der Inschrift. Ob das Denkmal
eine neue Widmung erhielt, ist nicht bekannt. Im Stadtarchiv finden sich dazu keine
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Dokumente, auch ältere Bürger erinnern sich nicht. Mir scheint unwahrscheinlich,
dass die Gedenkmauer mehr als ein Jahrzehnt lang ganz ohne Widmung blieb.
1948 installierte die Stadt auf der der Straße zugewandten Seite eine neue Tafel mit
der Inschrift: „GEDENKSTÄTTE DER / OPFER DES FASCHISMUS / 1933 – 1945“.
Auf der dem sowjetischen Soldatenfriedhof zugewandten Rückseite steht unter
dem Dreieck-Symbol: „DIE TOTEN MAHNEN UNS“.

1992 wurde die Inschriftentafel verändert. Die neue Widmung lautet: „GE-
DENKSTÄTTE / DER OPFER / DES FASCHISMUS / 1933 1945 / UND DES / STA-
LINISMUS“.

Mehrfach verändert wurde auch das alte Kriegerdenkmal aus rotem Granit in
Heinersdorf (Landkreis Oder-Spree). 1946 war es zu einem Ehrenmal „Für die Op-
fer des Faschismus“ umgewidmet worden. In den neunziger Jahren erhielt es eine
neue Inschriftenplatte: „Den Opfern von/ Gewaltherrschaft/ den Toten/ der Krie-
ge“. Man sieht noch die Abdrücke der alten Inschriftenplatten.

Noch ein typisches Beispiel von ungezählten: In Lehnitz (Oberhavel), am Fried-
rich-Wolf-Platz, gibt es einen gegliederten Gedenkstein, der einen Häftlingswinkel
aufwies und die Inschrift: „DEN TOTEN / ZU EHREN / DEN LEBENDEN / ZUR
PFLICHT“. 1998 beschloss die Gemeinde, die Inschrift auszuwechseln und den
Häftlingswinkel zu entfernen. Heute lautet die vergoldete Inschrift: „DEN OPFERN
/ VON / KRIEGEN / UND / GEWALT- / HERRSCHAFT“.
An Stelle des roten Winkels sieht man goldfarbene Rosen.

Die Formel von „Krieg und Gewalt“
Der Begriff „Opfer der Gewaltherrschaft“ löste in den neunziger Jahren auf vielen
Inschriftentafeln den Begriff „Opfer des Faschismus“ ab. Manchmal gingen dabei
konkrete Informationen verloren. Möglicherweise war dies die unterschwellige
Absicht, denn mit dem Begriff „Gewaltherrschaft“ wurde eine Gleichsetzung von
Kriegen und Diktaturen suggeriert, der Nationalsozialismus und die 40 Jahre DDR
wurden mit diesem Begriff sehr oft gleichgesetzt. Den Opfern des Nationalsozialis-
mus, besonders den ausländischen, in deutscher Erde liegenden Opfern, denen, wie
wir am Beispiel der Zwangsarbeitergräber gesehen haben, Trauer und Anteilnahme
verweigert wurde, wurden an vielen Orten durch eine Neugestaltung der Gedenk-
stätten und Friedhöfe die deutschen Opfer gegenübergestellt. Sie alle waren Opfer
einer „Gewaltherrschaft“, die Frage nach historischen Kausalitäten erübrigt sich so.

Prominentes Beispiel für diese Haltung ist die Gestaltung der „Neuen Wache“
in Berlin. Auf Initiative von Helmut Kohl wurde am 27. Januar 1993 beschlossen,
das Schinkelsche Gebäude Unter den Linden in eine „Zentrale Gedenkstätte der
Bundesrepublik Deutschland“ umzuwandeln. Auch in der DDR war die „Neue
Wache“ eine zentrale Gedenkstätte gewesen, nämlich das „Mahnmal für die Opfer
des Faschismus und der beiden Weltkriege“. Man hatte sogar, um ihr einen authen-
tischen Anstrich zu geben, die Überreste eines unbekannten KZ-Häftlings in Spitz-
kunnersdorf bei Zittau exhumieren und unter dem Betonboden der „Neuen
Wache“ erneut beisetzen lassen. Im Gegensatz zu dem erklärten Anliegen des zen-
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tralen Ehrenmals und in merkwürdiger Weise der Geschichte des Gebäudes Tribut
zollend wurde jedoch zwischen dem 1. Mai 1962 und dem 2. Oktober 1992 die
Gedenkstätte von je zwei militärischen Ehrenposten bewacht, die, wie es an dieser
Stelle schon bei den Nationalsozialisten üblich gewesen war, stündlich unter militä-
rischen Zeremonien wechselten und einmal in der Woche unter großer Anteilnahme
der Touristen einen Großen Wachaufzug vorführten.

Nach der Wiedervereinigung wurde die „Neue Wache“ erst einmal geschlos-
sen. Die im Auftrag der Bundesregierung konzipierte zentrale Gedenkstätte erfuhr
schon vor ihrer Einweihung am 14. November 1993 viel öffentliche Kritik. Vor allem
bezog die sich auf die beabsichtigte Fusion der Erinnerungskulturen, auf die Nivel-
lierung des Unterschieds zwischen Opfern und Tätern im Zusammenhang mit der
Gewalt des 20. Jahrhunderts. Der durch seine jahrzehntelange wissenschaftliche Be-
schäftigung mit Totenkult und Denkmalskultur ausgewiesene Historiker Reinhart
Kosseleck sagte in einem Interview der TAZ im November 1993:

„Und innen steht tatsächlich wieder „Den Opfern von Krieg und Gewaltherr-
schaft“. Fürchterlich! Das ist aber offenbar die bundesrepublikanische Formel, ge-
gen die man nichts mehr ausrichten kann: Sie steht auf allen Friedhöfen, auf allen
Denkmälern. Es ist die Verlogenheit der Deutschen, ihre Vergangenheit dadurch
nicht zu reflektieren, dass das aktive Opfer unterschwellig zum passiven erklärt
wird. Die Soldaten, die freiwillig in den Krieg zogen, werden zum Opfer des
Faschismus. Ambivalenzen werden verschliffen – eine verlogene Form des Totenge-
denkens“. Ein Satz, der in der Diskussion um die „Neue Wache“ und in der um das
geplante Holocaust-Denkmal in Berlin oft fiel, lautet: Gedenkstätten sind ein Spie-
gelbild der Zeit und des Bewusstseins jener, die sie schufen. 

Während die „Neue Wache“ als zentrale Gedenkstätte mit der nachträglich
vergrößerten Kollwitzschen Pietà – einem zutiefst christlichen Symbol für Trauer -
und dem Spruch über die Opfer der Gewaltherrschaft eingeweiht wurde, fand zur
selben Stunde in Berlin eine Art Gegendemonstration statt. Organisiert vom „Ak-
tiven Museum Faschismus und Widerstand“ gingen bei strömenden Regen ein–
oder zweitausend Leute zu den realen Orten der Verfolgung in Berlin, unter ihnen
zahlreiche ehemalige Verfolgte des Nationalsozialismus, Wehrmachtsdeserteure,
Mitglieder jüdischer Gemeinden, Historiker und der damalige Kultursenator. Den-
noch: Die Zentrale Gedenkstätte der Bundesrepublik, ein Akt symbolischer Politik,
existiert jetzt so, wie sie als „Chefsache des Kanzlers“, ohne Ausschreibungsverfah-
ren entworfen wurde und ist gewidmet „Den Opfern von Krieg und Gewaltherr-
schaft“.

Sehen wir uns an, wie im Land Brandenburg diese nun offiziell sanktionierte
Formel verwendet wird:

In Löwenberg (Oberhavel), steht östlich der Kirche seit dem 6. 5. 1992 ein klei-
ner gemauerter Gedenkstein mit der Inschrift auf einer Tafel: „DEN OPFERN DER
GEWALTHERRSCHAFT“.

Dieses Gedenkzeichen erinnert an eine jahrzehntelang verschwiegenen Vorfall
in den letzten Kriegstagen: An dieser Stelle, vor einer Toreinfahrt, wurden 1945

124



zehn Löwenberger Männer von der sowjetischen Besatzungsmacht erschossen.
Neun von ihnen sind in einem gemeinsamen Grab auf dem Friedhof in Löwenberg
beigesetzt worden. Der Stein an diesem Grab wurde nach der Wende erneuert. Auch
im Ortsteil Linde, an der B 167, wurde etwa zur selben Zeit ein Gedenkstein gesetzt
mit der Inschrift: „DEN OPFERN DER GEWALTHERRSCHAFT/ TODESMARSCH“.

Hier wurden im April 1945 Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen entlangge-
trieben. Seit 1950 erinnerte ein Gedenkstein daran, der baufällig geworden war und
weggenommen wurde. Der neue Stein ist ein Ersatz. Mit der Formel von der Ge-
waltherrschaft werden sie alle gleichgesetzt: die zufälligen Opfer der Sieger, die Na-
zis, die KZ-Häftlinge und die SS-Bewacher. Noch deutlicher ist diese Haltung auf
dem Friedhof von Linde zu erkennen. Hier wurden am 23. April 1945 siebzehn KZ-
Häftlinge in einem Gemeinschaftsgrab beigesetzt, die auf dem Todesmarsch von
SS-Bewachern erschossen wurden. Nach manchen Angaben wurden später noch
drei unbekannte Häftlinge, die man aufgefunden hatte, in dieses Grab gelegt.
Anfangs soll da nur ein Holzkreuz gestanden haben. Seit den sechziger Jahren
fanden an diesem Grab Kranzniederlegungen statt, jährlich am Tag der Opfer des
Faschismus und zu anderen Anlässen. Weil man solche offiziellen Akte nicht auf
einem kirchlichen Friedhof vornehmen wollte, gliederte man das Grab aus. Der
Friedhofszaun wurde eigens versetzt. 1964 setzte man einen Grabstein, der 1973
erneuert wurde. Die Inschrift auf der ersten Marmorplatte unter einem
Häftlingswinkel lautete: „HIER RUHEN / 17 ANTIFASCHISTEN / DIE AM 22. 4.
1945 / DURCH DIE SS ERMORDET WURDEN / IHR TOD SOLL UNS MAHNUNG
SEIN“. Die erneuerte Inschrift lautete: „HIER RUHEN 20 UNBEKANNTE OPFER DES
FASCHISMUS. ERMORDET AUF DEM MARSCH DES KONZENTRATIONSLAGERS
SACHSENHAUSEN IM APRIL 1945“.

Immerhin gab die Inschrift Auskunft darüber, wer hier lag und auf welche Wei-
se diese Menschen ums Leben gekommen waren. Als man nach der Wiederver-
einigung in Löwenberg und Linde die Tafeln „Den Opfern der Gewaltherrschaft“
aufstellte, stellte man auch an dieses Grab eine Messingtafel auf mit der Inschrift:
„TODESMARSCH / DEN OPFERN DER GEWALTHERRSCHAFT“.

Im Verlauf der neunziger Jahre verschwand der eigentliche Gedenkstein. Die
Inschriftenplatte war bröcklig, nach anderen Aussagen wurde sie von Unbekannten
zerstört. Friedhofsarbeiter entsorgten sie. Begünstigend kam hinzu, dass der alte
Pfarrer, der dieses Grab und seine Geschichte kannte, pensioniert wurde. Man mau-
erte einen neuen Sockel und befestigte daran die Messingtafel von 1992. Das Grab
der KZ-Häftlinge ist damit anonymer geworden, die Anzahl der dort liegenden To-
ten und die Art ihres Todes sind dem Vergessen preisgegeben.

Mit der diffusen Formel von der Gewaltherrschaft werden mitunter die histo-
rischen Zusammenhänge verschleiert, es wird Gleichheit suggeriert, „Versöhnung
über den Gräbern“. Voraussetzung jeder Versöhnung jedoch ist die Bereitschaft zur
konkreten Erinnerung. Es ist bequem, Kriege und Diktaturen als Schicksalsmächte
anzusehen, eben „Gewaltherrschaften“, die man nicht näher benennen muss, da
sie alle zu Opfern und damit gleich machen.
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An einigen Orten wurde ein Denkmal „Für die Opfer des Faschismus“ umgewan-
delt in eines „Für alle Opfer der Gewaltherrschaft“. 

In Finsterwalde, (Landkreis Elbe-Elster), an der damaligen Rosa-Luxemburg-
Straße/ Geschwister-Scholl-Straße (heute wieder Langer Damm) wurde 1949 ein
sogenannter VVN-Ehrenhain für Bürger Finsterwaldes eingerichtet, die durch die
Nationalsozialisten ums Leben gekommen waren.An einer Klinkermauer wurden
Granitplatten befestigt, die Schriftplatten aus Gusseisen mit den Namen der Toten
trugen. Zwischen den Tafel hing das Zeichen der VVN mit dem Häftlingswinkel.
Über allem stand: „FREIHEIT, GERECHTIGKEIT, MENSCHLICHKEIT“.

Darunter waren die Namen der Toten verzeichnet, vor allem kommunistische
und sozialdemokratische Widerstandskämpfer und offenbar auch jüdische Bürger,
die in nationalsozialistischer Haft verschollen, in Konzentrationslagern umgekom-
men, hingerichtet oder auf dem „Transport verstorben“ waren.

Nach 1990 wurde die Gedenkstätte auf Beschluss der Stadt aufgehoben. Die
Stadt vergab 1993 einen Auftrag für ein „Denkmal für alle Opfer von Gewaltherr-
schaft und Diktatur und Mahnmal für Freiheit, Demokratie und Gerechtigkeit“. Der
ortsansässige Künstler Eckhard Böttger (geboren 1954) erhielt den Auftrag und
gestaltete ein Denkmal, das 1996 der Öffentlichkeit übergeben wurde. Er bezog die
vorhandene, 14 Meter lange Mauer in seine Gestaltung ein. Die Inschriftentafeln
wurden vom Bauhof der Stadt eingelagert. Die Aufschrift „FREIHEIT GERECHTIG-
KEIT MENSCHLICHKEIT“ war ohnehin nicht mehr vorhanden. Die Mauer wurde
neu verputzt, an ihrer linken Seite sind heute schattenrissartige Figuren aus rosten-
dem Stahlblech zu sehen, die verschiedene Assoziationen zu Bedrohung und Gewalt
auslösen. Im rechten Teil sieht man solche Figuren und eine Arche als Symbol für
Überfahrt, Verbindung, Geborgenheit. Das Denkmal in einer Grünanlage in unmit-
telbarer Nähe eines Wasserbeckens verzichtet auf Inschriften und Erklärungen.
Nicht dem Künstler, sondern den Auftraggebern ist die Frage zu stellen, warum ein
konkretes Erinnerungszeichen an Opfer einer bestimmten Gewaltherrschaft ausge-
tauscht wurde gegen ein Kunstwerk, das metaphorisch und dadurch vergleichs-
weise allgemein und unverbindlich mit dem Thema umgeht. Die Erinnerung an die
namentlich genannten Opfer des Nationalsozialismus in Finsterwalde ist jetzt auf-
gehoben. Dieses frühe Denkmal war auch deshalb wertvoll, weil es belegte, dass
das Gedenken in der ersten Nachkriegszeit noch nicht auf den kommunistischen
Widerstand reduziert war. 

In Dreetz (Ostprignitz-Ruppin) wurden 1992 zwei Mahnmale für „Opfer des
Faschismus“ durch die Friedhofsverwaltung des Amts Neustadt/Dosse mit Landes-
mitteln umgestaltet. Hier die Vorgeschichte: Als der Hauptausschuss der Opfer des
Faschismus (OdF) in der unmittelbaren Nachkriegszeit Rundschreiben an alle Bür-
germeister versandte, um zu erfahren, wo sich noch Gräber von KZ-Häftlingen und
anderen Opfern des Nationalsozialismus befinden, erhielten sie schriftliche Berichte.
Erhalten geblieben ist einer vom Sommer 1945, in dem eine Mitteilung des
Bürgermeisters von Nackel (Ostprignitz-Ruppin), einem Nachbarort von Segeletz,
festgehalten ist: „[...] wurde mir mitgeteilt, dass am Segeletzer Bahnhof, Bahn-Km-
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67, neben Gleis 9, in der Schonung, ungefähr 10 m vom Gleis entfernt, eine Grube
von 6 x 6m vorhanden ist, in der 180 tote Häftlinge Ende März, Anfang April 1945
von der SS-Bewachung verscharrt worden sind. Nachgrabungen, die von dem
Hauptwachmeister der Kreispolizei vorgenommen wurden, ergaben folgendes:

Auf einer Tiefe von ca. 1,20 m wurden Zeugstücke von einer KZ-Häftlingshose
gefunden, und nach zwei weiteren Spatenstichen kamen auch menschliche Über-
reste zum Vorschein. [...] Weiter befindet sich 20 m von dieser Grube entfernt ein
einzelnes Grab, in welchem ein belgischer Offizier (KZ) von seinem Bruder allein
bestattet wurde. Dieser Offizier ist durch Fliegerbeschuss getötet worden. Der Zug
mit diesen KZ-Leuten war auf dem Bahnhof Segeletz 3 Tage abgestellt. Nach
Aussagen des Bahnmitarbeiters Franz Schulz, Dreetz, hatte dieser Zug einen
Waggon mit Toten bei sich. Diese Toten wurden in der oben beschriebenen Grube
verscharrt. Die lebenden KZ-Leute waren halb verhungert und kamen aus einem
Bergwerk. In der Zeit, wo der Zug in Segeletz abgestellt war, ist er von Fliegern ein
paar Mal beschossen worden. Die durch diese Angriffe getöteten KZ-Leute wurden
von der Bewachung nach Oranienburg mitgenommen.“ 

Heute weiß man: Die Häftlinge kamen aus dem KZ Mittelbau-Dora bei Nord-
hausen. Ihr Evakuierungstransport hatte am 5. April 1945 begonnen, viele starben
schon unterwegs an Hunger, Krankheiten und Misshandlungen. Andere kamen ums
Leben, als der Zug, in dem sie eingepfercht waren, von Tieffliegern angegriffen
wurde, weil die Engländer ihn für einen Militärtransport hielten. Überlebende
wurden von den SS-Bewachern erschossen. Sie sollen Sowjetbürger, Polen, Italiener,
Franzosen, Deutsche und Holländer gewesen sein.

Die Toten wurden exhumiert und in einem Massengrab auf der Straße
zwischen Dreetz und Segeletz in der Nähe des Bahnhofs erneut beigesetzt. Der
1951 gesetzte Obelisk trug die Inschrift: „ZUM GEDENKEN / EWIGER RUHM DEN
IN FASCHISTISCHER SKLAVEREI / GETÖTETEN BRÜDERN“.

Er war von einem Sowjetstern gekrönt. Unter den Toten waren gewiss auch
Sowjetbürger, aber die Identität der anderen wurde durch dieses Grabzeichen miss-
achtet. Offenbar wurde das Grab als eines von sowjetischen Zwangsarbeitern ange-
sehen. Wahrscheinlich waren bereits 1951 die konkreten Umstände dieses Grabes
halb vergessen.

Aber es gab auch in Dreetz ein Zwangsarbeiterlager. Auf dem Friedhof von
Dreetz, am östlichen Rand, liegen die Gräber für eine unbekannte Zahl von KZ-
Häftlingen, die als Zwangsarbeiter des Rüstungsbetriebs Spreng-Chemie-Werk ums
Leben kamen. Es sollen vor allem Russen und Juden gewesen sein. Außerdem
wurden hierhin nach 1945 etwa 60 gefallene Soldaten der Sowjet-Armee umge-
bettet, die in den Orten der Umgebung beigesetzt worden waren. Die Grabstätte
wurde ebenfalls 1951 als sowjetischer Soldatenfriedhof gestaltet. Der Obelisk trug
eine Inschrift in russischer Sprache: „ZUM EWIGEN GEDENKEN AN DIE GEFALLE-
NEN IM FASCHISTISCHEN KRIEG“. Auch dieser Obelisk war von einem Sowjet-
stern gekrönt. 
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Nach 1990 wurden beide Gedenkstätten mehrmals geschändet. Sie wurden
beschmiert und beschädigt. Da sie als sowjetische Soldatenfriedhöfe wahrgenom-
men wurden, entlud sich wohl angestauter Zorn auf die Besatzer gegen die Grab-
stätte der Toten. Auf Antrag der Gemeinde wurde die inzwischen verwahrloste
Grabstätte 1995 verändert. Der Gedenkstein für die KZ-Häftlinge wurde mit einem
Kreuz versehen, obwohl anzunehmen ist, dass unter den Häftlingen auch
Menschen jüdischen Glaubens waren. Die Inschrift lautet nunmehr: „HIER RUHEN
186 UNBEKANNTE HÄFTLINGE / DES KONZENTRATIONSLAGERS NORDHAU-
SEN, / DIE IM APRIL 1945 OPFER / VON KRIEG UND GEWALT WURDEN / IHNEN
ZUM GEDENKEN / UNS ZUR MAHNUNG“.

Waren die Toten vorher schon als „Gefallene“ vereinnahmt worden, wurden
sie nun zu Opfern „von Krieg und Gewalt“, obwohl ihre konkrete Geschichte nicht
unbekannt ist. Auch der Obelisk auf dem Friedhof von Dreetz wurde verändert. Der
Sowjetstern wurde abgesägt, statt seiner ebenfalls ein Kreuz angebracht. Die bereits
verwitterte Tafel wurde ausgewechselt. Nun steht dort:

„HIER RUHEN AUSLÄNDISCHE OPFER, / DIE DURCH UNTERDRÜCKUNG /
UND GEWALT IN DEN JAHREN VON / 1941 – 1945 ZU TODE KAMEN. / IHNEN
ZUM GEDENKEN / UNS ZUR MAHNUNG / VERGIB UNS UNSERE SCHULD“.

Man stellte Bronzetafeln mit den Namen der hier Begrabenen, soweit bekannt,
an der Grabanlage auf. 

Die auf dem Friedhof liegenden Toten waren, soweit man weiß, Sowjetbürger.
Also war der Sowjetstern das passende Zeichen. Es zu entfernen, war ein Eingriff in
die Totenruhe. Für die hier liegenden Juden ist das Kreuz ohnehin nicht das
passende Grabzeichen. 

Auch wenn die aus der frühen DDR stammende Gestaltung beider Gedenk-
stätten veränderungswürdig war – die vorgenommene Umgestaltung, auf die die
zuständige Friedhofsveraltung stolz ist, wirkt unsensibel und respektlos und sie ver-
schleiert die historischen Zusammenhänge auf andere Art ebenso wie die frühere
Gestaltung.
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VVeerrsscchhwwuunnddeennee  DDeennkkmmäälleerr

Gedenkzeichen, die in der DDR von den Gemeinden nur pflichtgemäß, um irgend-
einer Anforderung zu entsprechen, aufgestellt wurden, wurden nach 1990 schnell
dem Verfall preisgegeben oder beseitigt. Beispiele dafür gibt es in fast allen
Brandenburger Orten. Manchmal war der Umgang mit ihnen recht pragmatisch,
aber nachvollziehbar. In Eichwalde (Landkreis Dahme-Spreewald) stand Am Graben
seit den fünfziger Jahren einer von unzähligen Thälmann-Gedenksteinen. Die
Gemeinde setzte ihn in den frühen neunziger Jahren um auf den Friedhof. Dort
entfernte man die Inschrift, der Findling dient nun als Gedenkstein der Urnen-
Gemeinschaftsanlage.

Dieser pragmatischen Haltung fielen aber auch viele Gedenkzeichen zum Op-
fer, die eigentlich einen Bezug zu dem Ort und seiner Geschichte aufwiesen. Nach
dem Ende der DDR war für viele Bürger alles, was an die Geschichte der Arbeiter-
bewegung erinnerte, was mit kommunistischen Widerstand zu tun hatte, mit der
Erinnerung an die DDR verbunden. Und wie oft nach geschichtlichen Umbrüchen
gab es bei vielen, nicht unbedingt bei denen, die ein kritisch reflektierendes oder
sogar oppositionelles Leben in der DDR geführt hatten, das Bedürfnis, die Zeichen
der Erinnerung schnell loszuwerden. Mitunter erinnerte die Eile, mit der
Gedenkzeichen entsorgt wurden, an Bilderstürmerei, manchmal ging man
nachdenklicher, behutsamer vor. Manchmal ist es schwer zu unterscheiden, wo
Vandalismus und politisch bewusstes Handeln ineinander übergehen.

In Stolpe Dorf (Oberhavel) steht hinter dem südlichen Ortsausgang seit 1958
ein Gedenkstein mit der Inschrift: „AM 5. MAI 1918 / FAND HIER DAS TREFFEN /
DER FORTSCHRITTLICHEN JUGEND BERLINS / GEGEN MILITARISMUS / UND
KRIEG STATT“.

An diesem illegalen Treffen nahmen damals etwa 2000 Jugendliche teil. Gen-
darmerie sprengte die Versammlung und verhaftete einige Teilnehmer.

Der Stein ist vorhanden, aber seine Inschriftentafel weist Einschusslöcher auf. Un-
bekannte haben mehrfach auf diesen Stein geschossen. War er das zufällige Ziel der
Schießübungen, drückte sich da Hass aus oder Unwissenheit und Gleichgültigkeit? 

Im selben Ort verschwand ein sehr altes Gedenkzeichen, ein Zeugnis der Ge-
schichte der Sozialdemokratie. An der Adolf-Hermann-Straße wurde etwa 1907 ei-
ne Gedenktafel aus Metall errichtet mit der Inschrift: „HIER WURDE UNSER UN-
VERGESSLICHER / BEZIRKSFÜHRER ADOLF HERMANN / VON GENDARM JUDE
ERSCHOSSEN / EHRE DEM SOZIALISTISCHEN HELDEN“.
In dieser Straße, im damaligen Lokal Bergemann, wurde 1906 der Arbeitersportler
erschossen. Karl Liebknecht übernahm als Rechtsanwalt die Vertretung der Witwe.
Eine erste Tafel wurde nach 1933 von den Nazis beseitigt, nach 1945 wurde sie mit
obigem Text erneuert. Die Gedenktafel aus Kunststoff an einem Eisenpflock stand
in einem Vorgarten. Nach 1990 entfernte der Eigentümer sie.
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Hier noch mehr typische Beispiele: In Wildberg (Ostprignitz-Ruppin) wurde 1976
auf dem Markt ein Gedenkstein errichtet, der dem Landarbeiterstreik von 1922
gewidmet war.

Vom 11. bis zum 23. April 1922 hatten in 28 Dörfern des damaligen Kreises
Ruppin 2146 Landarbeiter gestreikt. Dieser Streik stand unter Führung des Deut-
schen Landarbeiterverbandes, nicht des Brandenburgischen Landarbeiterbundes,
der von den Gutsbesitzern gegründet worden war. Das Arbeitsministerium erkannte
die wirtschaftlichen Forderungen der Streikenden größtenteils an, dennoch wurden
die Streikführer entlassen, dreißig Landarbeiter bekamen Gefängnisstrafen und viele
Landarbeiter wurden auf „Schwarze Listen” gesetzt. Zum Gedenken an dieses
Ereignis wurde der Gedenkstein gesetzt. Es handelte sich um eine Feldsteinmauer
mit einer Tafel, die eine Sichel zeigte und die Inschrift: „11. - 22. APRIL 1922 / RUP-
PINER / LANDARBEITERSTREIK / DEN 2146 STREIKENDEN GEWIDMET“.

An diesem Stein fanden Kundgebungen statt, die die Richtigkeit der Landwirt-
schaftspolitik der DDR bestätigen sollten. Vielleicht war es diese ideologische Ver-
einnahmung eines erinnerungswürdigen historischen Ereignisses, das 1990 die Ge-
meindeverwaltung veranlasste, die Inschriftentafel zu entfernen, „da sich die Bürger
nicht mit dem Inhalt identifizieren konnten“. Heute besteht nur noch die Feldstein-
mauer.

In Ströbitz, einem Ortsteil von Cottbus stand seit 1976 an der damaligen Jo-
hannes-Dieckmann-Straße, heute Ewald-Müller-Straße, in einer Grünanlage, die
heute wieder Karolinenpark heißt, ein Gedenkstein aus Beton, der die Inschrift trug:
„EHRENDES GEDENKEN AN MICHAEL BEY/ 1876 BIS 1947 / GRÜNDER DER
ORTSGRUPPE DER KPD STRÖBITZ 1923 / ANTIFASCHISTISCHER WIDER-
STANDSKÄMPFER / GEGEN AUSBEUTUNG, FASCHISMUS UND KRIEG /
INHAFTIERT, VERFOLGT UND VERURTEILT / 1946 GRÜNDER UND
VORSITZENDER DER SED / UND BÜRGERMEISTER IN STRÖBITZ“. Der Bürger-
verein beschloss im Herbst 2000, den Gedenkstein einzulagern, da er an diesem
Platz als unpassend empfunden würde und kein geeigneterer Platz zu finden wäre,
zumal die Bürger auch keine Beziehung zu Michael Bey hätten.

Am S-Bahnhof Griebnitzsee zwischen Potsdam und Berlin stand seit 1973 ein
von Walter Bullert gestalteter Gedenkstein mit Relief und Tafel: „WIR GEDENKEN
DES VORBILDES WALTER JUNKER / FÜHRENDES MITGLIED DER NOWAWESER
ARBEITERBEWEGUNG / ANTIFASCHIST, INTERNATIONALIST UND / SPANIEN-
KÄMPFER. / GEBOREN AM 27. 11. 1910 / GEFALLEN AM 28. 7. 1938 / BEI GAN-
DESSA, SPANIEN“.

Der Gedenkstein wurde 1999 vom Eigentümer des Platzes, den Berliner Ver-
kehrsbetrieben, abgebrochen und dem Potsdam-Museum übergeben.

Im Weidendammpark von Eberswalde (Barnim), in der DDR hieß er nach einem
Widerstandskämpfer Hans-Ammon-Park, stand seit dem 8. Mai 1976 ein Denkmal
für die Opfer des Faschismus, das im Auftrag der Stadt von dem Eberswalder
Grafiker Heinz Hendrich gestaltet wurde. Es handelte sich um ein wandartiges, nach
oben hin schmaler werdendes Mahnmal auf einem Podest, zu dem Stufen führten.
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Es wurde mit Naturstein verkleidet. Auf der Vorderseite war der Häftlingswinkel zu
sehen und ein Stacheldrahtrelief, sowie die Inschrift: „VERGESST ES NIE“. Zu dem
Denkmal gehörte eine Flammenschale auf flachem Sockel. Die Einweihungsfeier am
31. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus war gleichzeitig eine Propagandaver-
anstaltung für den wenige Tage später stattfindenden IX. Parteitag der SED. An die-
sem Mahnmal wurden Kandidaten der SED feierlich aufgenommen. Es war ein
Zeugnis für die oft willkürliche Häufung von Denkmalsetzungen in den 70er Jahren,
die mit politischen Zielsetzungen verbunden waren. Auf den Antifaschismus wurde
hier nur sehr allgemein Bezug genommen. 1994 wurde das Denkmal entfernt.

Manchmal wurde auch in der Öffentlichkeit über den Erhalt oder die Beseiti-
gung eines Denkmals diskutiert wie bei der bekannten Lenin-Statue von Lew Ker-
bel, die am Berliner Lenin-Platz stand und heute in Brandenburger Erde vergraben
ist, wo immer mal wieder Neugierige oder Sammler nach ihr graben. Auch in Stor-
kow (Oder-Spree) war ich an die jahrzehntelang versteckten Statuen Friedrich II.
erinnert, als mir alte Genossen erzählten, sie wüssten, dass eine Lenin-Statue, die
die russische Armee bei ihrem Abzug zurückgelassen hätte, von treuen Kommunis-
ten vergraben worden sei. Ob das so war, konnte ich nicht herausfinden. Heute gibt
es in Brandenburg noch drei Lenin-Statuen. In Wünsdorf (Teltow-Fläming) ist sie auf
dem Gelände des ehemaligen Oberkommandos der Westgruppe der sowjetischen
(später russischen) Streitkräfte in Deutschland Teil des dortigen Denkmalensembles.
Auch in der Landeshauptstadt Potsdam steht an der Hegelallee eine lebensgroße
Bronzestatue Lenins. In Eberswalde ist ein 5 Meter hohes Leninstandbild mit Sockel
erhalten, als „Zeugnis der ostdeutschen Nachkriegsgeschichte“. 

Manchmal galt die anhaltende öffentliche Diskussion einem kleinen Gedenk-
zeichen, war aber im Grunde eine Diskussion über Geschichtsbilder.

In Potsdam beispielsweise wurde lange über eine Gedenktafel am Grünen Git-
ter, dem Eingang zum Schloss Sanssouci, diskutiert. Dort stand: „DANK DEN SOW-
JETSOLDATEN / SIE SCHÜTZTEN IM APRIL 1945 / SANSSOUCI VOR DER / DRO-
HENDEN ZERSTÖRUNG / DURCH DIE FASCHISTEN“.

Seit 1999 forderte die Potsdamer CDU-Fraktion die Entfernung der Tafel. Eine
Studie habe nachgewiesen, dass der Park im April 1945 zwischen deutschen und
sowjetischen Soldaten umkämpft war. Dabei habe es auch Gebäudeschäden
gegeben. Alles andere sei Legende. Die PDS-Fraktion wollte die Tafel bewahren.
„Sie ist selbst Teil der Geschichte“. „Wir wollen aber jetzt auch nicht heldenhaft da-
für kämpfen, dass die Geschichtsschreibung hier unverändert bleibt.“ Im Frühjahr
2000 stellte die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten selbst den Antrag, die
Tafel aus dem Denkmalschutz zu nehmen. Sie wurde im Sommer 2000 abgenom-
men.

Manchmal fanden die Bürger eines Ortes auch keine Beziehung zu einem
Denkmal, weil sie die Geschichte, an die es erinnerte, kannten, anders kannten. In
Vehlefanz (Landkreis Oberhavel) verschwand in den neunziger Jahren ein Gedenk-
stein spurlos, der schon zum Ende der DDR von Unbekannten umgeworfen worden
war. Er war am 23. 6. 1963 am Ortsausgang Richtung Eichstädt aufgestellt worden
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und trug die Inschrift: „HIER WURDE AM 17.10. 1932 / OTTO BOROWSKI /
MEUCHLINGS VON DEN / FASCHISTEN ERMORDET“. 

Mit dem Gedenkstein wurde die politische Biographie des Kommunisten Otto
Borowskis geehrt. 1908 geboren, Landarbeiter, Kutscher, unterstützte er mit seiner
KPD-Gruppe den Landarbeiterstreik. Zu dessen Niederschlagung bestellte der
Gutsbesitzer Hans Riemann eine SA-Schlägerkolonne aus Neuruppin. Otto Borows-
ki wurde durch Schüsse verletzt und starb am nächsten Tag. Er liegt in Vehlefanz be-
graben. Die Schule des Ortes war nach Otto Borowski benannt und an seinem To-
destag wurden Junge Pioniere mit Fackeln zu seinem Grab und zu dem Gedenkstein
geschickt, an dem Appelle stattfanden.

Nach der Erinnerung älterer Dorfbewohner jedoch hatte der Tod von Otto
Borowski keinen politischen Hintergrund. Es soll sich um eine Schlägerei aus Eifer-
sucht auf dem Heimweg von einem Tanzvergnügen im Lokal Sauerbier gehandelt
haben, der Schuss sei ein Unfall gewesen. Erst in der DDR sei der Todesfall aus pro-
pagandistischen Gründen umgewertet worden. 

Es war mir nicht möglich, herauszufinden, ob die Erinnerung der Dorfbewohner
zutrifft, aber offenbar erklärt sich die Gleichgültigkeit der Dorfbewohner gegenüber
dem unter Denkmalschutz stehenden verschwundenen Stein aus diesem Wider-
spruch zwischen der offiziellen und der persönlichen Erinnerung.

Dieser Widerspruch war es wohl auch, der in Haselberg (Märkisch Oderland)
zum Abbruch eines Denkmals führte. Auf dem Dorfanger wurde 1965 neben ein
Kriegerdenkmal für die Gefallenen des 1. Weltkriegs ein Denkmal für Opfer des
Nationalsozialismus aufgestellt. Es handelte sich um einen einfachen Sandsteinblock
auf einem Sockel, der eine Tafel mit der Inschrift trug: „ALS MAHNMAL UND / ER-
INNERUNG / DEM Widerstandskämpfer / FRITZ DORNBUSCH / UND ALL DEN
VIELEN/ OPFERN DES FASCHISMUS / GEWIDMET“.Es hieß, Fritz Dornbusch aus
Wriezen (1885 geboren, Bauarbeiter, KPD, im Juli 1944 nach Sachsenhausen ge-
bracht, aber nach drei Monaten wieder entlassen ) wurde im Keller der Brennerei
von Haselberg am 18. 4. 1945 von einem SS-Mann durch Kopfschuss getötet, weil
er versucht hatte, die sinnlose Zerstörung Wriezens zu verhindern und die Stadt
kampflos übergeben zu lassen.Nach der Wiedervereinigung meldeten sich Zeitzeu-
gen, die übereinstimmend berichteten, was viele ohnehin wussten: Fritz Dornbusch
war nicht durch die SS, sondern durch Soldaten der Roten Armee zu Tode gekom-
men, die in die Kellerfenster schossen, in denen Zivilisten auf das Kriegsende war-
teten. In der DDR hatte man die tragische Geschichte des KZ-Häftlings und Wider-
standskämpfer verfälscht und auch ein falsches Todesdatum angegeben. Da die Ge-
meinde keinen Bezug zu dem Denkmal hatte, sich außerdem durch den Standort
neben dem Kriegerdenkmal gestört fühlte, ließ die Gemeindevertretung das Denk-
mal in den neunziger Jahren entfernen. Das Oderlandmuseum in Bad Freienwalde
nahm die Tafel in Verwahrung. 

In Wriezen selbst gab es auf dem Marktplatz ein Denkmal, das auch Fritz Dorn-
busch gewidmet war. Bei der Entscheidung der Stadtverwaltung 1991, dieses Denk-
mal abzureißen, spielte die Legende um Fritz Dornbusch jedoch keine Rolle. Die
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Denkmalsanlage war 1975, zum 30. Jahrestag der Befreiung errichtet worden und
sowohl den Befreiern der Stadt von Nationalsozialismus als auch den Opfern des
Nationalsozialismus aus Wriezen gewidmet. 

Es handelte sich um einen Gedenkstein mit Inschriftentafeln und einer Gedenk-
mauer mit verschiedenen Inschriften. Auf der Tafel des Gedenksteins stand: „DEN
SOWJETISCHEN UND POLNISCHEN BEFREIERN / UNSERER STADT ZUM DANK
UND ALS SYMBOL DER UNVERBRÜCHLICHEN / FREUNDSCHAFT ZWISCHEN
UNSEREN VÖLKERN ERRICHTET“.

Auf der Rückseite: „ERFÜLLT IHR VERMÄCHTNIS: / FRITZ DORNBUSCH GEB.
9. 2. 1885 ERM. 18. 4. 1945 / WILHELM KIRCHERT GEB. 23. 1. 1877 ERM. 29. 10.
1944 / BRUNO MOSES  GEB. 11. 4. 1903 ERM. 31. 10. 1943 IN AUSCHWITZ“.

Bruno Moses war Jude, er starb in der Gaskammer. Wilhelm Kirchert, vor 1933
Sozialdemokrat, wurde nach dem Attentat vom 20. Juli 1944 mit anderen politisch
Verdächtigen ins KZ Sachsenhausen gebracht.

An der Mauer rechts vom Gedenkstein waren die Staatswappen der Sowjetunion
und Polens angebracht, sowie das Wappen der Stadt Wriezen. Auf russisch, polnisch
und deutsch stand dort: „FREUNDSCHAFT“. Die Truppen der 1. Polnischen Armee
hatten im Verbund mit der 1. Bjelorussischen Front gekämpft, die Wriezen einnahm.

Zum selben Zeitpunkt wie dieses Denkmal wurde anlässlich des 30. Jahrestag
der Befreiung am Rondeeler Weg an einer Gaststätte eine Gedenktafel in deutscher
und polnischer Sprache angebracht: „IN DIESEM GEBÄUDE ARBEITETE IM APRIL /
MAI 1945 / DER STAB DER 1. POLNISCHEN ARMEE“. 

Auch diese Tafel, obwohl unter Denkmalschutz, verschwand 1997. Das Haus
dient heute als Lager für einen Handwerksbetrieb.

An die polnischen Befreier erinnert in Wriezen nichts mehr. Und an den einst-
mals allgegenwärtigen Fritz Dornbusch (Auch die Schule an der Freienwalder Straße
trug seinen Namen. Sie ist heute nach dem Mathematiker Euler benannt, die Tafel
für Fritz Dornbusch verschwand) nur noch ein Denkmal auf dem Friedhof. Der dor-
tige Granitstein, gekrönt von dem Zeichen der „VVN“, wurde 1949 errichtet und
trägt die Namen und Daten des Sozialdemokraten Wilhelm Kirchert, des Kommu-
nisten Fritz Dorbusch und des Juden Bruno Moses. Wahrscheinlich sollte diese Aus-
wahl den 1949 noch angestrebten Respekt gegenüber allen Opfern des Faschismus,
ungeachtet ihrer politischen Zugehörigkeit zum Ausdruck bringen. „SIE STARBEN
FÜR EIN FREIES DEUTSCHLAND“ steht dort.

Vielleicht ist es verständlich, wenn Denkmäler, die in ihrer Formensprache und
durch die Inschrift Ausdruck einer bestimmten politischen Haltung sind, nach ge-
sellschaftlichen Umbrüchen beseitigt werden. Auch in der DDR wurde so verfahren
und diesem Eifer fielen, wie schon genannte Beispiele zeigen, auch kulturhistorisch
wertvolle Denkmäler zum Opfer. Nach 1990 erging es vielen Denkmälern der DDR
ebenso. Zum Ende der 90er Jahre war dieser Drang, sich von Erinnerungszeichen aus
der DDR zu lösen, bereits abgeschwächt. Inzwischen, das genannte Beispiel des Karl-
Marx-Gedenksteins in Fürstenwalde zeigt es, hielt man fest an vertrauten Zeichen
der eigenen Vergangenheit, prüfte genauer, bevor man etwas endgültig verwarf. 
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Manches jedoch, was kurz nach der Wiedervereinigung beseitigt wurde, ist in
seinem Zeugniswert unersetzbar.

In Schwarzheide (Oberspreewald-Lausitz), wo auf dem Werksgelände der
Braunkohlen-Benzin-Aktiengesellschaft (Brabag) ein Außenlager des KZ
Sachsenhausen bestand, wurde 1991 der letzte SS-Bunker im Auftrag der BASF
abgerissen. Auch die Gaskammer, die kurz vor Kriegsende gebaut worden war, um
arbeitsunfähige Häftlinge zur Tötung nicht mehr ins Stammlager Sachsenhausen
zurückbringen zu müssen, die jedoch nicht mehr zum Einsatz kam, wurde abgerissen,
als der VEB Synthesewerk Schwarzheide zu existieren aufhörte und die BASF das
Werk übernahm. Auf dem Gelände des Außenlagers befinden sich heute Parkplätze.
Man errichtete nach Protesten von ehemaligen Häftlingen, vor allem aus Tschechien,
jedoch 1992 zwei Gedenktafeln, die auf die Gaskammer und den Bunker hinweisen. 

Die zuständige Denkmalschutzbehörde hatte den Abriss dieses wichtigen bau-
lichen Denkmals, das in seiner Authentizität mehr als alle Gedenktafeln und Mahn-
male aussagte, nicht verhindern können, weil sie nicht informiert worden war.

Auch anderswo geschahen Abrisse ohne Wissen und Zustimmung der Denk-
malschutzbehörde.

Hier sollen zwei Beispiele erzählt werden, die deutlich machen, dass es oft auf
einzelne Personen ankommt, die sich gegen Gleichgültigkeit oder Herzensträgheit
stellen, die Erinnerung weitertragen. 

In Finkenheerd (Oder-Spree), heute Ortsteil von Brieskow-Finkenheerd, gab es
mindestens von 1941 bis August 1943 ein großes Arbeitslager für Kriegsgefangene
und Zwangsarbeiter verschiedener Länder, die beim Ausbau des “Märkischen Elek-
trizitätswerkes” (MEW) arbeiten mussten und das Kraftwerk Vogelsang ausbauten.
Den wenigen erhaltenen Dokumenten nach waren jeweils 400 bis 800, meist jü-
dische, Häftlinge in diesem Lager. Allein auf dem jüdischen Friedhof Frankfurt/Oder
(er liegt heute auf polnischem Gebiet und wurde weitgehend verwüstet) wurden im
Verlauf des Jahres 1943 110 junge jüdische Zwangsarbeiter aus der Umgebung von
Lodz beigesetzt, deren Sterbeort Finkenheerd ist.

Andere Tote wurden vermutlich in Fürstenberg (heute Eisenhüttenstadt) beigesetzt.
Im Nachbarort Ziltendorf gibt es noch eine Baracke, in der sogenannte Ostar-

beiter gehaust haben sollen. Die Baracken der jüdischen Zwangsarbeiter in Bries-
kow-Finkenheerd sind offenbar nicht mehr vorhanden.
Aber auch die Erinnerung an das Lager ging verloren.

1953 errichtete man zum Gedenken an die Opfer des Zwangsarbeiterlagers ein
dreiteiliges Mahnmal auf dem Platz der Freiheit. Davor muss es schon ein anderes
Gedenkzeichen gegeben haben, das baufällig geworden war. Bei dem Mahnmal aus
Klinkerstein war das Dreieck bestimmendes Gestaltungselement. Eine Klinkermauer
wirkte wie ein abgebrochenes Dreieck, vor dem ein großer Häftlingswinkel aus
Sandstein sich erhob. Der Häftlingswinkel, das auf die Spitze gestellte Dreieck, trug
eine kupferne Flammenschale. Zum Sockel dieses Denkmals führten einige Trep-
penstufen. In dem großen Häftlingswinkel konnte man unter den Buchstaben „KZ“
die Inschrift lesen: „DEN TOTEN OPFERN / 1933/ 1945“.
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Der Platz vor dem Denkmal war für größere Zusammenkünfte angelegt. Um diesen
Platz für den Bau eines Einkaufszentrums nutzen zu können, riss die Gemeinde etwa
1992 das Denkmal für das KZ ab. Es gab keine Genehmigung der zuständigen
Denkmalschutzbehörde. Das Einkaufszentrum ist inzwischen fertiggestellt, der
Platz, an dem das Denkmal stand, ist frei geblieben. Es hätte das Einkaufszentrum
nicht behindert.

Auf Anfragen erklärten die Gemeindevertreter, ihnen sei von dem KZ nichts
mehr bekannt, sie hätten das Denkmal für ein allgemeines gehalten, das keinen
konkreten Bezug zu ihrem Ort hat. Außerdem sei es baufällig gewesen. Aber sie
hatten wohl das Gefühl, wenigstens ein kleines Gedenkzeichen für das Lager setzen
zu sollen und wählten sich dafür ein umgewidmetes Kriegerdenkmal an der Haupt-
straße von Brieskow-Finkenheerd. Dieses ist aus Feldsteinen gemauert und war ur-
sprünglich den Opfern des 1. Weltkrieges gewidmet. 1945 entfernte man die Eiser-
ne-Kreuz-Krönung. Die Inschriftentafeln wurden ebenfalls entfernt. Um 1950 be-
kam das Denkmal eine neue Widmung. Im oberen Teil ist eine Friedenstaube zu
sehen, im unteren die Inschrift: „DASS ENDLICH FRIEDE SEI...“.

Unterhalb dieser Inschrift auf rotem Grund ließ die Gemeinde nun eine Tafel
„FÜR DIE OPFER DES FASCHISMUS“ anbringen. Die Tafel wurde mutwillig
zerstört.

Daraufhin beschloss die Gemeinde ausdrücklich, bei einer neuen Tafel sich
nicht „einseitig auf die Opfer des Faschismus zu beziehen“, sondern aller Opfer zu
gedenken. Im Sommer 2000 wurde eine neue Gedenktafel angebracht, auf der
steht: „DEN OPFERN / VON / KRIEG UND / GEWALTHERRSCHAFT“.

In Brieskow-Finkenheerd, wo die Mitglieder der Gemeindeverwaltung, oft im
Ort selbst oder einem Nachbarort geboren und aufgewachsen, nichts mehr von
einem KZ wissen (wollen), muss es unmittelbar nach dem Kriegsende eine andere,
differenziertere Haltung gegeben haben. Auf dem Friedhof wurden 1945 gefallene
deutsche Soldaten beigesetzt und einige ausländische Kriegstote, die auf deutscher
Seite gekämpft hatten. Zwanzig namentlich Bekannte und vierzehn Unbekannte lie-
gen an verschiedenen Stellen des Friedhofs. Ihnen allen wurde 1946 ein qualitäts-
voller Gedenkstein gesetzt, auf dem die Namen, soweit bekannt, stehen. Er trägt die
bemerkenswerte Inschrift: „SIE LEBTEN -- UM DIE WAHRHEIT BETROGEN! / SIE
STARBEN -- UM DAS LEBEN BETROGEN!“

Ebenfalls auf dem Friedhof gibt es seit 1945 einen etwa 1.20 Meter hohen
oben abgerundeten Naturstein, der die bogenförmige Inschrift trägt: „IM NAMEN
DES FRIEDENS!“

Darunter steht: „EURER FREIHEIT BERAUBT / STARBT IHR DURCH FASCHIS-
TISCHE / SCHULD“.

Dieser Stein kam auf keiner Liste vor, er war nahezu zugewachsen und verges-
sen, als der zuständige Friedhofsmitarbeiter, Herr Graeber, ihn 1999 entdeckte. Er
hätte ihn wegschaffen lassen können, keiner hätte danach gefragt. Aber er reinigte
ihn, ließ ihn wieder aufstellen und recherchierte nach den Zusammenhängen. Es
gibt keine schriftlichen Dokumente. Aber ein paar alte Frauen wussten, dass hier
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französische Häftlinge beigesetzt wurden, die im Kraftwerk Vogelsang bis an die
Grenzen ihrer Kraft arbeiten mussten. Namen, Daten und Zahl der hier Beigesetzten
sind nicht dokumentiert. Herr Graeber, der diesen vergessenen Grabstein rettete
und damit die Erinnerung an die französischen Zwangsarbeiter, hat sich auch so
verhalten, weil er selbst in der Normandie nach dem Grab seines im Zweiten
Weltkrieg gefallenen Großvaters suchte. 

Leegebruch im Landkreis Oberhavel ist eine Siedlung, die zum großen Teil von
den Heinkel-Flugzeugwerken als Werkssiedlung angelegt worden war. Im Nach-
barort Germendorf befand sich ein Zweigwerk der Heinkel-Flugzeugwerke, zu dem
seit 1941 auch ein Außenlager des nahe gelegenen KZ Sachsenhausen gehörte. In
dem Rüstungsbetrieb arbeiteten während des Krieges etwa 4300 Häftlinge des KZ
Sachsenhausen, von denen sehr viele durch die unmenschlichen Arbeitsbedingun-
gen umkamen, auch ein großer Luftangriff forderte ungezählte Opfer, selbstver-
ständlich gab es für die Häftlinge keine Schutzbunker.

Für diese im Heinkel-Werk umgekommenen Häftlinge wurde auf Initiative der
Ortsgruppe der VVN (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes) von der Ge-
meinde Leegebruch zum 9. September 1950, dem „Tag der Opfer des Faschismus“
an der Eichenallee ein Denkmal errichtet. Die Klinkersteine, aus denen die Gedenk-
wand gemauert wurde, stammen aus dem Heinkelwerk. In der Mitte ragte aus einer
Säule der rote Winkel mit den Buchstaben „KZ“ heraus. Die Inschrift lautete: „DEN
LEBENDEN ZUR MAHNUNG / DEN TOTEN ZUM GEDENKEN“.

Während der DDR-Zeit wurden am Denkmal, wie es üblich war, zu Jahrestagen
Kränze niedergelegt. Die Geschichte und der Anlass des Denkmals gerieten den-
noch in Vergessenheit. 

1999 stellte die örtliche CDU den Antrag, das vernachlässigte Denkmal zu ver-
ändern. Sie wollte allen „Opfern von Krieg, Gewaltherrschaft und Vertreibung“ ge-
denken. Dreizehn gegen vier Gemeindevertreter entschieden, das Denkmal als
Mahnmal und Ausdruck seiner Zeit unverändert zu lassen. Allerdings sollte es durch
einen Findling mit dem von der CDU vorgeschlagenen Text ergänzt werden.

Die Stimmen, die gegen das Denkmal waren, verstummten jedoch nicht. Im
Frühsommer 2000 bildete sich daraufhin eine Arbeitsgruppe, die sich mit der Ge-
schichte des Denkmals und seinem Hintergrund befasste. Der Arzt Dr. Stephan Lan-
gen, der 1987 nach Leegebruch gekommen war, zunächst im Krankenhaus gear-
beitet hatte und seit 1993 eine eigene Praxis leitet, engagiert sich dabei besonders.
Er sorgte dafür, dass ein Gutachten über das Denkmal beim Landesamt für Denk-
malpflege in Auftrag gegeben wurde. Am 16. April 2000, aus Anlass des 55. Jahres-
tags der Befreiung des KZ Sachsenhausen, kamen erstmals wieder ehemalige Häft-
linge nach Leegebruch. Im Beisein von Gemeindevertretern, Vertretern politischer
Parteien und des Direktors der Gedenkstätte gedachten sie der Menschen, denen
das Denkmal gewidmet ist.

Dennoch wurde das KZ-Mahnmal in der Nacht zum 18. November 2002, dem
Volkstrauertag, böswillig geschändet und teilweise zerstört. Die Dreieckkrönung mit
dem „KZ“-Symbol war schon vorher gestohlen worden. Nun wurden auch die
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Inschrift herausgerissen und die Abdeckungen der beiden Quermauern demoliert.
Die Täter konnten nicht ermittelt werden. Der über die Tat entsetzte parteilose Bür-
germeister plädierte angesichts der Ruine nun auch für das Abtragen des maroden
Mauerwerks und wollte die Idee von dem Findling wieder aufgreifen, der an „alle
Opfer von Terror und Gewaltherrschaft“ erinnert. Die Arbeitsgruppe Heimatge-
schichte, deren Vorsitzender der Arzt Dr. Langen ist, hat nichts gegen einen solchen
Gedenkstein, nicht aber auf Kosten des alten Denkmals mit seinem konkreten Be-
zug zur Ortsgeschichte. Sie verhinderten den Abriss mit Hilfe des Landesamts für
Denkmalpflege und der Gedenkstätte Sachsenhausen. Mit sofortiger Wirkung wur-
de das geschändete Denkmal Ende 2002 unter Schutz gestellt. Eine Veltener Stein-
metzfirma hat den Auftrag, es zu restaurieren. Die Gemeinde wird die Kosten über-
nehmen. Dr. Langen blickt aus den Fenstern seiner Arztpraxis auf die Grünanlage
an der Eichenallee und wird das Denkmal nicht aus den Augen lassen. „DEN TOTEN
ZUM GEDENKEN“.

Nachtrag: Eine Agenturmeldung am 9. September 2003 lautet: „Unbekannte
haben am Sonntag in Leegebruch das Mahnmal für die Zwangsarbeiter des ehema-
ligen Konzentrationslagers Sachsenhausen geschändet. Die Täter ordneten vor dem
Mahnmal Steine in Form eines Hakenkreuzes in der Größe von einem mal einen
Meter an. Im angrenzenden Park sowie an einer Bushaltestelle stellten die Beamten
Aufkleber mit rechtsextremistischem Inhalt sicher.“ 
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NNeeuuee  DDeennkkmmäälleerr

Nach dem Ende der DDR war auch der bisherige Umgang mit Gedenkritualen und
politischen Denkmälern in Frage gestellt. Vierzig Jahre lang war der Antifa-
schismus als Gründungsmythos des Staates strapaziert worden, dieser „Antifa-
schismus“ vor allem legitimierte die führende Rolle der SED und galt als wichtigs-
te Begründung dafür, warum die DDR das „bessere Deutschland“ sei. Nun, da
Partei und Regierung ihre Glaubwürdigkeit und schließlich auch die Macht ver-
loren hatten, stand auch das offizielle Geschichtsbild auf dem Prüfstand. Manche
glaubten, einfach nur neue Dogmen übernehmen zu müssen, so wie man Bilder
an der Wand austauscht. Aber es erwies sich, dass die Suche nach einer neuen
Orientierung nicht so geradlinig verlief, dass da kein Geschichtsbild zur
Übernahme bereit stand, sondern, dass es viele Facetten der Erinnerung gab, viele
Sichtweisen auf die Vergangenheit, mehrere Gedenkkulturen und dass in der DDR
nichts so gefehlt hatte wie eine öffentliche Auseinandersetzung, für die nun die
Voraussetzungen da waren. Aber sie musste mühsam gelernt werden. Diese
Umbruchsituation brachte Irritationen mit sich, übereilte Beseitigung von
Gedenkzeichen, fragwürdige Umwidmungen. Aber es wurden auch viele schon
vergessen geglaubte Denkmäler wieder angeeignet, wie man am Beispiel der
Gedenkzeichen für Brandenburgisch-Preußische Geschichte erkennen kann und es
entstand auch eine Vielzahl neuer Gedenkzeichen. 

Hier sollen einige typische der nach 1990 neu entstandenen Gedenkzeichen
aufgeführt werden.

Erinnerung an Persönlichkeiten, die in der DDR vergessen oder tabuisiert waren,
Erinnerung an den 20. Juli 1944

Seit 1964 lebte in Grünheide (Oder-Spree) der Physikochemiker Prof. Robert
Havemann (11. 3. 1910 - 9. 4.1982). Er war schon von den Nationalsozialisten als
kommunistischer Widerstandskämpfer zum Tode verurteilt worden und überlebte
als Häftling des Zuchthauses Brandenburg-Görden. 1950 kam er von Berlin-Dahlem
in die DDR, nachdem er vom Senat wegen seines Protests gegen die amerikanische
Nuklearpolitik entlassen worden war. In den sechziger Jahren wurde er zum bedeu-
tendsten marxistischen Systemkritiker der DDR. 1964 verlor er seine Ämter und
Lehrstühle. In Grünheide lebte er jahrelang unter Hausarrest und pausenloser Be-
wachung, sein Haus war trotz aller Repressalien durch das MfS ein zentraler Ort des
politischen Widerstands in der DDR.

Am 29. 7. 2000 wurde an der alten Schule nahe der Kirche am Friedhofsberg
eine Tafel angebracht: „SEIT DEM 11. MÄRZ TRÄGT UNSERE ALTE SCHULE DEN
NAMEN / ROBERT HAVEMANN KLUBHAUS / WIR GRÜNHEIDER BÜRGER
EHREN MIT DIESER NAMENSVERLEIHUNG / PROFESSOR DR. ROBERT HAVE-
MANN / DER VON 1964 BIS ZU SEINEM TODE IN DER ALT-BUCHHORSTER BUR-
GWALLSTRASSE LEBTE. / SEIN GRAB BEFINDET SICH AUF DEM GRÜNHEIDER
WALDFRIEDHOF“.
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So bescheiden diese Ehrung für den bedeutenden Bürgerrechtler ist, es hat lange
gedauert, sie durchzusetzen. 

Heftige Diskussionen gab es auch in Luckenwalde (Teltow-Fläming) um eine
Ehrung für Rudi Dutschke, der als Idol der Studentenbewegung, als Wortführer der
Außerparlamentarischen Opposition und Mitbegründer der Grünen bekannt wur-
de. Er stammte aus Luckenwalde und besuchte das Gymnasium in der Parkstraße,
das während seiner Schulzeit Gerhart-Hauptmann-Gymnasium hieß, später war die
Schule nach W.I. Lenin benannt. 

1994 wurde der Schule eine Ausstellung über Rudi Dutschke angeboten, Initia-
tor war eine Arbeitsgruppe im Rahmen eines Projektes, das auch Begegnungen
zwischen Luckenwalder Schülern und Schülern des Westberliner Gymnasiums, an
dem Rudi Dutschke sein Abitur ablegte, organisierte. Neben Westberliner Sozial-
arbeitern wurde das Projekt auch von Luckenwalder Initiatoren betreut, u. a. vom
jetzigen Leiter des Kreisheimatmuseums. Die Schule lehnte die Ausstellung ab, bis
heute legt sie keinen Wert auf die Wanderausstellung, die inzwischen an mehreren
Orten mit Erfolg gezeigt wurde. Dies sei nicht ihre Geschichte und es sei auch nicht
ihre Lesart. Die Pädagogen des damals namenlosen Gymnasiums lehnten auch eine
Auseinandersetzung mit dem Vorschlag ab, Rudi Dutschke als Namensgeber in
Betracht zu ziehen. Sie entschieden sich für die Wiederaufnahme des traditionellen
Namens „Friedrich-Gymnasium“. Auch eine Gedenktafel, die Bestandteil des Pro-
jekts war, lehnten sie ab. Diese nicht aufgestellte Tafel befindet sich heute im Muse-
umsdepot. Dennoch wurde 1994 mit Unterstützung des Bürgermeisters auf städ-
tischem Grund vor der Schule eine Metallstele errichtet, die an Rudi Dutschke erin-
nert. Auf der unauffälligen, durch Graffiti kaum leserlichen Inschriftentafel steht:
„DIE STADT LUCKENWALDE / ERINNERT / AN DEN MITBEGRÜNDER / DER ̀ 68ER
BEWEGUNG / RUDI DUTSCHKE / 1940–1979 / DER DIESE SCHULE VON /
1954–1958 BESUCHTE.“

In Brandenburg entstanden seit der Wiedervereinigung mehrere Gedenkzei-
chen für die Widerständler vom 20. Juli 1944. Erst in der letzten Phase der DDR wa-
ren Zeichen der Erinnerung an diese Männer in den öffentlichen Raum gestellt wor-
den.

Auf dem zu Potsdam gehörenden Friedhof Bornstedt steht seit 1988 ein Ge-
denkstein: „ZUM GEDENKEN AN / HENNING UND ERIKA / VON TRESCKOW /
GEB. VON FALCKENHAYN / UND DIE WIDERSTANDS- / BEWEGUNG VOM / 20.
JULI 1944“.

Der Stein wurde damals auf Anregung des inzwischen pensionierten Pfarrers
Gottfried Kunzendorf gesetzt. Argwöhnisch geduldet von der Staatssicherheit hatte
der Pfarrer zwischen 1984 und 1989 in der Bornstedter Kirche Gedenkveranstaltungen
für den 20. Juli 1944 durchgeführt. Er lud Hinterbliebene der Widerstandskämpfer als
Zeitzeugen ein. Das Thema war auch deshalb ungern gesehen, weil einer der Wider-
standskämpfer, Ulrich von Sell, nach überstandener Gestapo-Haft am 12. 11. 1945 im
NKWD-Lager Jamlitz umgekommen war. 1988 wurde für ihn am Grabstein seiner
Eltern auf dem Bornstedter Friedhof ein Gedenkstein gesetzt.
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Eine Gedenktafel für Ernst von Harnack wurde erst nach der Wiedervereinigung auf
dem Familiengrab der von Heeringen errichtet, ebenfalls auf dem Bornstedter Friedhof.

Auch ist hier Kurt von Plettenberg beigesetzt, seit 1942 Generalvollbemächtig-
ter des ehemaligen Königshauses, am 3. März 1945 von den Nationalsozialisten
wegen seiner Nähe zu den Männern des 20. Juli verhaftet. Er nahm sich in Gesta-
po-Haft das Leben. 
1994 wurde in Potsdam, in der Henning von Tresckow-Straße, der ehemaligen Ka-
serne des Infanterieregiments Nummer neun und heutigem Sitz des Ministeriums
für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr, rechts vom Eingang eine kleine Mes-
singtafel angebracht: „ZUM GEDÄCHTNIS / AN DIE OPFER DER KRIEGE / UND
DIE MÄNNER DES 20. JULI 1944, / DIE DAS VÖLKERMORDEN BEENDEN
WOLLTEN. / DIESES GEBÄUDE WAR HAUPTKASERNE DES / INFANTERIE-
REGIMENTS 9, VORMALS / ERSTES GARDEREGIMENT ZU FUSS. / OFFIZIERE
DIESES REGIMENTS NAHMEN / AM WIDERSTAND GEGEN HITLER TEIL.“
Die Tafel wurde vom Verein AGAPHI installiert, einer 1990 gegründeten Bürger-
gemeinschaft für den Aufbau der Potsdamer historischen Innenstadt.

Im Gebäude gibt es eine ständige Ausstellung „Potsdam und der 20. Juli
1944“. Die auf den neuesten Forschungsstand gebrachte Ausstellung wird von der
Stadt Potsdam auf Initiative des Potsdam-Museums getragen. Sie informiert über
Henning von Tresckow, Ferdinand Freiherr von Lüninck, Helmut von Gottberg und
andere, die am Attentat auf Hitler beteiligt waren und in Potsdam lebten und arbei-
teten. Zur Wiedereröffnung der Ausstellung im Juli 1999 hob der Kulturminister
hervor, dass diese Ausstellung gerade in Potsdam stattfindet, einer Stadt, deren Ge-
schichte eng mit dem preußischen Militär verbunden war. Das Beispiel der Offiziere
des 20. Juli zeige, dass humanitäre Ideale ein höheres Gewicht haben als die soge-
nannten preußischen Tugenden.

Der Verein AGAPHI ließ noch mehr Erinnerungszeichen für den 20. Juli anbrin-
gen: Am Einstein-Gymnasium in der Hegelallee 30, dem früheren Realgymnasium,
hängt seit 1992 eine Tafel: „DER WIDERSTANDSKÄMPFER / HELMUTH JAMES
GRAF VON MOLTKE / GEBOREN AM 11. 3. 1907 / BESUCHTE DAS REALGYM-
NASIUM POTSDAM BIS 1925 / UND LEGTE HIER DAS ABITUR AB. / ER WAR INI-
TIATOR DES KREISAUER KREISES DER / HITLERGEGNER UND MASSGEBENDE
PERSÖNLICHKEIT / IM WIDERSTAND HINGERICHTET AM 23. 1. 1945 /
HEIMATKREIS POTSDAM.*EHEMALIGE DES REALGYMNASIUMS.* AGAPHI“.

Am Helmholtzgymnasium, der Europaschule in der Kurfürstenstraße, dem frühe-
ren Victoria-Gymnasium, ließ der Verein AGAPHI 1993 eine Tafel anbringen: „DER
WIDERSTANDSKÄMPFER OBERST ALBRECHT RITTER MERTZ VON QUIRNHEIM /
AM 25. MÄRZ 1905 GEBOREN / BESUCHTE DAS VICTORIA-GYMNASIUM POTS-
DAM / VON 1920 BIS 1924 UND LEGTE HIER DAS / ABITUR AB. / ER GEHÖRTE
ZUM ENGSTEN KREIS DER AKTIVEN / HITLERGEGNER UM GRAF STAUFFENBERG
UND / WURDE MIT IHM IM HOFE DER BENDLERSTRASSE / AM 20. JULI 1944
ERSCHOSSEN. / HEIMATKREIS POTSDAM. *EHEMALIGE DES VICTORIA-GYM-
NASIUMS.*AGAPHI“.
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In Groß Behnitz, einem havelländischen Dorf westlich von Nauen, liegt der
ehemalige Gutshof des Agrarfachmanns Ernst von Borsig, einem Sohn der bekann-
ten Industriellenfamilie Borsig. Sein Vater hatte in den zwanziger Jahren noch zu
Hitlers Finanziers gezählt, doch er sympathisierte mit der Widerstandsgruppe um
Helmut James Graf von Moltke und Yorck von Wartenburg. In Groß Behnitz traf
sich seit 1941 mehrmals der Kreisauer Kreis, um land- und forstwirtschaftliche
Fragen für die Zeit nach Hitlers geplantem Sturz zu besprechen. Nach dem ge-
scheiterten Attentat vom 20. Juli 1944 wurden mehrere Mitglieder des Kreisauer
Kreises verhaftet und hingerichtet. Ernst von Borsig blieb verschont. Er wurde erst
Ende April 1945 von den Russen festgenommen, nachdem er sich geweigert hatte,
das Gut zu verlassen. Er starb im September 1945 in sowjetischer Gefangenschaft.
Das Gutsschloss diente als Flüchtlingsunterkunft. 1947 brach ein Feuer aus, das den
Hof weitgehend zerstörte. Die Reste des Gutshauses wurden 1948 abgerissen. Es
blieb ein imposantes Eingangstor mit Emblemen des ehemaligen Oranienburger
Tores in Berlin erhalten, deren Originale Karl von Gontard schuf.

In den neunziger Jahren wurde hier eine Tafel angebracht, die die Inschrift
trägt: „HIER TRAFEN SICH / IM EHEMALIGEN SCHLOSS 1941 –1943 / AUF EIN-
LADUNG DES / DR. ERNST VON BORSIG / MEHRMALS / DIE GRAFEN MOLTKE
/ UND / YORK VON WARTENBURG / MIT FÜHRENDEN / MITGLIEDERN DES /
KREISAUER KREISES“. 

Auch die Geschichte des Schlosses in Neuhardenberg (Märkisch Oderland) ist
mit dem 20. Juli 1944 verbunden. Es war bis 1945 im Besitz der Familie von Har-
denberg. Carl Hans Graf von Hardenberg erbte den Besitz 1922 von seinem Onkel.
Er war Berufsoffizier, erlitt im 1. Weltkrieg schwere Verwundungen, war Komman-
deur des berühmten Infanterie-Regiments neun in Potsdam. Im Herbst 1941 wurde
er persönlicher Adjutant des Kommandeurs des Heereskommandos Mitte, von
Beck. Nach dessen Verabschiedung durch Hitler lebte Graf Hardenberg in Neu Har-
denberg. (Dies war die damals zutreffende Schreibweise von Neuhardenberg.) Hier
empfing er Besuche von Stauffenberg, v. Haeften und anderen Verschwörern des
20. Juli. Hardenberg war für eine Verwaltungsfunktion in der geplanten neuen Re-
gierung vorgesehen. Am 20. 7. 1944 hielt er sich in der Bendlerstraße auf. Nach
dem Scheitern des Putsches kam er am 21. 7. nach Neu Hardenberg, unternahm
zwei Selbstmordversuche. Die Gestapo verhaftete ihn am 24. 7. 1944. Bis zur Be-
freiung lag er im KZ Sachsenhausen auf dem Revier. Ab 1946 war er Generalsbe-
vollmächtigter des Hauses Hohenzollern. Er starb am 24. 10. 1958.

1990 wurde in Neuhardenberg, damals trug der Ort noch seine DDR-Bezeich-
nung Marxwalde, in der Kirche eine Gedenktafel eingeweiht.

Nach der Rückübertragung des Besitzes an die Familie von Hardenberg kaufte
1996 der Deutsche Sparkassen- und Giroverband das Schloss und richtete dort ei-
ne internationale Begegnungsstätte ein.

Es gibt eine ständige Ausstellung „GRAF HARDENBERG UND DER 20. JULI
1944“. 
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Das klassizistische Schloss in Lübbenau (Oberspreewald-Lausitz), war in der DDR
Krankenhaus, Kinderheim, Schulungszentrum des Binnenhandels und seit 1990 ist
es ein Hotel. Es wurde den Eigentümern, der Familie zu Lynar, zurückgegeben.

Wilhelm Friedrich Graf zu Lynar war Adjutant des Feldmarschalls Erwin von
Witzleben, der nach dem Gelingen des Putschs vom 20. Juli 1944 den Oberbefehl
über die Wehrmacht übernehmen sollte. Witzleben, geboren am 4. 12. 1881, wur-
de am 8. 8. 1944 in Berlin-Plötzensee erhängt, auch sein Adjutant wurde wenig
später hingerichtet.Er war Besitzer der Standesherrschaft Lübbenau, zu der auch das
Gut Seese gehörte. Dort war 1943 auch von Witzleben oft zu Gast. Gut Seese wur-
de 1945 als erstes Gut der Provinz Brandenburg enteignet, 1968 vom Braunkohle-
tagebau überbaggert. Die Witwe des Grafen zu Lynar hatte vor dem Schloss Seese
ein schlichtes Holzkreuz zu seinem Gedenken errichtet, dieses steht heute in der
Nikolaikirche von Lübbenau.

Die Familie zu Lynar übernahm nach 1990 wieder das Schloss Lübbenau. Dort
war schon im Juli 1989 von der CDU der DDR eine Gedenktafel für den Wider-
standskämpfer vom 20. Juli 1944 angebracht worden: „WILHELM FRIEDRICH/
GRAF ZU LYNAR/ GEBOREN AM 3. FEBRUAR 1899/ STANDESHERR DER EHEMA-
LIGEN/ HERRSCHAFT LÜBBENAU/ BETEILGT AN DER PATRIOTISCHEN TAT/ GE-
GEN HITLER VOM 20. JULI 1944/ HINGERICHTET AM 29. SEPTEMBER 1944/ IN
BERLIN-PLÖTZENSEE“. 

Erinnerung an die DDR-Geschichte. Das „NEUE FORUM“, 
Die großen Demonstrationen vom Herbst 1989, Die Wiedervereinigung Deut-
schlands. Gedenkzeichen zur Erinnerung an den Volksaufstand vom 17. Juni 1953.
Für die Maueropfer. 
Sehr viele der seit 1990 neu errichteten Denkmäler und Gedenkzeichen haben die
Geschichte der DDR selbst zum Gegenstand, vor allem ihre letzte Phase. Sie ent-
standen oft aus der Bürgerbewegung.

Für diese Denkmalsgruppe ist typisch die Bodenplatte am Märkischen Platz in
Rathenow (Havelland), auf der steht: „AUF DIESEM PLATZ VERSAMMELTEN SICH
/ AM 7. NOVEMBER 1989 / ERSTMALS TAUSENDE BÜRGER / DES KREISES RA-
THENOW, UM SICH VON DER / SED-DIKTATUR ZU BEFREIEN / DEN MUT HIER-
ZU GAB IHNEN / DAS NEUE FORUM.“

Oder die Metalltafel in Prenzlau (Uckermark), die 1999, zum zehnten Jahrestag
der politischen Wende, an der Berliner Straße, rechts vom Eingang zur Gesamtschu-
le Karl Friedrich Grabow, angebracht wurde. Die Inschrift lautet: „BÜRGERPROTEST
GEGEN KAMPFHUBSCHRAUBER/ BÜRGER DER STADT PRENZLAU UND DER
NÄHEREN UMGEBUNG DEMONSTRIERTEN HIER AM 20.11.1989 ZUM ERSTEN
MAL GEGEN DIE GEPLANTE STATIONIERUNG DER SOWJETISCHEN KAMPFHUB-
SCHRAUBER. / AM 3. 12. 1989 FOLGTE EINE WEITERE PROTESTVERANSTAL-
TUNG, AN DER ÜBER 3500 BÜRGER TEILNAHMEN. ETWA 300 PRENZLAUER
DEMONSTRIERTEN AM 13. 2. 1990 VOR DER BOTSCHAFT DER UDSSR IN OST-
BERLIN. DIES WAR DIE ERSTE DEMONSTRATION VOR DER MISSION UNTER
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DEN LINDEN GEGEN MILITÄRISCHE PROJEKTE IN DER DDR.“ Aus diesen Inschrif-
ten spricht Stolz und Selbstbewusstsein.

Aber es wurde auch der Opfer gedacht.
Bereits 1989 wurde in Frankfurt/Oder in einer Grünanlage in der heutigen Ro-

bert-Havemann-Straße vor dem Staatssicherheits-Gefängnis eine 60 x 80 cm große
Gedenkplatte aus rotem Granit errichtet, deren Inschrift lautet: „DEN VON DER/
STAATSSICHERHEIT/ VERFOLGTEN/ GEFOLTERTEN/ GEBROCHENEN/ GEWID-
MET/ NEUES FORUM/ HERBST 89“.

1999, zum zehnten Jahrestag des Mauerfalls wurde an der Glienicker Brücke
über der Havel, über die die Grenze zwischen der DDR und Westberlin verlief, die
Bronzeskulptur „Nike 89“ von Wieland Förster eingeweiht. Der Künstler selbst war
ein Opfer des Stalinismus, von 1946 bis 1950 war er vom NKWD inhaftiert.

An der Einweihung nahmen zahlreiche ehemalige Bürgerrechtler teil. Rudolph
Tschäpe, Physiker und Mitbegründer des Potsdamer Neuen Forums hatte 250 000
Mark für die 2.80 m hohe vergoldete Skulptur auf einem 3.90 m hohen Granitsock-
el gesammelt. Es handelt sich um eine Siegesgöttin voller Blessuren, die auch an den
Preis des Sieges, die Leiden der Opfer, gemahnt. 

In Ortsteil Lütkenwisch von Lanz (Prignitz), einem an der Elbe gelegenen Ort
im ehemaligen Grenzgebiet, wurde 1999 ein Denkmal für Opfer der deutschen Tei-
lung errichtet, die bei dem Versuch, über den Fluss aus der DDR zu fliehen, ihr Le-
ben verloren. Auf einen Feldstein ist eine Schiffsschraube montiert. Eine Inschriften-
tafel zeigt die Jahrszahl 1999 und die Widmung: „DEN GRENZOPFERN/ DER ELBE/
1961 – 1989“.

Von den 302 Grenztürmen entlang der 155 km langen Grenzsicherungslinie
rund um West-Berlin sind drei als Gedenkzeichen erhalten, in Hohen Neuendorf
und Nieder Neuendorf (Oberhavel), sowie am ehemaligen Grenzübergang Dreilin-
den. Der Grenzturm an der Uferpromenade von Niederneuendorf wurde am 9. 11.
1999, zum zehnten Jahrestag der Maueröffnung, als Museum übergeben. Darin
befindet sich eine Ausstellung über die Mauer und über Fluchtversuche.

An dieser Stelle trennte die Havel den zum Land Brandenburg gehörenden
Hennigsdorfer Ortsteil Niederneuendorf und Heiligensee in Westberlin. Da die Ha-
vel hier schmal ist, gab es mehrere Fluchtversuche, die in der Ausstellung dokumen-
tiert werden. In Dreilinden steht der Grenzturm an der BAB 115, auf dem Gelände
des Europarc, einem Gewerbegebiet. Der Turm ist zerfallen, beschmiert, demoliert.
In Kleinmachnow, zu dem Dreilinden gehört, hat sich 1998 eine Interessengruppe
„Checkpoint Bravo“ gebildet, deren Ziel es ist, den Turm zu einer Erinnerungs- und
Begegnungsstätte auszubauen. Zu der Interessengruppe gehört auch ein ehemali-
ger NVA-Offizier. Die Mitglieder haben originale Zeugnisse zusammengetragen, die
sie bereits in einer Ausstellung über die Grenzstelle Dreilinden im Verwaltungsge-
bäude des Europarcs zeigten. 

Ein ganz anderes Denkmal, das die Geschichte der deutschen Teilung themati-
siert, steht seit dem 3. 10. 1993, dem 3. Jahrestag der Deutschen Einheit in Hen-
nigsdorf auf dem ehemaligen Dorfanger. Die Stahlskulptur und Plastik der Künst-
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lerin Heidi Wagner-Kerkhof ist dem Arbeiteraufstand des 17. Juni 1953 und den Fall
der Mauer im Herbst 1989 gewidmet.

Es handelt sich um eine vertikal und horizontal gerissene Stahlwand an einem
Ende des Dorfangers und drei Kalksteinstelen am anderen Ende. Dazwischen liegt
ein 34 Meter langer Weg, die Jahre zwischen beiden Ereignissen symbolisierend.
Dass die Wiedervereinigung widersprüchlich und unter Konflikten verlief, zeigt ein
anderes neu geschaffenes Denkmal, eine Skulptur des Künstlers Reinhart Pfeiffer,
die vor dem ehemaligen Haupttor des Stahlwerkes Hennigsdorf bereits 1991 auf-
gestellt wurde. Auf einer Inschriftentafel steht: „STEINERNE GESICHTER OHNE
MUND“ / VON REINHART PFEIFFER / ZUR BETRIEBSBESETZUNG / 22.11. - 6. 12.
1991“.

Denkmäler, die solche freien künstlerischen Interpretationen der jüngsten
Ereignisse deutscher Geschichte sind, gibt es mehrere im Land Brandenburg.

Seit 1998 steht vor der Marienkirche von Wittstock (Ostprignitz-Ruppin) am
Kirchplatz auf einem gemauerten Sockel eine Edelstahlskulptur des Künstlers Peter
Balehna, der “Friedensengel“. Dies ist ein Denkmal zur Deutschen Einheit.
Ein fester Ring aus Metall symbolisiert das Leben vor der Wende. Der Künstler selbst
interpretiert sein Werk: “Unfreiheit, Mauer, Umklammerung - aber trotzdem darin
ein Raum zum Leben, für Hoffnung, Wünsche und Glauben. Dieser Ring ist aufge-
brochen. Die beiden Enden winden sich aus der Horizontale mit Schwung und
Zuversicht nach oben. In der Höhe angekommen schwingen sie Vögeln gleich in
den Himmel“. 

Überwiegend aber sind die Gedenkzeichen zur deutschen Einheit schlichter. An
mehreren Orten wurden, alter Tradition folgend, kleine Eichen gepflanzt. So in Wul-
fersdorf (Ostprignitz-Ruppin). Neben der Kirche, nicht weit von einem Schaukasten,
der über die Toten des letzten Weltkrieges aus diesem Ort informiert, auch über die
hier begrabenen Opfer des Todesmarsches, wurde eine sogenannte Einheitseiche
gepflanzt. Auf einem Stein an der Grünanlage steht: „WIEDERVEREINIGUNG
DEUTSCHLANDS / 3. 10. 1990“.

Mancherorts entstanden kleine Denkmäler, wie auf dem nördlichen Teil des
Platzes vor der Kirche von Burg (Spree-Neiße), wo zum 1. Jahrestag der Wieder-
vereinigung Deutschlands, am 3. Oktober 1991, ein Gedenkstein aus Sandstein auf
einem Sockel errichtet wurde, der einen Adler zeigt und die freudige Inschrift:
„DEUTSCHLAND / EINIG VATERLAND“.

Abschließend zu dieser Denkmalsgruppe soll noch ein Denkmal zur Deutschen
Einheit aus Finsterwalde (Landkreis Elbe-Elster) genannt werden, das erst nachträg-
lich zu einem solchen wurde. Finsterwalde hatte schon zu DDR-Zeiten eine Städte-
partnerschaft mit Eppelborn im Saarland. Solche Städtepartnerschaften mit der
Bundesrepublik waren absolut ungewöhnlich und diese ist nur im Zusammenhang
mit Erich Honeckers saarländischer Herkunft zu erklären. 1988 machte der Eppel-
borner Künstler Helmut Pink der Stadt eine Skulptur zum Geschenk, die den
Gedanken der Partnerschaft figürlich umsetzt. Sie stellte die Stadt jedoch vor
Probleme, denn so weit sollte die deutsch-deutsche Partnerschaft doch nicht gehen.
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Man lagerte die Skulptur ein.
Erst 1990 wurde sie auf dem Hof der Stadtverwaltung, dem Schlosshof, einge-

weiht und zu einem Denkmal der Deutschen Einheit erklärt.

Gedenkzeichen für „Heimatvertriebene“ und „Heimkehrer“ 
In der Nachkriegszeit war der Begriff „Heimkehrer“ jedem Kind bekannt. Gemeint
waren die ehemaligen Wehrmachtssoldaten, die aus der Kriegsgefangenschaft zu-
rückkehrten, oft krank, fast immer seelisch verändert, ihren Familien entfremdet.
Tausende starben nach ihrer Rückkehr, bevor sie wieder richtig zu leben anfangen
konnten. 

Obwohl die Erfahrung der „Heimkehrer“ und die Erfahrung mit den fremden,
innerlich oder auch tatsächlich abwesenden Vätern die Nachkriegsgeneration präg-
te und noch heute in den Folgefamilien präsent ist, wurde die „Heimkehrerproble-
matik“ kaum thematisiert. Auch das änderte sich nach der deutschen Wiederverei-
nigung. Der „Verband der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenangehö-
rigen“ veranlasste am 22. November 1998 die Errichtung eines Mahnmals an der
ehemaligen Horn-Kaserne in der Nuhnenstraße von Frankfurt/Oder. Der über
private Sponsoren finanzierte Findling mit einer Stele aus Edelstahl wurde von dem
Bildhauer Christian Röhl geschaffen. 

Frankfurt/Oder war der Sammelpunkt für Zehntausende deutsche Soldaten,
die während der letzten Kämpfe im April 1945 bei Halbe in sowjetische Kriegsge-
fangenschaft geraten waren. Am 24. 4. 1945 hatten sich die Truppen der 8. Garde-
und der 1. Garde-Panzerarmee der 1. Bjelorussischen Front im Süden Berlins mit der
3. Garde-Panzerarmee und der 28. Armee der 1. Ukrainischen Front vereinigt. Sie
bildeten einen Kessel um Teile der 12. Armee unter Wenk. Mehr als 60 000 deut-
sche Soldaten fielen, über 120 000 gingen in Gefangenschaft.

Von Frankfurt/Oder aus wurden sie in das große Sammel- und Durchgangs-
lager Posen transportiert. In der ehemaligen Hornkaserne wurden auch über
6000 deutsche Offiziere, die von den Westalliierten bereits entlassen worden wa-
ren, wieder interniert und in die Sowjetunion deportiert. Verschiedene Lager in
Frankfurt/-Oder dienten auch als Lazarette für erkrankte deutsche Heimkehrer.
Etwa 7000 Heimkehrer aus der Kriegsgefangenschaft verstarben unmittelbar
nach ihrer Ankunft. Die Toten begrub man auf den Friedhöfen Nuhnen und Kies-
berge.

Als diese Friedhöfe in den siebziger Jahren aufgehoben wurden, bettete man
mehr als tausend dort beigesetzte Heimkehrer und Kriegsgefangene auf den Haupt-
friedhof um, wo sich schon ein Gräberfeld für Tote des 1. Weltkrieges befand. Ob-
wohl die meisten Namen bekannt sind, gab es keine individuellen Namenstafeln. 
„Wir setzen das Mahnmal für Versöhnung und Frieden“. sagte der Landesvorsit-
zende des Verbandes der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenange-
hörigen, Gerhard Riege, bei der Einweihung. „Es ist kein Helden- und kein Krieger-
denkmal. Es soll an die Menschenschicksale erinnern, die sich hier abgespielt ha-
ben.“
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Die Inschrift auf der kegelförmigen Stele lautet: „UNSER MAHNMAL / FÜR DEN
FRIEDEN / HEIMKEHRERLAGER / FRANKFURT / GRONENFELDE / HORN-KASER-
NE / 1945-1950 / WIR HEIMKEHRER / MAHNEN: / VÖLKER, ENTSAGT DEM /
HASS - / VERSÖHNT EUCH! / DIENT DEM FRIEDEN / IN FREIHEIT - / BAUT
BRÜCKEN / ZUEINANDER“.

Anlässlich der Einweihung des Mahnmals veranstaltete das Museum Viadrina
ein Kolloquium zu diesem Thema. In der Marienkirche von Frankfurt/Oder wurde
eine Ausstellung gezeigt.

Bis zum Ende der DDR gab es kein Gedenkzeichen für die ungezählten Deut-
schen, die in Folge des Zweiten Weltkrieges aus den deutschen Ostgebieten umge-
siedelt oder einfach verjagt worden waren. In der DDR wurden die „Heimatvertrie-
benen“ „Umsiedler“ genannt, ihr Leid wurde nicht thematisiert, da man keine Dis-
kussionen um „revanchistische Gebietsansprüche“ riskieren wollte. Dabei siedelten
sich gerade im Land Brandenburg in der frühen Nachkriegszeit viele Zwangsumge-
siedelte aus Ostpreußen und Schlesien an, die meisten verbrachten die erste Zeit in
Lagern, die oft ehemalige Zwangsarbeiterbaracken waren. Sie litten in der schweren
Nachkriegszeit an Hunger und waren Krankheiten und Kälte ausgesetzt. Auch in
vielen ehemaligen Gutshäusern lebten die nun Heimatlosen, bis sie eine neue
Existenz fanden, manche bauten nach der Bodenreform eine Neubauernwirtschaft
auf, verloren aber das neuerworbene Land bald wieder an die LPG (Landwirtschaft-
liche Produktions-Genossenschaft). Erst ganz zum Ende der DDR erschienen verein-
zelt Dokumentationen und Bücher belletristischer Art, in denen das Schicksal der
„Flüchtlinge“ thematisiert wurde. 

Während der DDR-Zeit gab es in Brandenburg nur ein einziges Gedenkzeichen
für die „Umsiedler“. Es steht im Dorf Spiegelhagen, das heute zu Perleberg (Prig-
nitz) gehört und ist ein großes Holzkreuz auf dem Friedhof. Es wurde etwa 1955
von der Kirchgemeinde errichtet und trägt die Inschrift: „HEIMAT FÜR HEIMATLO-
SE“. Das Kreuz blieb auch in den DDR-Jahren unangetastet.

Die anderen Gedenkzeichen für „Heimatvertriebene“ wurden erst nach der Wie-
dervereinigung errichtet. So in Plattenburg (Prignitz), wo der „Bund der Vertriebenen“,
der in dieser Region besonders viele Mitglieder hat, am 8. Juli 1995 vor der historischen
Wasserburg, deren Gebäude nach 1945 als Flüchtlingsunterkunft dienten, einen
Gedenkstein einweihte. Ein Findling trägt die Inschrift aus Metallbuchstaben: „ZUR
ERINNERUNG / AN OPFER UND LEID / DURCH FLUCHT UND VERTREIBUNG / ALS
FOLGE DES 2. WELTKRIEGES / BUND DER VERTRIEBENEN, PERLEBERG“.

Eine bemerkenswerte Gedenkstätte befindet sich in Lobetal (Barnim) auf dem
Friedhof. Dort liegen über 600 „Heimatvertriebene“ in einem Massengrab, die nach
Kriegsende hier starben. Der Bernauer Bildhauer Friedrich Schötschel schuf für sie in
den neunziger Jahren einen Stein aus Beton, der in der Mitte ein Art Durchschuss
zeigt. Darin ist ein Herz aus Bronze zu erkennen. Man hört den Herzschlag.

Die Inschrift lautet: „1945 – 1947/ MAHNUNG FÜR MEHR ALS 600 FLÜCHT-
LINGE / UND BEWOHNER / OPFER DER NATIONALSOZIALISTISCHEN GEWALT-
HERRSCHAFT / UNBEKANNT / UND DOCH BEKANNT“.
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Im Land Brandenburg gibt es noch immer Massengräber, an denen keine Gedenk-
stätte, nicht einmal ein schlichter Stein an die Toten und ihr Schicksal erinnert.
Im einem Waldgebiet bei Zossen (Teltow-Fläming) gibt es zwei ungekennzeichnete
Massengräber, die bis heute nicht als solche gepflegt werden. Dort liegen die Toten
eines Flüchtlingslagers, das 1945 an diesem Ort bestand. Nur der Friedhofsverwalter
von Zossen, Herr Wilke, achtet auf diese Gräber, für die es keinen Gedenkstein gibt.

Auch in Cahnsdorf (Landkreis Dahme-Spreewald) liegt ein Friedhof für Heimat-
vertriebene in der Gemeindeflur, außerhalb des Dorfes. Die eigentlichen Dorfbe-
wohner hatten das Dorf vorübergehend räumen müssen, um Hunderten, meist
kranken Flüchtlingen Raum zu schaffen, die in Quarantäne bleiben mussten. 1993
wurde die stark verwahrloste Friedhofsanlage gesäubert, umzäunt und 1999 ein
Gedenkstein aufgestellt, der die Inschrift trägt: „HIER FANDEN IN DER ZEIT / VON
SEPTEMBER BIS DEZEMBER 1945 / 163 SCHLESISCHE FLÜCHTLINGE / IHRE
LETZTE RUHESTÄTTE“. 

Außer diesem gibt es in Cahnsdorf noch einige kleinere, individuelle Gedenk-
zeichen von Angehörigen.

In Werben (Spree-Neiße) gab es in der Nachkriegszeit ebenfalls ein Aufnahme-
lager für Menschen, die ihre Heimat östlich von Oder und Neiße verlassen mussten.
Hunderte waren in ehemaligen Baracken des Reichsarbeitsdienstes untergekommen,
Dutzende starben an Entkräftung und Epidemien. Für sie wurde ein Friedhof an der
Chaussee zwischen Cottbus und Burg angelegt. Dazu kamen Verstorbene aus dem
Cottbuser Seuchenkrankenhaus. Insgesamt wurden hier 400 Menschen bestattet.
Am Friedhofstor gab es ein kleines Schild: „MEMENTO MORI“.

In den fünfziger und sechziger Jahren wurde der Friedhof noch von Angehöri-
gen und Dorfbewohnern gepflegt, dann verwahrloste er zusehends. Erst nach
1990, als auch Angehörige aus dem Westen Deutschlands die Gräber aufsuchen
konnten, wurde der Friedhof wieder in Ordnung gebracht, nach 1991 auch mit Hil-
fe der Bundeswehr. Am 14. 11. 1998, zum Volkstrauertag, weihte der „Bund der
Vertriebenen“ zusammen mit dem „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge
e.V.“ und dem Amt Burg in einer Feierstunde, an der Angehörige von hier Beige-
setzten, Mitglieder der beteiligten Verbände und viele Gäste teilnahmen, eine Erin-
nerungsstätte für Vertriebene auf dem Waldfriedhof ein. Die Gedenkrede hielt der
Präsident des Brandenburgischen Landtags Dr. Knoblich, der selbst seine Jugend als
Umsiedlerkind in der Nähe von Cottbus verbracht hat. 

Die Gedenkstätte besteht aus einem großen Holzkreuz und vier liegenden Na-
menstafeln auf einer ovalen, gepflasterten Fläche auf dem eingezäunten, weitge-
hend von der Natur zurückgewonnenen Friedhof.

Die meisten der Gedenkzeichen für Heimatvertriebene stehen auf Friedhöfen.
Aber es wurden nach 1990 auch Gedenksteine wie der erwähnte in Plattenburg er-
richtet oder wie eine Gedenktafel in Prenzlau (Uckermark). Der „Bund der Ver-
triebenen“ hat im Kreisgebiet Prenzlau 20 000 Mitglieder. Für die „Heimatvertrie-
benen“, die in den Nachkriegsjahren einen beträchtlichen Teil der Einwohner der
kriegszerstörten Stadt Prenzlau bildeten, wollte der „Bund der Vertriebenen“ ein
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Gedenkzeichen setzen und bekam von der Stadt den Platz der Einheit, eine Anhöhe
am Ufer des Unterueckersees, als Standort zugewiesen. Am 7. 12. 1996 wurde die
Gedenktafel eingeweiht: „VERTREIBUNG IST UNRECHT / DIE OPFER HABEN AN-
SPRUCH DARAUF, / DASS DIE ÜBERLEBENDEN IHR VERMÄCHTNIS / BEWAH-
REN. / DIE HEIMAT BLEIBT UNVERGESSEN. / BDV UCKERMARK“. 

Nun ist der Platz der Einheit Ort sehr unterschiedlichen Gedenkens. Neben die-
ser Gedenktafel steht seit Jahrzehnten ein über drei Meter hohes Denkmal für „Op-
fer des Faschismus“, bei dem das Symbol des Dreiecks ornamental neben Rechteck-
en und Quadraten aus Granit verwendet wurde. In unmittelbarer Nähe dieses
Denkmals wurde Mitte 1996 von der Stadt eine Gedenktafel angebracht. Auf ihr
steht: „ZUR ERINNERUNG / AN DIE DEUTSCHE / WIEDERVEREINIGUNG / 3. 10.
1990“. 1996 kam nun noch die Gedenktafel für die Vertriebenen hinzu. Sicher war
dies von niemandem beabsichtigt – der „Bund der Vertriebenen“ hätte sein
Gedenkzeichen lieber an eine der großen Straßen Prenzlaus gestellt, über die 1945
die Flüchtlingstrecks zogen - aber nun stehen die drei unterschiedlichen Gedenkzei-
chen auf dem Platz der Einheit in einer Wechselbeziehung und ergänzen einander.

Gedenkzeichen wie die beschriebenen sollen das Schicksal der deutschen Ver-
triebenen vor dem Vergessen bewahren, aber natürlich genügen sie nicht, um Zu-
sammenhänge und Kausalitäten deutlich zu machen und den Blick auch auf das
Vertreibungsschicksal anderer Völker zu lenken. Der „Bund der Vertriebenen“ hat
im September 2000 ein „Zentrum gegen Vertreibungen“ als gemeinnützige Stif-
tung der deutschen Heimatvertriebenen gegründet. Dieses „Zentrum gegen Ver-
treibungen“ will in Berlin einen Komplex aus Gedenkstätte, Museum und Doku-
mentationsstätte erreichten. Der Bundestag plädierte im Juli 2002 grundsätzlich für
ein „europäisch ausgerichtetes Zentrum gegen Vertreibungen“. Der Abgeordnete
Markus Meckel schlug vor, ein europäisches Zentrum einzurichten, dass seinen Sitz
etwa in Breslau haben könnte. Für dieses Vorhaben fand er prominente Unterstüt-
zer. Es fielen Begriffe wie „Europa als gemeinsamer Erinnerungsraum“. Man fürch-
tet bei einer Dokumentations- und Gedenkstätte in Berlin einen Kontrapunkt zum
Holocaust-Mahnmal, man fürchtet eine Aufrechnung des „Leids der Vertreibung
gegen das Leid der Vernichtung“. Der „Bund der Vertriebenen“ besteht jedoch auf
einem „nationalen Projekt“ und findet dafür ebenfalls Unterstützung bei Abgeord-
neten und Politikern. Die Diskussionen darüber halten an. Sie könnte der Beginn ei-
ner europäischen Selbstverständigung sein. Vielleicht wird es kein zentrales Mahn-
mal geben können, sondern viele Gedenkzeichen. Die Geschichte der Vertreibun-
gen des letzten Jahrhunderts in Europa sollte nicht nur an einem einzigen Ort auf-
gearbeitet werden. Erinnerung und Wissen müssen einander ergänzen. Auch für
das Land Brandenburg ist vom „Bund der Vertriebenen“ ein zentrales Mahnmal ge-
plant, über dessen Gestaltung und Inschrift noch keine Festlegungen getroffen
worden sind. Künftige Gedenkzeichen für die Vertriebenen, die über schlichte
Totenehrung hinausgehen, werden den historischen Kontext der Vertreibungen, die
europäische Dimension, die Dialektik von Bruch und Neubeginn, von Entwurzelung
und Heimatfindung in ihre Botschaft aufnehmen müssen.
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Vergessene Opfer – Neue Gedenkzeichen für Euthanasieopfer und für Deserteure
Eine wichtige Gedenkstätte, die im Land Brandenburg neu errichtet wurde, ist den
Opfern der nationalsozialistischen Euthanasie gewidmet. 

Mit diesem lange verdrängten Teil deutscher Geschichte ist der Gebäudekom-
plex Neuendorfer Straße 90 in der Stadt Brandenburg – heute befindet sich dort die
Stadtverwaltung – in besonderer Weise verbunden. 1790 wurde hier das Land-
armenhaus errichtet, seit 1820 dienten hinzugekommene Gebäude als königlich-
preußische Strafanstalt. Daher rührt der Name Altes Zuchthaus. 1931, nachdem der
Neubau in Brandenburg-Görden fertiggestellt war, wurde diese Funktion zunächst
eingestellt. 

1933/34 befand sich hier für wenige Monate ein Konzentrationslager, das auf
Beschluss des Preußischen Innenministeriums in der leerstehenden alten Strafanstalt
eingerichtet wurde. Im Februar 1934 wurden die etwa 1200 Häftlinge in die KZ Es-
terwegen und Oranienburg verlegt. Der Gebäudekomplex kam wieder zur Justiz-
verwaltung, wurde als Polizeikaserne genutzt. Zeitweilig waren hier Arbeitskom-
mandos verschiedener Konzentrationslager untergebracht. 1939 wurde der
Komplex in „Landes-Pflegeanstalt Brandenburg a. H.“ umgenannt, obwohl hier nie
Menschen gepflegt wurden. Zwischen Januar und Oktober 1940 führte man hier
die ersten organisierten Euthanasie-Morde durch. 9772 kranke und behinderte
Menschen wurden hier durch Gas ermordet, zuerst 400 jüdische Anstaltspatienten.
Nach diesen „Probetötungen“, die vom Reichsärzteführer Dr. Conti und dem
Reichsleiter Bouhler sowie Hitlers Leibarzt Dr. Brandt beaufsichtigt wurden, sind
sechs weitere Euthanasie-Anstalten im Deutschen Reich eingerichtet worden. 

1941-1945 dienten die Gebäude erneut als Polizeikaserne und zur Unterbrin-
gung von Zwangsarbeitern, die in der Rüstungsproduktion arbeiten mussten. Nach
1945 waren die Gebäude stark zerstört. Umbauten und Abrisse begannen. Neben
der Stadtverwaltung nutzte die sowjetische Kommandantur das Gelände. 

1962 brachte man auch eine Gedenktafel an, die an die Euthanasiemorde er-
innerte. Die nach einer hölzernen Vorlage von Prof. Albert Threyne (1888- 1965)
gestaltete Kupfertafel, die das Relief eines hilflosen, verzweifelten Menschenkopfes
zeigt, hängt bis heute am 2. Eingang des Stadthauses. Sie trägt die Inschrift „VER-
GESST ES NIE! / DURCH DIE EUTHANASIEMORDE DER FASCHISTEN / WURDEN
1940 AUF DIESEM GELÄNDE / 8000 UNSCHULDIGE MENSCHEN GETÖTET“.

Trotz dieser Gedenktafel kann man sagen, dass die Euthanasie-Opfer in der
DDR zu den vergessenen Opfern gehörten. Diese kleine Tafel war das einzige Er-
innerungszeichen für sie im gesamten Gebiet der DDR. Erst 1996 begannen Über-
legungen, den Ort der Euthanasiemorde über die Tafel von 1962 hinaus als
Gedenkort zu gestalten. Gemeinsam mit den Betroffenenverbänden entwickelte
Anja Castens vom Amt für Stadtsanierung und Denkmalschutz eine Konzeption, die
kurzfristig durch Bereitstellung von Landesmitteln verwirklich werden konnte. Nach
dem Abriss einiger Verwaltungsbaracken war man auf die Fundamente der
Anstaltsscheune gestoßen, in der die Gaskammer untergebracht war. Die
Fundamente und andere Gebäudereste wurden gesichert und in die Gestaltung des
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Gedenkorts einbezogen. Ergänzt wurde er durch einige Stelen, die Träger von Fotos,
Dokumenten und Lageplänen sind. Hier werden in Art einer Freiluftausstellung,
bezogen auf die Authentizität des Orts, Informationen über die nationalsozialis-
tischen Euthanasie-Morde gegeben. Individuelles Gedenken ist hier ebenso möglich
wie öffentliches Erinnern in Form von Gedenkfeiern. Am 27. April 1997 wurde die
Gedenkstätte unter Anwesenheit der Vorsitzenden des Bundes der „Euthanasie“-
Geschädigten und Zwangssterilisierten e.V.“, des Vorsitzenden des Zentralrats der
Juden in Deutschland, des Ministerpräsidenten des Landes Brandenburg und
anderer Persönlichkeiten eingeweiht. Joachim Görlitz, Leiter der Dokumentations-
stelle Brandenburg der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten sagte: „Die Stätte
ist nicht nur zum Gedenken, sondern sie soll auch ein Lernort sein.“

Im Frühjahr 2000 schlossen das in der Stadt Brandenburg stationierte Panzer-
grenadierbataillon 421 der Bundeswehr und der Leiter des Stadtmuseums einen Ko-
operationsvertrag ab, der eine enge Zusammenarbeit festlegt. Die Museen und Ge-
denkstätten der Stadt, insbesondere die Euthanasie-Gedenkstätte und die Doku-
mentationsstelle im ehemaligen Zuchthaus Brandenburg-Görden werden in den
Unterricht zur politischen Bildung der Wehrpflichtigen einbezogen. Die Bundes-
wehrangehörigen unterstützen die Stadt bei der Pflege der Gedenkstätten.

Bereits 1994 war in der Landeshauptstadt Potsdam eine Gedenktafel aus Bron-
ze zur Erinnerung an die Euthanasie-Morde errichtet worden. Sie hängt in der Hein-
rich-Mann-Allee 103, am Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen,
Haus 5,: „DEN OPFERN / DER NS-„ERBGESUNDHEITSPOLITIK“ / IN DER BRAN-
DENBURGISCHEN LANDESANSTALT POTSDAM / 1933 – 1938 / AUF DIESEM
GELÄNDE BEFANDEN SICH VON / 1865 –1938 DIE KLINIKEN UND HEIME DER /
BRANDENBURGISCHEN LANDESANSTALT POTSDAM. / DIE NS-„ERBGESUND-
HEITSPOLITIK“ des „DRITTEN REICHS“ TRAF DIE PATIENTEN DER POTSDAMER /
LANDESANSTALT MIT DEM „GESETZ ZUR VERHÜTUNG / ERBKRANKEN NACH-
WUCHSES“ VOM 14. JULI 1933. / DIE ZWANGSSTERILISIERUNG WAR DER BEGINN
/ DER NATIONALSOZIALISTISCHEN `VERNICHTUNG / UNWERTEN LEBENS`“.

Eine andere Gruppe von Opfern des Nationalsozialismus, an die die Erinnerung
in der DDR verdrängt wurde, sind die Wehrmachts-Deserteure. Mit der zunehmen-
den Militarisierung der DDR wurde diese Form des Widerstand nicht mehr gewür-
digt und frühe Gedenkzeichen für sie gerieten in Vergessenheit. 

In Angermünde (Uckermark) beispielsweise, in einer Friedenspark genannten
Grünanlage, wenige Meter rechts von einem sowjetischen Ehrenmal, steht seit
1968 ein Findling mit der Inschrift „DIE TOTEN / MAHNEN / DIE LEBENDEN“.

Kaum jemand weiß noch, dass dieser Stein drei deutschen Deserteuren gewid-
met ist, die am 22. Februar 1945 in diesem Park gehängt wurden. 1965 wurde der
Stein an der Mordstelle errichtet, wegen Wegearbeiten jedoch umgesetzt. Die hin-
gerichteten Soldaten wurden 1950 auf den Friedhof Schwedter Straße überführt.
An ihren Gräbern befinden sich Kissensteine mit ihren Namen. Es handelt sich um:

150



WERNER HEINBRODT, GEBOREN 23. 5. 1916 IN HALLE 
KURT KUMUTHAT, GEBOREN 6. 12. 1906
KURT SCHÜTZ, BERLIN, GEBOREN 30. 3. 1924

Hinter den Gräbern steht seit 1950 ein erhöht stehender rechteckiger Gedenkstein
mit Opferschale, zu dem mehrere Stufen hinaufführen. Dieses Ehrenmal steht an einer
Stelle, an der Angermünder Kriegsopfer beigesetzt wurden. Der Stein galt in der DDR
als Gedenkstein für OdF (Opfer des Faschismus), war aber insbesondere den drei Deser-
teuren gewidmet. Die Inschrift lautet: „IHR TOD SOLL UNS VERPFLICHTUNG SEIN“.

Nach 1990 erfuhr der Gedenkstein eine Bedeutungserweiterung. Man bezieht
ihn inzwischen auf die hier liegenden Zivilisten, unter ihnen etwa dreißig Frauen, die
beim Einmarsch der Roten Armee am 27. 4. 1945 Selbstmord begingen. Jährlich
zum 27. April legen Vertreter der Stadt dort Kränze nieder, aber auch am 8. Mai.

An mehreren Stellen des Friedhofs von Angermünde lagen auch polnische
Zwangsarbeiter begraben. Ihre Namen und Daten sind bekannt. Aber die Gräber
wurden neu belegt, es gibt kein Erinnerungszeichen mehr für sie und auch die Erin-
nerung an die Deserteure ist trotz der ursprünglich ihnen gewidmeten Gedenksteine
verloren gegangen.

Ein anderer Gedenkstein für Deserteure steht seit 1976 in Forst (Spree-Neiße), auf
dem Hauptfriedhof, rechts neben dem Krematorium : „HIER RUHEN / 80 NAMEN-
LOSE / DEUTSCHE / ERMORDET IM APRI / 1945 / IN WEISSAGK / DURCH DIE SS“.

Die Ermordeten waren deutsche Soldaten, die im April 1945 an der „Neiße-
front“ ihren Truppenteil verließen, von der SS-Militärpolizei jedoch ergriffen und als
Deserteure erschossen wurden.

In der Schule des Ortes Weissagk war das Standgericht des Strafbataillons Dir-
lewanger stationiert. Hier wurden die Deserteure zum Tode verurteilt und an Ort
und Stelle erschossen oder erhängt. Die Erschießungen führten SS–Leute und Ange-
hörige der Feldgendarmerie durch. In Massengräbern in und um Weissagk wurden
die Toten verscharrt. Nach dem Krieg bedurfte es nachdrücklicher Recherchen der
VVN (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes), um die Gräber ausfindig zu
machen. Die Einwohner schwiegen aus Angst, für das Geschehen in ihrem Ort zur
Verantwortung gezogen zu werden. Man errichtete in Weissagk eine kleine Ge-
denkstätte, aber durch den heranrückenden Bergbau mussten die Gräber 1976
nach Forst verlegt werden. 

Niemand weiß, wie viele unbekannte Deserteure in Brandenburg und anders-
wo noch verscharrt liegen. In Hagelberg (Potsdam-Mittelmark) zeigten mir Einwoh-
ner im Wald hinterm Ortrand das eingefasste Grab eines deutschen Deserteurs, der
in den letzten Kriegstagen hingerichtet und hier beigesetzt wurde. Es ist nur auffind-
bar, wenn man es kennt. Der zuständigen Friedhofsverwaltung ist das Grab be-
kannt, sie sorgt dafür, dass es nicht überwachsen wird.

In der DDR hielt vor allem die Kirche die Erinnerung an die Wehrmachts-Deser-
teure wach. Bei einer Friedenswerkstatt der Erlöserkirche in Berlin-Lichtenberg 1988
gab es auch eine „Ehrung für den unbekannten Deserteur“. Solche Veranstaltungen
wurden von der Staatssicherheit observiert.
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Auch in der Bundesrepublik gab es keinen gesellschaftlichen Konsens über die
Deserteure und das Verfolgungsinstrumentarium der deutschen Wehrmacht, die
Militärjustiz und -psychiatrie. Seit Mitte der achtziger Jahre erhielt die Friedensbe-
wegung in der Bundesrepublik durch den Nato-Doppelbeschluss Auftrieb, eine ähn-
liche Entwicklung gab es in der DDR infolge der Stationierung von Mittelstrecken-
raketen auf dem Gebiet der DDR. Die Frage nach dem historischen und aktuellen
Verhältnis zu den Deserteuren der beiden Weltkriege war in beiden Teilen Deutsch-
lands ein wichtiger Teil des Selbstverständnisses der Friedensbewegung. Weder im
Osten noch im Westen wurden Deserteure als Verfolgte des Naziregimes oder als
Teilnehmer am deutschen Widerstand anerkannt. Durch verschiedene Urteile des
Bundesgerichtshofs wurde dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus durch
Desertion und Kriegsdienstverweigerung die Legitimität abgesprochen. Erst im
Jahre 1998 wurde in der Bundesrepublik ein NS-Aufhebungsgesetz verabschiedet,
in dessen Generalklausel auch die Wehrmachts-Deserteure genannt sind. 

Nach der Wiedervereinigung wurden auch in Brandenburg neue Gedenkzei-
chen für Deserteure errichtet. 

Eines, das Denkmal „Für den unbekannten Deserteur“, steht in Potsdam, am
Platz der Einheit, und hat eine besondere Geschichte. Es wurde von dem türkischen
Bildhauer Mehmet Aksoy (Geboren 1939, Studium in London und Istanbul, seit
1972 in Westberlin lebend) geschaffen. Mehmet Aksoy hatte sich 1988 an einem
bundesweiten Ideenwettbewerb für ein Deserteursdenkmal beteiligt, der vom Bon-
ner Friedensplenum, einer Organisation von unterschiedlichen Initiativen, Aktions-
gemeinschaften und Arbeitskreisen ausgerufen wurde. Das Bonner Friedensbüro
wollte, dass das Deserteursdenkmal auf dem Friedensplatz der damaligen Bundes-
hauptstadt aufgestellt werden würde. Daraufhin entbrannte eine kontroverse
öffentliche Diskussion. Es kam nur zu einer provisorischen Einweihung des Denk-
mals in Bonn 1989, die Widerstand in Teilen der Bevölkerung, bei konservativen Po-
litikern und militärischen Traditionsverbänden hervorrief. Zu den Befürwortern des
Denkmals gehörten der DGB, Teile der evangelischen Kirche und Persönlichkeiten
wie Carl Amery, Ralph Giordano, Hanne Hiob-Brecht, Robert Jungk und Antje Voll-
mer. Das Denkmal wurde nun an wechselnden Standorten vorübergehend aufge-
stellt, war Bestandteil von Demonstrationen und Veranstaltungen während des tra-
ditionellen Ostermarsches. Schon 1988 hatten Bonn und Potsdam eine Städtepart-
nerschaft geschlossen, die jedoch erst nach der Maueröffnung 1989 mit Leben er-
füllt werden konnte. Der Potsdamer Freundeskreis der Wehrdiensttotalverteidiger
schlug sofort nach der Maueröffnung eine Aufstellung des Denkmals in Potsdam
vor. Im August 1990 brachte die Fraktion Neues Forum/Argus diesen Vorschlag in
die Stadtverordnetenversammlung von Potsdam ein, er wurde mit großer Mehrheit
angenommen. Schon am 1. September 1990, dem Weltfriedenstag, wurde das
Denkmal am Bonner Münster verabschiedet und am 2. September 1990 in Potsdam
aufgestellt. Unter großer Anteilnahme der Bevölkerung und der Medien wurde die
aus vier Marmorblöcken bestehende, 12 Tonnen schwere Skulptur fortan zu einem
Anlaufpunkt für Demonstrationen, Gedenkveranstaltungen, Willenskundgebun-
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gen, aber auch für wütende Beschimpfungen und Beschmierungen. Während des
Golfkrieges gab es an dem Denkmal Mahnwachen von Kriegsgegnern.

Zunächst sollte das Denkmal nur wenige Monate lang in Potsdam bleiben, aber
im Verlaufe der öffentlichen Auseinandersetzungen setzte sich der Gedanke durch,
dieses Denkmal gerade in Potsdam, der Stadt mit ihrer widerspruchsvollen militäri-
schen Tradition, zu belassen. Maßgeblichen Anteil daran hatte der 1996 gegründete
„Verein zur Förderung antimilitaristischer Traditionen in Potsdam“. Eine entsprech-
ende Vereinbarung zwischen dem Verein zur Förderung der Friedensarbeit e.V. in
Bonn als Eigentümer, der das Denkmal zunächst als Leihgabe für 10 Jahre zur Ver-
fügung stellt, wurde schon 1991 entworfen und 1997 von der Stadtverordneten-
versammlung Potsdam unterzeichnet. 

Heute ist das Denkmal ein wichtiger, prägender Teil des 1997 umgestalteten
zentralen Platzes der Einheit, auf dem sich noch immer das 1975 und 1979 errich-
tete Mahnmal Für die antifaschistischen Widerstandskämpfer befindet. (Siehe dazu
im Kapitel „Gedenkzeichen für Opfer der Nationalsozialisten“ den Abschnitt:
„Kämpfer statt Opfer. Die späten Mahnmale“.) Die räumlich voneinander getrenn-
ten Gedenkzeichen auf diesem Platz gehen eine spannungsvolle Beziehung mitein-
ander ein. Auf dem weiten Platz wirken die Blöcke aus Carrara-Marmor nicht groß.
Die Ästhetik des Denkmals, seine künstlerische Qualität spricht eine eigene Sprache
und benötigt keine Losungen. Trotz der lautstarken Diskussionen, die dieses Denk-
mal immer wieder auslöst, stellt es eine Aura von Stille her. Zwischen den zerklüfte-
ten Blöcken, an denen Bruchstellen und Bohrlöcher sichtbar sind, bildet ein Hohl-
raum die Konturen eines Menschen. Davor liegt eine Bronzetafel mit der Inschrift:
„UNS FEHLEN ANDERE TAFELN. / UNS FEHLT DIESE EINE: / HIER LEBTE EIN
MANN / DER SICH GEWEIGERT HAT / AUF SEINE MITMENSCHEN ZU SCHIE-
SSEN. / EHRE SEINEM ANDENKEN!“ / KURT TUCHOLSKY / DIE TAFEL(1925)“.
In der Mitte der Tafel steht: „FÜR DIE UNBEKANNTEN DESERTEURE.“

Das Denkmal löst, das gehört zu seinen Qualitäten, widersprüchliche Gefühle
aus, auch Unbehagen. Am Tag der Einheit 1999 sollten der Potsdamer Oberbürger-
meister und seine Bonner Amtskollegin bei einer Feier der Partnerstädte das Denk-
mal besuchen. Aber die Oberbürgermeisterin von Bonn weigerte sich, eine Veran-
staltung an diesem Denkmal käme für sie nicht in Frage.

Ein anderes umstrittenes Denkmal für Deserteure entstand 1998 in Bernau
(Barnim). Auch in dieser Stadt wurden Deserteure noch im April 1945 von Feldjä-
gern erschossen. Es waren zwölf Soldaten eines Strafbataillons, die sich von ihrer
Truppe entfernt hatten, 1956 wurde ihr Grab nördlich der Chaussee Bernau-
Albertshof aufgefunden. Die Gebeine der Ermordeten wurden auf dem Friedhof
von Bernau im Beisein der Hinterbliebenen beigesetzt.

Möglicherweise hatte die Bürger-Initiativgruppe, die das Denkmal initiierte,
auch wegen dieser Vorgänge Bernau als Standort ausgesucht. Mit Ausnahme der
CDU stimmten die Stadtverordneten dem Denkmal zu. Den Antrag hatten 130 Bür-
ger unterzeichnet. Es wurden Spenden gesammelt, der Liedermacher Gerhard Schö-
ne gab in der Bernauer Marienkirche ein Benefizkonzert. In der Lokalpresse wurde
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über ein solches Denkmal, über Fragen des Wehrdienstverweigerung, der Zivilcoura-
ge, über den Begriff Patriotismus heftig diskutiert. Es gab öffentliche Diskussionen, zu
denen unter anderem auch Ignaz Bubis, der damalige Vorsitzende des Zentralrats der
Juden in Deutschland, erschien, der übrigens kein Freund des Denkmals war. 

Das Denkmal steht nahe der Marienkirche an der alten Stadtmauer, in Sicht-
weite eines sowjetischen Soldatenfriedhofs und eines Kriegerdenkmals. Es besteht
aus einer Relieftafel des Bildhauers Friedrich Schötschel auf einem Betonblock. Zu
sehen ist ein gefesselter Mann, offenbar kurz vor der Hinrichtung. Auf der Bronze-
tafel steht: „WEIL ER NICHT TÖTEN WOLLTE.“

Vor dem Denkmal liegt eine Bronzeplatte, auf der steht, angelehnt an Verse
Gerhard Schönes: „GEWIDMET ALLEN DESERTEUREN UND VERWEIGERERN /
DEREN HEIMAT / DIE MUTTER ERDE IST/ DIE IM FEIND / DEN MENSCHENBRU-
DER ERKENNEN / DIE STATT AUF GENERÄLE / AUF DEN BEFEHL IHRES HERZENS
HÖREN / DIE NICHT AN IDEOLOGIEN / SONDERN AM LEBEN HÄNGEN / DEREN
ANGST KLEINER / ALS IHRE LIEBE IST.“

Das beeidruckende kleine Denkmal ist ein Diskussionsbeitrag in einem anhal-
tenden landesweiten Gespräch. Über diese Fragen wird, nicht nur aus aktuellem
Anlass, auch in anderen Ländern diskutiert. In England wurde 2003 in der Nähe von
Lichfield das „Shot at Dawn Memorial“ eine „Gedenkstätte für die im Morgengrau-
en Erschossenen“ errichtet, deren Mittelpunkt eine drei Meter hohe Statue des Bild-
hauers Andy de Comyn ist. Er sagte: „Diese Gedenkstätte fordert uns auf, anzuer-
kennen, dass diese Toten eine weitere Tragödie unter den vielen ist, die der Krieg
verursacht.“ 

Die Bürgerbewegung „FREIe HEIDe“ und ihre Spuren in der Kyritz-Ruppiner Heide 
Ein Beispiel für Demokratie und Zivilcourage ist die Bürgerinitiative „FREIe HEIDe“,
die als Zeichen ihres politischen Willens zwischen 1992 und 2003 mehrere Dutzend
Gedenkzeichen setzte.

Die Bürgerinitiative nennt sich nach einem 142 Quadratkilometer großen Ge-
biet am nördlichen Rand von Brandenburg, der Kyritz-Ruppiner Heide. Die Sowjet-
armee hatte von 1945 bis zu ihrem Abzug 1994 dieses Gebiet teilweise zwangs-
enteignet und militärisch genutzt, dort einen Bombenabwurfplatz eingerichtet und
bis zu 25 000 Kampfjets im Jahr über das Areal donnern lassen. Protest dagegen
war nicht möglich. Nach 1990 begann die zivile Nutzung des Areals durch die vier-
zehn Anliegergemeinden, erste Schritte zur touristischen Erschließung waren einge-
leitet. Seit dem Abzug der Sowjettruppen wird das Gelände jedoch ohne förmliches
Planungsverfahren von der Bundeswehr genutzt. Geplant ist hier das größte Bom-
bodrom Europas. Dagegen gründete sich 1992 unter dem Namen „FREIe HEIDe“
die Protestbewegung. 1993 übertrug das Bundesversorgungsamt die Liegenschaft
an die Bundeswehr. Gleichzeitig verschickte die Oberfinanzdirektion Cottbus Eigen-
tumstitel an Gemeinden, Kirchgemeinden und einige Privatpersonen. Seit 1994 lie-
fen in verschiedenen Instanzen Gerichtsverfahren gegen die Nutzung des Geländes
durch die Bundeswehr. Die Bürgerinitiative sammelte Spenden, um die Anwälte be-
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zahlen zu können. Sie organisierte Protestmärsche, an denen 100 000 Rüstungs-
gegner teilnahmen, Volksfeste und zahlreiche phantasievolle Veranstaltungen, un-
terstützt von Künstlern, nicht nur aus der Region. 

Ungeachtet des Ausgangs dieses mehr als ein Jahrzehnt anhaltenden Streits hat
die Bürgerinitiative „FREIe HEIDe“ mit ihren Wirken in der Region und mit ihren
Gedenkzeichen ein einzigartiges Beispiel von Selbstbewusstsein und Kreativität ge-
geben. Dabei bezog sie sich in ihren Gedenkzeichen nicht nur auf ihre regionalen
Interessen, sondern oft auf größere historische Zusammenhänge.

Die meisten ihrer Gedenkzeichen sind Mahnsäulen, aus Holz geschnitzt, mit In-
schriften und Bildnissen versehen. Hier einige Beispiele: 

Zu Ostern 1993 wurde in Fretzdorf (Ostprignitz-Ruppin), einem Dorf an der
Schießplatzgrenze eine Mahnsäule gesetzt, ein bearbeiteter Kiefernstamm mit zwei
ausladenden Ästen. Sie erinnert an eine Christusfigur. Ein Granitstein in Form eines
Herzens und ein Stück Stacheldraht vom Schießplatz sind mit verarbeitet. Die
Aufschrift lautet: „AUF DEM WEG ZUR FREIEN HEIDE“. Die Mahnsäule wurde ge-
schändet und wieder aufgebaut. Ein Jahr später führte der Oster-Protestmarsch der
Bürgerinitiative zu dieser Mahnsäule.

Anlässlich des Protestmarsches zu Ostern 1995 wurde in Fretzdorf eine Mahn-
säule in Form einer Kinderschaukel eingeweiht. Auf der Säule, die dem Mittelteil der
Wippe bildet, steht: „KINDERSPIELE STATT BOMBENZIELE / FÜR DIE FREIE HEIDE“.

Zu Ostern 1998 wurde am Ortseingang von Fretzdorf eine hölzerne Mahnsäu-
le eingeweiht, die von einer Friedenstaube gekrönt wird und wie alle anderen die 
Inschrift trägt: „AUF DEM WEG ZUR FREIEN HEIDE“.

An der Straße von Gadow (Ostprignitz-Ruppin) zum Schießplatz wurde am 14.
3. 1993 eine schlicht gearbeitete Mahnsäule gesetzt, die eine Sonne zeigt und die
und die Aufschrift: „AUF DEM WEG ZUR FREIEN HEIDE“. 

Im August 1993 wurde an der Straße von Gühlen-Glienicke nach Neuruppin
eine überdachte Säule gesetzt, die die Aufschrift trägt: „AUF DEM WEG ZUR FREI-
EN HEIDE / PFLANZ EINEN BAUM / UND KANNST DU AUCH NICHT AHNEN /
WER EINST IN SEINEM SCHATTEN TANZT / BEDENK/ ES HABEN DEINE AHNEN /
BEVOR SIE DICH KANNTEN AUCH GEPFLANZT“. 

Die Mahnsäule, die am 5. 3. 1995 in Gühlen-Glienicke errichtet wurde, erinnert
in ihrer Gestaltung an ein Anti-Atom-Zeichen und zeigt in naiver künstlerischer Aus-
führung eine Sonne, Häuser, ein durchgestrichenes Bombenflugzeug und die
Inschrift: „NUR GEMEINSAM SIND WIR STARK / AUF DEM WEGE ZUR FREIEN
HEIDE“.

Ein großes, sich drehendes Peace-Zeichen wurde an den Rand der Autobahn in
der Nähe der Abfahrt Fretzdorf gesetzt. Das steht noch immer dort, nur die Buch-
staben „FREIE HEIDE“ sind verschwunden.

1996 stellten die für ihr gesellschaftspolitisches Engagement bekannte evange-
lische Luthergemeinde Spandau aus Berlin und die Bürgerinitiative „FREIe HEIDe“
gemeinsam eine hölzerne Mahnsäule am Eingang zum Schießplatz in Neulutterow
auf. Diese Aktion bildete den Abschluss vom „Marsch für das Leben“, den die



Spandauer Luthergemeinde 1996 in Erinnerung an den Todesmarsch der Häftlinge
aus den Konzentrationslagern Sachsenhausen und Ravensbrück vom April 1945
durchführte. Die Säule zeigt Häftlinge unter Hakenkreuzen. Im August 1999 wurde
die Mahnsäule von Unbekannten abgesägt. Mitglieder der Bürgerinitiative fanden
sie im Gebüsch und restaurierten sie. Am 30. Januar 2000 wurde sie in Anwesenheit
des Direktors der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten Günter Morsch sowie
eines Überlebenden des Todesmarsches und 200 Gästen wieder aufgestellt.

Am Ortsende von Basdorf (Ostprignitz-Ruppin) errichtete die „FREIe HEIDe“
am 1. Mai 1996 ein Gedenkzeichen, das die aus Kupfer geschmiedete Nachbildung
eines Denkmals ist, das an der Chaussee Moskau-Minsk am Kilometer 72 zum 50.
Jahrstag des Kriegsendes errichtet wurde. Dort waren 1941 die deutschen Panzer
zum Stillstand gekommen. Am Sockel sowohl des Originals als auch der verkleiner-
ten Nachbildung in Basdorf steht die Inschrift: „FÜR DEN FRIEDEN / DEN MEN-
SCHEN / DES 21. JAHRHUNDERTS“.

Das Denkmal stellt ein Kreuz dar, das sowohl an eine Blume als auch an ein
vierblättriges Kleeblatt erinnert. 

Eine Schautafel neben dem Denkmal informiert über den Hintergrund. Das
Kreuz ist Zeichen des Totengedenkens. Die Blume steht für Erinnerung und Gräber,
das Kleeblatt für Glück und Zukunft.

In Rossow, an der Straße nach Neuruppin, steht seit dem 28. 6. 1993 eine
schlichte, hölzerne Mahnsäule, zu der am 11. 6. 1995 noch eine weitere hinzukam,
eine mit geschnitzten Figuren geschmückte, die von einer Hand gekrönt wird, die
das Victory-Zeichen zeigt. 

In Pfalzheim, einem Ortsteil von Rheinsberg steht seit dem 3. 11. 1996 eine
Mahnsäule, die eine weibliche Figur mit einer Friedenstaube zeigt. Auf dem Sockel
steht: „TAUBEN STATT BOMBEN / AUF DEM WEGE ZUR FREIEN HEIDE“.

In Schweinrich wurde am 10. 1. 1993 neben die Kirche eine besonders kunst-
voll gestaltete Mahnsäule gesetzt. Sie war von einer Eule gekrönt und trug, wie al-
le Mahnsäulen, die Inschrift: „AUF DEM WEG ZUR FREIEN HEIDE“.
Am 9. 11. 1993 wurde sie von Unbekannten abgesägt.

Am 3. 1. 1994 stellte die Bürgerinitiative eine Gedenktafel mit Fotos ihrer Mahn-
säulen neben dem abgesägten Stubben auf und am 1. 1. 1997 setzte sie neben die
Kirche eine weitere Mahnsäule, die auch von dem Victory-Zeichen gekrönt wird.

Am 21. 9. 1998 kam noch eine Mahnsäule hinzu, das Geschenk eines Bremer
Künstlers an die „FREIe HEIDe“. Sie steht an der Straße von Schweinrich nach Fleck-
en Zechlin, mitten auf dem Gebiet des geplanten Bombodroms.

Es handelt sich um einen Baum, durch den sich ein Pfeil gebohrt hat, es könnte
auch eine Rakete sein, die die Inschrift trägt: „MILITÄR TÖTET MENSCH UND NA-
TUR“.

Diese Mahnsäule wurde wiederholt beschädigt, aber von Mitgliedern der Bür-
gerinitiative wieder repariert und aufgestellt.

Auf der Straße, die durch das Sperrgebiet führt, ist von der Bürgerinitiative auch
ein Stein gesetzt worden, der die Inschrift trägt: „1993 / WIR GEHÖREN / ZUSAM-
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MEN / SCHWEINRICH / FLECKEN ZECHLIN“. Zwischen den beiden Orten liegt das
Bombodrom. Die Straße ist nur auf Grund der Proteste für nichtmilitärische Fahrer
geöffnet. Auch dieser Stein wurde beschmiert und geschändet, jedoch immer wie-
der gesäubert.

Am 6. August 2000 wurde ein weiteres Gedenkzeichen an der Straße gesetzt,
die durch das Bombodrom führt. Dieser Tag, der 55. Jahrestag des Atombomben-
abwurfs auf Hiroshima, war Anlass für eine Protestdemonstration zu einem ehe-
maligen Kommandoturm und ein anschließendes Festkonzert mit der Musikgruppe
„Lebenslaute“. Das Gedenkzeichen ist eine aus Holz gezimmerte, zerbrochene
Brücke mit der Inschriftentafel: „ZUM GEDENKEN AN DIE OPFER / DES ERSTEN
KRIEGSEINSATZES / DER BUNDESWEHR / JUGOSLAWIEN 1999 / NIE WIEDER
KRIEG / KEIN BOMBENABWURFPLATZ / SAT 2000 LEBENSLAUTE / 6. 8. 2000“.
(SAT bedeutet Sommer-Aktions-Tage.)

Neben diesen und anderen einzelnen Gedenkzeichen rings um das Areal setzte
die Bürgerinitiative am 15. 11. 1993 ein 2.40 m hohes Mahnkreuz direkt auf das
Gelände des Schießplatzes zwischen Gadow und Gühlen-Glienicke.

Ein Stück weiter, ebenfalls auf dem gesperrten Gelände, errichtete sie am 1.
Mai 1994 eine Gedenkstätte für Kriegstote, die an genau dieser Stelle in Massen-
gräbern liegen. Einige ältere Mitglieder der Bürgerinitiative wussten dies genau, weil
sie als Jugendliche helfen mussten, die Toten beizusetzen. Einer von ihnen lebte da-
mals als 16-jähriger in Basdorf und hatte erlebt, wie noch am 30. April 1945 Flücht-
lingstrecks, Wehrmacht und Volkssturm-Leute, auch Kolonnen mit KZ-Häftlingen,
durch den Ort zogen. Eine durch SS bewachte Gruppe von KZ-Häftlingen über-
nachtete in der Scheune der Familie Bredlow. Am 1. Mai wurden sie weitergetrie-
ben, weil die Russen schon vor Basdorf standen. Die sowjetischen Soldaten nahmen
nach ihrem Eintreffen das Waldgebiet Rossow-Gadow unter Beschuss. Dabei ka-
men ungezählte Menschen um, unter ihnen neben deutschen Soldaten auch
Flüchtlinge und KZ-Häftlinge. Noch bis zum 3. Mai wurden aufgespürte deutsche
Soldaten sofort erschossen. Sie sollten nach dem Willen der sowjetischen Komman-
dantur kein Grab bekommen, sondern an Ort und Stelle verscharrt werden. Die
anderen Toten, vor allem Flüchtlinge und KZ-Häftlinge wurden auf Befehl des Kom-
mandanten von deutschen Jugendlichen zusammengetragen und in eilig
ausgehobenen Gruben vergraben. Nur als sowjetische Soldaten erkennbare Tote
wurden nach Rheinsberg und Neuruppin gebracht und dort beigesetzt.

Ein sechzigjähriger Dorfbewohner, Franz Schwerdtfeger, der vom Komman-
danten für die Verscharrung im Waldgebiet verantwortlich gemacht wurde, über-
gab die Erkennungsmarken der aufgefundenen Wehrmachtssoldaten heimlich dem
Deutschen Roten Kreuz. Dafür wurde er vom NKWD verhaftet und kam am 17. Juli
1947 als Häftling in Bautzen um. Auf dem Friedhof von Basdorf wurden jedoch oh-
ne Wissen des Kommandanten sieben nach Kriegsende aufgefundene deutsche Sol-
daten beigesetzt. Zwei von ihnen, Hinzert und der Holländer van der Wyer, hatten
als SS-Männer zu den Bewachern der KZ-Häftlinge gehört. Heute haben sie Kissen-
steine an ihren Gräbern mit den Namen und Daten, soweit bekannt.



Das Massengrab im Waldgebiet lag jahrzehntelang im militärischen Sperrgebiet und
war ungekennzeichnet. Ohne Zustimmung der Bundeswehr errichteten Mitglieder
der „FREIen HEIDe“ nun 1994 eine Gedenkstätte. Sie wollten den Toten endlich eine
würdige Grabstätte schaffen und darauf aufmerksam machen, dass gerade hier, am
Ort des zukünftigen Bombenabwurfplatzes, die Folgen des letzten Krieges noch
immer zu spüren sind. Die Gedenkstätte bestand aus dreißig etwa 1.10 m hohen
Birkenkreuzen, und einer eichenen Stele, die nach einem Motiv von Barlach das Relief
einer Mutter mit Kind zeigte. Die von Hans-Hermann Degner gestaltete Stele wurde
von einer Flammenschale gekrönt und trug die Inschrift: „MAI 1945“.

Am 5. 2. 2000 wurden die Gedenkstätte und das große Holzkreuz von Unbe-
kannten geschändet. Die Täter stürzten 28 von den 30 Holzkreuzen um und ritzten
Hakenkreuze in das hölzerne Mahnmal sowie die Parole: „SIEG HEIL WIR KRIEGEN
EUCH ALLE“.

Das große Holzkreuz wurde aus seiner Verankerung gerissen und mit Haken-
kreuzen beschmiert.

Ein verantwortlicher Oberstleutnant der Bundeswehr erklärte daraufhin, die
Gedenkstätte sei ohnehin ein Sicherheitsrisiko und müsse umgesetzt werden. Die
Bürgerinitiative lehnte dieses Ansinnen ab. Schüler der Gesamtschule Flecken Zech-
lin, Jugendliche aus Rheinsberg und der russischen Stadt Jaroslawl, die Gäste der ge-
werkschaftlichen Bildungsstätte in Flecken Zechlin waren, setzten gemeinsam mit
Mitgliedern der „FREIen HEIDe“ die Gedenkstätte wieder in Stand. Im Mai 2001
ließ die Bundeswehr jedoch die Gedenkstätte abbauen. 

Im Juli 2003 entschied der Verteidigungsminister Peter Struck, den Luft-Boden-
Schießplatz in der Kyritz-Ruppiner Heide zu genehmigen. Während die Landesregie-
rung von Mecklenburg-Vorpommern erwog, gegen die Entscheidung zu klagen, res-
pektierte die Brandenburger Landesregierung mit Bedauern die Entscheidung des Ver-
teidigungsministers. „Leider ist es uns nicht gelungen, die Bundesregierung zum
Verzicht auf den Übungsplatz zu bewegen“ sagte der Sprecher der Landesregierung
Brandenburg. Es gibt jedoch eine zahlenmäßig kleine Bürgerinitiative „Pro Bundes-
wehr“, die sich durch die Inbetriebnahme des Bombodroms im August 2003 wirtschaft-
lichen Aufschwung und Arbeitsplätze erhofft. Nach dem Willen der Bürgerinitiative
„FREIe HEIDe“ und ihres Anwalts geht ihr Protest auch nach der Entscheidung vom
Sommer 2003 weiter. Anliegergemeinden und Naturschutzverbände schließen sich an.

Zeichen der Erinnerung an Verfolgung durch NKWD und Staatssicherheit. Orte des
Leidens
Mit dem deutschen Vereinigungsprozess geriet auch das in der DDR bis fast zum
Schluss tabuisierte Problem der stalinistischen Verfolgung Andersdenkender in die
öffentliche Diskussion. Die sowjetischen Speziallager, teilweise am Ort ehemaliger
Konzentrationslager, die Willkür der sowjetischen Besatzungsorgane und ihrer
deutschen Helfer in der Nachkriegszeit waren in der Zeit nach 1990 ein in allen Me-
dien präsentes Thema. Die Verschränkung von Stalinismus und postuliertem Antifa-
schismus in der sowjetischen Besatzungspolitik ließ diese Diskussion manchmal so
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wirken, als ob mit der Erinnerung an die stalinistische Verfolgung die Verbrechen des
Nationalsozialismus relativiert werden sollten. Es war nicht Aufgabe der vielen Op-
fer des Stalinismus, die jahrzehntelang über ihr Leiden schweigen mussten, histo-
rische Ausgewogenheit in die Diskussion zu bringen. Ihnen ging es zunächst darum,
überhaupt gehört zu werden, ihre leidvollen Erfahrungen von Unrecht, Willkür,
Lagerhaft als Realität anerkannt zu wissen. Die Existenz der sowjetischen Spezialla-
ger an den Orten nationalsozialistischer Lager war in der DDR tabuisiert worden und
wo sie sich nicht leugnen ließ, wurde behauptet, dass ausschließlich nationalso-
zialistische Funktionäre und Kriegsverbrecher dort interniert waren. Die menschen-
verachtenden, grausamen und für viele Häftlinge tödlichen Haftbedingungen in die-
sen Lagern, Gefängnissen und Zuchthäusern kamen ebenfalls erst nach 1990 öf-
fentlich zur Sprache. Als in den neunziger Jahren Erinnerungsberichte von stalinis-
tisch Verfolgten und Dokumente über die Speziallager publiziert wurden, war es, als
ob ein Damm brach. In der überhitzten Diskussion der ersten Jahre nach der Wie-
dervereinigung wurde mitunter von den Opferverbänden der stalinistisch Verfolgten
eine Gleichsetzung des nationalsozialistischen und des stalinistischen Unrechts ge-
fordert. Diese Position führte zu Verhärtungen und Abwehr auf der Seite der Opfer-
verbände der durch den Nationalsozialismus Verfolgten und der Lagergemeinschaf-
ten ehemaliger NS-Häftlinge. Sie forderten die Anerkennung der Singularität der
nationalsozialistischen Verbrechen. Diese Diskussion, so schmerzhaft sie für alle Be-
teiligten war, so unproduktiv sie oft wirkte, war doch notwendig, um einen gesell-
schaftlichen Klärungsprozess zu ermöglichen. Gewiss kann die nationalsozialistische
Vernichtungspolitik nicht ausgeblendet werden bei der Betrachtung der sowje-
tischen Besatzungspolitik und ihrer Internierungslager nach 1945. Aber Humanität
ist nicht teilbar und Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit sind Kriterien, auf die
auch bei einer historisch rückblickenden Bewertung nicht verzichtet werden kann.
Inzwischen, auch ausgelöst durch die heftigen Diskussionen unter den Opferverbän-
den in den frühen neunziger Jahren, beispielsweise um die angemessene Erinnerung
an das NKWD-Sonderlager auf dem Areal des ehemaligen KZ Sachsenhausen, gibt
es Studien und Forschungsergebnisse über die Speziallager des NKWD, über die
sowjetische Besatzungspolitik in den ersten Nachkriegsjahren, über die Beteiligung
deutscher Dienststellen an der Verfolgung Unschuldiger. Die Forschungs- und Ge-
denkstättenarbeit der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten und die Arbeit der
Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur oder der Gedenkstätte Berlin-Hohen-
schönhausen ermöglicht ein wissenschaftlich fundiertes, zunehmend differenzier-
teres Bild über die historischen Vorgänge und die Zusammensetzung der Häftlings-
gesellschaft. Vor allem aber gibt es Bücher, Ausstellungen, Filme und eine Vielzahl
öffentlicher Foren, in denen die Betroffenen zu Wort kommen können, ihre Erinne-
rungen mitteilen, ihre oft ungeheuerlichen Erfahrungen aussprechen. 

Aber es geht nicht nur um die Opfer des Stalinismus selbst. Wenn eine Gesell-
schaft über Jahrzehnte einen Teil ihrer Erfahrung verdrängt, wenn das Wissen um
Speziallager, Vernehmungskeller, um all das Unrecht und den Verstoß gegen Men-
schlichkeit nicht ausgesprochen werden darf, lähmt es, befördert Gleichgültigkeit,



schafft den Boden für den Verlust einer humanen Orientierung. Verdrängung macht
krank. Es geht auch um einen gesellschaftlichen Heilungsprozess, der jeden betrifft.
Ein erstes Zeichen dieses Heilungsprozesses sind Gedenkzeichen, Gedenktafeln an
den Orten des Schreckens. Oft gibt es keine Worte für das, was mitzuteilen ist.
Wenn die Formel von der Gewaltherrschaft auf umgewidmeten Steinen für die
„Opfer des Faschismus“ wie in Dreetz, am Massengrab von Todesmarschhäftlingen
wie in Löwenberg-Linde oder in der „Neuen Wache“ von Berlin auftaucht, dann ist
das, um Reinhart Koselleck zu zitieren, „eine verlogene Form des nichtreflektierten
Totengedenkens“. Es gibt andere, konkretere, historisch passendere Begriffe für
das, was den Opfern geschah.

Bei den sogenannten Opfern des Stalinismus aber handelt es sich um Opfer ei-
ner Gewalt, die oft keinen anderen Namen hat. Vielleicht wäre es besser, die Vor-
gänge konkret zu benennen, auch auf Inschriften so genau wie möglich zu sein,
aber nach dem erzwungenen Schweigen waren Worte wie „Gewaltherrschaft“,
„stalinistisch“, „Terror“ die ersten zur Verfügung stehenden um das so lange ver-
drängte Leid zu benennen.

Auf einem der frühesten Gedenkzeichen dieser Art sind die Informationen sehr
konkret. Seit dem September 1991 gibt es in Luckenwalde (Teltow-Fläming), am
Grundstück Burg 29 a, einer heute leerstehenden Villa, eine Gedenktafel, die die
Stadt stiftete, nachdem ehemalige NKWD-Häftlinge es beantragt hatten. Auf der
Tafel steht: „DAS AUF DIESEM GRUNDSTÜCK / BEFINDLICHE HAUS / WAR
NACH DEM EINMARSCH / DER ROTEN ARMEE EINE / DIENSTSTELLE DES NKWD
/ IN DEN KELLERN / DIESER DIENSTSTELLE / BEGANN FÜR UNSCHULDIG / VER-
HAFTETE MENSCHEN / DER LEIDENSWEG IN DIE / LAGER DES NKWD / WIR
GEDENKEN DER OPFER / UND DER ÜBERLEBENDEN / DES NKWD-TERRORS“.

Auch in Brandenburg wurde bald nach der Wiedervereinigung ein Erinnerungs-
zeichen gesetzt. Das Viertel zwischen der Neuendorfer und der Luckenberger Stra-
ße, einschließlich einer Villa am Salzhof, diente in den Jahren nach 1945 bis in die
frühen 50er Jahre der sowjetischen Kommandantur und dem NKWD. 

Im Keller der Villa am Havelufer, in der heute ein Kindergarten untergebracht
ist, befand sich ein NKWD-Gefängnis, auch ein berüchtigter Wasserkeller, in dem
Häftlinge bis zu den Knien in Wasser stehend auf ihre Vernehmungen warteten. In
der Stadt Brandenburg gab es 18 Dienststellen des NKWD. 703 Brandenburger sind
bekannt, die gefoltert, deportiert oder ermordet wurden. Nach 1997 erst wurden
die Schicksale ehemaliger Häftlinge des NKWD-Gefängnisses dokumentiert. Es wird
erwogen, den ehemaligen NKWD-Keller mit in das Gedenkstättenprogramm der
Stadt aufzunehmen. Dazu sind aber noch nicht die Voraussetzungen gegeben, zu-
mal das Haus von einem Kindergarten genutzt wird.

Aber schon 1992 wurde am Gebäude Neuendorfer Straße 89, das heute zur
Stadtverwaltung gehört und nach 1945 als NKWD-Gefängnis und bis 1989 als Ge-
fängnis des Ministeriums für Staatssicherheit diente, eine Gedenktafel aus schwar-
zem Granit angebracht, die vom „Arbeitskreis ehemaliger politischer Häftlinge in
der früheren DDR“ initiiert wurde. Die Inschrift lautet: „DEN OPFERN DER / STA-

160



LINISTISCHEN / GEWALTHERRSCHAFT / ZUM GEDENKEN / DEN LEBENDEN ZUR
/ MAHNUNG“.

Am 26. 10. 1996 wurde vor der Justizvollzugsanstalt Brandenburg eine Ge-
denktafel an einer Klinkermauer zur Erinnerung an politische Häftlinge an diesem
Ort eingeweiht. Initiiert wurde sie vor allem von Karl-Heinz Pahling, der nach seiner
Teilnahme am Arbeiteraufstand vom 17. Juni 1953 zu zehn Jahren Zuchthaus ver-
urteilt wurde, von denen er sieben in Brandenburg einsaß. Die Inschrift auf dem
Stein lautet: „WIDER DAS VERGESSEN / DEN OPFERN UND VERFOLGTEN DER /
KOMMUNISTISCHEN GEWALTHERRSCHAFT / 1950-1989“.

Dem Versuch, die „Gewaltherrschaft“, die einzelne Menschen zerbrechen
konnte, mit Worten und Begriffen konkret vorstellbar zu machen, begegnet man in
Brandenburg in der restaurierten Nikolaikirche, einem romanischen Kirchenbau, der
sich direkt gegenüber dem Komplex Neuendorfer Straße am Nicolaiplatz befindet.
Dort wurde 1998 eine Gebet- und „Gedenkstätte gegen die Gewaltherrschaft“ ein-
gerichtet.

Dort steht eine eichene Pieta von Werner Nickel. Außerdem gibt es eine Ge-
denktafel mit der Inschrift: „OPFER UNGERECHTER GEWALT / CHRISTEN.KOM-
MUNISTEN.JUDEN.INTELLEKTUELLE.DEBILE. ANDERSDENKENDE.PRIESTER.AUS-
LÄNDER.HOMOSEXUELLE.SOLDATEN.BEAMTE.LEHRER.SINTI.ROMA.ARBEI-
TER.UNBETEILIGTE.KINDER... / VERHÖRT.ANGESCHRIEN.VERSPOTTET.GEFOL-
TERT.VERGAST.EINGESPERRT. ANGESPUCKT.ERSCHLAGEN.ERHÄNGT.ZU TODE
GEQUÄLT.ENTHAUPTET.ERSCHOSSEN.ERWÜRGT.VERHUNGERT.VERBRANNT...
/ SCHREIEND.VERZWEIFELT.ERLÖST.UMNACHTET.HASSERFÜLLT.AHNUNGS-
LOS.JAMMERVOLL.HOFFEND.UNSCHULDIG.ERGEBEN.SCHWEIGEND.UNGE-
BROCHEN. TRÖSTEND.BETEND... / DAMALS! GESTERN? HEUTE! MORGEN?
IMMER! IMMER? / WACHET UND BETET (Mk 14.38)“.

Vor dem Amtsgericht in Cottbus wurde auf Initiative der CDU-Fraktion im
Stadtparlament und der Bezirksgruppe der „Vereinigung der Opfer des Stalinismus“
am 3. 12. 1993 eine Messingtafel angebracht. Sie trägt die Inschrift: „ZUM GEDEN-
KEN / AN DIE UNSCHULDIGEN OPFER / DER STALINISTISCHEN WILLKÜR / 1945
– 1950“.

Nachdem diese Tafel beschmiert und beschädigt wurde, ließen die Initiatoren
sie wieder herrichten und brachten sie an einer geschützteren Stelle, rechts vom
Amtsgericht, an der Toreinfahrt zum ehemaligen Gefängnis an. Von hier aus sind et-
wa 5000 Internierte in die Sonderlager des NKWD, vor allem nach Jamlitz, ver-
schleppt worden. Zweihundert von ihnen, meist unschuldig Denunzierte, wurden
zum Tode verurteilt und an unbekanntem Ort hingerichtet, unter ihnen vor allem
Jugendliche unter „Werwolf“-Verdacht.

Die Justizvollzugsanstalt Cottbus in der Bautzener Straße am Spreeufer diente
schon der nationalsozialistischen GESTAPO und dem Ministerium für Staatssicher-
heit als Gefängnis. Hier waren in der DDR ständig zwischen 20 und 40 politische
Häftlinge unter menschenunwürdigen Bedingungen und verschärften Sicherheits-
maßnahmen interniert. Es sind Folterungen bekannt geworden. Erst in den siebziger
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Jahren wurden sanitäre Anlagen eingebaut. Die Cottbuser Gruppe der „Vereinigung
der Opfer des Stalinismus“ setzte 1998 einen Gedenkstein. Der Findling, den der
Steinmetz Manfred Schaffarzick, selbst Opfer des Stalinismus, bearbeitete, trägt ei-
ne Gedenktafel: „DEN UNSCHULDIGEN OPFERN / POLITISCHER VERFOLGUNG
/ 1933–1945 / 1945-1989“.

Der Stein wurde kostenlos von der Laubag geliefert, der technische Dienst der
Stadt Cottbus transportierte ihn kostenlos und die Stadtverwaltung unterstützte die
Errichtung des Gedenksteins.

Der ehemalige Häftling Manfred Schaffarzick bearbeitete auch den Gedenk-
stein in Calau (Oberspreewald-Lausitz), der seit 1996 vor einem Wohnhaus in der
Finsterwalder Straße am Luckauer Tor steht, das in der Nachkriegszeit von der so-
wjetischen Besatzungsmacht genutzt wurde und der sowjetischen Geheimpolizei
für Vernehmungen und als Gefängniskeller diente. Im Volksmund wurde dieses
Haus GRÜNE HÖLLE genannt. Die Stadt Calau und die „Vereinigung der Opfer des
Stalinismus“ setzten den Gedenkstein, einen Findling, auf dem steht: „ZUM GE-
DENKEN / AN DIE UNSCHULDIGEN OPFER / DER STALINISTISCHEN WILLKÜR“.

Im Sockel des Steins wurde eine kupferne Schatulle eingemauert, die Doku-
mente zu diesem NKWD-Gefängnis enthält. Von hier aus kamen die Gefangenen
in Sonderlager, einige wurden nach Sibirien weiter deportiert. Unter ihnen waren
Jugendliche und Gegner der Zwangsvereinigung KPD / SPD. Nur etwa die Hälfte
von ihnen kehrte zurück. 

In Potsdam, in der heutigen Lindenstraße 54, einem ehemaligen Wohnhaus
aus dem 18. Jahrhundert, tagte das erste Potsdamer Stadtparlament (1809 bis
1817). 1820 zog das Potsdamer Stadtgericht ein. Seit dieser Zeit gab es hier ein Ge-
fängnis. 

Im Eingangsbereich rechts hängt eine Tafel: „DAS HAUS LINDENSTRASSE 54
ERINNERT AN DUNKLE KAPITEL IN DER DEUTSCHEN GESCHICHTE UND DEREN
VERKNÜPFUNG MIT DIKTATORISCHEN STAATS- UND SICHERHEITSAPPARATEN
DIESES JAHRHUNDERTS.

VON 1935 BIS 1941 WAR HIER DAS „ERBGESUNDHEITSGERICHT“ UNTER-
GEBRACHT. BIS 1945 DIENTE DAS HAUS ALS GEFÄNGNIS FÜR POLITISCHE HÄFT-
LINGE. ANSCHLIESSEND WURDE DIE HAUSANLAGE VON SOWJETISCHEN GE-
HEIMPOLIZEILICHEN UNTERSUCHUNGSBEHÖRDEN GENUTZT. / VON 1953 BIS
1989 WAR SIE UNTERSUCHUNGSABTEILUNG UND –GEFÄNGNIS DER DDR-
STAATSSICHERHEIT. / AUF DEM HOF IST AM BUSSTAG 1995 ZUM GEDENKEN AN
ALLE OPFER POLITISCHER GEWALT DIE SKULPTUR „DAS OPFER“ VON WIELAND
FÖRSTER AUFGESTELLT WORDEN. DIE STADTVERORDNETEN HABEN 1995 DAS
HAUS ZUR POTSDAMER MAHN- UND GEDENKSTÄTTE ERHOBEN. / DIE
BETREUUNG DER GEDENKSTÄTTE IST DEM POTSDAM-MUSEUM ÜBERTRAGEN.“

1998 wurde hier eine Ausstellung eröffnet „Kommandantenhaus-Amtsgericht-
Gefängnis“ mit dem Ausstellungsteil „Widerstand und Repression“, darin wird vor
allem die Geschichte dieses Ortes dargestellt, der für die Kontinuität politischer Ge-
walt steht.
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Im Eingangsbereich links hängt eine Tafel, die 1993 von 30 ostdeutschen Bürge-
rrechtlern als Zeichen ihres öffentlichen Protestes gegen die Arbeit des „Stolpe-
Untersuchungsausschusses“ des Brandenburger Landtages angebracht wurde:
„106 000 HAUPTAMTLICHE UND / 180 000 INOFFIZIELLE MITARBEITER DES
MFS / SIND MITVERANTWORTLICH FÜR / 200 000 POLITISCHE HÄFTLINGE
UND EIN UNTERDRÜCKTES VOLK / POTSDAM, DEN 23. 3. 1993“.

Auch in Forst (Spree-Neiße), in Perleberg (Prignitz), Fürstenwalde (Oder-
Spree), Prenzlau (Uckermark) und anderswo wurden von der „Vereinigung der
Opfer des Stalinismus“ Gedenktafeln an den NKWD- und Staatssicherheits-Dienst-
stellen angebracht. Eine bemerkenswerte Inschrift trägt die 1999 gesetzte Gedenk-
tafel in der Friedhofsstraße 4 von Prenzlau. Auf einer seitlichen Grundstücksmauer
vor einer Villa, die nach dem Krieg von der sowjetischen Kommandantur besetzt
war, steht: „WIR WOLLEN VERGEBEN / WOLLEN KEINE RACHE / WIR WOLLEN
NIE WIEDER EINE DIKTATUR“. Und auf einer davor liegenden Tafel: „DEN OPFERN
DES STALINISMUS / 1945 – 1989 / HIER WURDEN 1945 – 1950 JUGENDLICHE,
FRAUEN/ UND MÄNNER GEFANGENGEHALTEN, / VERHÖRT UND GEFOLTERT.
/ IHR LEIDEN UND STERBEN WAR BEGINN / EINES NEUEN UNRECHTSSYSTEMS
/ NICHT RACHE SOLL SEIN, / SONDERN ERINNERUNG!“.

In dem kleinen Prignitzort Krumbeck wurden im Jahre 1946 alle männlichen Ju-
gendlichen zwischen 13 und 18 Jahren von der sowjetischen Geheimpolizei NKWD
verhaftet. Unter der Anschuldigung, einer Werwolf-Organisation anzugehören,
brachte man sie in die Sonderlager Fünfeichen, Sachsenhausen und Buchenwald.
Erst 1950 kehrten sie zurück, einer war in Buchenwald verstorben. 1992 wurde auf
Initiative eines von ihnen, Heinz Martini, eine Mahntafel in einer kleinen Anlage
aufgestellt, umgeben von einem Ziergitter. Sie trägt die Inschrift: „DEN OPFERN /
STALINISTISCHER / WILLKÜR / 1945-1950“.

Am 21. 3. 1999 wurde im Eingangsbereich des Amtshauses von Wandlitz (Bar-
nim), das einstmals Hotel war, während des Nationalsozialismus „Gemeinschafts-
haus“, später Sitz der sowjetischen Militäradministration, eine Gedenktafel
angebracht, die der Bildhauer Harald Haacke schuf, dessen Vater 1945 im Son-
derlager des NKWD Sachsenhausen starb. 

Die Inschrift lautet: „NIE WIEDER KRIEG / NIE WIEDER KZ / NIE WIEDER DIK-
TATUR / DIE VOR UND NACH 1945 ZU UNRECHT / VERFOLGTEN UND INHAF-
TIERTEN / DES AMTSBEREICHS WANDLITZ / MAHNEN UNS“.

Die Initiative zu dieser Gedenktafel ging von ehemaligen politischen Häftlingen
aus, vor allem vom dem aus Wandlitz stammenden Horst Kerkow, der einer von 39
im Jahre 1949 zu Unrecht Denunzierten und vom NKWD Verhafteten und Verur-
teilten ist. Der Jüngste war sechzehn Jahre alt. Nach der politischen Wende wurden
diese Opfer des Stalinismus vom Obersten Russischen Militärgericht Moskau reha-
bilitiert. An der Einweihung der Gedenktafel nahmen etwa fünfzig Menschen teil,
darunter mehrere ehemalige Häftlinge oder ihre Hinterbliebenen. Die Lokalpresse
schrieb: „In seiner einfühlsamen Rede mahnte Dieter Gadischke von der evange-
lischen Kirche besonders die Wachsamkeit jedes einzelnen gegenüber Missbrauch
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staatlicher Herrschaft über Menschen an. Er appellierte daran, statt den Mantel des
Schweigens über die Vergangenheit zu legen, nachzufragen, um zu verstehen und
aktiv tätig zu sein, um gegen Ohnmachtsgefühle anzugehen.“

Das ehemalige KGB-Städtchen in Potsdam ist einer der letzten „geheimen Or-
te“. der erst 1994 freigegeben wurde. Seit 1945 waren hier, hermetisch abgeriegelt,
sowjetische Behörden untergebracht. In der Leistikowstraße 1 befand sich ein Ge-
fängnis. Hier waren ganze Familien inhaftiert, die als Geisel für Geflohene genom-
men wurden, auch Jugendliche, denen man vorwarf, Nazi-Partisanen (Werwölfe)
zu sein. Zu den Häftlingen gehörten zwangsenteignete Handwerksmeister, Gegner
der Bodenreform und ehemalige NSDAP-Funktionäre der unteren Ebenen. Auch
Sozialdemokraten, die sich gegen die Zwangsvereinigung wehrten, waren hier un-
ter unmenschlichen Bedingungen inhaftiert. Obwohl im Januar 1950 alle vom
NKWD inhaftierten Deutschen den DDR-Behörden überstellt werden sollten, gab es
hier weiterhin auch deutsche Gefangene. Noch 1994, bis zur Übergabe an die Ver-
mögensverwaltung der Bundesrepublik, wurden in den Kellerräumen dieses Hauses
Menschen gefangen gehalten. Eigentümer des Gebäudes ist heute wieder der
Evangelisch-Kirchliche Hilfsverein. Das Haus soll als Begegnungs- und Gedenkstätte
und Menschenrechtsmuseum erhalten werden. Der Förderverein Memorial erarbei-
tete Ausstellungen und Publikationen. 

Dass die Erinnerung an den Stalinismus auch als störend empfunden werden
kann, zeigt ein Gedenkstein in Pritzwalk (Prignitz), der auf dem städtischen Fried-
hof steht, wenige Schritte entfernt von einer Grabanlage für „Opfer des Faschis-
mus“. Der Findling trägt die Inschrift: „GEGEN GEWALT / 1945 – 1947 / INTER-
NIERUNGSLAGER / DES NKWD“.

Irritierend ist die Lage dieses Gedenksteins auf dem Friedhof. Der Betrachter
muss annehmen, dass hier Opfer des Stalinismus begraben sind. Das ist jedoch nicht
so. Der Stein wurde 1996 gesetzt, zunächst in der Gartenstraße vor zwei neuen
Wohnblöcken an der Stelle des ehemaligen Sägewerks. Dort befand sich in der
Nachkriegszeit ein Durchgangslager des NKWD. Von hier aus wurden Verhaftete,
darunter auch unter Werwolfverdacht stehende Jugendliche und willkürlich Denun-
zierte, in die Sonderlager des NKWD gebracht.

Der Sohn des damaligen Jugendpfarrers, Michael Krüger, ließ den Stein aus ei-
gener Initiative anfertigen, weil er etwas für die Erinnerung an die Opfer tun woll-
te, deren Schicksal ihm seit seiner Kindheit bekannt war. Er hatte als Kind miterlebt,
wie hilfesuchende Angehörige zu seinem Vater kamen. Die Stadtverwaltung be-
schloss jedoch, den Stein auf den Friedhof zu den anderen Gedenksteinen umzuset-
zen, weil er mitten in der Stadt im Wege war.

Ketschendorf
Das erste sowjetische Straflager in Brandenburg war das Speziallager des NKWD
/MWD Nr. 5 in Ketschendorf (Landkreis Oder-Spree) Es existierte vom April 1945 an
in der 1940 erbauten Arbeitersiedlung der Deutschen Kabelwerke (DEKA). Damals
war Ketschendorf eigenständige Gemeinde, seit 1950 gehört es zu Fürstenwalde.
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Die Lagerinsassen waren 2000 Sowjetbürger und Ausländer vor ihrer Überstellung in
die UdSSR, 500 deutsche Mädchen und Frauen, 1500 deutsche Jugendliche, 6000
deutsche Männer.

Etwa 4600 der Internierten starben an den unmenschlichen Lebensbedingun-
gen. Das Lager wurde im Frühjahr 1947 aufgelöst, es wurde jedoch niemand entlas-
sen. Die Inhaftierten verlegte man in andere Lager. Die Häuser wurden wieder Wohn-
häuser, neue kamen hinzu. Die am Lager beigesetzten Toten wurden 1952/53
größtenteils exhumiert und in einer geheimen Aktion auf den Zentralfriedhof Halbe
(Dahme-Spreewald) überführt. Es gab keinerlei Gedenken. Die Straßen in der
Reifenwerksiedlung bekamen Namen wie „Platz der Solidarität“, „Ring der Freund-
schaft“, „Straße der Einheit“, „Platz der Republik“.

Überlebende und Angehörige der Internierten schlossen sich 1990 zu einer Ini-
tiativgruppe zusammen. Schon am 8. Mai 1990 weihten sie eine bescheidene Ge-
denkstätte in der Reifenwerk-Siedlung ein, am Ort des ehemaligen Lagers, wo sich
noch immer Gräber befinden sollen. In Zusammenarbeit mit dem „Volksbund Deut-
sche Kriegsgräberfürsorge e.V.“ wurde am 6. Mai 1995 ein Gedenkhain dicht neben
der Autobahn eingeweiht. Eine große Informationstafel wurde am Siedlungseingang
errichtet. Im Ehrenhain stehen auf einer Rasenfläche stilisierte Grabkreuze mit den
Jahreszahlen „1945“, „1946“, „1947“.

Ein Findling auf einer Plattform trägt die Inschrift: „INTERNIERUNGSLAGER 
NR. 5 / KETSCHENDORF / MAI 1945 - FEBRUAR 1947 / DEN OPFERN / ZUM GE-
DENKEN / DEN LEBENDEN / ZUR MAHNUNG“.

Ein anderer Findling trägt eine Tafel mit der Inschrift:
„WISST IHR, WO UNSERE TOTEN LIEGEN / IM WÄLDCHEN UNTER GRAUEN

HÜGELN / RUHEN SIE AUS VON ALLEM LEID, / OHNE SARG UND OHNE KLEID.
/ BALD WIRD DER WIND EURE GRÄBER VERWEHN. / EURE NAMEN IN UNSERM
GEDÄCHTNIS STEHN. / KETSCHENDORFER LAGERGEDICHT / -AUSZÜGE-
VERFASSER UNBEKANNT“.

Jährlich finden in dieser kleinen Gedenkstätte Gedenkfeiern statt. Nach den Jahr-
zehnten des Schweigens stieß das Gedenken an das NKWD-Sonderlager und seine
Opfer auch auf Ablehnung. Bewohner der Siedlung fürchteten um ihre Ruhe. 

Schon 1991 gab es Vandalismus. Am 23. 12. 1994 wurden Kreuze an der Erin-
nerungsstätte umgeworfen und Gestecke umhergeworfen. Der Prozess der Wieder-
gewinnung von Erinnerung war begleitet von einer öffentlichen Diskussion, die sich
auch in der Presse und anderen Publikationen widerspiegelte. Der „Platz der Freiheit“
in der Reifenwerksiedlung wurde auf Initiative der Initiativgruppe inzwischen um-
genannt in „Platz des Gedenkens“ mit dem Untertitel „Mai 1945 bis Februar 1947“.

Eine Veränderung dieser Gedenkstätte wird nötig, wenn die Autobahn erwei-
tert wird.
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Weesow
Ein anderes der frühen Lager war das Speziallager Nr. 7 in Weesow (Landkreis
Barnim). In der DDR-Zeit war es vergessen, aber sofort nach der politischen Wen-
de bemühten sich ehemalige Häftlinge um ein Gedenken. Dieses Lager gab es in
Weesow von Mai bis August 1945. Danach existierte es bis zum Februar 1950 im
ehemaligen KZ Sachsenhausen. Die ersten Häftlinge in Weesow waren kriegsgefan-
gene Wehrmachtsangehörige, internierte deutsche Zivilisten, auch Jugendliche, und
Angehörige der Wlassow-Armee. Zunächst campierten die Internierten im benach-
barten Werneuchen auf einem Flugfeld unter freiem Himmel, dann wurden in Wee-
sow am Ortsausgang Richtung Wilmersdorf einige Bauerngehöfte als Lager freige-
räumt. Unter scharfer Bewachung schliefen die Häftlinge, unter denen auch willkür-
lich Festgenommene waren, zusammengepfercht auf notdürftig gezimmerten Prit-
schen oder auf dem Boden. Die hygienischen Verhältnisse waren katastrophal und
führten, zusammen mit der Mangelernährung, zum Tod von etwa 1500 Häftlingen.
In der kurzen Zeit des Bestehens durchliefen etwa 10 000 Häftlinge das Lager in
Weesow. Sie wurden von dort in ein Speziallager nach Landsberg an der Warthe
transportiert, nach Fünfeichen bei Neubrandenburg, nach Berlin-Hohenschönhau-
sen und Frankfurt/Oder. Von dort deportierte man viele in die Sowjetunion. Die
verbliebenen Häftlinge traten am 16. August 1945 den Fußmarsch nach Sachsen-
hausen an. Die Toten wurden am Ortsrand in einer stillgelegten Kiesgrube zurück-
gelassen.

Jahrzehntelang gab es dort kein Gedenkzeichen. Einige wenige Gedenkzei-
chen, die Angehörige nach der Auflösung des Lagers errichtet hatten, verwahrlos-
ten bis zur Unkenntlichkeit. Das Lager, wie auch die anderen Speziallager des
NKWD, war mit Schweigen belegt. Unmittelbar an den Massengräbern wurde eine
Mülldeponie betrieben.

Schon 1990 suchten Überlebende und Angehörige die Gräber der Internierten,
der „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge“ führte Probegrabungen durch. Es
wurde gemeinsam mit einer Arbeitsgruppe aus ehemaligen Häftlingen, Vertretern
des Landratsamts sowie des Innenministeriums des Landes Brandenburg und der
Gemeinde Weesow dem Ort seine Würde zurückgegeben. Seit dem 18. Oktober
1992 besteht eine Gedenkstätte. Der Ort ist eingezäunt, aber jederzeit geöffnet.
Informationstafeln am Eingang informieren über das Speziallager Nr. 7.

Einzelne kleine Gedenksteine wurden von Angehörigen der Opfer errichtet. Ein
großer Gedenkstein aus Naturstein über den Gräbern assoziiert ein Kreuz, er wurde
von Stephan Möller aus Hohenbruch geschaffen. An diesem Ort finden heute regel-
mäßig Zusammenkünfte und Kranzniederlegungen statt.

Im Dezember 1998 ließ die Amtsverwaltung Barnim neue Wegschilder an der
Hauptstraße und an dem Feldweg aufstellen, der zu der Gedenkstätte führt.
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Jamlitz-Lieberose
Die Sonderlager des NKWD in Jamlitz (Spree-Neiße) und in Mühlberg (Else-Elster)
sowie in Sachsenhausen (Oberhavel) waren auf dem Gelände und in den Baracken
nationalsozialistischer Lager untergebracht. Diese doppelte Geschichte, in der DDR
verdrängt und verschwiegen, führte zu großen Unsicherheiten im Umgang mit die-
sen Orten, die in den letzten Jahren allmählich durch eine von gesicherten For-
schungsergebnissen getragene Gedenkstättenarbeit überwunden wird, die sowohl
der Erinnerung der überlebenden Häftlinge Raum gibt als auch die historischen
Ereignisse in ihren Zusammenhängen darstellt.

In Jamlitz wurden im Juni 2003 auf dem ehemaligen Lagergelände unter freiem
Himmel zwei Dokumentationsausstellungen installiert. Eine ist dem nationalsozia-
listischen KZ-Außenlager gewidmet, das sich von 1943 bis 1945 an dieser Stelle be-
fand. Zur Tarnung war es nach dem Nachbarort Lieberose benannt. Die andere Do-
kumentation zeigt die Geschichte des sowjetischen Speziallagers Nr. 6, das auf dem
selben Areal, in den selben Baracken in Jamlitz eingerichtet war. Es war ein langer
Weg bis zu dieser Dokumentationsstätte, die auf teilweise sechzig Jahre zurücklie-
gende Ereignisse verweist. 

Im Herbst 1943 wurde im Dorf Jamlitz unmittelbar am Bahnhof ein Nebenlager
des KZ Sachsenhausen errichtet. Häftlinge verschiedener Nationen sowie niederlän-
dische Zwangsarbeiter wurden unter mörderischen Arbeitsbedingungen beim Bau
des Truppenübungsplatzes „Kurmark“ der Waffen-SS eingesetzt, für den die Be-
wohner von 17 Gemeinden östlich von Lieberose ausgesiedelt werden sollten.

Im Frühjahr 1944 kamen weitere Häftlingstransporte aus anderen Lagern, vor
allem aus Auschwitz und Groß-Rosen. Die meisten der Häftlinge aus allen besetz-
ten Ländern Europas waren Juden. Die Sterblichkeitsrate war ungemein hoch, die
Toten wurden ins Hauptlager Sachsenhausen überführt. Der Wahlspruch des SS-La-
gerführers Kersten war: „Die Juden sollen zittern.“ 

Im Januar 1945, als die sowjetischen Truppen bereits an der Oder standen, kam
der Befehl zur Auflösung des Lagers. Von den noch verbliebenen 3000 Häftlingen
wurden 2000 zu Fuß ins KZ Sachsenhausen getrieben. Unterwegs starben viele
Häftlinge, Marschunfähige wurden erschossen. In Sachsenhausen wurde wieder se-
lektiert, viele Häftlinge wurden erschossen, andere kamen ins Nebenlager „Klinker-
werk“ oder wurden in die Konzentrationslager Mauthausen, Dachau, Flossenbürg
und Bergen-Belsen deportiert, wo nur wenige überlebten.

Die im Lager Lieberose verbliebenen Häftlinge wurden im Februar 1945 ermor-
det und in der Nähe des Dorfes Staakow in Massengräbern verscharrt.

Schon im August 1945 dienten die zurückgelassenen Baracken dem „Spezial-
lager Nr. 6“, das der sowjetische Geheimdienst NKWD / MWD zunächst im öst-
lichen Teil von Frankfurt/Oder, heute Slubice, eingerichtet hatte. Bis Mitte Oktober
1945 kamen 3000 Internierte in Jamlitz an. Insgesamt hatten im April 1947, als das
Lager aufgelöst wurde, 10213 Häftlinge das Lager Jamlitz durchlaufen. 3154 Inter-
nierte starben an den unmenschlichen Bedingungen, an Hunger und Krankheiten.
Es gab ein Frauen- und ein Männerlager. Der NKWD übernahm die vollkommen
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unzureichende Infrastruktur des Barackenlagers von der SS. Die Internierten waren
auf Grund von Denunziationen festgenommen worden, wegen ihrer tatsächlichen
oder vermuteten Nähe zu den Nationalsozialisten. Unter ihnen befanden sich neben
Mitläufern und Funktionsträgern auch vollkommen Unbeteiligte, auch Künstler und
Prominente, die man für Repräsentanten des NS-Regimes hielt, sogar ausgewiesene
Gegner des Nationalsozialismus, denen man Opposition zur sowjetischen Besat-
zung unterstellte. Im Frühjahr 1947 wurden die Häftlinge aus Jamlitz in die Spezial-
lager Mühlberg und Buchenwald gebracht, auf dem Transport gab es weitere Tote. 

Bereits Ende September 1947 baute die Rote Armee die Baracken des Lagers
ab. In den fünfziger Jahren entstanden hier Eigenheime.

Die Geschichte der sowjetischen Speziallager wurde in der DDR verschwiegen
und tabuisiert. Wegen der doppelten Nutzung des Lagergeländes verschwieg man
lange auch das KZ-Außenlager in Jamlitz.

Ein „Lagerstein“ des KZ-Außenlagers mit der verharmlosenden Inschrift:
„1944/ ARBEITSLAGER/ LIEBEROSE“, den KZ-Häftlinge im Auftrag der SS behau-
en hatten, wurde 1949 bei Aufräumungsarbeiten neben dem Lagergelände wieder
entdeckt. 1956 stellte man ihn unmittelbar in der Straße am Bahnhof wieder auf.
Fortan wurde diese Stelle „Denkmalplatz“ genannt. 

Erst 1970 regten ehemalige Sachsenhausen-Häftlinge an, eine Gedenkstätte zu
schaffen und den Hinweisen der Einwohner auf das Massengrab nachzugehen. Im
September 1971 wurde der Grundstein für ein Mahnmal gelegt, nicht in Jamlitz,
sondern in Lieberose. Kurz zuvor hatte man die Überreste von 577 ermordeten
Häftlingen gefunden. Diese ungeheuerliche Entdeckung blieb in der DDR einzigar-
tig, ein größeres Massengrab aus der NS-Zeit gab es nicht auf dem Boden der DDR.
Obwohl es sich erkennbar um Juden handelte, deren Religionsgesetze eine Erdbe-
stattung fordern, ließ man die Toten im Krematorium von Forst verbrennen. Die
Asche wurde anonym verscharrt, nur einen kleinen Teil bestattete man symbolisch
in einer Urne inmitten des Ringgrabens, der zum Mahnmal in Lieberose gehört, das
am 6. Mai 1973 enthüllt wurde. Am 1. 9. 1971, zwei Tage vor der Grundsteinle-
gung für das neue Mahnmal in Lieberose, verschwand der „Lagerstein“ auf Emp-
fehlung des Rats des Bezirks Frankfurt/Oder aus Jamlitz. An diesem Ort sollte nichts
mehr an die Lager erinnern. Der Stein lag nun, mit der Inschrift zur Erde, auf dem
Innenhof der Burg Beeskow, nahe einem Stellplatz für Müllfahrzeuge. 

Das Mahnmal auf dem Galgenberg von Lieberose hat die Form eines Ringgra-
bens. Dazu gehört eine seitlich vorgesetzte Gedenkmauer, die aus Dreiecken ge-
staltet wurde. Neben einem roten Winkel trägt die Mauer die Inschrift: „EHRENDES
GEDENKEN DES OPFERN DES FASCHISMUS / DIE IM NEBENLAGER LIEBEROSE /
JAMLITZ DES KZ SACHSENHAUSEN / VON DER SS ERMORDET WURDEN / 1943
–1945“.

Das Urnengrab in der Mitte des Ringgrabens wird bedeckt durch eine runde
Metallplatte des Künstlers Walter Kreysel, die ein Relief mit einer Todesmarsch-Sze-
ne zeigt und die umlaufende Inschrift: „EUER TOD DURCH DIE FASCHISTISCHEN
HENKER IST UNS LEBENDEN EWIGE MAHNUNG.“.
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1995, bei einem Besuch ehemaliger Häftlinge anlässlich des 50. Jahrestags der Be-
freiung, kam eine individuell gestiftete Tafel hinzu, die an der Innenmauer des
Ringgrabens hängt. Unter einem Davidstern steht: „AN ERINNERUNG UNSERE /
VERNICHTETE FAMILIE: / VATER YOSEF, MUTER MIRYAM/ KINDER BENYAMIN,
YUDA, GERSON / SCHWIEGERSON, KLEIN MOSE / SOHN YAEL / ERRICHTET AN
DIE LEBENDE KINDER / WALLNER LACI, ILUS ISRAEL“.

Das Mahnmal wurde 1982 um ein Museum am Fuße des „Galgenbergs“ er-
gänzt. Doch bis 1990 wurde die Geschichte des KZ-Außenlagers vor allem aus der
Sicht der wenigen nichtjüdischen politischen Häftlinge dargestellt. Ein Lehrer der
Ortes, Roland Richter, der sich in den siebziger Jahren mit seinen Schülern um die
Erforschung der Lagergeschichte bemühte und Kontakt zu jüdischen ehemaligen
Häftlingen suchte, wurde von der Staatssicherheit an dieser Arbeit gehindert. 1979
verließ er Lieberose. 1990 wurden die Ausstellungen überarbeitet, das Museum be-
teiligt sich an Forschungen und Publikationen zur Lagergeschichte. Seit Beginn der
neunziger Jahre wird zur Geschichte beider Lager geforscht. Besondere Verdienste
erwarb sich hierbei der Historiker Andreas Weigelt, der in Lieberose aufgewachsen
ist und spürte, dass es an diesem Ort Geschehnisse gab, über die nicht gesprochen
wurde. Vor allem durch seine Persönlichkeit, seine Beharrlichkeit und Sensibilität
und durch die Kontakte zu ehemaligen Häftlingen sowohl des KZ-Lagers als auch
des Speziallagers wurde die verdrängte Geschichte dieses Ortes und auch die Ge-
schichte des Umgangs mit dieser „doppelten Vergangenheit“ in die Erinnerung zu-
rückgeholt. 

Bei einer Veranstaltung im Herbst 2002 sagte Andreas Weigelt über das Ver-
gessen: „Wir verstehen heute auch: Es fehlte nach dem Krieg allenthalben an der
Fähigkeit zu differenziertem Schauen, Fragen und Beurteilen und wohl ebenso an
Besinnung auf grundlegende Werte. Wer wollte darüber richten. Aber wir heute
können es erkennen und verstehen.“ 

In Zusammenarbeit mit der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten und dem
Amt Lieberose konnten 1995 jeweils eine Wanderausstellung gezeigt werden. Seit
1991 bemühte sich die „Initiativgruppe Internierungslager Jamlitz e.V.“, in der sich
ehemalige Häftlinge des Speziallagers und ihre Angehörigen zusammengeschlossen
haben, um die Anlegung eines Gedenkfriedhofs an den Massengräber nordöstlich
und östlich des ehemaligen Speziallagers. Die Massengräber am Splaugraben und
am unteren Mühlenteich wurden mit Holzkreuzen und Gedenktafeln gekennzeich-
net. Im September 1995 wurde am Ortsausgang Jamlitz nahe der Bundesstraße 320
in Richtung Guben unter großer öffentlicher Anteilnahme die eingezäunte „Ge-
denkstätte Waldfriedhof“ eingeweiht.

Ein großes Holzkreuz erhebt sich über einem Gedenkstein mit der Inschrift:
„DEN OPFERN / VON TERROR UND GEWALT / INTERNIERUNGSLAGER JAM-
LITZ/ 1945 –1947“.

Die Initiativgruppe plant die Aufstellung weiterer Gedenksteine, insbesondere
für die in Jamlitz unter Werwolf-Verdacht internierten Jugendlichen, von denen vie-
le im Lager starben.
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Auf dem Dorffriedhof wurde die Asche von mehr als 30 Toten des Speziallagers bei-
gesetzt, die man bei Probegrabungen des „Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge“ 1990 auffand. Ein Gedenkstein trägt ebenfalls die Inschrift: „DEN OPFERN
/ VON TERROR UND GEWALT / INTERNIERUNGSLAGER JAMLITZ / 1945-1947“.

In Staakow, am Ort des Massengrabs des KZ-Außenlagers, wurden erst im Ap-
ril 1995 Informationstafeln aufgestellt - Anlass war der Besuch ehemaliger Häftlin-
ge zum 50. Jahrestag der Befreiung. In der Landkirche Lieberose finden seit 1990
regelmäßig Gedenkveranstaltungen statt.

Die im Juni 2003 eröffneten Freiluftausstellungen wurden von der Kirchenge-
meinde, die der Träger der Gedenkstätte ist, gemeinsam mit dem Land Branden-
burg, der Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten, dem Zentralrat der Juden in
Deutschland und der „Initiativgruppe Internierungslager Jamlitz e.V.“ vorbereitet.
Die Texte der beiden voneinander getrennten Ausstellungsteile schrieb Andreas
Weigelt. Auch die letzten baulichen Zeugnisse der beiden Lager, der Keller eines Sa-
nitätsgebäudes und Reste von Baracken sind mit in die Dokumentationsstätte ein-
bezogen.

Der ehemalige „Lagerstein“ wurde 1990 aus Beeskow zurückgeholt und steht
nun vor dem ehemaligen Lagereingang. Die Geschichte dieses Steins symbolisiert
die Kompliziertheit und Gebrochenheit des Gedenkens an diesem Ort.

170



DDaass  KKZZ--LLaaggeerr  nneebbeennaann

Nach dem Kriegsbeginn 1939 dienten die Konzentrationslager nicht mehr nur zur
Isolierung und Drangsalierung der Häftlinge, nicht mehr nur zur Demütigung und
Abschreckung, sondern die Ausnutzung der Arbeitskraft der Häftlinge wurde ein
vordringliches Anliegen.

Ab 1942 standen die Konzentrationslager dann ganz im Zeichen der Sklavenar-
beit. Im Februar 1942 war durch Zusammenlegung von SS-Hauptämtern das „SS-
Wirtschafts-Verwaltungshauptamt“ entstanden, das die Dienststelle des „Inspekteurs
der Konzentrationslager“ in Oranienburg einbezog. Die Aufgabe der neuen Dienst-
stelle war, das KZ-System als Arbeitskräftereservat zu organisieren. Die Konzentrations-
lager hatten insgesamt mehr als 1200 Außenlager, teilweise weit entfernt von Stamm-
oder Hauptlagern, dazu kamen temporäre Außenkommandos und Nebenlager. 

Die Arbeitskräfte wurden von der SS regelrecht an die Wirtschaft ausgeliehen,
die Betriebe zahlten eine Art Mietzins und konnten die Häftlinge unbegrenzt
ausbeuten. Die Sterblichkeit war auch in den Außen- und Nebenlagern teilweise
ungemein hoch, insgesamt aber gab es, besonders für kräftige, arbeitsfähige
Häftlinge, eine höhere Überlebenschance als im Hauptlager, denn als Arbeitskraft
hatte ihr Leben einen gewissen Wert. In der Regel, wenn die Entfernung nicht zu
groß war, wurden kranke und sterbende Häftlinge aus den Außenlagern in ihre
Stamm-Lager zurücktransportiert, gegen Ende des Krieges aber wurden sie an ihren
Einsatzorten verscharrt. Oft sind die „ausländischen Kriegstoten“ auf den Friedhö-
fen die einzigen Zeichen, die noch an die Außenlager erinnern. Die meist primitiven
Barackenunterkünfte wurden nach dem Krieg oft für Flüchtlinge aus den deutschen
Ostgebieten weiterverwendet, später verwendete man sie meist als Baumaterial. 

Wir haben festgestellt, dass viele der nach dem Krieg in Brandenburg entstan-
denen allgemein wirkenden Gedenkzeichen „Für Opfer des Faschismus“ durchaus
in der Erinnerung an ein Außenlager am jeweiligen Ort entstanden. Man sah ja die
Häftlinge, wenn sie von ihren Unterkünften zur Arbeit getrieben wurden, man sah
sie bei der Arbeit, ganz konnte die angestrebte Isolierung von den deutschen Ar-
beitskräften nicht eingehalten werden, man sah die Fahrzeuge, die die Kranken und
Toten wegbrachten oder man bekam mit, wie die Toten, meist im frühesten Mor-
gengrauen, am Rande der Friedhöfe oder manchmal auch auf dem Werksgelände
verscharrt wurden. Zum Ende des Krieges, als die Außenlager aufgelöst wurden und
die Häftlinge in die Stammlager zurückgebracht werden sollten oder, als die sich
auch schon auflösten, in Kolonnen über die Landstraßen getrieben wurden oder in
Todeszügen zusammengepfercht von Bahnhof zu Bahnhof fuhren, sah man sie
auch. Man sah die Toten, die am Rande der Landstraßen und der Bahngleise zu-
rückblieben. Und doch blieb den wenigsten Deutschen in der Erinnerung, dass das
System der nationalsozialistischen Konzentrationslager auch bis in ihren eigenen Ort
reichte. Noch heute, wenn man nach den Außenlagern fragt, hört man entrüstet,
es habe an diesem Ort kein „KZ“ gegeben. Es ist schwer vorstellbar, dass die Au-
ßenlager nicht wahrgenommen wurden; sie wurden vergessen. Aber seit einigen
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Jahren wird gegen dieses Vergessen gearbeitet. Oft sind es einzelne Menschen,
Lehrer, Heimatforscher, Pfarrer, die an ihrem Ort Spuren suchen. Manchmal wurde
diese Suche ausgelöst durch den Besuch ehemaliger Häftlinge am Ort ihrer Zwangs-
arbeit, manchmal durch schriftliche Anfragen. In der DDR gab es solche individuel-
len Besuche ehemaliger Häftlinge kaum, sie waren auch nicht erwünscht, die Ver-
strickung der Heimatgeschichte mit der Geschichte des Nationalsozialismus wurde
nirgends näher untersucht. 

Aber als die KZ-Gedenkstätten Ravensbrück und Sachsenhausen 1995 zum 50.
Jahrestag der Befreiung die ehemaligen Häftlinge einluden, kamen auch Hunderte,
die während ihres Aufenthalts auch in kleinere Ortschaften Brandenburgs fuhren,
die den Ort ihrer Sklavenarbeit aufsuchten und darüber berichteten. Solche Berichte
waren zunächst die Grundlage für die Arbeit von Historikern und Mitgliedern von
Geschichtswerkstätten. Die Wiederentdeckung zahlreicher Außenlager in Branden-
burg war eingebunden in die Forderung nach Entschädigung für die Zwangsarbeit.
Zunächst gab es kaum Archivmaterialien, da die meisten SS- Unterlagen verloren
sind. Aber einige Firmenarchive sind inzwischen zugänglich, auch wurden Informa-
tionen zu Außenlagern und Zwangsarbeit in Archiven gefunden, wo man sie zu-
nächst nicht vermutete, so in Standesämtern, Krankenhäusern, Kirchgemeinden.
Die wichtigste Quelle aber sind die Erinnerungen der Überlebenden. 

Inzwischen liegen erste, beachtliche Ergebnisse über Zwangsarbeit und Außen-
lager im Land Brandenburg vor, die auch zu neuen Gedenkzeichen und vielleicht
auch zu größerer Sensibilität gegenüber den Spuren der Geschichte führen. Der His-
toriker Wolfgang Benz, Leiter des „Zentrums für Antisemitismusforschung der TU
Berlin“, schrieb 1999, als sich diese Entwicklung schon abzeichnete und die Öffent-
lichkeit durch die Verhandlungen über die Zwangsarbeiter-Stiftung „Erinnerung,
Verantwortung und Zukunft“ aufmerksam geworden war: „Warum sind die Filialen
der großen KZ, die Deutschland und die von ihm besetzten Gebiete wie ein Spin-
nenetz überzogen, so wichtig? Die Außenlager vermitteln einmal Einblick in das
Wesen der Gewaltherrschaft, die nicht als zentraler Moloch, sondern als allgegen-
wärtige Erscheinung auftrat. Die Außenlager vermitteln darüber hinaus Kenntnis
über die Morphologie und Genese des KZ-Systems. Zu erfahren ist am Beispiel der
KZ-Dependance innerhalb alltäglicher Lebenswelt, weil sie in der Regel Häftlinge
und Bevölkerung in engeren Kontakt brachten, viel über Interaktion und Beziehun-
gen zwischen KZ-Kosmos und ziviler Umwelt. Wissen und Bewusstsein der Zivilbe-
völkerung, ihre Reaktionen auf die Ausprägung von Terror und Gewalt im unmittel-
baren individuellen Umfeld sind am Objekt KZ-Außenlager besser zu konkretisieren
als an anderen Erscheinungsformen nationalsozialistischer Herrschaft. Deshalb spie-
len die Außenlager auch in der Erinnerungsarbeit als lokal darstellbare und vermit-
telbare Phänomene eine bedeutende Rolle.“

Gedenkzeichen für diese – oft schon dem Vergessen preisgegebenen – Lager
sind auch deshalb wichtig, weil sie deutlich machen, dass die nationalsozialistische
Vernichtungspolitik sich überall, nebenan, im eigenen Ort, vollzog, und weil sie die
Frage nach der eigenen Verantwortung nach sich ziehen.
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Hier sollen einige der in den letzten Jahren im Land Brandenburg entstandenen
Gedenkzeichen betrachtet werden.

In Grüneberg (Oberhavel) lag eines von über 70 Außenlagern des KZ Ravens-
brück. Hier hatte der Rüstungskonzern Polte AG 1800 weibliche Häftlinge als Mu-
nitionsarbeiterinnen eingesetzt. Es gab sechs Baracken. Die Geschichte dieses Au-
ßenlagers geriet nach dem Krieg in Vergessenheit, zumal nur ein einziges Dokument
im Archiv der Mahn- und Gedenkstätte Ravensbrück zu diesem Außenlager vor-
handen war. Erst auf die Initiative eines Zahnarztehepaares und anderer Bürger des
Ortes wurde zum Ende der DDR, im Jahre 1989, der Geschichte des Außenlagers
nachgegangen. Die SED- Kreisleitung versuchte, diese Initiative zu vereinnahmen,
aber die Bürgerinitiative, unterstützt von der örtlichen CDU-Gruppe und der
evangelischen Kirchgemeinde weihte am 1. September 1989, 50 Jahre nach
Kriegsbeginn, eine Kupfertafel an zwei ehemaligen Lager-Umgrenzungsmasten ein.
Die Inschrift lautet: “FRIEDEN DEN VÖLKERN / FRIEDEN DER WELT! / DAS IST UN-
SER HÖCHSTES STREBEN / WIR GELOBEN ES! / HIER WURDEN VON 1943 BIS
1945 / IN EINEM AUßENLAGER DES KZ RAVENSBRÜCK / 1800 WEIBLICHE HÄFT-
LINGE / VERSCHIEDENER NATIONEN GEZWUNGEN, / FÜR DIE FASCHISTISCHE
RÜSTUNGSINDUSTRIE ZU ARBEITEN. / DEN GEQUÄLTEN UND ERMORDETEN
ZUM GEDENKEN/ UNS ZUR MAHNUNG“.

1992, im Rahmen des 1. Internationalen workcamp der KZ-Gedenkstätte Ra-
vensbrück wurden hier, an dem mit einem Holzzaun umgebenen kleinen Gedenk-
platz, mit Unterstützung der Gemeinde Aufräumungsarbeiten durchgeführt. An
diesem Ort fanden seither mehrere Gedenkveranstaltungen statt, auch mit früheren
Häftlingen, deren Erinnerungsberichte gesammelt werden. Eine Dissertation zu dem
Lager Grüneberg ist in Arbeit. Die 1994 noch vorhandene ehemalige Baracke der
Wachmannschaft musste jedoch abgerissen werden, ihre Reste wurden sichergestellt.

Oft sind es diese vereinzelt noch vorhandenen Baracken, die aufmerksame Mit-
arbeiter des Landesamts für Denkmalpflege oder anderer Denkmalschützer darauf
hinweisen, dass hier ein Zwangsarbeiterlager war. Aber auch dann noch werden
diese Zeugnisse der Geschichte oft beseitigt. 

In Rangsdorf (Teltow-Fläming) bestand eine Mitarbeiterin der Unteren Denk-
malschutzbehörde 1999 darauf, zwei „Ostarbeiterbaracken“, die letzten von acht,
unter Schutz zu stellen. In Rangsdorf hatten „Ostarbeiterinnen“ und „Ostarbeiter“
für die Bücker-Flugzeugwerke gearbeitet. Einige Produktionshallen und andere Ge-
bäude genießen Denkmalschutz. Dass dies für die Baracken auch zutreffen sollte,
erregte das Unverständnis des Bürgermeisters, der sich über die Entscheidung lustig
machte. Die Baracken gelten jedoch nun als Geschichtsdenkmal, sie sind das einzige
Zeugnis über die Zwangsarbeit in Rangsdorf. 

Ebenso vergessen wie lange in Grüneberg oder Rangsdorf oder anderswo war
die Arbeit von KZ-Häftlingen und Zwangsarbeitern jahrzehntelang in Kleinmach-
now (Potsdam-Mittelmark). Bekannt, wenngleich auch nicht in der Erinnerung der
Einwohner präsent, war, dass es hier ein großes Außenkommando mit Hunderten
Frauen aus dem KZ Ravensbrück gegeben hat, das bei der Dreilinden Maschinen-
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bau GmbH (DLMG) eingesetzt war und ein Arbeitskommando mit 28 männlichen
Häftlingen aus Sachsenhausen, die bei der Reichspostforschungsstelle auf der
Hakenburg arbeiten mussten. Für sie gab es nur ein Gedenkzeichen, das seit etwa
1950 am sogenannten Platz der Opfer des Faschismus steht: ein Findling, der den
Häftlingswinkel mit den Buchstaben „KZ“ zeigt. Darunter die Inschrift: „DEN TOTEN
/ ZUR EHRE / DEN LEBENDEN/ZUR MAHNUNG“. Lange schon war in Vergessen-
heit geraten, dass dieses austauschbare Denkmal einen konkreten Bezug zu Vor-
gängen in Kleinmachnow hat. Doch in den letzten Jahren wurde die Geschichte der
KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter in Kleinmachnow aufgearbeitet. Dr. Rudolf Mach,
Vorsitzender des Heimatvereins, bemüht sich seit Jahren, Spuren zu sichern. Das
schien unmöglich, weil der Betrieb, der zum Bosch-Konzern gehörte, 1945 demon-
tiert und in die Sowjetunion verlagert wurde. Aber 1997 wurden auf dem ehemaligen
Gelände der DLMG, in einem 1991 stillgelegten Betrieb (VEB APAG) Schriftstücke aus
den Kriegsjahren gefunden, Namenslisten, Lagepläne eines „Polenlagers“, eines
„Russenlagers“, eines „Gefangenenlagers“. Es begann eine systematische Forschung.
Angela Martin von der „Berliner Geschichtswerkstatt e.V.“ suchte in Archiven, fand
ehemalige Zwangsarbeiterinnen, sprach mit fünfzig polnischen Frauen, rekonstruierte
die Geschichte der Firma und veröffentlichte 2002 im Metropol-Verlag das Buch „Ich
sah den Namen Bosch“. Daraus geht hervor: Im Herbst 1944 kamen zwei Transporte
mit jeweils etwa 400 Polinnen aus Ravensbrück nach Kleinmachnow. In der Dreilin-
den Maschinenbau GmbH wurde im Auftrag des Reichsluftfahrtministeriums in un-
terirdischen Produktionshallen das Zubehör für Flugzeugmotoren produziert. Die
Hälfte der etwa 5000 Arbeitskräfte bestand aus Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen.
Für die Überlebenden war es eine traumatische Erfahrung, an der sie seit Jahrzehnten
tragen, unter so menschenunwürdigen Bedingungen einen Teil ihrer Jugend dieser
Sklavenarbeit geopfert zu haben, die zum Krieg gegen ihre Heimat beitrug. Das neue
Interesse aus Deutschland, dem man zunächst skeptisch begegnete, ermöglichte
ihnen, über das Erfahrene zu sprechen. „Gebt unsere Stimmen weiter... Um
Gedenken, nicht um Rache bittet unser tragisches Leben“ heißt es in einem Gedicht,
das während der Lagerzeit geschrieben wurde. Die Frauen waren damals oft ganz
junge Mädchen, die jüngsten 14 Jahre alt. Nach dem Warschauer Aufstand hatte
man sie wie Tiere eingefangen und über die Lager Sachsenhausen und Ravensbrück
nach Kleinmachnow gebracht. Zehn ehemalige Zwangsarbeiterinnen, ein polnischer
und ein niederländischer Zwangsarbeiter waren dabei, als im Mai 2003 eine
Gedenktafel für sie eingeweiht wurde. Die Gedenktafel und die Einladung wurden
möglich durch verschiedene Spenden, auch der Firma Bosch.

Am Stahnsdorfer Damm 81, am Eingang zum ehemaligen Firmengelände der
Dreilinden Maschinenbau GmbH, der heutigen Biologischen Bundesanstalt, steht
auf einer Bronzetafel: „IM GEDENKEN AN DIE / 2500 ZWANGSARBEITER UND /
760 POLNISCHEN FRAUEN / AUS DEM KZ RAVENSBRÜCK, DIE IN DER / DREI-
LINDEN-MASCHINENBAU GMBH, / EINEM UNTERNEHMEN DES BOSCH-KON-
ZERNS / VON 1941 BIS 1945 / FLUGZEUGMOTORENTEILE FÜR DIE DEUTSCHE
/ LUFTWAFFE HERSTELLEN MUSSTEN“. 
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Über den früheren Produktionshallen ist der Stolper Berg aufgeschüttet wor-
den. Die letzten erhaltenen Baracken, eine für deutsche Mitarbeiter und eine Küch-
enbaracke, wurden 2002 abgerissen, weil sie Bauplänen im Weg standen. In Klein-
machnow gab es keine Erinnerung an das Lager mehr. Das hat sich durch die Ge-
denktafel und vor allem durch den Besuch der ehemaligen Häftlinge geändert. Bei
der Einweihung wurde eine Ausstellung eröffnet, in der ein Mitarbeiter vom Lan-
desamt für Bodendenkmalschutz Funde seiner Ausgrabungen vom DLMG-Barack-
enlager zeigte und der Heimatverein Produktionsreste und Pläne ausstellte. Die
Ausgrabung von Artefakten jener Zeit gehört seit einigen Jahren zur pädagogisch
orientierten Arbeit, wie sie auch die großen Gedenkstätten des Holocaust in „work-
camps“ anbieten. Auf dem Gelände des ehemaligen KZ-Außenlager Grüneberg
haben solche Ausgrabungen stattgefunden, auf dem Areal  des ehemaligen KZ
Ravensbrück selbst und im ehemaligen Außenlager Genshagen, wo ein junger
Mann aus Ludwigsfelde in eigenem Auftrag Überbleibsel des Lagers aus den
Trümmern und dem Waldboden grub. James Edward Young, der amerikanische His-
toriker, der sich mit der Ikonographie des Holocaust beschäftigte, sagte dazu: „Mit
jedem rostigen Gegenstand holen die Archäologen des Holocaust die Vergangen-
heit in die Gegenwart und zersplittern damit unweigerlich die Ereignisse, mit dem
Ziel, sie zu rekonstruieren.“

Nun, wo die Erinnerung an das Geschehen in Kleinmachnow unabweisbar le-
bendig geworden ist, haben auch die Orte, an denen die Baracken standen, eine
Aura bekommen, die man nicht länger ignorieren will. Von der Berliner Gesellschaft
für Stadterneuerung (GSW) ist vorgesehen, auf den Fundamenten der zuletzt ab-
gerissenen Baracken der DLMG eine Gedenkfläche zu installieren. Diese jetzt unter
Denkmalschutz gestellten Fundamente liegen in einem Grünstreifen und bedecken
die Fläche von etwa 650 Quadratmetern. Zur Zeit werden mehrere künstlerische
Entwürfe diskutiert, die an die Schicksale der Lagerhäftlinge erinnern sollen, aber
auch über die Geschichte der Zwangsarbeit an diesem Ort informieren. Über diesen
„Gedenkort“ wird ein Fuß- oder Radweg führen, so dass er nicht zu übersehen sein
wird.

Durch diese Vorhaben, durch die Einweihung der Gedenktafel, durch den Be-
such der ehemaligen Häftlinge, bekommt auch der alte Gedenkstein auf dem Platz
der Opfer des Faschismus mit den Buchstaben „KZ“ wieder einen Sinn, er steht wie-
der in einem Erinnerungszusammenhang. 

Die Geschichte der Gedenkzeichen für die Zwangsarbeiter und das KZ-Außen-
lager in Rathenow (Havelland) hat sehr viel mit Instrumentalisierung des Gedenk-
ens und Vereinnahmung zu tun. In Rathenow erinnerten jahrzehntelang nur die un-
gezählten Gräber von Zwangsarbeitern auf verschiedenen Friedhöfen an das Aus-
maß der Zwangsarbeit in der Stadt. 

An der heutigen B 102, an der Straße nach Premnitz gab es von 1942 bis 1945
ein Außenlager des Konzentrationslagers Sachsenhausen, genannt HEIDEFELD. Et-
wa 3000 Häftlinge waren unter scharfer Bewachung in etwa 25 Baracken unter-
gebracht und mussten in den Arado-Werken unter unmenschlichen Bedingungen
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Zwangsarbeit leisten. Das vor 1936 errichtete Werk war ein Zweigbetrieb des 1919
in Warnemünde gegründeten Arado-Flugzeugwerkes, das 1921 vom Stinnes-Kon-
zern übernommen wurde. Im Zusammenhang mit der Aufrüstung gründete Arado
mehrere Zweigbetriebe. Im Rathenower Werk wurden Tragflächen und Leitwerke
hergestellt. Nach 1945 wurde das Rathenower Aradowerk von sowjetischen Trup-
pen als Reparaturwerk für Raketen genutzt. 

In der Nähe der Neufriedrichsdorfer Straße, im Stadtforst (Flur 31, 126) liegen
Zwangsarbeiter aus dem Arado-Werk auf einem 1943 angelegten „Ausländerfried-
hof“. In Rathenow gab es nicht nur das KZ-Außenlager, sondern auch mehrere an-
dere Zwangsarbeiter- und Kriegsgefangenenlager. 1970 wurde die Grabstätte um-
gestaltet und erhielt einen Stein mit der Inschrift: „HIER RUHEN DIE IN DER ZEIT
DES FASCHISMUS / VERSCHLEPPTEN ZWANGSARBEITER / AUS DER SOWJET-
UNION UND POLEN“. Links und rechts davon liegen Steine mit den Namen der
Toten. Es sind 37 polnische und 41 sowjetische Zwangsarbeiter, auch in Rathenow
geborene Kinder.

Auf dem städtischen Friedhof westlich der Großen Milower Straße wurden 
ebenfalls Zwangsarbeiter begraben, mindestens 51 sowjetische und 37 polnische
Bürger, sowie Ungarn und Jugoslawen.

1976 plante man für das KZ-Außenlager und die Zwangsarbeiter in Rathenow
eine Gedenkstätte, ein Mahnmal von etwa 5 Meter Höhe, das in der Gestaltung
dem der Gedenkstätte Sachsenhausen folgen sollte.

Dieses Denkmal wurde jedoch nie errichtet, man fand, das Mahnmal der KZ-
Gedenkstätte Sachsenhausen solle keine Konkurrenz bekommen und wollte der
Zwangsarbeiter in Rathenow auf andere Art gedenken. 

1979, zum 30. Jahrestag der Gründung der DDR, wurde auf dem städtischen
Friedhof ein sogenannter „Ehrenhain der antifaschistischen Widerstandskämpfer
und der Opfer des Faschismus“ eingerichtet. In diesen integrierte man die Gräber
der Zwangsarbeiter und von verstorbenen Antifaschisten aus dem Kreisgebiet. 
Auf einem schwarzen Obelisken ist das rote Dreieck, der Häftlingswinkel der poli-
tischen Häftlinge, zu sehen. 

Die Inschrift auf einer seitlichen Tafel lautet: „DEN TOTEN ZUR EHRE / DEN
LEBENDEN ZUR MAHNUNG / KÄMPFER DES ANTIFASCHISTISCHEN WIDER-
STANDSKAMPFES“. Auf einer gegenüberliegenden seitlichen Tafel steht: „98 GE-
NOSSEN AUS DER SU, POLEN, UNGARN UND JUGOSLAWIEN“.

Abgesehen davon, dass die ausländischen Zwangsarbeiter, die hier begraben
sind und als Genossen bezeichnet werden, wohl kaum Widerstandskämpfer waren,
ist es historisch fragwürdig, ihr Leiden und ihren Tod in einen Bedeutungszusam-
menhang mit den „Parteiveteranen und Aktivisten der ersten Stunde“ zu stellen.

Vollends aber wurde diese Grabstätte ideologisch instrumentalisiert, als man
das Grab von Wilhelm Hagedorn in die Gedenkstätte integrierte. 

Wilhelm Hagedorn (1894-1953) soll Gegner des Nationalsozialismus gewesen
sein. Nach 1945 arbeitete er als Kriminalpolizist und Zuträger des sowjetischen Ge-
heimdienstes NKWD. Nach der Auflösung der K 5, der politischen Abteilung der
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Kriminalpolizei, die bis 1949 bestand, wurde er Mitarbeiter des Staatssicherheits-
dienstes. Vor Zeugen soll er sich noch im Frühjahr 1953 gebrüstet haben, 362 Per-
sonen verhaftet zu haben. Er verbreitete Angst und genoss seine Macht. Am 17. Ju-
ni 1953 kam es auch in Rathenow zu Demonstrationen gegen die politischen Ver-
hältnisse. Neben Arbeitern, die gegen Normerhöhungen und Preissteigerungen
aufbegehrten, zogen auch protestierende Jugendliche durch die Stadt. Die Staats-
organe hielten sich einige Stunden lang zurück. Wilhelm Hagedorn, zu dieser Zeit
offiziell Betriebsschutzmann der Handelsorganisation HO, wurde von Demonstran-
ten erkannt, der angestaute Hass führte zu Lynchjustiz. Aus einer größeren Men-
schenmenge heraus wurde Hagedorn geschlagen und getreten. Der Schwerver-
letzte wurde durch die Straßen geschleift und schließlich, als ein Krankenwagen ihn
schon aufgenommen hatte, wieder aus dem Krankenwagen gezerrt und zum
Schleusenkanal geschleppt, wo man ihn ertränken wollte. Volkspolizisten retten ihn,
aber er starb an seinen Verletzungen. Am 26. Juni 1953 wurde Wilhelm Hagedorn
auf dem Städtischen Friedhof von Rathenow beigesetzt, der Ostberliner
Oberbürgermeister Friedrich Ebert hielt die Gedenkrede vor 10 000 „Werktätigen
aus dem ganzen Bezirk Potsdam“, wie die Presse berichtete. 

Die angeblichen Rädelsführer des Lynchmordes, zwei noch nicht volljährige Jugend-
liche, wurden zum Tode verurteilt, später zu einer Freiheitsstrafe von 15 Jahren begnadigt.

Der Grabstein des Wilhelm Hagedorn weist das Zeichen der SED, seinen
Namen und die Daten sowie seit 1968 auch Namen und Daten seiner Ehefrau auf.

Zynischerweise steht auf diesem Grabstein aus rotem Granit auch ein Zitat des
tschechischen Schriftstellers Julius Fucik, der 1943 von den Nationalsozialisten hin-
gerichtet wurde: „MENSCHEN, ICH HATTE EUCH LIEB. / SEID WACHSAM!“
Auch dieser Widerstandskämpfer, der sich durch sein Leben und sein publizistisches
Werk als ein aufrechter Humanist auszeichnete, wird instrumentalisiert, um Hage-
dorn, der offenbar als Büttel und Denunziant diente, die Aura eines Helden zu geben.

Sein Grab wurde also 1979 in unmittelbare Nähe zu der Gedenkstätte, die auch
die Zwangsarbeiter ehrt, versetzt. Damit und durch das Zitat auf seinem Grabstein
wurde er den Opfern des Nationalsozialismus gleichgesetzt. 1987 wurde der Ehren-
hain unter Anleitung der SED-Kreisleitung erneut umgestaltet. Hagedorns Name er-
schien auf einem weiteren Gedenkstein aus schwarzem Granit zusammen mit de-
nen von drei anderen geehrten Bürgern der Stadt.

In den neunziger Jahren gab es wiederholt Proteste gegen Hagedorns Grab in
diesem Ehrenhain. Insbesondere ehemalige Rathenower Bürger, die Verfolgte des
Stalinismus waren, forderten: „Es sollte alles, was an diesen Menschen erinnern
könnte, gelöscht werden, das Grab sollte eingeebnet und der Vergessenheit anheim
gestellt werden“. (Dies schrieb der Sohn eines ehemaligen politischen Häftlings in
einer Petition an den Brandenburgischen Landtag.) Ein anderer, der selbst Häftling
in Staatssicherheitsgefängnissen gewesen war, forderte in einem Leserbrief: „Den
Personen, die dafür verantwortlich sind, einen der größten Verbrecher und Denun-
zianten Rathenows auf einem Gedenk- bzw. Friedhofsstein zu würdigen und diesen
als Denkmal zu deklarieren, müsste endlich das Handwerk genommen werden.“
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Unter Berücksichtigung von Gutachten des Landesamtes für Denkmalpflege und
eines Historikers der Freien Universität Berlin fasste man 1997 in Rathenow den Be-
schluss, den roten Stein, Hagedorns Grabstein, aus dem Ehrenhain zu entfernen und
eine schlichte Tafel mit Hinweis und kommentierenden Zeilen aufzustellen, sowie
den Namenszug Hagedorns auf dem schwarzen Gedenkstein unkenntlich zu
machen.

Der Namenszug auf dem Granitstein wurde beseitigt. Der eigentliche Grabstein
stand noch bis etwa 2001 an seinem Platz, bis er von Unbekannten umgeworfen
und schließlich von der Friedhofsverwaltung eingelagert wurde.

Im Jahre 1997 wurden die kaum noch erkennbaren Reste des KZ-Außenlagers
Heidefeld vom Gewerbegebiet Rathenow-Süd überbaut. Auf der Fläche des ehe-
maligen Barackenlagers befindet sich die Optikfirma Metzler. Die Baracken sollen
schon seit etwa 1960 verschwunden gewesen sein.

Im Mai 2000 wurden jedoch zwei Gedenktafeln eingeweiht. Der Unternehmer
Hartwig Schröder aus Emsburg ließ an einer von ihm genutzten Halle des ehema-
ligen Arado-Werkes eine Metalltafel anbringen, aus der die Inschrift ausgestanzt ist:
„AUF DIESEM GELÄNDE BEFAND SICH WÄHREND DES 2. WELTKRIEGES EIN AU-
ßENLAGER DES KONZENTRATIONSLAGERS SACHSENHAUSEN. HÄFTLINGE AUS
DEN VERSCHIEDENSTEN LÄNDERN EUROPAS WURDEN GEZWUNGEN, FÜR DIE
DEUTSCHE KRIEGSWIRTSCHAFT ZU ARBEITEN. VIELE LIESSEN DABEI IHR LE-
BEN.“

Als die Absicht des Unternehmers bekannt wurde, das jahrzehntelanges Ver-
säumnis der Stadt aufzuheben und an das KZ-Außenlager zu erinnern, setzte die
PDS-Fraktion der Stadt ebenfalls im Mai 2000 eilig ein Gedenkzeichen. Etwa nörd-
lich vom Heidefeld, im Gewerbegebiet Grünauer Fenn, da wo früher die Baracken
standen, steht nun auf einer Grünfläche eine Gedenktafel, die einen Lageplan des
Außenlagers und der Baracken zeigt und die Inschrift: „AN DIESER STELLE BEFAND
SICH IN DEN JAHREN 1943–1945 EIN NEBENLAGER DES KONZENTRATIONSLA-
GERS SACHSENHAUSEN. DIE POLITISCH, RASSISTISCH UND RELIGIÖS VER-
FOLGTEN HÄFTLINGE AUS BELGIEN, DEUTSCHLAND, FRANKREICH, DEN NIE-
DERLANDEN, POLEN UND DER SOWJETUNION WURDEN IN DEN ARADO-
WERKEN HEIDEFELD ZU RÜSTUNGSARBEITEN GEZWUNGEN.“

Die jahrelange Diskussion um den Entschädigungsfonds für Zwangsarbeiter
führte an vielen Orten zu einer wachsenden Aufmerksamkeit gegenüber Zwangs-
arbeitern, KZ-Außenlagern und ihren Spuren. In Glau (Teltow-Fläming) gab es
kaum noch eine Erinnerung an das Außenlager des KZ Sachsenhausen, das hier von
1942 bis 1945 bestand. Die etwa 180 Häftlinge waren in ehemaligen Baracken des
Reichsarbeitsdienstes untergebracht. Seit 1935 nutzte die Waffen-SS ein von der
Johannischen Kirche enteignetes Gelände und die Siedlung Friedensstadt als Trup-
penübungsplatz.

1999 besann man sich dieses Lagers und eines Grabes auf dem Friedhof der
Johannischen Kirche. Dort liegen in zwei Gemeinschaftsgräbern fünf, nach anderen
Angaben vier Polen. Sie kamen bei einem Luftangriff im April 1945 ums Leben.
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1999 erhielten sie von der Kirchgemeinde eine Tafel, auf der steht: „HIER WURDEN
1945 / DIE STERBLICHEN ÜBERRESTE / VON VIER POLNISCHEN / STAATSANGE-
HÖRIGEN BEIGESETZT. / IM TODE SIND / WIR ALLE GLEICH / GOTT ZUM
GRUSS / AUF WIEDERSEHEN / IN HIMMELSHÖHEN“. Leider verzichtet dieser
Tafeltext auf jede Erwähnung des Lagers und der Tatsache, dass die Polen erst
sterben mussten, um als gleich empfunden zu werden.

An der Dorfstraße von Hermersdorf/Obersdorf (Märkisch Oderland) gibt es
seit 1975 einen Gedenkstein, dessen Inschrift lautet: „18. APRIL 1945 / HERMERS-
DORF UND DAS TEILLAGER / DES FASCHISTISCHEN KZ BEFREIT / RUHM UND
EHRE DER SOWJETARMEE.“ Dieses zum 30. Jahrestag der Befreiung gesetzte Ge-
denkzeichen gilt mehr der Befreiung durch die Sowjetarmee als dem nicht näher be-
zeichneten KZ-Lager. Das Wissen darüber war auch verloren gegangen, obwohl es
in der Tschechoslowakei eine Gruppe ehemaliger Häftlinge aus Theresienstadt gibt,
die sich die „Wulkower“ nennen. In Prag erschien 1995 eine Broschüre „Das Kon-
zentrationslager Wulkow 1944-1945“. 

Ehemalige Häftlinge wurden von der RAA (Regionale Arbeitsstelle für Auslän-
derfragen) Strausberg 1995 eingeladen, sie berichteten über ihre Erlebnisse, spra-
chen in Schulen und Ende 1995 wurde an einem Gebäude neben der Kirche von
Hermersdorf eine Tafel eingeweiht, die auf deutsch und tschechisch die Inschrift
trägt: „ZUM EWIGEN GEDENKEN / AN DAS GEMEINSAME LEIDEN / TSCHE-
CHISCHER UND DEUTSCHER JUDEN / IM NEBENLAGER WULKOW / DER KON-
ZENTRATIONSLAGER GHETTO THERESIENSTADT / UND SACHSENHAUSEN IN
DER ZEIT VON 1942 – 1945. / VIELE VON IHNEN FANDEN DEN TOD NACH WEI-
TEREN / DEPORTATIONEN IN ANDERE KONZENTRATIONSLAGER / WIR RUFEN
GEGEN JEDE ART VON RASSISMUS / UND VÖLKERMORD AUF! / WULKOW /
HERMERSDORF IM NOV. 1995 / DIE GEMEINDEN OBCE, WULKOW,
HERMERSDORF, OBERSDORF, NEUHARDENBERG, THERESIENSTÄDTER INITIATIVE
PRAG, REGIONALE ARBEITSSTELLE FÜR AUSLÄNDERFRAGEN E.V. STRAUSBERG“.

Heute weiß man: Nach Wulkow kamen im März 1944 200 männliche Häftlin-
ge aus Theresienstadt. Sie sollten eine Ausweichstelle für das Reichssicherheitshaupt-
amt in den Wäldern rechts der Straße Neuhardenberg-Wulkow errichten. Sie waren
dem KZ Sachsenhausen zugeordnet, das schon seit 1942 hier auf der sogenannten
Albrechtshöhe ein kleines Außenlager führte; Häftlinge mussten westlich der Straße
betontechnische und Bodenaushubarbeiten für einen Gebäudekomplex unbe-
kannter Bestimmung verrichten, Häftlinge mussten auch auf dem nahegelegenen
Flugplatz Neuhardenberg arbeiten. Zur Tarnung hieß das Theresienstädter Kom-
mando, das zunächst auf der Baustelle, später in Baracken westlich der Straße Wul-
kow-Neuhardenberg untergebracht war, „Barackenbau Zossen“. Bis zum August
1944 kamen noch mehrere kleine Transporte aus Theresienstadt nach Wulkow, da-
runter auch Frauen. Die letzte Lagerstärke betrug 260 Häftlinge. Im Februar 1945
kehrten 215 Häftlinge nach Theresienstadt zurück. Einige wurden nach Sachsenhau-
sen gebracht, andere zu anderen Arbeitskommandos. Die Baracken des Lagers und
auch die nicht fertiggestellten Gebäude wurden in der Nachkriegszeit abgerissen.
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In Wulkow gab es noch ein Lager, in dem vermutlich sowjetische Zwangsarbeite-
rinnen interniert waren, die zur Versorgung der SS-Leute eingesetzt waren. Im
November 1996 wurden für diese Lager Gedenksteine errichtet.

Am Ortsausgang von Wulkow in Richtung Neuhardenberg und am anderen
Ende des Ortes in Richtung Hermersdorf steht je ein Findling mit der
gleichlautenden Inschrift: „ZUR ERINNERUNG / AN DIE LEIDEN / DER JÜDISCHEN
HÄFTLINGE / IM KZ-AUßENLAGER WULKOW / 1944-1945“.

Lange Zeit verdrängt war auch die Erinnerung an das Außenlager des KZ Sachsen-
hausen in Ludwigsfelde-Genshagen (Teltow-Fläming). Hier befand sich während der
Jahre des Nationalsozialismus ein Flugzeugmotorenwerk der Daimler-Benz AG. 1100
Frauen aus Ravensbrück, darunter auch sowjetische Frauen, slowakische Jüdinnen,
französische Widerstandskämpferinnen, Tschechinnen und jugoslawische Partisanin-
nen kamen im Herbst 1944 nach Genshagen, wo neben der deutschen „Gefolgschaft“
schon einige tausend „Ostarbeiter“ und Kriegsgefangene arbeiteten, die unter unvor-
stellbaren Bedingungen wie Sklaven ausgebeutet wurden. Es gab Unfälle, Krankheiten,
die Arbeitsunfähigen brachte man ins Hauptlager zurück. Die überlebenden Frauen
mussten im April 1945 antreten, einige erschoss man an Ort und Stelle, die anderen
wurden ins Konzentrationslager Sachsenhausen getrieben. Die Jüdinnen wollte man
noch in Ravensbrück vergasen, aber die Gaskammern arbeiteten nicht mehr und so
gingen auch sie auf den Todesmarsch in Richtung Ostsee. Manche fanden ein namen-
loses Grab am Wegrand, andere liegen in Massengräbern in Neustrelitz, Parchim, Gra-
bow... Die Überlebenden, krank an Körper und Seele, kehrten nach der Befreiung heim. 

Auf dem Friedhof gibt es hinter der Kapelle seit 1951 eine Gedenkstätte für die
Opfer des Nationalsozialismus. In drei Massengräbern liegen auf diesem Friedhof
Sowjetbürger, Tschechen, Holländer, Jugoslawen, Polen, Franzosen – auch Opfer
des Bombenangriffs vom 6. August 1944. 

Man errichtete 1951 ein Denkmal, ein von Säulen begrenztes Rondell auf einer
runden, stufigen Plattform. In der Mitte stand eine heute nicht mehr vorhandene
Flammenschale. Eine umlaufende Inschrift lautet: „DIE OPFER DES FASCHISMUS
ALLER LÄNDER / MAHNEN DIE LEBENDEN ZUM FRIEDEN“.

Vor der Kapelle rechts, an anderer Stelle des Friedhofs, befindet sich an einem
Massengrab von Opfern des Luftangriffs auf den Ort Ludwigsfelde/Genshagen ei-
ne Granittafel mit der deutschen und tschechischen Inschrift: „HIER RUHEN DIE
TSCHECHISCHEN MÄDCHEN / UND KNABEN, DIE BEIM TOTALEINSATZ / BEI
DEM BOMBENANGRIFF IM JAHRE 1944 / IHR LEBEN VERLOREN HABEN“.

Diese Tafel wurde in den fünfziger Jahren von Vertretern der damaligen
tschechoslowakischen Volksrepublik eingeweiht.

1947 hatte man an der Autobahn ein Massengrab mit 19 weiblichen KZ-Häft-
lingen gefunden. Die Leichen trugen die Spuren von Genickschüssen, wahrschein-
lich waren die Frauen bei der Auflösung des Außenlagers im April 1945 erschossen
worden, weil sie zu schwach für den Fußmarsch waren. Man bettete sie auf den
Friedhof um, rechts vom Mittelweg.
Ihnen war ein Stein gewidmet: „ KZ / VERGESST NIE!“
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In den siebziger Jahren setzte man diesen Gedenkstein hinter das Rondell von
1951 um. Das Massengrab der neunzehn Frauen blieb nun ohne Gedenkzeichen. 
In Stuttgart, dem Stammwerk der Daimler-Benz AG, erinnerte man sich dankbar in
Broschüren zur Unternehmensgeschichte an „Haltung, Einsatzbereitschaft und
Opferwillen“ der „Gefolgschaft“ in den Kriegsjahren. An die etwa siebzigtausend
Zwangsarbeiter, Kriegsgefangenen und KZ-Häftlinge die in den Rüstungsbetrieben
der Daimler-Benz AG gearbeitet hatten, erinnerte man sich nicht. 

Es habe gar keine KZ-Häftlinge bei Daimler-Benz gegeben, ließ der Konzern
noch 1969 dem Vorsitzenden des Auschwitz-Komitees Hermann Langbein auf des-
sen Anfrage mitteilen.
An die Archive des Unternehmens kamen damals nur wenige heran, in Gensha-
gen/Ludwigsfelde wuchs Gras auf den Trümmern der riesigen „Deutschlandhalle“,
in der die Frauen aus Ravensbrück Flugzeugmotoren montiert hatten. Um das Grab
der 19 Frauen kümmerte sich nur ein Ehepaar, Hermann und Anni Reich aus Lud-
wigsfelde. 1987 jedoch, anlässlich des 100jährigen Firmenjubiläums gab J. Ph.
Reemtsmas Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte „Das Daimler-Benz Buch“ her-
aus, eine Sammlung von Aufsätzen und Untersuchungen zur Geschichte des Rüs-
tungskonzerns im „tausendjährigen Reich“, zu den Autoren gehörten auch Mitglie-
der der „plakat“-Gruppe bei Daimler Benz, einer linksgewerkschaftlichen Arbeiter-
initiative.

Das „Daimler-Benz Buch“ veröffentlichte erstmals Fakten zum Ausmaß der
Verstrickung des Konzerns in die nationalsozialistischen Strukturen, widmete sich
auch den ausgebeuteten Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen, obwohl es den Au-
toren verwehrt wurde, die Firmenarchive zu nutzen. Das Buch erzeugte eine nach-
haltige Unruhe. Der Konzern gab eine eigene Studie in Auftrag. Die „Gesellschaft
für Unternehmensgeschichte“ konnte die Konzernarchive auswerten, machte Inter-
views mit einigen hundert noch lebenden Zwangsarbeitern und legte 1994 eine be-
achtliche Studie über „Zwangsarbeit bei Daimler-Benz“ vor. 

Daimler-Benz war somit der erste deutsche Konzern, der sich, nicht besonders
früh und nicht ganz freiwillig, seiner eigenen Geschichte und seinem eigenen Anteil
an der nationalsozialistischen Politik zuwandte. 1988 zahlte der Konzern, auch das
war bis dahin ohne Beispiel, zwanzig Millionen Mark als „humanitäre Geste“ an die
Conference on Jewish Material Claims Against Germany und verschiedene karitati-
ve Einrichtungen. 

Nach der Öffnung der Mauer ergaben sich neue Perspektiven für die Daimler-
Benz AG, man plante unter anderem die Rückkehr in die Genshagener Heide, wo
man das IFA-Werk Ludwigsfelde übernehmen wollte. 1993 erschien der Film „Der
Stern und sein Schatten.“ Helmuth Bauer, einer der Autoren des Daimler-Benz-Bu-
ches und der Filmemacher Eike Schmitz hatten in Genshagen/Ludwigsfelde recher-
chiert, sie waren auf die Spuren des KZ-Außenlagers gestoßen und hatten in Ost-
europa ehemalige Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen interviewt. Nun konn-
te man die Gesichter dieser Menschen sehen, die für die Kriegsproduktion des Kon-
zerns ausgepresst worden waren.
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1995, zum 50. Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers Ravensbrück
waren alle überlebenden Frauen von der Brandenburgischen Regierung und der
Leitung der KZ-Gedenkstätte eingeladen. Auch Frauen aus dem Außenlager
Genshagen kamen, ihren Aufenthalt bezahlte Daimler-Benz. Einige hatten sich nach
Jahrzehnten durch die Filmarbeiten wiedergetroffen, andere begegneten einander
nun hier wieder, am Ort ihres Leidens. Anlässlich des bevorstehenden Besuchs in
Ludwigsfelde errichtete die Stadt einen neuen Gedenkstein am Grab der neunzehn
ermordeten Frauen. Die Inschrift hatte Helmuth Bauer, ehemals Plakat-Gruppe, der
die Genshagenerinnen, wie sie sich nannten, über Jahre begleitete, ausgesucht. Er
zitierte aus einer Rede des Pfarrers, der zu der Beisetzung 1947 gesprochen hatte.
Sie lautete: „IN UNSERER MITTE / WURDE DIE WÜRDE DES MENSCHEN / MIT
FÜSSEN GETRETEN / (PFARRER J. GÜNTHER) / HIER RUHEN 19 UNBEKANNTE
FRAUEN / ERMORDET IM APRIL 1945 / IN EINEM KZ-AUßENLAGER IN
LUDWIGSFELDE“.

Auf dem Friedhof von Ludwigsfelde, integriert in die Gedenkstätte, befand sich
ein Gedenkstein für Arthur Ladwig, der zu einer illegalen Widerstandsgruppe im
Genshagener Flugzeugwerk gehörte, die unter Leitung der Kommunisten Erich
Prenzlau und Wilhelm Jacob stand und Kontakt hielt zu den Schwarzkopf-Werken
Wildau und einer Gruppe in Niederlehme. Die Gruppe soll mehr als 100 Mitglieder
gehabt haben, nicht nur Kommunisten. Im Mai 1943 gab es durch Verrat vierzig
Verhaftungen. Arthur Ladwig wurde am 21. 5. 1943 im Motorenwerk am Arbeits-
platz verhaftet. Er und neunzehn andere wurden hingerichtet. Durch die Einbezie-
hung des Gedenksteins für Arthur Ladwig wurde das Gedenken an die
Zwangsarbeiter mit der Erinnerung an den deutschen kommunistischen Widerstand
verknüpft, wie es dem Geschichtsbild in der DDR entsprach.

Im Jahr 2000 wurde die Gedenkstätte umgestaltet. Der Stein für Arthur Ladwig
ist heute nicht mehr vorhanden, dafür wurde eine Gedenktafel für ihn in eine neu
errichtete Gedenkmauer rechts hinter dem Rondell integriert. Diese Umgestaltung
war wegen der Umsetzung eines sowjetischen Soldatenfriedhofs an der Potsdamer
Straße im März 2000 nötig geworden. Dieser sowjetische Soldatenfriedhof war
1975 neu gestaltet worden. An einer teilweise verputzten Klinkermauer befanden
sich Inschriftentafeln aus Marmor, in der Mitte der Mauer ragte ein Ehrenmal her-
vor, das mit seiner kubischen Staffelung und einer großen rechteckigen Öffnung an
Werksarchitektur erinnerte. Es war gekrönt von einem Sowjetstern. Hierher wurden
1975 aus Wünsdorf 218 Gefallene umgebettet, aus Großbeeren 81, aus Mietgen-
dorf ein Gefallener. 244 Tote sind namentlich bekannt, in zwei eingelassenen Urnen
befand sich die Asche von 124 und 24 unbekannten sowjetischen Soldaten.

Wegen einer nötigen Autobahnerweiterung fand im März 2000 erneut eine
Umbettung statt, diesmal auf die denkmalgeschützte Anlage innerhalb des Fried-
hofs von Ludwigsfelde. Man hatte nicht nur die Gebeine von sowjetischen Solda-
ten, sondern auch von deutschen Soldaten, Frauen und kleinen Kindern vorgefun-
den. 
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Der neue Ehrenfriedhof der sowjetischen Soldaten und der aufgefundenen Zivilisten
wurde in die Gedenkanlage auf dem Friedhof integriert. Sie wurden auf der linken
Rasenfläche bestattet, es entstand eine Gedenkmauer mit den Namenstafeln von
245 Sowjetsoldaten und für „148 Unbekannte“.

Auf der rechten Rasenfläche, wo sich bereits ungezählte Gräber von Zwangs-
arbeitern und Zwangsarbeiterinnen befanden, wurde eine zweite Gedenkmauer er-
richtet. In die wurde das KZ–Symbol mit den Worten „VERGESST NIE“ von dem
aufgehobenen Gedenkstein integriert. 

Dort steht: „ZUM GEDENKEN AN DIE SOWJETISCHEN ZWANGSARBEITER.“
Angeführt sind 110 Namen und „388 Unbekannte“. 
Es gibt Friedhofslisten mit den Namen der Zwangsarbeiter aus dem KZ-Außenlager.
Auf Anfrage legte die Stadt 2001 eine Gräberliste vor, die offenbar die Abschrift ei-
ner älteren ist. In ihr ist eine Rubrik freigelassen. „Zur Todesursache der Verstorbe-
nen liegen uns keine Unterlagen vor“, ließ der Sachbearbeiter für Friedhofswesen
im Auftrag des Bürgermeisters mitteilen. Im Besitz von Helmuth Bauer befindet sich
aber eine Kopie der Original-Gräberliste, die er bei früheren Recherchen einsah. Aus
ihr gehen sehr wohl die Todesursachen hervor. Immer wieder wird genannt: TBC,
Bombenangriff, allgemeine Schwäche, Lungenentzündung, Diphtherie.

So verlischt die Erinnerung auf bürokratischem Wege. Dennoch ist gerade das
KZ-Außenlager in Ludwigsfelde Gegenstand einer Erinnerungsarbeit, die für viele
der überlebenden Frauen die Möglichkeit zur Versöhnung bot. Die Stadt hat diese
Erinnerungsarbeit zwar nicht initiiert, sie hat sie aber unterstützt und hat versucht,
mit der Neugestaltung der Gedenkstätte auf dem Friedhof den Toten Ehre zu er-
weisen.

Ähnliches steht in Fehrbellin noch aus. Das Arbeitserziehungslager, von dem
schon die Rede war, war so gut wie vergessen, als die Berliner „Geschichtswerkstatt
e.V.“ zu forschen begann. Seit 1996 sammelt die Geschichtswerkstatt Erinnerungs-
berichte ehemaliger Zwangsarbeiterinnen, so erfuhren sie von dem Gestapo-Lager,
in dem vor allem ausländische Zwangsarbeiterinnen, aber auch deutsche Frauen,
die als politische Häftlinge galten, interniert waren. Die meisten Arbeitserziehungs-
lager waren bei einem Unternehmen angesiedelt, dieses gehörte zur „Bastfaser
GmbH“, einer Firma aus Wuppertal. Sie unterhielt ein Hanfwerk in Rhinow/Mark,
nahe Rathenow. Als Arbeitskräfte wurden Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter
benutzt. 1942 siedelte das Hanfwerk nach Fehrbellin an die Luchstraße um. Jeweils
etwa 500 Frauen arbeiteten hier. Sie wurden meist aus dem Polizeigefängnis Berlin
Alexanderplatz eingewiesen, Fehrbellin war ein Straflager zur Disziplinierung aus-
ländischer Zwangsarbeiterinnen, ohne Urteil und ohne Bekanntgabe der Haftdauer.
Auch deutsche Frauen, politische Häftlinge, kamen vorübergehend nach Fehrbellin.
Nach dem Krieg wurde das Werk der „VEB Märkische Bastfaser“. Seit 1990 stehen
die meisten Gebäude leer, sie verfallen. Cord Pagenstecher und Gisela Wenzel von
der „Berliner Geschichtswerkstatt e.V.“ haben den Ort mit ehemaligen Häftlingen
besucht, sie haben in Archiven recherchiert und erste Forschungsergebnisse vorge-
legt. Die Stadt weiß also, was hier geschah. Aber die Bereitschaft zur Erinnerung
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kann man nicht anordnen. Die einzige noch vorhandene Baracke des Lagers, offen-
bar die ehemalige Waschbaracke, soll abgerissen werden. Ein Bauer, der das Areal
als Viehweide gekauft hat, wurde vom Ordnungsamt dazu aufgefordert. Die ver-
fallene Baracke sei ein Schandfleck. Aber ihm ist die Baracke auch selbst im Weg.

Im Moment bemühen sich Mitarbeiter der Geschichtswerkstatt und ein Lokal-
journalist beim Landesamt für Denkmalschutz um ein Gutachten. Vielleicht gelingt
es ihnen, dem Abriss zuvorzukommen. Aber eine Kiste mit alten Papieren, Unterla-
gen und Ausweisen in fremder Sprache, die erst vor zwei, drei Jahren bei Abrissar-
beiten auf dem Gelände gefunden worden sein soll, scheint für immer verloren zu
sein. In Fehrbellin gibt es, bis auf das an anderer Stelle schon erwähnte allgemeine
Denkmal am „Platz der O.d.F.“ noch kein Gedenkzeichen für das Arbeitserzie-
hungslager.

Anders ist es in Großbeeren (Teltow-Fläming), wo die Gestapo seit 1942
zwischen den Bahnhöfen Teltow und Großbeeren in einem ehemaligen Barackenla-
ger der Reichsbahn ein berüchtigtes Arbeitserziehungs- und Internierungslager un-
terhielt. Anfangs war es ein Zweiglager vom Arbeitserziehungslager Berlin-Wuhlhei-
de, wurde aber bald ein eigenständiges Lager. Die Häftlingsstärke betrug zeitweilig
über tausend Menschen. Die meisten wurden nach einigen Wochen entlassen oder
weiter in ein Konzentrationslager geschickt. Die Mehrheit der Inhaftierten bildeten
Polen und Sowjetbürger, meist Zwangsarbeiter. Auch sogenannte Halbjuden kamen
bei geringsten Vergehen nach Großbeeren. Die Häftlinge mussten in der Umge-
bung, vor allem auf Verschiebebahnhöfen und an der Bahnstrecke schwer arbeiten.
Etwa 10% der Häftlinge waren Deutsche, unter ihnen auch politische Häftlinge, die
oft über Monate festgehalten wurden. Ihr Aufenthalt diente zur Entlastung der
Berliner Gefängnisse. Mindestens 1197 von ihnen kamen um.

Das Lager Großbeeren war in der DDR nicht vergessen. Aber in Publikationen
wurden vor allem politische Gefangene, kommunistische Widerstandskämpfer, her-
vorgehoben. Die Zwangsarbeiter und die vielen jüdischen Gefangenen wurden
kaum erwähnt. Seit 1945 gab es am Ortsausgang in Richtung Ruhlsdorf eine kleine
Gedenkstätte, die 1967 erneuert wurde. Hier, in einer ehemaligen Kiesgrube, waren
über tausend Häftlinge verscharrt worden.

Eine von zwei Säulen flankierte Gedenkmauer, zu der einige Stufen führen,
trägt die Inschrift: „DIE BEVÖLKERUNG DES KREISES ZOSSEN / GEDENKT DER AN
DIESER / WEIHESTÄTTE RUHENDEN OPFER / DES FASCHISMUS UND MILITARIS-
MUS“. Darunter hängt eine rote Granittafel mit der Inschrift in französischer und
deutscher Sprache: „182 FRANZÖSISCHE ZWANGSARBEITER, / VON DEN FA-
SCHISTEN ERMORDET, RUHEN IN GROSSBEEREN. / FRIEDEN UND FREIHEIT BE-
HÜTEN SIE. / HÜTEN WIR DEN FRIEDEN UND DIE FREIHEIT“.

An der linken Seite der Gedenkmauer steht: „340 SOWJETISCHE ANTIFA-
SCHISTEN / 99 TSCHECHOSLOWAKISCHE ANTIFASCHISTEN / 48 BELGISCHE
ANTIFASCHISTEN / 28 JUGOSLAWISCHE ANTIFASCHISTEN / 8 SPANISCHE
ANTIFASCHISTEN / 5 GRIECHISCHE ANTIFASCHISTEN / 4 UNGARISCHE ANTI-
FASCHISTEN / 1 ENGLISCHER ANTIFASCHIST“.
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Auf der rechten Seite steht: „334 POLNISCHE ANTIFASCHISTEN / 182 FRAN-
ZÖSISCHE ANTIFASCHISTEN / 97 DEUTSCHE ANTIFASCHISTEN / 28 ITALIE-
NISCHE ANTIFASCHISTEN / 18 HOLLÄNDISCHE ANTIFASCHISTEN / 6 BULGA-
RISCHE ANTIFASCHISTEN 4 DÄNISCHE ANTIFASCHISTEN / 2 TÜRKISCHE ANTI-
FASCHISTEN“.

An der Stelle des ehemaligen Lagers, im jetzigen Wäldchen Richtung Ruhls-
dorf, etwa 500 m vom Ort entfernt, sind noch einige überwachsene Fundamentres-
te zu sehen. Am 19. 4. 1995, anlässlich des 50. Jahrestages der Befreiung, wurde
hier eine schlichte kleine Gedenkanlage eingeweiht. In unmittelbarer Nähe der Res-
te eines ehemaligen Wachturms wurde eine Gedenktafel angebracht, auf der steht:
„ ZUM GEDENKEN AN DIE ZEHNTAUSENDE HÄFTLINGE / AUS MINDESTENS 17
NATIONEN / UND VERSCHIEDENSTER GLAUBENSRICHTUNGEN, / DIE HIER / IM
ARBEITSERZIEHUNGS- UND GESTAPO-DURCHGANGSLAGER GROSSBEEREN /
VON 1942 –1945 / GEFANGENGEHALTEN WURDEN UND GROSSES LEID ERLE-
BEN MUSSTEN / ODER IHR LEBEN VERLOREN. / AM 19. APRIL 1945
ERLANGTEN DIE ÜBERLEBENDEN HÄFTLINGE / IHRE FREIHEIT ZURÜCK“.

Es wurden symbolisch siebzehn Büsche angepflanzt, von denen durch Dieb-
stahl und Wassermangel nur drei anwuchsen. Die Gemeinde pflegt die im Wäld-
chen verborgene Gedenkstätte.

In Eberswalde (Barnim) wurde 1951 auf dem Waldfriedhof ein Mahnmal für
mehr als 150 ausländische Zwangsarbeiter errichtet, die bei der Arbeit in Eberswal-
der Rüstungsbetrieben ums Leben kamen und auf diesem Friedhof beigesetzt wur-
den. Die 12 Meter lange und drei Meter hohe verputzte Mauer trägt drei Inschrif-
tentafeln aus Beton mit einem Text in deutscher, russischer und polnischer Sprache:
„HIER RUHEN / 109 BÜRGER DER SOWJETUNION / 39 TÖCHTER UND SÖHNE
VOLKSPOLENS / EIN JUNGER CHORWATE / UND EINE BÜRGERIN LUXEM-
BURGS. / FASCHISTISCHE WILLKÜR ENTRISS SIE DEM HEIMATBODEN / UND
VERSCHLEPPTE SIE ZUR ZWANGSARBEIT FÜR DIE BLUTIGEN / ZIELE DES IMPE-
RIALISMUS. SIE WURDEN EIN OPFER DES FASCHISMUS UND MILITARISMUS IN
DEN / JAHREN DES ZWEITEN WELTKRIEGES. / DAS FREIE DEUTSCHE VOLK EHRT
IHRE LETZTE RUHESTÄTTE WIE DIE / SEINER EIGENEN BRÜDER UND SCHWES-
TERN“.

Eine solche Gedenkstätte, in der die „Opfer des Faschismus“ klar als Zwangs-
arbeiter bezeichnet wurden, war, wie wir gesehen haben, eine Ausnahme. 

Aber erst 1998 wurden die Reste eines ehemaligen Außenlagers des Frauen-
konzentrationslagers Ravensbrück an der Heegermühler Straße unter Denkmal-
schutz gestellt, einige Steinbaracken am Bahnhof Eisenspalterei.

Ein zweites Außenlager des KZ Ravensbrück gab es in Eberswalde-Finow. Die
unter Denkmalsschutz gestellten Baracken gehören zu einem 1943 im Auftrag der
„Rüstungskommission 3 des Reichsministers für Bewaffnung und Munition“
errichteten Barackenlagers für die Ardeltwerke, einem 1902 gegründeten führen-
den Rüstungskonzern. Frauen und Männer aus der Sowjetunion, Griechenland,
Holland, Dänemark, Frankreich, Ungarn, Luxemburg und Deutschland waren hier
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untergebracht. Die erhaltenen Baracken gehörten wahrscheinlich zu den Mann-
schaftshäusern des Wachpersonals. Nach Kriegsende dienten sie als Versorgungsla-
ger für die Sowjet-Armee. Sie wurden verputzt, umgebaut und teilweise abgerissen.
Nach dem Abzug der Besatzungstruppen ergab sich die Möglichkeit, diese
Zeugnisse der Geschichte unter Schutz zu stellen. 

Nutzer dieser Baracken ist der Verein „EXIL“, ein selbstverwaltetes Jugend- und
Kulturzentrum. Eberswalde war nach der Wiedervereinigung eine Hochburg rechter
Jugendkultur. 1997 gründete sich das „Zentrum für demokratische Kultur, Jugend-
arbeit und Schule e.V.“ 1999 die „Amadeu Antonio Stiftung.“ Unter ihren Dächern
wachsen Projekte, die meist auf eine ganzheitliche Schule und Jugendarbeit zielen,
auf die Stärkung von Minderheiten, auf die Hilfe für Flüchtlinge und Zuwanderer,
auf die Entwicklung demokratischer Haltungen, auf Widerstand gegen jede Form
von Rassismus. 

„EXIL“ hat sich im Februar 2000 gegründet. Die Jugendlichen nutzen die Ba-
racken als Räume für ihre Freizeitarbeit, organisieren Lesungen, Theaterabende,
Diskussionen. Sie sind sich der Bedeutung des Orts sehr bewusst. Sie haben sich mit
der Geschichte der KZ- Außenlager in Eberswalde beschäftigt und möchten ihr Wis-
sen gern in Form einer Ausstellung weitergeben. Die „Ausstellungsinitiativgruppe“
wird bei diesem Vorhaben auch unterstützt vom Institut für Antisemitismusfor-
schung der TU Berlin und, natürlich, von ihrem Nachbarn und Partner, dem Ebers-
walder “Zentrum für demokratische Kultur, Jugendarbeit und Schule“. Dieses Zen-
trum mit seinen festangestellten Mitgliedern, die oft Pädagogen und Sozialarbeiter
sind, ist die wichtigste institutionelle Stütze für „EXIL“. Der Verein hat auch eine
Broschüre mit Beiträgen zur Zwangsarbeit herausgegeben und eine Gedenktafel
installiert, die die Inschrift trug: „AUF DIESEM GELÄNDE BEFAND SICH VON SEP-
TEMBER 1944 BIS APRIL 1945 EIN AUßENLAGER DES KZ RAVENSBRÜCK. HUN-
DERTE FRAUEN AUS VERSCHIEDENEN LÄNDERN EUROPAS LEISTETEN HIER UN-
TER UNMENSCHLICHEN BEDINGUNGEN ZWANGSARBEIT FÜR DIE RÜSTUNGS-
INDUSTRIE.“

Im April 2003 wurde diese Gedenktafel von Unbekannten durch einen Stein
zerstört. Die Mitglieder von „EXIL“ bemühen sich darum, sie zu ersetzen. 

Auch in Strausberg (Märkisch Oderland) arbeiteten seit 1944 in der Munitions-
fabrik mindestens 1500 ausländische Zwangsarbeiter, viele gehörten zu einem Au-
ßenkommando des KZ Sachsenhausen mit Frauen aus dem KZ Ravensbrück. Am
21. April 2002 wurde eine Gedenktafel im Wohnpark Hegermühlengrund an der
Hubertusallee errichtet. An dieser Stelle befand sich das Zwangsarbeiterlager Igel-
pfuhl. Die Anregung zu dieser Gedenktafel kam vom „Verein für Regionalgeschich-
te und Denkmalpflege AKANTHUS“ und von dem Schüler Mirko Wagner, der für
einen Geschichtswettbewerb zu dem Thema recherchierte und auf die Geschichte
der vergessenen Zwangsarbeiter in seiner Heimatstadt Strausberg gestoßen war.
Auf der Tafel steht ein Zitat des holländischen ehemaligen Zwangsarbeiters Pieter
Flanderhijn: „DAMIT NIE VERGESSEN WIRD, DASS JUNGE MENSCHEN FERN
VON IHRER HEIMAT HIER VIEL STUNDEN AM TAG FÜR DAS NS-REGIME
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SCHUFTEN MUSSTEN UND NUR EINEN WUNSCH HATTEN: DIE BEFREIUNG AUS
DIESEM ELEND.“ Gleichzeitig mit der Einweihung der Gedenktafel wurde im Hei-
matmuseum eine Ausstellung zur Zwangsarbeit in Strausberg gezeigt und eine Bro-
schüre erschien. 

In Hennigsdorf (Oberhavel), wo über 15 000 Zwangsarbeiter in 33 Rüstungs-
betrieben arbeiten mussten, erschien ebenfalls im Jahre 2002 eine Dokumentation.
Ihr Autor ist der pensionierte Lehrer Dr. Helmut Fritsch, der sich schon um die Erin-
nerung an die vertriebenen und ermordeten Juden aus Hennigsdorf bemüht hatte.
Er suchte und fand Dokumente über die Zwangsarbeiter, nahm Kontakt zu Überle-
benden auf und sorgte für eine Gedenkstätte. Der Bürgermeister, ein ehemaliger
Schüler von ihm, unterstützte dieses Anliegen. Auf einem ehemaligen Lagergelände
für 8500 Zwangsarbeiter im ehemaligen Grenzgebiet, dessen letzte Reste 1990 ab-
gerissen worden waren, am Walter-Kleinau-Ring zwischen Hennigsdorf und Nie-
derneuendorf, legte man unter dem Asphalt 50 Meter der ehemaligen Lagerstraße
frei und errichtete einen Gedenkstein mit einer Inschriftentafel. An der Einweihung
dieser Gedenkstätte nahmen ehemalige Zwangsarbeiter aus Polen und Tschechien
teil, für die es bewegend war zu erleben, dass man sich an ihr Schicksal und das ihrer
Kameraden in Hennigsdorf erinnert.
Auch anderswo erschienen seit Ende der neunziger Jahre Zeitungsartikel, Broschü-
ren oder ganze Bücher mit regionalgeschichtlichen Studien zur Zwangsarbeit. Das
Schweigen scheint aufgehoben.

Manchmal werden Gedenkzeichen ganz lautlos in die veränderte Landschaft
gesetzt. In Potsdam-Babelsberg, einst ein Zentrum der Rüstungsindustrie, liegen auf
dem Friedhof Goethestrasse in Reihengräbern in der Abteilung XII, Fläche 1, Reihe
1, Zwangsarbeiter. In lieblos geführten Unterlagen aus der DDR waren für diese
Gräber sechs Polen und zwei Franzosen angegeben. Friedhofsmitarbeiter wussten,
dass hier weitaus mehr Zwangsarbeiter liegen. Es gab keinen Gedenkstein. Die
Historikerin Almuth Püschel recherchierte lange über all die vergessenen Zwangsar-
beiterlager in Potsdam, im Jahr 2002 legte sie ein Buch vor. Sie konnte 73 Zwangs-
arbeiterlager für Potsdam nachweisen. 1944 waren 18 000 zivile Zwangarbeiter in
Potsdam im Einsatz, dazu kamen Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge, die in mindes-
tens 65 Betrieben arbeiteten. Almuth Püschel fand heraus, dass die Toten vom
Friedhof Goethestraße in den Arado-Werken arbeiten mussten und am 14. 4. 1945
bei dem Luftangriff auf Potsdam ums Leben kamen, weil sie in ihren Holzbaracken
eingeschlossen waren. Von mehreren recherchierte sie die Namen. 1999 regte sie
bei der Friedhofsverwaltung an, einen Gedenkstein zu setzen. Der wurde 1999 mit
Mitteln der deutschen Kriegsgräberfürsorge errichtet. Seine Inschrift nennt die Na-
men und sie fasst zusammen, was so viele Jahre lang niemand wissen wollte: „MIT
DER DURCHSETZUNG / DER NATIONALSOZIALISTISCHEN / EXPANSIONSPOLI-
TIK WÄHREND / DES ZWEITEN WELTKRIEGES WURDE / DER DEUTSCHEN IN-
DUSTRIE / DER UNGEHINDERTE ZUGRIFF AUF / AUSLÄNDISCHE ARBEITSKRÄF-
TE MÖGLICH, / DIE JE NACH IHREM HERKUNFTSLAND / EINEM
AUSGEKLÜGELTEN SYSTEM / VON SONDERRECHTLICHEN / BESTIMMUNGEN

187



UNTERWORFEN WAREN / MIT DENEN IHRE RECHTE UND / FREIHEITEN BE-
SCHNITTEN WURDEN. / IN DEN POTSDAM-BABELSBERGER / BETRIEBEN MUSS-
TEN AUF DEM / HÖHEPUNKT DES EINSATZES / AUSLÄNDISCHER ARBEITS-
KRÄFTE/ 1943/1944 ETWA 7000 FRAUEN UND / MÄNNER ZWANGSARBEIT
LEISTEN. / DIE MEISTEN DIESER ARBEITSKRÄFTE / KAMEN AUS POLEN, / DEN
LÄNDERN DER SOWJETUNION, / FRANKREICH UND DEN NIEDERLANDEN. /
WÄHREND DES LUFTANGRIFFS AUF DIE / STADT POTDAM IN DER NACHT /
VOM 14. ZUM 15. APRIL 1945 / STARBEN IN BABELSBERG / ANDREJ BOKOLOW;
? FALKOW; LARION FESSEK; HALINA FESSEK; JOSEPH GASCHOW; WLADIMIR
HEGELE; WASSILI KOCZIN; PHILIPP KOJGATSCHUK; ALEXANDER KOLJANETZ;
FEDOR KONAS; DIMITRO KRASSILNIK; NIKOLAI KWASCHKA; ALEXANDER
LIVINSKI; WASIL MARKOW; IWAN MARTSCHUK; PAUL MUCIK; ANTONI
NASSARUK; MICHAEL SASSANOW; KUSMA SCHAMIRUK; PETER SOROKIN;
PHILIPP SORTSCHUK; IWAN TAROTSCHUK; VALENTIN STOGNUSCHENKO;
LANA STOGNUSCHENKO; NINA SYNATOWITSCH; STANISLAUS SZECZESNY / 5
UNBEKANNTE TOTE“. 

Dieser eckige Stein, 108 Zentimeter hoch, 53 Zentimeter breit, bedeutet mehr
als manches riesige Mahnmal. Er gibt den Toten ihre Namen zurück.
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